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Vorbemerkung der Redaktion. 


Der erste Jahrgang seit dem Heimgange Friedbergs hat — 
begreiflicherweise — noch unter Störungen und Schwierigkeiten 
gelitten. Zwar der Abhandlungen-Teil ist in der gewohnten 
Weise abgewickelt worden. Was dagegen die Rubrik „Literatur- 
übersicht“ anlangt, so hat der Unterzeichnete die ältere Litera- 
tur aus dem Nachlasse Friedbergs im 3. Heft des Jahrgangs 
1910 herausgegeben; die neuere Literatur ist im 2. Heft des 
laufenden Jahrgangs von Herrn Prof. Dr. Friedrich bearbeitet 
worden. Vom XXII. Bande ab wird, wie unter Friedberg, 
jedem Hefte eine Abteilung „Literaturübersicht“ beigefügt werden. 
Für die dritte Rubrik der früheren Jahrgänge „Gesetze und 
Aktenstücke* haben die gewonnenen Herren Mitarbeiter für 1911 
Material nicht geliefert. Die mir zugesagten Berichte auswärtiger 
Mitarbeiter sind bis jetzt noch ausgeblieben; ich glaube jedoch 
für 1912 einen besseren Erfolg für diese Rubrik, die ich zu einer 
ständigen und regelmäßigen Ueberschau über die wichtigsten 
kirchenrechtlichen Vorgänge in den großen Kulturstaaten aus- 
bauen möchte, versprechen zu können. 


Die deutsche Literatur, deren Besprechung gewünscht 
wird, ist anHerrn Landgerichtsrat Professor Dr. 
J. Friedrich in Gießen, Johannisstraße 5, die 
französische an Herrn Professor R. G@&nestal 
in Caen (Oalvados) Frankreich, die italienische, 
englische und spanische an Herrn Professor 
salante in Innsbruck, Adolf-Pichlerstraße 10, 
entweder direkt oder durch Vermittlung der Verlagsbuchhand- 
lung J. ©. B. Mohr (Paul Siebeck) in Tübingen zu senden. 


Erlangen, Weihnachten 1911. 
Emil Sehling. 
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Vorwort. 


Emil Friedberg ist am 7. September 1910 gestorben. Er 
hat zusammen mit Dove die Zeitschrift für Kirchenrecht, und 
dann zwanzig Jahre hindurch mit dem Unterzeichneten die Deut- 
sche Zeitschrift für Kirchenrecht redigiert; das dritte Heft des 
Jahrgangs 1910 konnte noch seinen wissenschaftlichen Nachlaß 
verwerten. Mit seinem Tode trat die Frage an Verlag und 
Redaktion heran, ob und wie die Zeitschrift weiter fortzufüh- 
ren Sei. 

Wenn sich der Verleger und der Unterzeichnete zu dieser 
Fortsetzung entschlossen haben, so wurden sie hierzu, außer 
durch zahlreiche Zuschriften aus den Kreisen der Wissenschaft 
und der Praxis, durch die eigene Ueberzeugung von der Notwen- 
digkeit des Fortbestandes der Deutschen Zeitschrift für Kirchen- 

Techt neben dem Archiv für katholisches Kirchenrecht und auch 
Neben der soeben erst eingerichteten kanonistischen Abteilung der 
Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte bestimmt. Wie 
Schon im Vorwort des Jahrgangs 1892 ausgeführt wurde, be- 
tätigt sich die Wissenschaft nicht nur in größeren systemati- 
Schen Werken und Monographien, welche selbständig erscheinen 
können, sondern auch einzelne kleinere Arbeiten müssen geliefert 
werden, die ihren Zweck nur erfüllen können, wenn sie nicht 
zerstreut, bald in dieser, bald in jener juristischen, theologischen 
oder historischen Zeitschrift — denn bei der Eigenart des Kir- 
chenrechts ist diese Zersplitterung mehr zu befürchten als bei 
irgend einer anderen juristischen Disziplin — niedergelegt wer- 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 1. I 
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den, sondern wenn sie auch äußerlich durch das Band einer und 
derselben Zeitschrift zusammengefaßt werden. Daß unsere Zeit- 
schrift neben dem Archive für katholisches Kirchenrecht, dessen 
reicher Inhalt und wissenschaftlicher Charakter im übrigen im 
vollsten Maße anerkannt werden müssen, Existenzberechtigung 
hat, ergibt ja schon der Hinweis auf das Recht der protestan- 
tischen Kirchen. Die neu begründete kanonistische Abteilung 
der Zeitschrift der Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, der 
die Freunde und Vertreter der kanonistischen Wissenschaft nur 
von Herzen Glück und Gedeihen wünschen können, vermag unsere 
Zeitschrift nur in einem kleinen Teile ihrer Aufgaben zu ent- 
lasten. Bei dem unverkennbar stärker hervortretenden Interesse 
für kirchliche Fragen, bei der immer mehr sich steigernden prak- 
tischen Bedeutung der Kirche und ihres Rechts für das öffent- 
liche Leben der (fegenwart ist die Notwendigkeit eines eigenen 
kirchenrechtlichen Organes heute noch mehr gegeben als vor 
zwanzig Jahren. 

Der Charakter der Zeitschrift soll sich nicht ändern. Was 
über ihre Beziehungen zur Wissenschaft, zur Politik, zu Reli- 
gion und Konfession, sowie über die Verantwortlichkeit der Re- 
daktion für den Inhalt der einzelnen Abhandlungen im Vorwort 
des Jahrganges 1892 gesagt worden ist, soll seine Geltung be- 
halten. 

Auch die äußere Ausgestaltung, die sich offenbar bewährt 
hat, wird dieselbe bleiben. Die Einteilung in Abhandlungen, 
Literaturberichte und Aktenstücke soll beibehalten werden, nur 
empfahl sich für die Bearbeitung der letzteren Abteilungen, wel- 
che die außergewöhnliche Arbeitskraft Friedbergs bisher allein 
auf sich genommen hatte, eine Verteilung auf mehrere Schultern. 
Der Unterzeichnete, der die eigentliche Redaktion in Zukunft 
allein führen wird, hat hierzu einen größeren Kreis von ständi- 
gen Mitarbeitern gewonnen. Eine Neuerung soll insofern einge- 
führt werden, als von Zeit zu Zeit kurze Uebersichten über die 
wichtigsten kirchenrechtlichen Vorgänge und Literaturerschei- 


Vorwort. III 


nungen des Auslandes gegeben werden sollen. Es ist uns ge- 
lungen, auch hierfür Mitarbeiter in den wichtigsten außerdeut- 
schen Ländern zu gewinnen. 

Die Zeitschrift für Kirchenrecht tritt jetzt gewissermaßen 
in ihr drittes Stadium ein. Möge ihr auch in diesem ein glück- 
liches Schicksal beschieden sein. — 


Tübingen und Erlangen. 


Der Verlag: | Die Redaktion: 
d. C. B. Mohr. E. Sehling. 
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Il. Abhandlungen. 


Die Konfession der Kinder in Württemberg nach dem 
gegenwärtigen Stand der Gesetzgebung und Recht- 
sprechung. 


Von 


Karl Fauser, Stadtpfarrer in Ravensburg. 


— 


Vorwort. 


Die Arbeit, die ich hiemit der Oeffentlichkeit übergebe, ist ebenso 
aus der amtlichen Praxis wie aus der wissenschaftlichen Beschäftigung 
mit dem Gegenstand hervorgegangen. In den 25 Jahren, während 
deren ich nun in Gemeinden mit überwiegend katholischer Bevölkerung 
meinen Beruf ausübe, habe ich reichlich Gelegenheit gehabt, die 
Schwierigkeiten kennen zu lernen, die sich in gemischten Ehen für die 
Frage nach der Konfession der Kinder ergeben können. Daraus ist 
der Wunsch in mir gereift, die ganze Materie, die mit Beziehung auf 
Württemberg noch nirgends umfassend behandelt worden ist, nach 
allen Gesichtspunkten darzustellen und allen denen, die sich mit diesen 
Fragen zu befassen haben oder sich sonst dafür interessieren, eine 
zweckdienliche Hilfe zu gewähren. 

Für einen Nichtjuristen erscheint das Unternehmen freilich gewagt. 
Aber vielleicht darf ich hoffen, daß die, wie ich glaube, vollständige 
und objektive Darbietung des Stoffs über diese und jene dem Juristen 
auffallenden Mängel der Darstellung hinwegsehen läßt. 

Zunächst habe ich mich bei meiner Arbeit auf das Gebiet der 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 1. 1 
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Konfession der Kinder aus gemischter Ehe beschränken wollen. 
Aber zur Vollständigkeit erschien es mir wünschenswert, die Unter- 
suchung der Frage auf das für Württemberg geltende Recht hinsicht- 
lich der Konfession der Kinder überhaupt, also auch solcher aus 
ungemischter Ehe auszudehnen. 

Zu aufrichtigem Danke verpflichtet fühle ich mich gegenüber einem 
hochangesehenen Juristen unseres Landes, der die große Liebenswür- 
digkeit hatte, das Manuskript einer Durchsicht zu unterziehen. Die 
von diesem Herrn mir gegebenen Belehrungen und Fingerzeige sind 
mir sehr zu statten gekommen. Ebenso danke ich dem ordentlichen 
Professor der Rechte an der Universität Erlangen, Herrn Dr. E. Seh- 
ling, für die Bereitwilligkeit, mit welcher er die Aufnahme der Arbeit 
in der Deutschen Zeitschrift für Kirchenrecht ermöglicht hat. 


Ravensburg, 22. Februar 1911. 
Karl Fauser. 
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I. Reichsrecht und Landesrecht. 
8 


8 1. 

Die landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse Er- ia + 
ziehung der Kinder sind bekanntlich vom Bürgerlichen Gesetz- | | 
buch unberührt geblieben, zur Enttäuschung für weite Kreise. 

Hatte man doch erwartet, dab bei dieser günstigen Gelegenheit 

auch die konfessionelle Erziehungsfrage im BGB. reichsgesetz- 

lich geregelt und damit ein Zustand beseitigt werde, der für die 
Rechtssicherheit innerhalb der einzelnen Bundesstaaten mit ihren 

vielfach entgegengesetzten und häufig unklaren gesetzlichen Be- 
stimmungen auf die Dauer unerträglich geworden zu sein schien !, 

Anfangs bestand diese Hoffnung wohl noch. Der Plancksche 

Entwurf eines Familienrechts enthielt tatsächlich Vorschläge für 

eine einheitliche reichsgesetzliche Regelung des Rechts der reli- | 
giösen Erziehung. Aber in den Kommissionen wurde die Auf- 

nahme von dahingehenden Vorschriften in das BGB. abgelehnt, 

wenn auch zugegeben wurde, daß die Buntheit der in den ein- 

zelnen Landesgebieten geltenden Grundsätze eine einheitliche 
Normierung wünschenswert erscheinen lasse. Als Ablehnungs- 
grund wurde in erster Linie geltend gemacht, daß die landes- 
gesetzlichen Bestimmungen vorwiegend dem öffentlichen Recht, 

nämlich dem interkonfessionellen Kirchenstaatsrecht angehören, 


ed te en nr urn Su 


die Regelung dieser Materie mithin die Kompetenz der Reichs- 
kommission für das BGB. überschreite. Sodann, und sicherlich 
noch mehr, fürchtete man, jede Regelung, wie sie auch versucht 
werden möge, würde zur lebhaftesten Erörterung der in dieser 


a nl, 


' „Ein dringender Notstand forderte die reichsgesetzliche einheitliche 
Regelung, ... die Kommission hätte die gesamte Materie einheitlich für 
Deutschland regeln sollen, wie sie tatsächlich schon mehrfach in dieselbe 
. 8esetzgeberisch eingegriffen hatte“, sagt zusammenfassend Sehling, Die 
religiöse Erziehung der Kinder u. d. Entwurf eines bürg. Gesetzbuches f. d. 
Deutsche Reich, Leipzig 1891, S. 20. 


my 
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Richtung zwischen den Konfessionen bestehenden gegensätzlichen 
Verschiedenheiten führen. Daraus aber könne sich leicht eine 
Gefahr für das Zustandekommen der Kodifikation selbst ergeben, 
die um so weniger zu unterschätzen sei, als aus der ablehnen- 
den Stellung der Bundesregierungen sich ergebe, daß sie in dem 
Rechtszustande der einzelnen Territorien ein dringendes Bedürf- 
nis für reichsgesetzliche Normierung nicht finden. 

Diese Auffassung ist durchgedrungen. Artikel 134 des Ein- 
führungsgesetzes zum BGB. bestimmt : | 

„Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vorschriften über 
die religiöse Erziehung der Kinder“, und nach Art. 3 des EG. 
zum BGB. ist den Bundesstaaten die Befugnis gewährt, nach 
Bedarf auf dem Wege der Landesgesetzgebung neue Be- 
stimmungen über die religiöse Erziehung der Kinder zu erlassen 
und die seitherigen zu ergänzen. Dadurch war für die Zukunft 
die Möglichkeit einer noch weitergehenden Differenz der Geset- 
zesvorschriften in den einzelnen Bundesstaaten gegeben und das 
Ziel der Vereinheitlichung des Rechts auf diesem Gebiet in noch 
größere Ferne gerückt. In der Tat hat die Ausführungsgesetz- 


 gebung zum BGB. in einer Reihe von Staaten dahin geführt, 


die religiöse Erziehungsfrage zu behandeln, nicht bloß in solchen, 
in welchen bis dahin überhaupt noch keine besonderen Gesetze 
über diesen Gegenstand erlassen worden waren. Aber fast über- 
all ist dabei das Bestreben zutage getreten, diese neuen Bestim- 
mungenin Uebereinstimmung mitden Grundsätzen 
des BGB. zu bringen. | 

Zudem gelten in denjenigen deutschen Staaten, welche vor 
Inkrafttreten des BGB. überhaupt noch keine gesetzlichen Vor- 
schriften über die religiöse Kindererziehung gekannt und auch 
seitdem von dem Rechte, landesgesetzliche Bestimmungen zu er- 
lassen, keinen Gebrauch gemacht haben, jetzt für alle Ehen, ge- 
mischte und ungemischte, und für alle Kinder, eheliche, unehe- 
liche usw., die Normen des BGB. an Stelle der früher gültigen 
Bestimmungen des gemeinen Rechts, insolange als nicht auch ın 
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diesen Territorien Landesgesetze erlassen werden. 


Aber auch noch von einem anderen Gesichtspunkt aus hat 


das BGB. einer künftigen einheitlichen Reichsgesetzgebung über 
die religiöse Erziehung der Kinder vorgearbeitet. Zwar für die 
Auslegung älterer Rechtsnormen darf das neue Recht nicht 
verwertet werden. Für die Auslegung ist vielmehr der Rechts- 
zustand zur Zeit der Erlassung der Norm wichtig und wesent- 
lich. Für die Frage z. B., auf welche Ehen sich die früher ge- 
gebenen und nach Art. 134 EG.z.BGB. noch fortbestehenden Vor- 
schriften über die religiöse Kindererziehung beziehen, sind die 
damaligen Verhältnisse ins Auge zu fassen. Dagegen gilt 
das neue Recht für alle die Rechtsfragen, die in dem betreffen- 
den Landesgesetz entweder gar nicht geregelt sind oder hinsicht- 
lich deren das betr. Landesgesetz nicht ausdrücklich das bis- 
herige, sondern das jeweilig geltende bürgerliche Recht im Auge 
hatte. So sind z. B. da, wo der Begriff „väterliche Gewalt“ für 
die Anwendung des Landesrechts über religiöse Erziehung oder 
seine Nichtanwendung in Betracht kommt, nunmehr die jetzigen 
Rechtssätze über „elterliche Gewalt“ des Vaters getreten. Aus 
dieser Möglichkeit und Notwendigkeit, die allgemeinen Grundsätze 
der älteren liandesrechte im Zweifel aus den Rechtsvorschriften des 
BGB. zu ergänzen, ergibt sich, daß letzteres in der Tat schon 
jetzt für die Frage der religiösen Kindererziehung von größter 
Wichtigkeit ist. Wenn im Verlauf des ersten Jahrzehnts seit 
der Gültigkeit des BGB. die Zahl der strittigen Fälle aus die- 
sem Rechtsgebiet, welche von den ordentlichen Gerichten zu ent- 
scheiden waren, ganz bedeutend gestiegen ist, so erklärt sich 
diese Erscheinung nicht bloß aus allgemeinen Gründen, wie Zu- 
nahme der Mischehen bei gleichzeitiger Verschärfung der kon- 
fessionellen Gegensätze, sondern vor allem auch aus der Tat- 
sache, daß das BGB. zur Lösung solcher Streitfragen jetzt Hand- 
haben bietet, wie sie früher so reichlich und wirksam nicht zur 
Verfügung gestanden waren. 

Damit will keineswegs geleugnet sein, daß, solange die Lan- 
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desgesetze der einzelnen Bundesstaaten unter sich oder mit den 
Grundsätzen des BGB. im Widerspruch stehen, wie dies bei 
einer Menge von Einzelbestimmungen tatsächlich zutrifft !, die 
Rechtsunsicherheit auf diesem Gebiet fortbestehen und die Mög- 
lichkeit der verwickeltsten Streitfragen in sich schließen wird, 
bis schließlich doch die Einsicht allgemein durchdringt, daß eine 
befriedigende einheitliche Lösung aller dieser Fragen nur auf 
dem Wege der Reichsgesetzgebung herbeigeführt werden kann. 

Darum ist es im Grunde gar nicht wünschenswert, daß erst 
noch die Landesgesetzgebung zur völligen Neuordnung 
dieser Materie in Bewegung gesetzt werde. Es könnte dadurch 
die Aussicht auf die anzustrebende einheitliche Reichsrege- 
lung in noch weitere Ferne gerückt werden. Vorerst dürfte es 
genügen, durch Ergänzung der seitherigen landesgesetzlichen 
Bestimmungen wenigstens diejenigen Punkte klarzustellen, die 
wegen ihrer Unvollständigkeit seither eine verschiedene Rechts- 
auslegung zugelassen und damit häufig den Anlaß zu Streitig- 
keiten gegeben haben. 

In dieser Richtung liegt auch, was hinsichtlich einer ver- 
bessernden Durchsicht der seitherigen gesetzlichen Vorschriften 
in Württemberg anzustreben und zu erwarten ist. Schon 
im Frühjahr 1905 (vgl. Staatsanzeiger für Württ. vom 8. Mai 
1905) hat der Staatsminister des Kirchen- und Schulwesens in 
der Abgeordnetenkammer erklärt, anläßlich des Ausführungsge- 
setzes zum BGB. habe sich die Kgl. Regierung die Frage vorge- 
legt, ob nicht ein Gesetz über die religiöse Kindererziehung ver- 
abschiedet werden solle. Im Interesse des rechtzeitigen Zustande- 
kommens des Ausführungsgesetzes habe man damals von der Be- 
handlung dieser Materie Abstand genommen. Doch : die Frage 
sei angeregt und ein Gesetzesentwurf schon im Jahre 1899 vom 


ı Nachgewiesen z. B. bei Sehling, Die relig. Erziehung der Kinder u. 
der Entwurf eines bürg. Gesetzbuches f. d. Deutsche Reich, 1891, Schmid, 
Die Konfession der Kinder S. 482 f., Kahl, Die Konfession der Kinder 
S. 31 ff, Güttler, Die relig. Kindererziehung, 8. 277 ff, 
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Justizministerium vorbereitet worden !. Ausschlaggebend für die 
Unterlassung der weiteren Behandlung sei die Erkenntnis ge- 
wesen, daß die einer Einigung über diese Angelegenheit ent- 
gegenstehenden Schwierigkeiten größer seien, als die in dieser 
Beziehung bis jetzt zutage getretenen Mißstände. 

Zuzugeben ist, daß abgesehen von einigen der Auslegung 
und Ergänzung durch Landesgesetz bedürfenden Punkte das 
gegenwärtige württembergische Recht keine so bedeutenden 
Schwierigkeiten ‚bietet, daß nicht vorerst noch damit auszukom- 
men wäre. 

Denn das darf man sich nicht verhehlen: ein von Grund 
aus neues Landesgesetz über die religiöse Erziehung der Kinder 
müßte ganze Arbeit tun, dürfte sich nicht wie bis jetzt auf 
de gemischten Ehen allein beschränken, könnte nicht an 
den vielen hochwichtigen, diesem Gebiet angehörenden grund- 
sätzlichen Fragen bloß darum vorübergehen, weil deren Behand- 
lung und Beratung eine tiefgehende Meinungsverschiedenheit un- 
ter den politischen Parteien und die ganze prinzipielle Differenz 
in der Auffassung des Rechts auf die Kindererziehung zwischen 
der evangelischen und der katholischen Kirche mit Sicherheit zu- 
tage fördern würde. Aber angesichts der infolge davon unausbleib- 
lichen Erregung der Geister im politischen und konfessionellen 
Leben würde es sich doch fragen, ob der erhoffte Gewinn im 
richtigen Verhältnisse zu diesen Schwierigkeiten stünde, zumal 
wenn man bedenkt, daß dieses neue Landesgesetz über kurz oder 
lang durch das auf die Dauer doch nicht zu entbehrende Deutsche 
Reichsgesetz wieder aufgehoben würde. 

Um so mehr ergibt sich für alle die, welche in den Fall 
kommen können, sich amtlich mit diesen Fragen beschäftigen zu 
müssen, die Notwendigkeit, sich über das gegenwärtig in Württem- 
berg geltende Recht, über seine praktische Anwendung und seine 


ı Hiemit stimmt überein die Erklärung des Staatsministers der Justiz 
in der Kommission der Abg.Kammer bei Beratung des Württ. Ausführ.Ges. 
z. BGB. (Nieder, Das Württ. Ausf.Ges. z. BGB., S. 154. i. Zu Ziff. 12.) 


\ 
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durch Entscheidungen der ordentlichen Gerichte herbeigeführte 
Auslegung genau zu unterrichten, insbesondere auch diejenigen 
Punkte sich zu vergegenwärtigen, hinsichtlich deren gemäß Art. 4 
des EG. zum BGB. die im seitherigen und jetzt noch geltenden 
Württembergischen Landesgesetz vorausgesetzten allgemeinen 
(Grundsätze ihre Ergänzung und Richtigstellung nunmehr aus 
dem BGB. gefunden haben. 


II. Unterscheidungsjahre. BegriffundRechts- 
stand. 


82. 


Das religiöse Erziehungsrecht der Eltern oder ihrer 
gesetzlichen Vertreter deckt sich nicht mit der elterlichen Ge- 
walt überhaupt. Seit dem Westfälischen Frieden ist im Gebiet 
des Deutschen Reichs eine Person berechtigt, mit dem Eintritt 
in die sogenannten Unterscheidungs-oderDiskretions- 
jahre sich über die Zugehörigkeit zu der einen oder anderen 
Religionsgemeinschaft selbständig zu entscheiden. Die Rechts- 
sphäre der staatlichen Einwirkung auf die religiöse Erziehung 
der Kinder und damit auf die Konfessionsbestimmung erstreckt 
sich nur bis zu dem Zeitpunkt, da das Kind in das Unter- 
scheidungsalter eingetreten ist und das religiöse Selbstbestim- 
mungsrecht erlangt hat. Im Württembergischen Religionsedikt 
vom Jahr 1806 Z. VI ist dieser Grundsatz für die Kinder aus 
gemischten Ehen ausdrücklich anerkannt. Er gilt aber naclı ge- 
meinem deutschem Recht auch für die Kinder aus allen anderen 
Ehen. Eine reichsgesetzliche Regelung ist im BGB. nicht er- 
folgt. (Art. 134 und Art. 3 EG.BGB.) 

Im Unterschied von den meisten anderen Landesrechten, in 
welchen die Grenze für den Beginn der Unterscheidungsjahre 
ausdrücklich, wenn auch sehr verschieden festgesetzt ist, ist 
über den Zeitpunkt, mit welchem das religiöse Selbst- 


1 Kahl, Konfess. der Kinder, $. 70, Anm. 78. Sehling a. a. O. 8. 54, 
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bestimmungsrecht der Kinder beginnt, in Württemberg 
gesetzlich nichts normiert. — Lange Zeit standen 
zwei Ansichten einander gegenüber, von welchen die eine von 
den staatlichen Behörden, die andere von den namhaftesten 
Lehrern des württembergischen Privatrechts vertreten war. Es 
handelte sich in diesem Streit um die Frage, ob für die Aus- 
legung des Begriffs „Unterscheidungsjahre“ die Kgl. Verordnung 
vom 15. Aug. 1817, die gesetzlichen Bestimmungen über die 
Auswanderung betreffend (RegBl. 1817, S. 403) oder der Er- 
laß der Ministerien des Innern und des Kirchen- und Schul- 
wesens an das Evang. Konsistorium vom 14. Sept. 1826, Z. 2 
(Ergänzungsband z. RegBl. 1838, S. 332 fi.) das Richtige ge- 
troffen habe. 

In der Kgl. Verordnung vom 15. Aug. 1817 sind die Unter- 
scheidungs- oder Diskretionsjahre für die Auswandererkinder 
dahin erläutert, daß dieselben bei Söhnen mit dem zurück- 
gelegten 16., bei Töchtern mit dem vollendeten 14. Jahre be- 
ginnen. 

Die Mehrzahl der Rechtslehrer ! hielt an der Ansicht fest, 
daß durch diese zweifellos mit formeller Gesetzeskraft ausge- 
stattete Kgl. Verordnung eine klare Rechtsnorm aufgestellt sei, 
die auch der historischen Entwicklung des auf die Religionswahl 
bezüglichen Rechts in Deutschland wie in Württemberg ent- 
spreche. Auch mehrere frühere gerichtliche Entscheidungen 
sind dieser Ansicht beigetreten, z. B. im Jahre 1885 ein Urteil 
des Landgerichts Tübingen °. 

Im Widerspruche damit nahm der Erlaß des Ministeriums 
des Innern und des Kirchen- und Schulwesens vom 14. Sept. 1826 


an, „daß das Religionsedikt unter den Unterscheidungsjahren 


ı Eine eingehende Untersuchung der Streitfrage mit reichem Material 
bietet Gaupp in s. Abhandlg. „Die Diskretionsjahre“, WürttZ. 1887, 29. Jahrg. 
S. 16—27, 49—64. 

? WürttZ. Bd. 26, S. 49. 64. 122. Lang, Personenrecht $ 78, vgl. WürttJ. 
1909, S. 14 ft. 
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ein Alter von 14 Jahren verstehe“ und berief sich dafür auf 
die das Alter für die Konfirmation und für die erstmalige Teil- 
nahme an der Kommunion normierenden Gesetze, sowie auf einen 
Beschluß des vormaligen Corpus Evangelicorum vom 22. April 1752. 

Gegen diesen Ministerialerlaß, dessen Fassung ohnehin keine 
glückliche genannt werden kann', ist zweifellos mit Recht ein- 
gewendet worden, daß kirchliche Gesetze über die Zeit- 
bestimmung der Konfirmation und der Erstkommunion für ein 
Staatsgesetz über den Eintritt des religiösen Selbstbestim- 


mungsrechts unmöglich maßgebend sein können, sowie daß eine 


Einigung über diese Frage unter den vormaligen evangelischen 
und katholischen Reichsständen im Laufe des 18. Jahrhunderts 
überhaupt nicht zustande gekommen sei. 

Umgekehrt wurde zugunsten des Ministerialerlasses gel- 
tend gemacht, daß in der langjährigen gleichförmigen Uebung 
der Behörden des Kultdepartements, welche den Termin der 
religiösen Unterscheidungsjahre gleichmäßig für Knaben und 
Mädchen auf das angetretene 14. Lebensjahr setzen, 
eine allgemeine Rechtsauslegung des Volkes über den Eintritt 
der Unterscheidungsjahre zum Ausdruck gebracht worden sei, 
wofür jene Behörden sich als die berufenen Organe darstellen, 
da vorzugsweise von ihnen die den Konfessionswechsel betreffen- 
den bürgerlichen Rechtsvorschriften anzuwenden seien. Es sei 
also im der fraglichen Richtung ein Gewohnheitsrecht anzuer- 
kennen ?, wogegen in der Kgl. Verordnung betreffend die Aus- 
wanderungen die Festsetzung der Unterscheidungsjahre eben nur 
auf diesen speziellen Fall Bezug nehme. 

Tatsächlich haben sich in Uebereinstimmung mit dem Mini- 
sterium des Kirchen- und Schulwesens die Staatskirchenbehörden, 


“ das Evangelische Konsistorium und der Katholische Kirchenrat, 


nach feststehender Uebung der im Ministerialerlaß vom 14. Sept. 


1 Zugegeben auch von Kern, der im übrigen den Standpunkt des zit. 
Min.Erlasses vertritt, in WürttZ. 1837, Jahrg. 29, S. 224. 
2 Württ2. 1886, 28. Jahrg. 8. 176 fi. 
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1826 enthaltenen Auslegung angeschlossen, und sie halten in 
gegenseitiger Uebereinkunft auch jetzt noch an dieser 
Praxis fest, wonach der Eintritt der Unterschei- 
dungsjahre für beide Geschlechter gleich- 
mäßigmit dem zurückgelegten 13. Lebensjahr 
erfolgt!. Nach einer Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts vom 28. Juni 1906? „muß diese Praxis der 
obersten Kirchenbehörden mangels gesetz- 
licher Bestimmungen als maßgebend ange- 
nommen werden“. 

Dies trıfft um so mehr zu, als durch Art. 283 Z. 14 des 
Württembergischen Ausführungsgesetzes zum BGB. die Kgl. Ver- 
ordnung vom 15. Aug. 1817 betreffend die gesetzlichen Be- 
stimmungen über die Auswanderungen ausdrücklich auf- 
gehoben und damit die aus 8$ 17 und 18 dieser Verordnung 
entstandene Meinungsverschiedenheit zwischen den Rechtsge- 
lehrten einer-, und den staatlichen und kirchlichen Behörden 
andererseits hinfällig geworden ist?. 

Einem künftigen Reichs- oder Landesge- 
setz wird es vorbehalten bleiben, über diese 
Frage endgültig eine gesetzliche Norm fest- 
zusetzen. 


Nach dem Toleranzantrag des Zentrums v. J. 1900 sollte dem 
Kinde schon nach beendetem 12. Lebensjahr die Ent- 
scheidung über sein religiöses Bekenntnis zustehen. Die Kom- 
missionsbeschlüsse des Reichstags, die aber bekanntlich nicht Ge- 
setz geworden sind, haben mit Zustimmung des Zentrums dafür 
das 14. Lebensjahr eingesetzt (s. Hieber, Der Toleranzantrag des 
Zentrums, 1901). — Kahl, „Die Konf. der Kinder aus gemischter 
Ehe“, 1895, S. 20, hält das 16. Lebensjahr für die angemessenste 


"IV. Landessynode Prot. S. 184. Steinheil, Kirchengemeindegesetz 
S. 244 u. 288; Kiene, Zwangserziehung Minderjähriger 8. 73. 

° II. Zivilsenat,. WürttJ. 1909, Bd. 21 8. 14 fi.; WürttZ. 1908, 50. Jahrg. 
S. 332 f. 

°” Hienach sind die Ausführungen bei Schmidt, Die Konfession der Kin- 
der 1890, 8. 383 ff., unhaltbar, und die Angabe bei Güttler, Die relig. Kin: 
dererziehung im Deutschen Reich, 1908, S. 149 unzutreffend. 
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Grenze. „Das Alter des religiösen Selbstbestimmungsrechts sollte 
nicht unmittelbar mit dem Durchschnittsalter der Konfirmation 
(14. Jahr) zusammentreffen. Die bis dahin mehr als theoretischer 
Besitzstand erworbene religiöse Erkenntnis soll erst einigermaßen 
in der Schule der Erfahrung sich bewährt oder nicht bewährt 
haben, ehe sie sich im Reclt des Konfessionswechsels oder des 
Austrittes betätigen darf. Die Gewissensfreiheit des Kindes sei 
nicht genügend geschützt, wenn ihr Gebrauch staatlich schon in 
einem Alter gestattet und anerkannt wird, in welchem das Kind 
infolge seiner intellektuellen und ökonomischen Unselbständigkeit 
überwiegend noch fremder Beeinflussung ausgesetzt ist. Ueber das 
vollendete 16. Lebensjahr aber sollte man schon aus dem Grunde 
nicht gehen, weil mit ihm die Ehemündigkeit des weiblichen Ge- 
schlechts beginnt.“ Sehling, Die religiöse Erziehung der 
Kinder, S. 54 tritt auch dafür ein, daß das Alter nicht zu niedrig 
gegriffen werden dürfe, wie es wohl bei 14 Jahren der Fall wäre. 
Nichtsdestoweniger erscheint ihm dieser Termin aus manchen höchst 
beachtenswerten Gründen empfehlenswert. 

Während in der Praxis, wie oben ausgeführt, zwischen den 
evangelischen und katholischen Staatskirchenbehörden in Württem- 
berg Uebereinstimmung besteht und gemeinsam das vollendete 
13. Lebensjahr als die Zeit des Eintritts in das Unterscheidungs- 
alter angenommen wird, hat die katholische Kirche in 
ihrer Lehre ein Diskretionsjahr im Sinne eines generell bestimm- 
ten Termins für die Religionswahl niemals anerkannt. Sie gesteht 
überhaupt keinem Getauften das Recht zu, durch freie Wahl aus 
der Kirche aus- und zu einem anderen Glaubensbekenntnis über- 
zutreten !. Hinsichtlich der Aufnahme in die Kirche stimmen 
die Kanonisten in dem Grundsatz überein, daß jeder angenom- 
men werden müsse, sofern er nur das jede Handlungsfähigkeit be- 
dingende 7. Lebensjahr zurückgelegt habe und die nötige Kennt- 
nis der Lehre und den festen Willen des Eintritts besitze, was 
nach den Umständen des konkreten Falles, nach der sogenannten 
individuellen Reife beurteilt werden müsse (Gaupp, WürttZ. 1887, 
29. Jahrg. S. 19). 

Diese Forderung ist vom absoluten Standpunkt der Katholi- 
zität aus durchaus konsequent, aber mit den wirklichen Verhält- 
nissen, mit dem gleichberechtigten Nebeneinanderbestehen der Kon- 
fessionen unvereinbar. 

Der Unterschied, der in Württemberg katholischerseits zwi- 
schen der staatskirchenrechtlichen und der rein kirchlichen Auf- 
fassung über den Eintritt in das Unterscheidungsalter besteht, ist 


wa ee a en, 


! Saegmüller, Lehrbuch des katlı. Kirchenrechts $ 113, S. 423. 
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neuerdings wieder zutage getreten anläßlich der vom Bischof von 
Rottenburg erlassenen Ausführungsbestimmungen zu dem auf Be- 
fehl des Papstes ergangenen „Dekret der heiligen Kongregation 
der Sakramente* Quam singulari vom 8. August 1910. Während, 
wie oben ausgeführt, der Kgl. Kath. Kirchenrat das vollendete 
13. Lebensjahr als Eintritt in das Unterscheidungsalter anerkennt, 
ist kirchlicherseits gemäß bischöflichem Erlaß vom 3. Febr. 1911 
für die Diözese Rottenburg als Normaljahr für den Eintritt in das 
Unterscheidungsalter und damit für die Erstkommunion der Kinder 
vorerst das 11. Lebensjahr festgesetzt worden. Ein Einfluß 
aut den Termin des bürgerlichen Diskretionsjahrs kann die- 
sen neuen kirchlichen Vorschriften hinsichtlich des Alters der Erst- 
kommunikanten und des Eintritts in annum discretionis nicht 
zukommen. Im Fastenhirtenbrief der am Grabe des h. Bonifatius 
zu Fulda versammelten Erzbischöfe und Bischöfe vom 13. Dez. 
1910 ist im Anschlusse an das Dekret Quam singulari u. a. vor- 
erst folgende Anordnung getroffen: 3. „Da der Eintritt in das 
Unterscheidungsalter von vielen Umständen abhängig ist, die in 
den einzelnen Diözesen verschieden sind, bleibt nach der Absicht 
des heiligen Vaters den Bischöfen über den Beginn des Vorbe- 
reitungsunterrichts die nähere Bestimmung überlassen.“ Und in 


der Instruktion der Fuldaer Bischofskonferenz zum Dekret Quam 


singulari ist ausdrücklich gesagt (sub II) hinsichtlich der Bestim- 
mung des annus discretionis: „Das Dekret Quam singulari will das 
Alter der Erstkommunion nicht absolut zahlenmäßig festlegen, auch 
nicht für alle Kinder unterschiedslos ein bestimmtes Jahr ansetzen, 
sondern gibt Anleitung dafür, wie die Eltern und Geistlichen bei 
Ermittlung des richtigen Alters des einzelnen Kindes verfahren 
sollen. Die Geistlichen wissen selbst genügend, wie außerordent- 
lich verschieden die Begabung und Entwicklung der Kinder so- 
wohl in den verschiedenen Ländern, wie auch bei den Kindern 
desselben Ortes, ja selbst in derselben Familie ist. Daher sind die 
Eltern darüber aufzuklären, daß eine schematische Bestimmung der 
Altersgrenze untunlich ist.“ Sodann (sub VI): „Dem milden Geiste 
der Kirche entspricht es, auf einem so tief innerlichen, zarter 
Rücksicht würdigen Gebiete unter verständiger Beurteilung aller 
Verhältnisse vorzugehen. Von Zwangsmaßregeln gegen Eltern oder 
Kinder kann daher nicht die Rede sein.“ 

Nach dieser Auslegung des päpstlichen Dekrets, welcher sich 
auch der Bischof von Rottenburg angeschlossen hat, fehlt es an 
mer allgemein bindenden Bestimmung des annus discretionis. Es 
ist dem Ermessen des Geistlichen und den Wünschen der Eltern 
ein weiter Spielraum gelassen. Nur soll, nicht muß als Normal- 
Jahr für die Diözese Rottenburg vorerst das elfte Lebensjahr 
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gelten. Nicht zu übersehen ist, daß die katholische Kirche in 
Württemberg, wenn sie aus dem päpstlichen Dekret „Quam sin- 
gulari* die Herabsetzung des religiösen Selbstbestimmungsalters 
vom 13. Lebensjahr auf ein früheres, „vorerst“ auf das 11., auch 
staatskirchenrechtlich für sich in Anspruch nehmen wollte, den 
Kindern ihrer Konfession den Austritt aus der katholischen Kirche 
und den Uebertritt zur evangelischen Konfession früher ermög- 
lichen würde als dies umgekehrt bei evangelischen Kindern der Fall 
wäre, hinsichtlich deren es beim vollendeten 13. Lebensjahr ver- 
bliebe. 

Dies wäre nicht im Interesse der katholischen Kirche, und 
schon deshalb wird von ihr selbst diese Konsequenz abgelehnt 
werden. | 


u 


II. Begriffder gemischten Ehenachdem 
Religionsedikt. 


8 3. 


Ein Landesgesetz über die religiöse Kindererziehung über- 
haupt gibt es in Württemberg nicht. Die Regelung im Re- 
ligionsedikt Ziffer VI betrifft nur „die Ehe mit einer Person, 
die einer anderen christlichen Konfession zu- 
getan ist“. 

Voraussetzung ist also, daß die Eheleute nicht überhaupt 
in gemischter Ehe leben, sondern daß sie verschiedenen christ- 
lichen Bekenntnissen angehören. Damit scheiden die Ehen 
zwischen Angehörigen einer nichtchristlichen, z. B. israelitischen, 
und einer christlichen Religionsgesellschaft, sowie die Ehen 
zwischen einem Religionslosen und dem Angehörigen einer der 
christlichen Kirchen von selbst aus. Genauer gesagt sind unter 
den christlichen Konfessionen im Sinne des Religionsedikts nur 
die Angehörigen „der bisher aufgenommenen christlichen Re- 
ligionspartien“ (Satz 1), „der beiden protestantischen und der 
katholischen Konfession“ (Z. I) zu verstehen. 

In der Gegenwart kommen tatsächlich nur noch die beiden 
großen in Württemberg bestehenden christlichen Kirchengemein- 
schaften in Betracht, die evangelische und die römisch- 
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katholische Kirche. Zur Zeit des Religionsedikts vom 
Jahre 1806 war allerdings daneben noch das reformierte Be- 
kenntnis berücksichtigt, das damals ın einer kleinen Zahl von 
Gemeinden vertreten war. Vom früheren Religionsedikt vom 
14. Febr. 1803 an bis zur Verordnung der Verfassungsurkunde 
vom 25. Sept. 1819 ($ 70) ist in den Königlichen Dekreten 
regelmäßig von den drei im Königreich bestehenden Konfes- 
sionen oder Religionspartien die Rede, der evangelisch-luthe- 
rischen, der reformierten (oder „den beiden protestantischen“) 
und der katholischen, d. h. römisch-katholischen !. Aber seit- 
dem zufolge Kgl. Dekrets vom 6. Okt. 1820, betreffend die Ver- 
einigung der Reformierten mit den Augsburger Religionsver- 
wandten, im 3. Jahrzehnt des 19. Jahrhunderts die reformierten 
Gemeinden der evangelisch-lutherischen Landeskirche einverleibt 
worden sind ?, ist dietatsächlich ganz unwesentliche Unterscheidung 


und Gliederung innerhalb des Protestantismus praktisch kaum 


mehr in Betracht zu ziehen. 
Grundsätzlich aber, soweit der Unterschied zwischen luthe- 
risch und reformiert noch bestände, wäre auf derartig gemischte 
Ehen das Religionsedikt anzuwenden. 
Die Israeliten ® sowie die Dissidenten ‘, d. h. Personen, die 


ı Vgl. „Sammlung sämtl. Gesetze und Verordnungen über die gegen- 


' seitigen Verhältnisse der Protest. u. Kathol. in Württ.“ 1845, S. 1 Anm.: 
' „Unter den drei christl. Religionspartien ist die lutherische, reformierte 
und katholische Religionspartie, nicht die protestantische, katholische und 


griechische zu verstehen“. 

2 Kolb in Württ. Kirchengeschichte S. 641. Nur die reformierte Ge- 
meinde in Stuttgart hat sich 1848 wieder getrennt. 

® Die Glieder der israelitischen Religionsgemeinschaft gehören nicht 
zu den Dissidenten, sondern zu einer der vom Staate als öffentliche Kör- 
perschaften anerkannten Kirchen, zu der israelitischen Landeskirche, deren 


: Rechtsverhältnisse durch das Israelitengesetz vom 25. April 1828 geregelt 


sind, neuerdings aber in einem den Ständen zur Beratung vorgelegten Ge- 
setzesentwurf, betr. die israelitische Religionsgemeinschaft neu geordnet 
werden sollen: s. Rede des Herrn Staatsministers des K.- u. Schulwesens 
von Fleischhauer in der Beil. z. Staatsanz. f. Württ. Nro. 18, 1911. 

* „Die religiösen Dissidenten im Lande sind diejenigen Personen, wel- 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI, 1. 2 
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in gültiger Weise keiner der anerkannten Religionsgemein- 
schaften (z. B. den Sekten) oder überhaupt keiner Religions- 
gemeinschaft angehören, sind im Religionsedikt nicht berück- 
sichtigt. Daß den Dissidenten in diesem Sinne auch die Be- 
kenner des griechischen Glaubens, sowie die Deutsch-Katholiken 
und die Altkatholiken zuzurechnen sind, kann keinem Zweifel 
unterliegen. 

Die Religion der Kinder aus allen diesen Ehen, sei es, daß 
beide Ehegatten etwa der israelitischen Religion, einer Sekte 
oder den Religionslosen angehören, oder daß der eine Teil 
einem der drei christlichen Bekenntnisse zugehört, und der 
andere den Israeliten oder einer der Dissidentengruppen zuzu- 
rechnen ist, richtet sich also nicht nach den Bestimmungen des 
Religionsedikts, sondern nach den Grundsätzen des gemeinen 
Rechts, d. h. jetzt nach den Vorschriften des BGB. !. 

Eine ausdehnende Auslegung des Religionsedikts, bei der 
ohnehin die Grenze schwer einzuhalten wäre, verbietet sich durch 
den Inhalt desselben als einer für besondere und bestimmte Ver- 
hältnisse geschaffenen Rechtsnorm. 

Auch Kahl, Die Konfession der Kinder aus gemischter Ehe 
S. 17 empfiehlt den Begriff „Gemischte Ehe“ nicht weiter zu 
fassen als unbedingt geboten ist. „Das Gebiet des allgemeinen 
Erziehungsrechts ist nicht weiter einzuschränken als absolut 
notwendig ist. Man muß die Sache nicht komplizieren, sondern 
so einfach als möglich gestalten.“ — 

Fälle, bei denen es sich um die Frage gehandelt hätte, ob 
die Bestimmungen des Religionsedikts auch auf die Dissidenten 


che außerhalb der vom Staat als öffentliche Korporationen anerkannten 
Religionsgesellschaften stehen“: so in dem Begleitvortrag des dama- 
ligen Kultministers zum Gesetz vom Jahre 1864 über die bürgerlichen 
Verhältnisse der Israeliten. „Religiöse Dissidentenvereine sind solche Reli- 
gionsvereine, die außerhalb der öffentlich anerkannten großen Kirchenge- 
meinschaften stehen“: so in der Rede des gegenwärtigen Kultministers, 
s. S. 17, Anm. 3. 
! Unten S. 111 ff. 
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anwendbar seien, waren seither nicht bekannt, auch dem Evan- 
gelischen Konsistorium nicht. Nur aus dem Jahre 1857 ist bei 
Werner und Süßkind Repert. II, 8. 61, Nr. 36, 37 ein Fall 
mitgeteilt, wo das Konsistorium und das Ministerium unter 
Berufung aufdasReligionsedikt einer zu den Neu- 
kirchlichen (Nazarenern) übergegangenen Witwe den Kon- 
fessionswechsel des Kindes und die Wegnahme aus 
der evangelischen Schule verbieten. Doch diese Ausdeh- 
nung des Religionsedikts ist anfechtbar. Erst in 
neuester Zeit hat das OLG. Anlaß gehabt, über die Frage zu 
entscheiden, auf welche Ehen die Vorschriften des Religions- 
edikts anzuwenden, beziehungsweise zu beschränken sind (Urteil I. 
ZivSen. vom 23. Nov. 1910)1. Die Ehe, um die es sich handelt, 
war eine ungemischte evangelische. Der Mann, an Para- 
lyse unheilbar erkrankt, ist noch am Leben. Die Frau, welcher 
infolge dessen die elterliche Gewalt zusteht, hat neuerdings ihren 
Austritt aus der evangelischen Kirche dem zuständigen Pfarr- 
amt schriftlich angezeigt, aber bis jetzt ihren Eintritt in die 
katholische Kirche nicht vollzogen. Es ist festgestellt, daß sie 
den Tod des Mannes abwarten will. Ihre — sämtlich evange- 
lisch getauften — Kinder erzieht sie aber schon jetzt in dem 
katholischen Glauben. In dem wegen der Konfession der Kinder 
anhängig gewordenen Rechtsstreit hat das OLG. ausgesprochen: 
„Die Voraussetzungen des Religionsedikts treffen zurzeit nicht 
zu. Denn das Religionsedikt bezieht sich nur auf Ehen, in 
welchen Ehegatten verschiedenen christlichenKon- 
fessionen angehören. Das Religionsedikt hat nur diesen 
Fall geregelt, und es läßt sich als Sondergesetz, was auch immer 
der Grund dieser Beschränkung gewesen sein mag, nicht auf 
andere, von dem Religionsedikt nicht betroffene Fälle an- 
wenden. Insoweit gilt in Württemberg, bis eine gesetzgeberische 
Regelung erfolgt, das Recht des BGB. Wenn das Edikt von 
1 WürttZ. 53. Jahrg. 1911, 8. 73 & Der Fall ist unten 8.121 ff. ver- 
wertet, 
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einer Ehe mit einer Person, die einer anderen christlichen Kon- 
| fession zugetan ist, spricht, so ist hierunter das äußere, recht- 

liche Zugetansein, das Zugehören zu einer anderen Konfession 
4 zu verstehen. .. .. Eine gemischte Ehe ist erst vorhanden, wenn 
ei die Frau zu Lebzeiten ihres Ehegatten zur katholischen Kirche 
z übertritt.“ 


Erster Teil. 
Die Konfession der Kinder aus gemischter Ehe. 


I. Kapitel: Grundlegendes. 
A. Wortlaut des Religionsedikts vom 15. Oktober 1806. 


8 4. 
Maßgebend für das Württembergische Landesrecht ist 
das 
Religions-Edikt vom 15. Okt. 1806 
(RegBl. 1807 S. 609). | 

Friderich, von Gottes Gnaden, König von Württemberg etc. 

| Fügen hiemit zu wissen: 

Ä Um Unsern Königl. Untertanen, zu welcher der bisher auf- 
genommenen christlichen Religionspartien sie auch gehören, eine 
freie und ungehinderte Religionsübung in dem ganzen Umfang 
Unseres Königreichs zu sichern, setzen Wir hiermit folgende, 
dem Geist des wahren Christentums entsprechende Bestimmungen 
fest: 

I. Jede christliche Kirche, sie gehöre zu den beiden pro- 
testantischen oder zur katholischen Konfession, hat gleiche An- 
sprüche auf Unsern Königl. Schutz. 


ı Die Konfession von unehelichen Kindern, die durch nachfolgende 
Ehe des evangelischen oder katholischen natürlichen Vaters mit der ka- 
tholischen oder evangelischen Mutter legitimiert und nun als aus gemisch- 
ter Ehe hervorgegangen zu betrachten sind, sowie die Konfession von 
Adoptivkindern, die einer gemischten Ehe entstammen, ist zur 
Vermeidung von Wiederholungen im zweiten Teil ($ 40 u. $ 41) behandelt. 
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VL Um eine Ehe mit einer Person, die einer andern christ- 
lichen Konfession zugetan ist, einzugehen, bedarf es, wenn sonst 
alle gesetzlichen Erfordernisse vorhanden sind, keiner Dispen- 
sation, und bei vorwaltenden Ehehindernissen verifiziert die Ob- 
rigkeit des Orts, wo die Ehe geschlossen wird, die beiderseitigen 
Dispensationen. Die Kinder aus diesen Ehen werden, in der 
Regel, bis zu den Unterscheidungsjahren in der Religion des 
Vaters erzogen.. Es ist jedoch den Eheleuten erlaubt, durch 
Verträge, eine nach dem Geschlecht der Kinder geteilte Er- 
ziehung, oder jede andere Bestimmung diesfalls festzusetzen; . 
jene Verträge sind aber nur dann gültig, wenn sie vor der Ob- 
rigkeit des Gatten abgeschlossen werden. Nach erreichten Unter- 
scheidungsjahren steht es den aus solchen Ehen erzeugten Kindern 
frei, sich nach eigener Wahl zu einer oder der anderen christ- 
lichen Kirche zu bekennen“. 
| An der oben punktierten Stelle stand ursprünglich im Re- 
ligionsedikt noch der einer Bevorzugung der evangelischen Kirche 
gleichkommende Satz: „Nur müssen, wenn der Vater der evan- 
gelischen Religion zugetan ist, die Söhne notwendig auch in 
dieser Religion erzogen werden“. Hienach war ein evange- 
lischer Vater unter allen Umständen angehalten, seine Söhne 
evangelisch erziehen zu lassen, und auch durch Vertrag konnte 
daran nichts geändert werden, wogegen es einem katholi- 
schen Vater freistand, für seine Söhne die eine oder andere 
Konfession zu wählen. Aber diese das Recht des evangelischen 
Vaters zugunsten der evangelischen Konfession beschränkende 
Bestimmung ist durch Erlaß des Geheimen Rats vom 14. März 1817 
auf Grund Kgl. Verordnung aufgehoben worden (RegBl. 1817, 
S. 131). Seitdem sind in Württemberg beide Konfessionen, die 
evangelische und die katholische, hinsichtlich der gesetzlichen 
Bestimmungen über die Kindererziehung in Sen Ehen 
völlig gleichgestellt. 


— 
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B. Grundsätzliche Auslegung des Religionsedikts. 
8 5. 


Das Religionsedikt bezieht sich nur auf gemischte Ehen 
zwischen Evangelischen und Katholischen württembergi- 
scher Staatsangehörigkeit!. Eine Ausdehnung des 
Geltungsgebiets des Religionsedikts ist durch den klaren Wort- 
laut und die geschichtliche Entstehung desselben als eines nur 
für die „Königlichen Untertanen“ bestimmten Spezialgesetzes 
ausgeschlossen. 


Für in Württemberg wohnende Angehörige anderer Staaten 
gilt das Recht ihres Landes, bezw. das BGB.; für Ausländer das 
Recht ihres Heimatstaates, für Personen ohne Staatsangehörigkeit 
das Recht des Staates, dem sie zuletzt angehört haben (Art. 29 
EG.BGB.). Möglicherweise gilt nach dem ausländischen Recht das 
Recht des Wohnsitzes; alsdann ist das BGB., keinesfalls das Re- 
ligionsedikt maßgebend ?. 

Ueber die Frage, welche Vorschriften hinsichtlich der Kon- 
fession religionsunmündiger Kinder von Ausländern anzuwenden sind, 
die ihren Wohnsitz in Württemberg genommen haben, hat das 
Oberlandesgericht (I. Zivilsenat) am 8. Febr. 1911 eine (bis jetzt 
nicht veröffentlichte) Entscheidung herbeigeführt, nachdem über 
denselben Fall schon am 28. Mai 1910 von demselben Gericht der 
Beschluß ergangen war, die Sache unter Aufhebung des Beschlusses 
des LG. vom 29. Dez. 1909 zu erneuter Entscheidung an das LG. 
zurückzuverweisen. Der evangelische Bäcker K. Bl., aus B. in 
Württemberg gebürtig, hatte sich am 6. Oktober 1894 in New- 
York mit der katholischen J. A., aus L. in Württemberg gebürtig, 
verheiratet. Die drei Kinder sind im evangelischen Glaubensbe- 
kenntnis erzogen worden. Die Eheleute haben im Jahr 1897 das 
Bürgerrecht des Staates New-York erworben. 1908 starb der 
Mann; 1909 reiste die Witwe mit den Kindern in ihre alte, vor- 
wiegend katholische Heimat L. zurück, mit der Absicht, hier ihren 
dauernden Wohnsitz zu nehmen. Wenige Tage nach ihrer An- 
kunft daselbst starb sie, nachdem sie zuvor, am 12. August 1909, 
folgende Erklärung unterschrieben hatte: „es ist mein Wunsch, daß 
meine drei Kinder... .. in die katholische Kirche aufgenommen 


ı WürttZ. 52, Jahrg. 1910, S. 234 Anm. 

2 Vgl. zu dieser Frage Schmidt, Die Konfession der Kinder 8. 440 ff., 
Güttler, Die relig. Kindererziehung S. 57f. Beide kommen zu einem teil- 
weise anderen Ergebnisse. 
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und in derselben erzogen werden, da mein verstorbener Mann vor 
seinem Tode die Zustimmung gab und sich damit einverstanden 
erklärte, die Kinder nach meiner Rückkehr in die Heimat in meiner 
Religion erziehen zu lassen, was ich: eidlich zu bezeugen bereit 
bin“. 

Aus dem hieraus sich ergebenden langwierigen Rechtsstreit 
ist folgendes hervorzuheben. Das Vormundschaftsgericht hatte von 
sich aus zu wiederholten Malen einen katholischen Vormund be- 
stellt und dabei übersehen, daß die Anordnung einer Vormund- 
schaft über Ausländer im 1. Fall des Abs. 1 des Art. 23 EG.BGB. 
durch Art. 52 2.17 Württ. AG.BGB. dem Amtsgericht vorbe- 
halten, das ordentliche Vormundschaftsgericht mithin sachlich un- 
zuständig und eine von ihr vorgenommene Vormundsbestellung 
nichtig ist. Die Beschlüsse des Amtsgerichts und des Landgerichts 
hatten sich über die Staatsangehörigkeit der Mündel nicht ausge- 
sprochen. In seinem Beschluß vom 28. Mai 1910 hat das OLG. 
in dieser Hinsicht bemerkt: „mit der Rückkehr nach Württemberg 
erwarben die Witwe Bl. und ihre Kinder nicht ohne weiteres die 
württemb. Staatsangehörigkeit, vielmehr war hiezu Naturalisation 
erforderlich ($ 2 Z. 5 StAngG.; Art. 4 des Staatsvertrags zwi- 
schen Württemberg und den Vereinigten Staaten von Amerika über 
die Staatsangehörigkeit der Aus- und Eingewanderten v. 17. Juni 
1868, RegBl. 1872 S. 172 u. Ziffer III des Protokolls hiezu von 
demselben Tage). Es ist zunächst Sache tatsächlicher Feststellung, 
ob die Witwe Bl. mit ihrer Rückkehr, auch ehe sie die württem- 
bergische Staatsangehörigkeit erwarb, auf die amerikanische Staats- 
angehörigkeit verzichtete. Wäre dies zu bejahen, so wäre die 
Folge gewesen, daß sie überhaupt keinem Staate angehörte (vgl. 
hiezu Art. 29 EG.BGB). ... . Für die Anordnung und Führung 
einer Vormundschaft nach Art. 23 Abs.1 EG.BGB. und die Be- 
fugnisse eines Vormunds, sowie für die dem ordentlichen Vor- 
mundschaftsgericht zukommenden Mafßiregeln nach Art. 23 Abs. 2 
EG.BGB. sind die Gesetze des Staates, dem die Vormundschafts- 
behörde angehört, maßgebend. Dagegen ist die Frage der Er- 
ziehungsreligion nach amerikanischem Recht zu 
entscheiden. Dies gilt insbesondere für die Bedeutung, die der 
Erklärung der Mutter vom 12. August 1909 zukommt“ . 

In dem Beschlusse des OLG. vom 8. Febr. 1911 sodann ist 
gesagt, daß die Kinder entweder die amerikanische oder gar keine 
Staatsangehörigkeit haben, daß die Voraussetzungen des Art. 23 
EG.BGB. zutreffen, und daß für die Frage, welchem Religions- 
bekenntnis dieKinder angehören, das Recht des Staates New-York 
entscheide. Das Recht des Staates New-York kennt keine besonderen 
dieKonfessionsverhältnisse regelnden gesetzlichen Bestimmungen. Die 
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religiöse Erziehung gehört zu den Befugnissen und Pflichten des 
Erziehungsberechtigten. Es stand also nach dem Tod des Vaters 
der Mutter das Recht zu, die Konfession, in der sie die Kinder 
erziehen will, zu bestimmen. Sollte nach dem Recht des Staates 
New-York in den Fällen, wo Minderjährige, die die amerikanische 
Staatsangehörigkeit besitzen oder besessen haben, ihren Wohnsitz 
im Ausland haben, das Recht des Wohnsitzes maßgebend sein, so 
ist das Ergebnis das gleiche. Es gelten dann nicht die Bestim- 
mungen des Religionsedikts vom 15. Oktober 1806 über die Re- 
ligion der Kinder aus gemischten Ehen, denn das Religionsedikt 
bezieht sich nach Wortlaut und Zweck nur auf württembergische 
Untertanen. Vielmehr kommen mangels besonderer Vorschriften 
des württembergischen Rechts die des BGB. zur Anwendung und 
hienach hat der Inhaber der elterlichen Gewalt das Recht und die 
Pflicht der religiösen Erziehung. 

Die Mündel gehörten bei ihrer Rückkehr nach Deutschland 
der evangelischen Konfession an. Nach württembergischem Recht 
wären sie trotz der Erklärung der Mutter vom 12. August 1909 
in dieser Konfession zu erziehen gewesen!. Anders liegt die Sache 
nach den gemäß dem eben Ausgeführten in Betracht kommenden 


‚Rechten. Hienach hat die Mutter mit der Erklärung vom 12. Au- 


gust in rechtswirksamer Weise eine Aenderung der Erziehungs- 
religion vorgenommen. Diese Erklärung geht nicht dahin, daß die 
Kinder später, etwa erst nach der Mutter Tod, zum katholischen 
Glauben übertreten sollen. Vielmehr wollte die Mutter und zwar 
auf Grund eines schon früher gefaßten Entschlusses, die Kinder 
nach der Rückkehr in die Heimat diesem Glauben zuführen und 
sie hat dies durch die Erklärung vom 12. August zur Ausführung 
gebracht. Ein formeller Austritt aus Kirche und Schule kam in 
vorliegendem Fall nicht in Betracht; auch würde es sich hiebei 
nur um einzelne Betätigungsakte handeln, während die Erklärung 
selber schon von maßgebender Bedeutung war. Daß die Erklä- 
rung ernst gemeint war, ist nicht zu bezweifeln; auch liegen keine 
Tatsachen vor, aus denen sich ergäbe, daß sie aus irgend einem 
Rechtsgrund als nichtig anzusehen wäre. 


Das Religionsedikt stellt als gesetzliche Regel die 
Norm fest, daß die Kinder aus gemischten Ehen in der Re- 
ligion des Vaters erzogen werden. 

Dem Wortlaut nach liegt die Annahme nahe, daß das Ge- 
setz ursprünglich so gemeint war: ein evangelischer Vater muß 


1 Siehe unten 8. 77. 
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seine Kinder evangelisch, ein katholischer Vater katholisch er- 
ziehen. Eine Ausnahme von der Regel ist nur dann zugelassen, 
wenn durch formgültigen Vertrag von der Obrigkeit etwas 
anderes bestimmt worden ist. Darnach wäre in gemischter Ehe, 
wenn von dieser Ausnahme kein Gebrauch gemacht ist, ein 
Vater gesetzlich gebunden, die Kinder in seiner eigenen Kon- 
fession zu erziehen, und er wäre durch (zesetz gehindert, sie der 
Konfession der Mutter zuzuführen. 

Diese Auffassung würde durchaus im Einklang mit der auf- 
geklärten Toleranz wie dem strengen Herrschersinn des Ur- 
hebers des Religionsedikts, des Königs Friedrich I. stehen. Nach 
seinem Willen sollten nicht bloß die verschiedenen Konfessions- 
teile grundsätzlich gleichgestellt, sondern durch jene gesetzliche 
Regel auch alle Uebergriffe der einen oder anderen Kirche ver- 
hindert werden. 

Wäre dies wirklich, wie anzunehmen ist, der ursprüngliche 
Sinn des Religionsedikts gewesen, so hätte dasselbe mit der Auf- 
stellung der genannten „Regel“ einen unstatthaften und unhalt- 
baren Eingriff in das allgemeine väterliche Er- 
ziehungsrecht involviert, der durch die Gestattung einer 
Ausnahme, nämlich des eine andere Bestimmung zulassenden 
formellen Vertrags, zwar gemildert, aber nicht aufgehoben werden 
konnte. 

Um diesen Widerspruch zwischen dem Religionsedikt und 
den allgemeinen Grundsätzen des Erziehungsrechts zu beseitigen, 
„ist die Auffassung herrschend geworden und als Inhalt 
des bestehenden Rechts anzusehen, daß, wenn 
kein Vertrag: vorhanden ist, der Vater die Kinder auch in einer 
anderen Religion als der seinigen erziehen kann“ ?. 

Daraus ergibt sich aber logischerweise, daß eine Abweichung 


ı Auf allerlei unerträgliche Konsequenzen, die sich, die Richtigkeit 
dieser ursprünglichen Auffassung des Rel.Edikts vorausgesetzt, ergeben, 
weist Meyding hin, WüRV. 1910, S. 214 Anm. 1. 
| ? WürttZ. 52, Jahrg. 1910, S. 234 f. Anm. 
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von der gesetzlichen Regel nur als Ausfluß des allgemeinen Er- 
ziehungsrechtes vorgenommen werden kann. Weiter als das 
letztere reicht das väterliche Bestimmungsrecht hinsichtlich der 
Konfession der Kinder nicht. So lange das Erziehungsrecht 
des Vaters fortdauert, kann er, abgesehen von dem Falle der 
(Gebundenheit an Vertrag, über die Konfession der Kinder frei 
entscheiden und auch jederzeit eine Aenderung eintreten lassen, 
sofern dadurch nicht das Recht der Sorge für die Person des 
Kindes mißbraucht erscheint ($ 1666 BGB.). Aber von dem 
Augenblick an, da der Vater das Erziehungsrecht nicht mehr 
hat, insbesondere nach seinem Tode, verbleibt es bei dem, was 
er über die Religion der Kinder in der Zeit angeordnet hat, da 
er das Erziehungsrecht noch ausüben konnte. Daraus ergibt 
sich, daß eine letztwillige Verfügung des Vaters über die Kon- 
fession der Kinder, deren Wirkung, wie sich aus dem Be- 
griffe der letztwilligen Verfügung im juristischen Sinn von selber 
ergibt, erst nach seinem Tode eintreten solle, bedeu- 
tungslos ist. Denn alsdann kann er selbst das Erziehungsrecht 
nicht mehr ausüben, und eine nicht schon zu Lebzeiten von 
ihm durchgeführte oder doch ernstlich gewollte Verfügung stellt 
sich vollends nach seinem Tode nicht als eine Maßregel der Er- 
ziehung dar. 

Das Ergebnis dieser grundsätzlichen Auslegung ist somit 
folgendes: Das Religionsedikt gilt nur für gemischte Ehen, in 
denen der Mann württembergischer Staatsangehöriger ist. Die 
Kinder sind in der Konfession des Vaters zu erziehen. Das 
ist die Regel. Aber der Vater ist an diese Regel nicht ge- 
bunden. Er kann durch formgültigen Vertrag etwas anderes 
bestimmen. Aber auch ohne Vertrag ist er nicht gehindert, von 
der Regel abzuweichen. Dann sind die allgemeinen Regeln über 
Erziehungsrecht anzuwenden, und der Vater kann nicht be- 
stimmen, was über sein Erziehungsrecht hinausgeht, nicht über 
die Zeit nach seinem Tod; auch nicht so, daß er der Mutter 
freistellt, wie sie erziehen will. 
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Es ist also nach dem Religionsedikt zu unterscheiden zwischen 
gemischten Ehen, in welchen die religiöse Erziehung der Kinder 
nach der gesetzlichen Regel erfolgt, wozu ein Vertrag nicht er- 
forderlich ist, und solchen, ın welchen die Konfession der Kinder 
durch Vertrag festgesetzt ist. 

Es erscheint zweckmäßiger, die wemischten Ehen, in welchen 
von der Erlaubnis der Vereinbarung durch Vertrag 
Gebrauch gemacht ist, in der Darstellung zuerst zu behandeln. 


U. Kapitel: Vertrag. 
A. Die Vertragschließenden. 
1. Brautleute oder Eheleute. 


8 6. 

Nach Ziffer VI des Religionsedikts „ist es den Eheleuten 
erlaubt, durch Verträge eine nach dem Geschlecht der Kinder 
geteilte Erziehung oder jede andere Bestimmung diesfalls fest- 
zusetzen.“ 

Eine Reihe von Rechtslehrern ! hat die Ansicht vertreten, 
rechtskräftig dürften hienach solche Verträge nicht auch schon 
von den Brautleuten, sondern nurwährend derEhe, 
frühestens also nach erfolgter standesamtlicher Eheschließung 
errichtet werden. Ein Urteil des Oberlandesgerichts vom 25. Okt. 
1883? hat dem Zweifel ein Ende gemacht und entschieden, es 
sei kein Grund denkbar, warum solche Verabredungen nur wäh- 
rend bestehender Ehe und nicht auch in Bezug auf eine erst 
abzuschließende sollen getroffen werden dürfen, warum also in 
dieser Beziehung andere Grundsätze gelten sollen als bei Ver- 
trägen über die vermögensrechtlichen Verhältnisse der Ehegatten. 
Hiemit stimmt eine weitere Entscheidung des Oberlandesgerichts 
vom 18. Mai 1905 überein °. 


! Insbes. Thudichum in s. Deutschen Kirchenrecht des 19. Jahrh. Bd, I, 
S. 87. | 

2 II. Zivilsenat, WürttZ. 1884, 26. Jahrg. S. 73 ff,, auch Amtsbl. des 
Ev. Konsist. Bd. VIII, 8. 3332. 

3 Württd. 1906, Bd. 18, S. 179 ff. 
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Es ıst also ein durchaus sicherer, von den obersten kirch- 
lichen Behörden wie von den Gerichten anerkannter Rechtsboden 
vorhanden, wenn schon die Brautleute, nachdem sie sich über 
die Religion der zu erwartenden Kinder geeinigt haben, einen 
förmlichen konfessionellen Erziehungsvertrag errichten. 

Dieses Vertragsrecht beschränkt sich durchaus auf die 
Braut- und Eheleute. Ein Vertrag mit anderen an dieser Sache 
mitinteressierten Personen, mit Eltern und sonstigen nächsten 
Angehörigen oder mit einem Geistlichen als Vertreter einer der 
beteiligten Kirchen ist im Gesetz nicht berücksichtigt und darum 
gesetzich unwirksam. Eltern könnten unter Umständen 
nach $ 1305 BGB. bei noch nicht vollendetem 21. Lebensjahr 
des Kindes die Einwilligung in die Heirat! und nach $ 1621 die 


 Aussteuer an die Tochter verweigern, wenn die Ehe nicht in 


einer bestimmten Konfession geschlossen und geführt werden 
wollte, — auch sonstige Beihilfe (Ausstattung, & 1624) an eine 
entsprechende Bedingung knüpfen. 

Aber ohne wichtigen Grund, aus bloßem Eigensinn, Eigen- 
nutz u. dgl., darf jene Einwilligung einem volljährigen Kind 
nicht verweigert werden (8 1308). Ob ein solcher wichtiger 
Grund vorliegt, darüber entscheidet gemäß $ 1308 auf Antrag 
des Kindes nach freiem Ermessen das Vormundschaftsgericht, 
das die dem volljährigen Kind verweigerte elterliche Einwilligung 
ersetzen kann, nachdem es die erforderlichen Ermittlungen ver- 
anstaltet und die geeignet erscheinenden Beweise aufgenommen 
(FGG. $ 12), insbesondere auch vor der Entscheidung Verwandte 
oder Verschwägerte des Kindes gehört hat? ($ 1308 Satz2 BGB.). 


ı Näheres hiezu S. 31—32. Auch das Aufgebot bei dem Standesbeamten 
darf nicht ohne elterliche Heiratserlaubnis erlassen werden. $ 45 PStG. 

? Minderjährige Kinder können die Ersetzung der elterlichen 
Einwilligung auch durch das Vormundschaftsgericht nicht erwirken, denn 
8 1308 BGB. hat nur bei Volljährigkeitserklärung Bedeutung. Die Er- 
setzung durch das Vormundschaftsgericht ($ 1308 BGB.) beseitigt die 
Rechtsfolgen des Mangels der elterlichen Einwilligung, und es könnte die 
Gewährung der Aussteuer nicht verweigert werden. Die Bestimmung des 
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Ob das Eingehen einer gemischten Ehe und das Versprechen 
der Kindererziehung in einer von der Konfession der zur Heirats- 
einwilligung berufenen Eltern abweichenden Religion als ein 
wichtiger Grund für die Verweigerung der Einwilligung vom 
Vormundschaftsgericht anerkannt wird, richtet sich nach den 
besonderen Umständen des Falls, wobei zu beachten ist, daß 
der Gesichtspunkt des Interesses des Kindes hier nicht! von 
‚allein ausschlaggebender Bedeutung ist, sondern daß auch solche 
Gründe, welche dem besonderen Interesse des betreffenden Eltern- 
teils oder der Familie entnommen sind, die Verweigerung der 
Einwilligung rechtfertigen können’. Daß hierunter auch die 
Rücksicht auf die Wahrung der Kontinuität des Bekenntnisses 
in einem Hause, auf die Traditionen eines altprotestantischen 
oder eines ausschließlich katholischen Geschlechts, auf den reli- 
giös-sittlichen Besitzstand einer Familie zu rechnen ist, kann 
keinem Zweifel unterliegen. Es ist hienach in gewissen Fällen 
nicht ausgeschlossen, daß Eltern mit Erfolg ihre Einwilligung 
zur Ehe versagen, wenn das Kind ein ihrem Willen entgegen- 
stehendes Versprechen hinsichtlich der konfessionellen Kinder- 
erziehung abzugeben und durch Errichtung eines Vertrags zu 
besiegeln sich entschließen wollte. Aber der Vertrag selbst ist 
ein Rechtsgeschäft lediglich zwischen Bräutigam und Braut, 
zwischen Gatten und Gattin. 

Vollends ausgeschlossen im Sinne des Religionsedikts ist ein 
„Vertrag“ zwischen den Braut- oder Eheleuten und einem 
Pfarramte. Der Geistliche kann seinen seelsorgerlichen Ein- 
fluß geltend machen und hat die von der Kirche getroffenen 
gesetzlichen Bestimmungen in Anwendung zu bringen, wenn bei 


& 1621, Satz 1 greift also nur Platz, wenn eine minderjährige Tochter 
sich ohne die erforderliche elterliche Einwilligung verheiratet oder wenn 
eine noch nicht 21 Jahre alte, aber für volljährig erklärte Tochter ($ 3 BGB.) 
sich verheiratet, ohne daß die erforderliche elterliche Einwilligung erteilt 
oder durch das Vormundschaftsgericht ersetzt worden ist. 

! Anders im Fall des $ 1304 BGB. . 

® Motive z. Entwurf BGB. B. IV, S. 28 f. 
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Eingehen und im Verlaufe der Ehe kirchliche Vorschriften ver- 
letzt werden. Aber rechtlich unwirksam und für die Eheleute 
unverbindlich ist jede dem Geistlichen gegenüber von ihnen ab- 
gegebene Erklärung, auch wenn sie unter der Voraussetzung 
dieses Versprechens etwa die kirchliche, Trauung erwirkt haben 
sollten. 


Bei Verletzung kirchlicher Pflichten kommt in Betracht 

1. Evangelischerseits: Kirchl. Trauungsgesetz vom 
28. Jan. 1901 Konsist.A.Bl. XII, Nr. 22, S. 209 „Ausgenommen von 
der Zulassung zur kirchlichen Verkündigung und Trauung sind ge- 
mischte Ehen, vor deren Eingehung der evangelische Teil die Er- 
ziehung sämtlicher zu erwartender Kinder in der römisch-katho- 
lischen Konfession zugesagt hat (Befreiung von dieser Bestimmung 
kann durch die Oberkirchenbehörde bewilligt werden). — Ueber 
die möglichen Folgen des Verzichts auf die (evang.-)kirchliche 
Trauung und auf die (evangelische) Konfirmation der Kinder für 
das aktive und passive kirchliche Wahlrecht vgl. Steinheil, 
KirchengemGesetz v. 14. Juni 1887 zu Art. 50, S. 90—93. 

2. Katholischerseits: s. Heiner, Kath. Kirchenrecht 
II, 268 f., Sägmüller, Lehrb. d. Kath. Kirchenrechts S. 562 fi. 
Die kath. Kirche hält unter allen Umständen, auch bei Leistung 
aller Garantien oder Kautelen, die gemischten Ehen für ein Un- 
glück und eine nächste Gelegenheit zur Sünde. Ein Katholik, der 
sich entgegen den kirchlichen Gesetzen von einem akatholischen 
Religionsdiener trauen läßt, sei es, daß er sich mit dieser Trau- 
ung begnügt oder dieselbe der katholischen vorangehen oder nach- 
folgen läßt, sündigt schwer und verfällt wegen favor haeresis ipso 
facto der dem Papste in besonderer Weise vorbehaltenen Exkom- 
munikation mit allen Folgen, welche diese Strafe mit sich bringt, 
dem Ausschluß von den Sakramenten, von der benedictio mulieris 
post partum, der Patenschaft, dem kirchlichen Begräbnis usw. 
(Entsch. d. apost. Stuhles v. 1892). Dasselbe gilt, wenn jemand 
seine Kinder akatholisch erziehen läßt. Pro foro externo tritt die 
Zensur ein, auch wenn man die kirchliche Strafe nicht kannte. 
Doch kann der Bischof kraft der Quinquennalfakultäten von der 
durch akatholische Trauung (aber nicht akatholische Kindererzie- 
hung) inkurrierten Zensur absolvieren und die Befugnis hiezu sub 
utroque foro subdelegieren (Erl. d. Rottenb. Ordinariats v. 1. Febr. 
1895). 


Ebensowenig zulässig wäre es aber auch, daß der über- 
lebende Ehegatte, wenn er zu einer zweiten Ehe schreitet, 
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die Erziehungsreligion der Kinder erster Ehe zum Gegenstand 
eines Vertrages mit seiner zweiten Gattin machen wollte. Denn die 
den Eltern zukommende Festsetzung der Erziehungsreligion ihrer 
Kinder ist ein persönliches Recht im engsten Sinn und die ge- 
setzliche Vertragsfreiheit hinsichtlich der Konfessionsbestimmung 
beschränkt sich auf die Eltern der aus ihrer Ehe geborenen 
Kinder. 


2. Einwilligung des gesetzlichen Vertreters. 
Ss 7. 

Zu beachten ist ım Vertragsfalle unter Umständen noch 
folgendes: Nach $ 107 BGB. bedarf der Minderjährige zu einer 
Willenserklärung, durch die er nicht lediglich einen rechtlichen 
Vorteil erlangt, der Einwilligung seines gesetzlichen Vertreters ?. 
Nach $ 1303 BGB. kann der Mann überhaupt nicht vor Ein- 
tritt der Volljährigkeit, d. h. nach 8 2 BGB. vor Vollendung 
des 21., resp. im Falle des $ 3 BGB. vor Vollendung des 
18. Lebensjahres eine Ehe eingehen. 


8 2 BGB.: „Die Volljährigkeit tritt mit der Vollendung des 
21. Lebensjahres ein.“ $ 3 BGB.: „Ein Minderjähriger, der das 
18. Lebensjahr vollendet hat, kann durch Beschluß des Vormund- 
schaftsgerichts für volljährig erklärt werden. Durch die Voll- 
jährigkeitserklärung erlangt der Minderjährige die rechtliche Stellung 
eines Volljährigen.“ Das heißt: der Mann wird damit auch ehe- 
mündig. Aber keinen Einfluß hat die Erklärung nach $ 3 auf 
8 1305 BGB.: „ein eheliches Kind bedarf bis zur Vollen- 
dung des 21. Lebensjahres (nicht: bis zum Eintritt der 
Volljährigkeit) zur Eingehung der Ehe (— also abgesehen von der 
Wirksamkeit einer Willenserklärung —) der Einwilligung des 
Vaters. 


Die Vorschrift des 8 107 BGB. bezieht sich also nur auf 
die Braut oder Frau, die auch schon vor Erlangung der 
Volljährigkeit oder Volljährigkeitserklärung, nämlich mit der 
Vollendung des 16. Lebensjahrs, unter Umständen noch früher 
($ 1303 BGB.) eine Ehe eingehen darf. Hienach hängt die 


ı Minist.Erl. v. 14. Juli 1831, Süßkind u. Werner, Repert. II. 8. 62. 
® Folgen des Mangels bei Verträgen cf. 55 108, 109 BGB. 
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Gültigkeit eines konfessionellen Erziehungsvertrags von der Ein- 
willigung ($ 107) bezw. Genehmigung ($ 108 BGB.) des gesetz- 
lichen Vertreters der Braut oder :Frau ab, wenn diese zur Zeit 
des Vertragsabschlusses die Volljährigkeit, d. h. nach $2 BGB. 
das vollendete 21. Lebensjahr, oder die Volljährigkeitserklärung, 
d. h. nach $ 3 BGB. das vollendete 18. Lebensjahr noch nicht 
erlangt hat. 


Anders vor Inkrsfktrten des BGB. Nach dem Pfandent- 
wicklungsgesetz vom 21. Mai 1828 wurde auch die minderjährige 
Ehefrau durch die Trauung ganz den Volljährigen gleichgestellt, 
und sie behielt diesen Stand der Volljährigkeit auch dann, wenn 
die Ehe vor dem 21. Lebensjahr wieder getrennt worden war 
(Lang, Personenrecht S. 38 £.). 


B. Gesetzliche Formvorschriften im Falle des Vertrags. 
1. Abschluß vor der Obrigkeit des Mannes. 


a. Begriff „Obrigkeit“. 


88. 

Angesichts der Bedeutung, welche dem Vertrag gegenüber 
einer möglichen Willensänderung des einen Teils zu Lebzeiten 
oder nach dem Tode des anderen sowie zum Schutze der Ge- 
wissensfreiheit der Kontrahenten gegenüber fremden, insbesondere 
kirchlichen Eingriffen zukommt, ist die Beobachtung der ge- 
setzlichen Formvorschriften bei Abschluß des Ver- 
trags von der allergrößten Wichtigkeit. 

Konfessionelle Erziehungsverträge sind nur dann gültig, 
wenn sie vor der Obrigkeit des Gatten oder 
Bräutigams (vgl. S. 27 f. oben) abgeschlossen werden. 
In vielen Fällen würde es eine Erleichterung für die Brautleute 
bedeuten, wenn dieses Rechtsgeschäft am Wohnsitz und. in der 
Heimat der Braut erledigt werden könnte. Aber das Gesetz 
erlaubt dies unbedingt nicht. Zur Gültigkeit des Vertrags ge- 
hört in erster Linie Abschluß vor der Obrigkeit des Mannes 
oder Bräutigams, d. h. vor dem Amtsgericht im Be- 
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zirk des Mannes oder vor dem Schultheißenamt seines 
Wohnorts. 

Diese eben gegebene Begriffsbestimmung für „Obrigkeit“ ist 
freilich dem Religionsedikt selbst nicht ausdrücklich zu ent- 
nehmen. Welche Behörde unter der „Obrigkeit des Gatten“ zu 
verstehen sei, ist nicht gesagt. Und so hat längere Zeit Zweifel 
darüber bestanden, ob außer den in erster Linie kompetenten 
früheren Oberamts- oder Stadtgerichten, den jetzigen Amts- 
gerichten auch die Ortsvorsteher oder Schultheißenämter 
zur Vertragsaufnahme zuständig seien. Ein Urteil der Zivil- 
kammer des Landgerichts Hall vom 9. ‚Juni 1883! hatte unter 
Zurückgreifen auf die Gesetzgebung über Vornahme von Rechts- 
geschäften zur Zeit der Erlassung des Religionsedikts vom 
Jahre 1806 sowie unter Berufung auf die in Württemberg 
geltende Theorie und Praxis die Schultheißenämter und Orts- 
vorsteher von der Mitwirkung bei Errichtung von Verträgen 
über die religiöse Kindererziehung ausgeschlossen und als Be- 
hörden im Sinne des Religionsedikts nur solche gelten lassen, 
denen die Ausübung der jurisdictio voluntaria, der willkürlichen 
oder freiwilligen Gerichtsbarkeit obliege, also die Gerichte. Auf 
ergangene Berufung hat aber das Oberlandesgericht, II. Zivil- 
senat, am 25. Okt. 1883? entschieden: „Für die Beurteilung 
der Frage, welche Behörde als Obrigkeit zu bezeichnen, d.h. 
als mit vollziehender Gewalt ausgestattet anzuselien sei, ist nicht 
die zur Zeit des Religionsedikts bestandene Organisation der 
Behörden maßgebend, sondern die Organisation zur Zeit des 
Vertragsabschlusses.. Daß aber jetzt den Ortsvorstehern 
eine vollziehende Gewalt zukommt, läßt sich nicht bezweifeln.“ 
Besonders beachtenswert erscheint in dieser Entscheidung des 
Oberlandesgerichts der Hinweis darauf, daß es undenkbar sei, 
daß das Religionsedikt in einem und demselben Artikel (VI) 
mit dem Worte „Obrigkeit“ verschiedene Begriffe verbunden 


ı WürttZ. 26. Jahrg. 1884, 8. 73 f. 
? WürttZ. 26. Jahrg. 1884, 8. 73 ff. 
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habe und das eine Mal (siehe den ausführlichen Wortlaut) ! 
unter „Obrigkeit des Ortes, wo die Ehe geschlossen wird“ (das 
ist zweifellos der Ortsvorsteher) etwas anderes verstehe als gleich 
hernach unter dem für unsere Frage in Betracht kommenden 
Ausdruck „Obrigkeit des Gatten“. Diese oberstrichterliche Ent- 
scheidung ist seitdem konstant geblieben und von den Ober- 
kirchenbehörden ?, sowie von namhaften Rechtsgelehrten (Göz, 
Kiene) ? akzeptiert, ja insofern noch weiter gefaßt worden, als 
im Anschluß an frühere Entscheidungen und der Ansicht eines 
Landgerichts folgend das Oberlandesgericht sich neuerdings 
dahin ausgesprochen hat, daß nicht bloß der Ortsvorsteher der 
Wohnsitzgemeinde, sondern auch der Ortsvorsteher der Ar- 
beitsgemeinde zu diesem Geschäfte zuständig sei. 


Es ergab sich in einem Streitfall die Frage, unter welchen 
Voraussetzungen ein Schultheißenamt als Obrigheit des betreffen- 
den Mannes anzusehen sei. Das Landgericht Stuttgart hatte durch 
Beschluß der Ferienkammer vom 24. Juli 1909 jede Ortsbehörde, 
innerhalb deren Bezirk der Ehemann sich, wenn auch nur vorüber- 
gehend, aufhalte, für zuständig erklärt; eine Beschränkung könnte 
sich aus dem Sinn des Gesetzes höchstens dahin ergeben, daß 
nicht willkürlich eine Behörde gewählt werden soll, mit der der 
Vertragschließende nur im Augenblick des Vertragschlusses, sonst 
überhaupt nicht mehr in Berührung zu kommen gedenke. Es sei 
also genügend, daß der Bräutigam lediglich zur Zeit des Vertrags- 
schlusses sich an dem Ort aufhält, wenn er den Willen hat, nach 


! „Um eine Ehe mit einer Person, die einer anderen christlichen Kon- 
fession zugetan ist, einzugehen, bedarf es, wenn sonst alle gesetzlichen Er- 
fordernisse vorhanden sind, keiner Dispensation, und bei vorwaltenden Ehe- 
hindernissen verifiziert die Obrigkeit des Ortes, wo die Ehe ge- 
schlossen wird, die beiderseitigen Dispensationen. Die Kinder aus 
diesen Ehen werden in der Regel bis zu den Unterscheidungsjahren in der 
Religion des Vaters erzogen. Es ist jedoch den Eheleuten erlaubt, durch 
Verträge eine nach dem Geschlecht der Kinder geteilte Erziehung oder 
jede andere Bestimmung diesfalls festzusetzen. Jene Verträge sind aber 
nur dann gültig, wenn sie vor der Obrigkeit des Gatten abge- 
schlossen werden. 

2 7. B. Konsist.Erlaß vom 11. Dez. 1883, ABl. VIII, S. 3332, vom 3. Mai 
1909, ABl. XV, S. 152. | 

® Goez, Staatsrecht 1904, S. 415 Anm. 2. Kiene, Zwangserziehung 
Minderjähriger, S. 72. 
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der bevorstehenden Eheschließung dort Wohnung und Arbeit zu 
nehmen. — 

Diese Auffassung des Landgerichts hat der Feriensenat des 
OLG. in seiner Entscheidung vom 2. Sept. 1909 nicht für aus- 
reichend angesehen, mit folgender Begründung: „Es ist der in 
dem Religions-Edikt gebrauchten Ausdrucksweise und den zur Zeit 
seiner Erlassung bestehenden Vorschriften zu entnehmen, daß nicht 
jede Obrigkeit, in deren Bezirk der Ehemann oder Bräutigam sich, 
wenn auch nur vorübergehend, aufhält, zuständig ist, sondern die 
Obrigkeit des Gatten, d. h. diejenige mit vollziehender Gewalt 
ausgestattete Behörde, der er zur Zeit des Vertragsschlusses nach 
der Ordnung seiner persönlichen oder wirtschaftlichen Verhältnisse 
untersteht. Das sind nun nach der jetzigen Rechtsgestaltung nicht 
bloß die Behörden seines Wohnsitzes oder eines mehrfachen Wohn- 
sitzes und etwa in Ermangelung eines solchen des Aufenthaltsorts, 
sondern es kommen neben den Behörden des Wohnsitzes die des 
Aufenthaltsorts in Betracht, sofern der Aufenthalt nicht nur ein 
augenblicklicher, vorübergehender und zufälliger, sondern ein nach 
den bestehenden Verhältnissen auf eine gewisse Dauer berechneter 
ist, was insbesondere auf den Ort der Wohnung oder der Arbeits- 
stelle zutrifft. Wenn aber bloß der Wille besteht, an dem Ort 
des Vertragsschlusses später solche Verlältnisse zu begründen, so 
genügt dies diesen Voraussetzungen nicht. WürttZ. 52. Jahrg., 
1910, S. 230 ff. 

Derselben Ansicht ist der IH. Zivilsenat OLG. in seinem Ur- 
teil vom 5. Okt. 1909 beigetreten (WürttJ. 22. Bd. 1910 S. 312): 
„Es ist davon auszugehen, daß als solche Obrigkeit das Schult- 
heißenamt des Wohnsitzes oder, wenn der Gatte oder Bräutigam 
zur Zeit keinen Wohnsitz hat, das Schultheißenamt des Wohn- 
oder Aufenthaltsorts (im Sinn des BGB., nicht des $ 16 ZPO.) 
anzusehen ist“. 

Wenn nun auch neuerdings ernstliche Bedenken gegen 
die Annahme ausgesprochen worden sind, daß unter der Obrig- 
keit, vor welcher der Abschluß solcher Verträge zu erfolgen 
habe, die Ortsvorsteher neben den Amtsgerichten zu verstehen 


seienl, so werden doch, solange nicht durch Landesgesetz eine 


ı y. Wider, WüRV.’III Jahrg. 1910, Nr. 8, 8. 79 #., mit dem Re- 
sultat: „nach der heute bestehenden Organisation der Behörden kann ein 
derartiger Erziehungsvertrag nur vor dem Amtsgericht des Wohn- 
orts des Ehegatten, bezw. Bräutigams rechtsgültig abgeschlossen werden. 
Einohne diese Form abgeschlossener Vertrag ist nicht nur anfecht- 
bar, sondern nichtig (s. $ 125 BGB.)“. 

3% 
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bindende Rechtsnorm geschaffen ist, die wiederholten Ent- 
scheidungen des obersten württembergischen Gerichts, die zweifel- 
los auch in Zukunft selbst bei anderer Zusammensetzung des- 
selben nicht anders werden getroffen werden, in der Praxis be- 
achtet werden müssen, und es liegt für alle diejenigen, welche 
vor dem Ortsvorsteher einen derartigen Erziehungs- 
vertrag geschlossen haben — weitaus die Mehrzahl aller in Be- 
tracht kommenden Fälle — kein Grund zur Beunruhigung und 
überhaupt vorerst kein Anlaß zum Aufgeben der seitherigen, 
durch langjährigen Gebrauch fast zum Gewohnheitsrecht ge- 
wordenen Uebung vor. 


Dieselbe Ansicht ist in der Anmerkung S. 232 in WürttZ. 
52. Jahrgang 1910 ausgesprochen: „von Wider, WüRV. 1910 
S. 77 ff. vertritt die Ansicht, der Ortsvorsteher sei keine Obrig- 
keit im Sinn des Religions-Edikts. Die hiefür angeführten Gründe, 
die teilweise schon in der Entscheidung des OLG. v. 25. Okt. 
1883 (WürttZ. 26, 78) gewürdigt wurden, sind nicht überzeugend, 
und es ist wohl nicht zu befürchten, daß die Gerichte nunmehr 
die Verträge, die vor dem Ortsvorsteher abgeschlossen worden 
sind, für nichtig erklären. 


Doch wird gesagt werden dürfen, daß nicht, wie erfahrungs- 
gemäß fast ausnahmslos gegenwärtig geschieht, bei diesem 
Rechtsgeschäft die Mitwirkung des Amtsgericht umgangen 
werden sollte, und dieser Rat könnte durch die Erwägung be- 
stärkt werden, daß vor dem Richter die Vertragschließenden in 
keinem Falle einer unstatthaften Beeinflussung: ausgesetzt sind 
und zudem mit voller Sicherheit auf formell einwandfreie Ab- 
fassung des Vertrags rechnen dürfen. Sind doch auch schon 
Fälle vorgekommen, wo der Ortsvorsteher im Zusammenhang 
mit dem Eheschließungsakt den Vertrag in seiner Eigenschaft 
als Standesbeamter vollzogen, oder wo statt des Schult- 
heißenamts der Ratsschreiber als solcher, nicht etwa als Stell- 
vertreter des Schultheißen, die Willenserklärung der Kontra- 
henten entgegengenommen hat. Beides ist unstatthaft und könnte 
unter Umständen zu unangenehmen Schwierigkeiten, ja im Streit- 
fall zur Nichtigkeitserklärung führen. 
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Dies bleibt bestehen trotz der Entscheidung des II. ZivSen. 
des OLG. vom 18. Mai 1905 (WürttJ. 18. Bd. 1906 S. 179): 
„Die Parteien hatten eine Urkunde folgenden Inhalts unterzeichnet: 
Obengenannte Brautleute versprechen auch vor dem Standesamt 
W., die aus ihrer Ehe zu erhoffenden Kinder katholisch zu erziehen. 
Unterschriften ..... 2. B. Schultheiß und Standesbeamter S. 
— Der Einwand des Beklagten, der Vertrag sei, weil vor dem 
Standesamt geschlossen, nichtig, ist nicht stichhaltig. Denn das 
Pfarramt hatte sein Ersuchen um Herbeiführung dieser Erklärung 
an dassSchultheißenamt gerichtet gehabt. S. hatte als Schult- 
heiß — Standesbeamter die Erklärung beurkundet und s. Z. vor 
dem Schöffengericht eidlich bezeugt, daß er die Erklärung nur als 
Schultheiß entgegengenommen habe. Das Gesetz verlangt nicht 
die Schriftlichkeit des Vertrags, sondern nur dessen Ab- 
schluß vor der Obrigkeit... Ob in der Urkunde das Standesamt 
erwähnt ist, ist hienach ohne Belang. Denn die Aufnahme einer 
Urkunde war, wie bemerkt, nicht erforderlich, und daß S. als 
Schultheiß gehandelt hat, wird durch den Inhalt der Urkunde nicht 
widerlegt. Hienach steht fest, daß der Vertrag rechtsgültig ab- 
geschlossen worden ist.“ — Dies war aber ein ganz besonderer 
Fall. Der Schultheiß war zufällig auch Standesbeamter und hatte 
nach seinem ausdrücklichen eidlichen Zeugnis den Vertragsakt in 
seiner Eigenschaft als Schultheiß, nicht als Standesbeamter voll- 
zogen. 


Ebensowenig kann die lange Zeit immer wieder auftauchende 
Vermutung aufrecht erhalten werden, auch der Notar sei zur 
Aufnahme solch einer Willenserklärung der Brautleute zuständig. 
Da die Verträge vor der Obrigkeit abgeschlossen werden 
müssen, kann der Abschluß vor einem Notar nicht in Frage 
kommen, und es ist bei diesem Geschäft von der Beiziehung 
desselben dringend abzuraten!. 


b. Verfahren vor der Obrigkeit. 


89. 
Worauf bezieht sich nun aber und wie weit erstreckt sich 
die Mitwirkung der Obrigkeit beim Abschluß des Vertrags? Im 


ı Vgl. Konsist.Erl. v. 3. Mai 1909, A.Bl. XV, 8.152: „Konnte als solche 
„Obrigkeit“ ein Notar für die Zeit vor 1900 nicht gelten, so erscheint dies 
auch für die Notare jetziger Ordnung mindestens zweifelhaft.“ Weiteres 
über diese Frage WürttZ. Bd. 46, Jahrg. 1904, 8. 134, WürttJ. Bd. 18, 
1906, S. 174 #. v. Wider in WüRV. III. Jahrg. Nr. 3, S. 80 Anm. 11. 
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Religionsedikt ist darüber nichts Bestimmtes enthalten. „Solche 
Verträge, heißt es, sind nur dann gültig, wenn sie vor der Ob- 
rigkeit des Gatten abgeschlossen werden.“ 

Früher war man geneigt, aus diesen Worten die Forderung 
abzuleiten, daß die Obrigkeit den Vertrag zu prüfen und zu 
bestätigen habe. Dafür schien der im I. Ergänzungsband 
zum RegBl. 1838, S. 336 ff. veröffentlichte Erlaß des Ministe- 
riums der geistlichen Angelegenheiten vom 28, Dez. 1810 zu 
sprechen: „in jedem Falle liegt der kompetenten Obrigkeit ob, 
zu erkennen, ob nicht von der einen oder anderen Seite ein 
Eingriff in die Freiheit des andern kontrahierenden Teils ge- 
schehen sei.“ In einem späteren Erlaß vom 14. Sept. 1826 be- 
merkt dasselbe Ministerium: „übrigens ist es zunächst Sache der 
Gerichte, welchen die Verträge über die Festsetzung der Er- 
ziehungsreligion von Kindern aus gemischten Ehen zur Bestäti- 
gung vorzulegen sind, über die Zulässigkeit solcher Verträge in 
Ansehung bereits geborener Kinder zu erkennen“ !, 

Hienach haben Hauber in seinem Eherecht (1. Aufl. $ 305), 
Lang in seinem Personenrecht (2. Aufl. 8 78 S. 502) sowie eine 
Entscheidung des Zivilsenats des Gerichtshofs für den Jagst- 
kreis vom 15. Nov. 1864? die Bestätigung solcher Ver- 
träge durch die Obrigkeit gefordert; und die Praxis ist dieser 
Meinung lange Zeit gefolgt °. 


Doch dieses umständlichere Verfahren, bei welchem der 


Richter auf die besonderen Umstände des jeweiligen Mischehen- 
falls und auf die persönlichen Verhältnisse der Kontrahenten 
näher einzugehen, etwas zu untersuchen und zu entscheiden 
hätte, ist gemäß einer Entscheidung des OLG. vom 25. Okt. 1883 
nicht erforderlich. 

WürttZ. Bd. 26, 1884, S. 78 (mitgeteilt auch im Konsist. ABl. 


— 


1 ]J. Ergänzungsband z. Reg.Bl. 1838, S. 383. 

® WürttZ. Bd. VII, 1865, S. 138—140. 

® Reihe von Beispielen bei Schmidt, Konfession der Kinder 8. 377 f£. 
Anm. 2. 
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VII, S. 3332): „Der Zweck der Vorschrift (im Religionsedikt) 
ist ohne Zweifel in der Sicherung des Beweises für den Fall eines 
künftigen Streites und weiterhin darin zu suchen, daß für die Reife 
und Ernstlichkeit des Entschlusses eine größere Gewähr gegeben 
ist, wenn letzterer in feierlicher Form, vor der Obrigkeit des Han- 
delnden, kundgegeben wird. Insofern ist der Erlaß des vormaligen 
Kultminist. an das Evang. Konsist. vom 28. Dez. 1810 (oben S. 38) 
nicht über die Vorschrift jenes Gesetzes hinausgegangen. Denn 
es versteht sich doch wohl von selbst, daß, wenn die Gültigkeit 
einer Willenserklärung gesetzlich davon abhängig gemacht ist, daß 
letztere vor einer obrigkeitlichen Behörde abgegeben werde, die 
um Entgegennahme dieser Willenserklärung angegangene Behörde 
sich darüber vergewissern wird, ob die Willenserklärung ernstlich 
gemeint sei und den Ausdruck eines freien Entschlusses bilde. 
Die Anordnung einer Prüfung des Geschäfts und einer von dem 
Ergebnisse dieser Prüfung abhängig zu machenden Bestätigung 
desselben durch die Behörde kann nicht darin gefunden werden.“ 


Der Vertrag ist vielmehr gültig, wenn neben den allge- 
meinen Erfordernissen eines gültigen Vertrags das weitere zu- 
trifft, daß die Kontrahenten ihre übereinstimmende Willens- 
erklärung gegenüber der Obrigkeit des Gatten abgegeben haben 
(Entscheidung des OLG. vom 25. Okt. 1893), und diese ihre 
Erklärung als der Ausdruck ihres freien, ernstlichen und selbst- 
ständigen Willens von der Obrigkeit entgegengenommen worden 
ist. Hienach gestaltet sich die Aufnahme des Vertrags vor dem 
Amtsrichter (der Beiziehung eines Gerichtsschreibers bedarf es 
nicht) oder Schultheißen in formeller Hinsicht sehr einfach, und 
die neuerdings gebräuchlichen, vielfach umständlichen Formulare, 
deren Benützung allerdings kein Hindernis entgegensteht, gehen 
über das, was erforderlich ist, hinaus. Es genügt der Nachweis, 
daß die Obrigkeit die Erklärung amtlich entgegengenommen 
hat. Damit ist der Zweck der Vorschrift erreicht. 

Deshalb kam das Gericht in einem Fall, in welchem die 
Gültigkeit eines Vertrags in formeller Hinsicht angefochten war, 
zu folgender Urteilsbegründung:: Urteil III. Zivilsenats OLG. vom 
d. Okt. 1909 WürttJ. 22. Bd. 1910, 8.312: „Nach der Urkunde 
hatten die Parteien die Bitte an das Schultheißenamt gestellt, daß 


essie diese Vereinbarung unterschreiben lassen 
und ihre Unterschriften beurkunden möge. Mit den hervorge- 
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hobenen Worten wollte augenscheinlich gesagt werden: das Schult- 
heißenamt möge die durch Unterschrift zu bestätigende Erklärung 
der Parteien entgegennehmen, daß sie eine dem Inhalt der Ur- 
kunde entsprechende Vereinbarung getroffen haben. Damit ist der 
Vorschrift des Religionsedikts vom 15. Okt. 1806 Ziffer VI ge- 
nügt.“ — Dagegen wäre die bloße Mitwirkung des Ortsvorstehers 
als Zeugen noch keine ausdrückliche Erfüllung für die Forderung 
des Vertragsabschlusses „vor“ der Obrigkeit: vgl. Urteil I. Zivil- 
senats OLG. vom 12. Mai 1905 WürttJ. 18. Bd. 1906, S. 176. 


An sich bedarf es nicht einmal der „Beurkundung“, d. h. 
eines schriftlichen Zeugnisses, daß und welche Erklä- 
rungen vor der Obrigkeit abgegeben wurden. Es ist nicht 
wesentlich, daB die Obrigkeit überhaupt etwas Schriftliches auf- 
nimmt !. | 

Schon deshalb scheiden die Vorschriften über Beurkundung 
aus. Ueberdies schreibt das württembergische Recht nicht vor, 
daß für landesrechtliche Beurkundungen das FGG. gelte, und 
die Vorschriften des X. Abschnitts des FGG. gelten an sich 
nicht für amtliche Protokolle, sondern nur für Beurkundungen 
rechtsgeschäftlicher Erklärungen von Privatpersonen ?. 


WürttZ. 52. Jahrg. 1910, S. 232 Anm.: „Auf den Abschluß 
des Vertrags vor der Obrigkeit sind nicht die Bestimmungen des 
8 167 ff. FGG. anzuwenden. Einmal handelt es sich nicht um 
eine gerichtliche Beurkundung im Sinn des X. Abschnitts des FGG., 
sodann regelt sich die Sache nach den landesgesetzlichen Vor- 
schriften, die keine subsidiäre Anwendung des FGG. bestimmt 
haben.“ 

Freilich ist schriftliche Aufnahme des Vertrags ordnungs- 
mäßig, sie dient als Beweis und kann von den Beteiligten 
verlangt werden. So lange der betreffende Richter oder 
Schultheiß am Leben und seine Erinnerung bis zur Möglichkeit 
des eidlichen Zeugnisses lebendig ist, kann die bloß mündliche 


Vereinbarung vor der Obrigkeit ja wohl ausreichen. Aber im 


ı Urteil OLG. II. Zivilsenat v. 18. Mai 1905, WürttJ. 18. Bd. 1906 S. 182. 
j 2 Anders v. Wider in WüRV. 1910 S. 81, der die Beobachtung der 
Formvorschriften der 88 167 ff. FGG. und der Art. 108—117, 123 AG.BGB, 
für Erziehungsverträge verlangt. 
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Hinblick auf die Möglichkeit von vielleicht erst nach Jahren 
eintretenden Streitfällen — man denke z. B. an Schwierigkeiten, 
die nach dem Tode eines der Ehegatten eintreten können — 
sollte die schriftliche Form nicht bloß als Regel gelten, 
sondern überhaupt niemals unterbleiben. 

So gewiß aber der schriftlichen Vereinbarung der Vorzug 
gebührt, so dringend ist vor dem bei Abschluß vor dem Orts- 
vorsteher nicht selten vorkommenden Verstoß zu warnen, durch 
welchen lediglich die Unterschriften der Parteien be- 
glaubigt werden. Die Beglaubigung setzt nicht einmal voraus, 
daß die obrigkeitliche Person von dem Inhalt des Schrift- 
stücks Kenntnis nimmt, und solch ein Verfahren könnte dem 
Erfordernisse des Vertragsabschlusses vor der Obrigkeit und 
der übereinstimmenden Willenserklärung vor ihr keinesfalls ge- 
nügen !. 

Ist Abwesenheit eines der beteiligten Vertragschließenden 


undBevollmächtigung eines dritten, etwa wie in Art. 110 


AG.BGB. zugelassen, möglich? DBevollmächtigung ist im Reli- 
gionsedikt nicht vorgesehen und darum nicht zulässig. Sie kann 
‚deshalb auch nicht etwa für gewisse Fälle, wie schwere. Krank- 
heit, längere Abwesenheit eines der beiden Vertragschließenden, 
gestattet sein. Das Religionsedikt kann nicht wohl anders aus- 
gelegt werden als so, daß die Braut- oder Eheleute zugleich 
persönlich vor der Obrigkeit erscheinen müssen ?, 

Für die nach dem Religionsedikt aufgenommenen Urkunden 
gilt nicht, wie für die gerichtlichen Urkunden im Sinne des 

! Konsist.Erlaß v. 3. Mai 1909 (ABl. XV S. 152): „insbesondere eine 
Beglaubigung der Unterschriften würde nicht genügen“ In dem in den 
WürttJ. Bd. 22, 1910, S. 312 behandelten Fall hatte sich die Klage dar- 
auf gegründet, daß die Parteien nur ihre Unterschriften haben durch den 
Schultheißen beglaubigen lassen. 

? v. Wider WüRV. 1910, S. 83 hält die gleichzeitige Anwesenheit bei- 
der vor der Obrigkeit unter Berufung auf $ 128 BGB. nicht für erforder- 
lich. Aber $ 128 kommt bei Verträgen nach dem Relig.Edikt nicht in 


Frage, so erwünscht für die Beteiligten in manchen Fällen die Erleich- 
terung durch sukzessive Beurkundung wäre. 


en he 
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Art. 116 AG.BGB., daß die Urschrift vom Amtsgericht in seinem 
Gewahrsam zurückzubehalten ist. In der Praxis scheint aller- 
dings meistens so verfahren zu werden: den Parteien wird, worauf 
sie Anspruch haben, eine Abschrift zugestellt, während die 
Urschrift des Erziehungsvertrags beim Gericht verbleibt. Aber 
eine Vorschrift, sei es über Zurückbehaltung oder über Aus- 
händigung, besteht nicht, weder für das Amtsgericht noch für 
den Ortsvorsteher. 

Der Konsistorialerlaß vom 3. Mai 1909 (ABl. XV, S. 152) 
setzt voraus, daß den Vertragschließenden überall die Urschrift 
ausgefolgt wird, indem er dringend empfiehlt, „den über kon- 
fessionelle Kindererziehung bei gemischter Ehe abgeschlossenen 
Vertrag in Urschrift bei dem Pfarramt und wohl am 
zweckmäßigsten bei demjenigen, welches die Trauung vornimmt, 
aufzubewahren. Es sollte daher von dem Geistlichen den 
Braut- oder Eheleuten die Uebergabe des Vertrags zum Zweck 
der Aufbewahrung stets nahe gelegt, ihnen jedoch eine Ab- 
schrift ausgefolgt werden.“ 

Eine Gebühr für die amtliche Verrichtung vor dem Amts- 
richter oder Ortsvorsteher ist nicht vorgesehen. Häufig wird 
von den Amtsgerichten!, wie früher, so auch jetzt noch, unter 
Anwendung der Art. 15, 23, 75, 77 Abs. 1 des Gesetzes vom 
1. Dez. 1906 betreffend die Gerichtskosten in Angelegenheiten 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit (RegBl. 8. 755) eine höhere oder 
niederere Gebühr erhoben. Aber da das FGG. nicht gilt und 
das Gesetz betr. die Angelegenheiten der freiw. Gerichtsbarkeit 
keine Bestimmung für den vorliegenden Fall getroffen hat, können 
die Vorschriften dieses Gesetzes auf konfessionelle Erziehungs- 
verträge keine Anwendung finden. 

Auch bei dem Vertragsabschluß vor dem Ortsvorsteher ist 
die Erhebung einer Gebühr nicht gerechtfertigt. Keinesfalls 
kommt $ 90b Abs. 1 und 2 der Verfügung des Ministeriums 


nm 


ı Beispiele bei Schmidt, Konfession der Kinder S. 377f. Anm. 2. 
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des Innern, betreffend den Vollzug der Gemeindeordnung vom 
6. Okt. 1907 (RegBl. S. 433) in Betracht, denn es steht nicht 
die „Beglaubigung von Unterschriften* in Frage; aber auch 
nicht $ 90a, da es sich um eine Justizsache handelt. Ebenso- 
wenig ist die Notariatsgebührenordnung vom 2. März 1907 (Reg.- 
Bl. S. 63) anwendbar. | 

Vielmehr ist davon auszugehen, daß bei Entgegennahme der 
Willenserklärung der Vertragschließenden, sei es vor dem Amts- 
gericht oder vor dem Ortsvorsteher, eine amtliche Ver- 
richtung vorliegt, für welche keine Gebühr erhoben werden 
kann], 


2. Aufhebung oder Abänderung des Vertrags. 
8 10. 

Ist nun aber, wie die Errichtung, so auch die Aufhebung 
eines Erziehungsvertrags durch die Ehegatten an eine Form 
gebunden, oder ist formlose Aufhebung möglich’? Auch hierüber 
ist im Religionsedikt selbst keine ausdrückliche Bestimmung ent- 
halten, und auch die Gerichte hat, soweit ersichtlich, diese Frage 
noch nie beschäftigt. 


In dem Urteil des OLG. I. ZivSen. vom 18. Mai 1905 
(WürttJ. 18. Bd. 1906, S. 179) ist diese dort gestreifte Frage, 
weil für die Entscheidung des Streitfalls ohne Belang, mit Absicht 
unentschieden gelassen, ob nämlich in dem Abweichen vom Ver- 
trag und im Herstellen des gesetzlichen Zustands eine neue ver- 
tragsmäßige Regelung zu erblicken sei, die zu ihrer Gültigkeit 
wieder vor der Obrigkeit hätte erfolgen müssen, oder ob auch eine 
formlose, durch stillschweigende Willenserkläruug erfolgte Aufhebung 
eines derartigen Vertrags als zulässig anzunehmen sei. 


Es scheint bis jetzt die Annahme zu überwiegen, daß ein 
rechtsgültig geschlossener Vertrag: formlos, also ohne Mitwirkung 
der Obrigkeit, durch einfache schriftliche oder mündliche Er- 
klärung der Ehegatten vor einander oder etwa vor dem Pfarr- 
amt aufgehoben, und damit der vertragsiose Zustand hergestellt 
werden könne. 


ı Dieser Schluß ergibt sich auch aus der Entscheidung des OLG. vom 
25. Okt. 1883, oben 8. 39. 


Pr 
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So Kiene, Zwangserziehung Minderjähriger, 8. 72, Z. 5: 
„Die Gültigkeit solcher Abänderung erfordert nicht deren Ver- 
einbarung in der für den Vertragsabschluß geltenden Form“. 

In Uebereinstimmung damit wird in WürttZ., 52. Jhrg. 1910, 
S. 232, Anm. ausgeführt: „Die Aufhebung eines Vertrags wird 
keiner Form bedürfen. Wenn an Stelle eines Vertrags der 
vertragslose Zustand (ganz oder teilweise, hinsichtlich eines Teils 
der Kinder) hergestellt wird, so ist dies mangels ausdrücklicher 
Vorschriften an keine Form gebunden; dem Inhalt und Zweck 
der Ziffer VI des Religionsedikts aber ist wohl nicht zu ent- 
nehmen, daß auch die Aufhebung vor der Obrigkeit erklärt 
werden muß.“ | 

Dieselbe Ansicht hat anläßlich eines Erziehungsstreitfalls 


der Katholische Kirchenrat in einer Note an das Evangelische 


Konsistorium vom 4. Aug. 1908 vertreten: „Wir sind der An- 
schauung, daß durclı die übereinstimmende Erklärung der Ehe- 
leute vom 11. April 1908 (vor dem Pfarrer, der unter dieser 
Bedingung dem katholischen Mann die Sterbesakramente reichte), 
der frühere amtsgerichtliche Vertrag hat aufgehoben werden 
wollen und, da für die Aufhebung solcher Verträge durch den 
übereinstimmenden Willen beider Ehegatten keinerlei Form vor- 
geschrieben ist, auch wirklich aufgehoben worden ist und sonach 
mangels eines gegenteiligen Vertrags der Eltern oder einer gegen- 
teiligen einseitigen Bestimmung des Vaters das Kind der Re- 
ligion des Vaters zu folgen haben wird.“ | 

Wie später näher auszuführen ist (S.59f.), ist diese Frage 
praktisch insolange ohne Bedeutung, als die Abweichung vom 
Vertrag nicht zur Uneinigkeit zwischen den Ehegatten führt. 
Der Vertrag selbst besteht dann zwar rechtsgültig noch fort, 
und der eine wie der andere Teil — in der Regel die Frau — 
könnte jeden Augenblick das Zurückkehren zum Inhalt des Ver- 
trags verlangen. Diese Möglichkeit, wonach die Beendigung des 
vertragswidrigen Zustandes von einem Teil gefordert würde, hat 
sich der andere Teil — praktisch der Mann — jederzeit vor 
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Augen zu halten. Aber so lange sich zwischen den Ehegatten 
keine Schwierigkeiten ergeben, kommt niemand Drittem das 
Recht zu, in diese höchstpersönliche Angelegenheit der erziehungs- 
berechtigten Eltern einzugreifen und sie zur förmlichen 
Aufhebung des Vertrags anzuhalten. 

Die Frage beginnt erst dann schwierig zu werden, sobald 
ein Teil, in diesem Falle die Mutter, in deren Konfession laut 
Vertrag das Kind zu erziehen gewesen wäre, sei es noch zu 
Lebzeiten oder erst nach dem Tode des Vaters geltend macht, 
ihre Einwilligung in die Aenderung der Religion der Kinder sei 
keine freie, sondern eine erzwungene, sei unreif und unüberlegt 
gewesen, und darum oder aus welchen Gründen nur immer zu 
den Bestimmungen des rechtsgültig geschlossenen Vertrags zurück- 
kehren zu wollen erklärt; oder wenn nach dem Tode beider 
Ehegatten Zweifel und Streit darüber entsteht, ob es wirklich 
als der übereinstimmende, - ausdrückliche und ernstliche, ab- 
schließende Wille beider Eltern klar zu erkennen sei, daß die 
Kinder in einer anderen als der durch Vertrag vor der Obrig- 
keit vereinbarten Konfession erzogen werden sollen. 

Die Frage, um die es sich hier handelt, ob der formlosen 
Aufhebung und damit Abänderung des seinerzeit förmlich er- 
richteten Vertrags Rechtsgültigkeit zukommt, hat in der Gegen- 
wart insofern erhöhte Bedeutung gewonnen, als die Fälle häufiger 
vorkommen, wo der auf dem Kranken- oder Sterbebett liegende 
katholische Mann und die evangelische Frau von dem katholischen 
Pfarrer, mitunter unter Zuziehung von Zeugen, veranlaßt werden, 
mündlich oder schriftlich, aber in nach dem Sinn des Religions- 
edikts formloser Weise zur Aufhebung und Abänderung des 
rechtsgültig abgeschlossenen Erziehungsvertrags ihre Einwilligung 
zu geben. Sollte wirklich solchen Abmachungen Rechtsgültigkeit 
zukommen können? | Zn 

Das Schweigen des Religionsedikts scheint allerdings für form- 
lose Aufhebung zu sprechen, ebenso der im BGB. geltende Grund- 
satz, daß ein formbedürftiger Vertrag zur Abänderung, nicht 


er 
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aber zur Aufhebung der Form bedarf. 

Aber dieser letztgenannte, dem BGB. entnommene Grund- 
satz, wenn er überhaupt auf Verträge nach dem Religionsedikt 
angewendet werden darf, kann ebensogut auch zugunsten der 
Annahme verwertet werden, daß konfessionelle Erziehungs- 
verträge, von denen rechtsgültig abgewichen werden will, der 
Form bedürfen, d.h. ganz ebenso wie bei ihrer Errichtung 
vor die Obrigkeit des Gatten zu bringen sind. Es besteht ein 
Unterschied, ob durch Aufhebung eines Vertrags einfach der 
frühere Zustand wiederhergestellt, oder ob dadurch ein ganz 
neues, früher noch gar nicht bestehendes Rechtsverhältnis ge- 
schaffen wird. Bei konfessionellen Erziehungsverträgen trifft das 
letztere zu. Indem die Ehegatten die rechtsgültig getroffene 
Vereinbarung „aufheben“, kehren sie fast regelmäßig nicht zu 
einem früheren Zustand zurück, wie z. B. beim Kaufvertrag, 
sondern sie setzen tatsächlich hinsichtlich der Konfession der 
Kinder etwas ganz Neues fest, auch wenn sie jetzt den „ver- 
traglosen“ Zustand nach der Regel des Religionsedikts vereinbaren. 
Aufhebung ist hier mithin so viel wie Abänderung. Und 
die Abänderung eines formbedürftigen Vertrags ist zweifellos an 
dieselbe Form gebunden, wie der Abschluß desselben. Mit dieser 
Auffassung im Einklang ist in Frankfurt a. M. die Aufhebung 
oder Abänderung des Erziehungsvertrags nur in notarieller oder 
gerichtlicher Form möglich. In Bayern ist nach der Recht- 
sprechung des Verwaltungsgerichtshofs für Aufhebung oder Aen- 
derung der Verträge in der Regel die Form zu beachten, die 
für Errichtung derselben vorgeschrieben ist!. 

Auf diesen Standpunkt stellte sich offenbar auch das Mini- 
sterium der geistlichen Angelegenheiten im Erlaß an das Evang. 
Konsistorium vom 28. Dez. 18102, also wenige Jahre nach 
der Verordnung desReligionsedikts. „So viel die 


! Schmidt, Konfession der Kinder 8. 225 und 276. 
2 A. Ziffer 3, Ergzgsbd. z. RegBl. v. 1838, S. 336 f. 
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allgemeinen Grundsätze wegen religiöser Erziehung 
der Kinder aus gemischten Ehen betrifft, so können die wegen 
der religiösen Erziehung der Kinder eingegangenen ausdrücklichen 
oder stillschweigenden Verträge, sie mögen vor oder nach dem 
Religionsedikt geschlossen sein, durch neuere, jedoch nur 
vorderOÖbrigkeitzu schließende Konventionen 
in Ansehung der nachher zur Welt kommenden Kinder abge- 
ändert werden; in jedem solchem Falle liegt jedoch der kom- 
petenten Obrigkeit ob, zu erkennen, ob nicht von der einen oder 
anderen Seite ein Eingriff in die Freiheit des andern kontrahieren- 
den Teils geschehen sei.“ 

Unmittelbar vorher, in Z. 1 und 2 dieses Erlasses war be- 
stimmt worden, daß den vor Erlassung des Religionsedikts ge- 
schlossenen Verträgen sowie den in den einzelnen Landesgebieten 
geltenden Gesetzen, Bestimmungen und (sewohnheitsrechten selbst 
in Ansehen der nach dem Religionsedikt geborenen Kinder 
volle Rechtskraft zugestanden sei. Sobald aber an dem seit- 
herigen Zustand etwas geändert werden wollte, verlangte nun 
Ziffer 3 des Minist.-Erlasses für alle Fälle die Mitwirkung der 
Obrigkeit, also selbst dann, wenn nunmehr die gesetzliche 
Regel des Religionsedikts gewählt und damit vom seither ver- 
tragsmäßigen zum jetzt vertragslosen Zustand übergegangen wurde. 
Insbesondere der Schlußsatz von Z. 3 („in jedem solchem Falle 
usw.“) schärft der zur Entgegennahme der abgeänderten Verein- 
barung kompetenten Obrigkeit ausdrücklich die Verpflichtung ein, 
zuvor zu untersuchen und sich darüber zu vergewissern, daß 
dabei nicht vom einen Teil ein Druck und Zwang auf den an- 
dern ausgeübt worden sei. Damit will aber nichts anderes ge- 
sagt sein als dies: konfessionelle Erziehungsverträge bedürfen 
wie zu ihrer Abschließung so auch zu ihrer Aufhebung und 
Abänderung grundsätzlich nach Ziffer VI des Religions- 
edikts der Mitwirkung der Obrigkeit. 

Dem angeführten Ministerialerlaß kommt freilich keine Ge- 
setzeskraft zu, auch berücksichtigt er zunächst nur die in der 
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Uebergangszeit eintretenden Verhältnisse. Aber die für diese 
aufgestellten „allgemeinen Grundsätze“ dürfen wohl als allge- 
meine Grundsätze hinsichtlich der Auslegung des Religionsedikts 
überhaupt angesehen werden, und darum wird anzunehmen sein, 
daß auch das Religionsedikt selbst in Z. VI für Abänderung 
und Aufhebung solcher Verträge die Mitwirkung der Obrigkeit 
dem Sinne nach voraussetzt. Es wäre in der Tat auch nicht 
einzusehen, warum der Zweck, den der Gesetzgeber im Auge hat, 
wenn er für Abschließung von Erziehungsverträgen die überein- 
stimmende, freie Willenserklärung der Kontrahenten gegenüber 
der Obrigkeit fordert, ihm nicht auch imFalle derAbän derung 
und Aufhebung solcher Verträge vorgeschwebt wäre: die Sicherung 
les Beweises für den Fall eines künftigen Streites auf Grund 
der Erfahrung, daß für die Reife und Ernstlichkeit des Ent- 
schlusses eine größere Gewähr gegeben ist, wenn letztere in 
feierlicher Form, vor der Obrigkeit des Handelnden, kundge- 
geben wird!. 

Dabei wird noch besonders betont werden müssen: die ganze 
Tendenz des Religionsedikts bei der Forderung des Vertrags- 
abschlusses vor der Obrigkeit ging offenbar auch dahin, etwaigen 
Veränderungen und Schwankungen in der einmal vereinbarten 
Erziehungsreligion sowie den Beeinflussungen von irgend einer, 
zumal von geistlicher Seite möglichst vorzubeugen und die Stetig- 
keit der religiösen Erziehung zu sichern. Die Kinder sollten 
hinsichtlich ihrer Konfession das bleiben, wozu sie von den Eltern 
bestimmt worden waren. 

Anders wäre gar nicht einzusehen, warum überhaupt aus- 
drücklich verlangt wurde, daß die Obrigkeit zum Abschluß eines 
solchen Vertrags beigezogen werde. Es wäre nicht zu begreifen, 
wenn der Gesetzgeber selbst die Durchbrechung dieses Grund- 
satzes dadurch erleichtert hätte, daß er den Eltern erlaubte, in 
formloser Weise jeden Augenblick von ihrer, in feierlicher Form 


! Vgl. Entsch. Il. Zivilsen. OLG. v. 25. Okt. 1883 (WürttZ. 26. Jahrg. 
1884, S. 78). 
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abgegebenen, reifiich überlegten Willenserklärung abzuweichen. 

Und endlich, wenn die Mitwirkung der Obrigkeit beim Ver- 
tragsabschluß auch den Sinn haben sollte, der Frau einen Schutz 
gegen willkürliche oder gewalttätige Beeinflussung und Bedrückung 
durch den Mann oder gegen eigene unüberlegte Nachgiebigkeit 
zu gewähren, so kommt dieser Gesichtspunkt dann erst recht in 
Betracht, wenn die Frau wirklich vor die Frage gestellt wird, 
ob sie zu einer anderen als der durch Vertrag bestimmten Er- 
ziehungsreligion ihre Einwilligung geben solle. 

Die Bedenken gegen die Richtigkeit dieser an fehrsnses 
sind nicht zu unterschätzen. Vom gegenwärtigen Stand der Ge- 
setzgebung aus wird diese Frage überhaupt nicht mit Sicherheit 
beantwortet werden können. Immerhin scheinen aber überwiegende 
Gründe dafür zu sprechen, daß die Frage nach der Notwendig- 
keit der Mitwirkung der Obrigkeit bei Aufhebung, d. h. Ab- 
änderung von Erziehungsverträgen zu bejah enist!. 


6. Wirkung des Vertrags. 
1. Während der Dauer der Ehe. 


a. Klage beim ordentlichen Gericht. 
S 11. 


Ueber die Wirkung eines den Vorschriften des Religions- 
edikts entsprechenden gültigen Vertrags ist in Z. VI dieses Ge- 
setzes nichts ausdrücklich bestimmt. Es ist deshalb die Wirkung 
nach allgemeinen Grundsätzen zu beurteilen. 

Aus der Gültigkeit eines Vertrags ergibt sich die Möglich- 
keit, die Erfüllung desselben auf dem Wege besonderer Klage 
durch gerichtliches Urteil zu erzwingen?. Klageberechtigt ist 

* Für formbedürftige Aufhebung oder Abänderung von Erziehungsver- 
trägen tritt auch v. Wider, WüRV. 1910 8. 81 ff. entschieden ein. Das 
(kath.) „Deutsche Volksblatt“ vom 17, März 1910 Nr. 62 bezeichnet die 
Auffassung v. Widers als zweifellos zutreffend. 

? Der fragliche Rechtsstreit ist nicht Ehesache, unterliegt daher nicht 
den prozessualen Sondervorschriften der 8$ 606 ff. ZPO., siehe Staudinger, 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 1. 4. 
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also, und zwar bei dem Landgericht ($ 70 vergl. mit $ 23 
des GVG.), ein Ehegatte gegenüber dem anderen, wenn letzterer 
sich weigert, die Kinder in der durch Vertrag bestimmten Kon- 
fession zu erziehen. | 

Das Gericht wird in diesem Falle zunächst feststellen, 
in welcher Konfession die Kinder erzogen werden müssen. Der 
Bezeichnung der einzelnen vom Schuldner vorzunehmenden 
oder zu unterlassenden Handlungen ($ 888 ZPO.) bedarf es nicht, 
wenn diese Handlungen aus dem Urteilsinhalt entnommen werden 
können, es sei denn, daß der Antrag und die Lage des Falls 
die Hervorhebung einzelner Punkte nötig machen. 

Welcher Art sind nun aber diese Handlungen, zu deren 
Unterlassung oder Vornahme, bezw. Duldung der Schuldner ge- 
mäß Urteilsinhalt verpflichtet ist? Die Antwort lautet ganz 
allgemein: er hat alles Gegensätzliche zu unterlassen und 
positiv die religiöse Erziehung vorzunehmen oder zu dulden. 

Im einzelnen ist also der verurteilte Ehegatte verpflichtet, 
jede Maßregel zu unterlassen, welche als eine Verletzung 
und Gefährdung der durch Vertrag und gerichtliches Urteil be- 
stimmten Erziehungskonfession des Kindes aufgefaßt werden kann, 
also beispielsweise im Falle der Gebundenheit an evangelische 
Kindererziehung ist zu unterlassen die Taufe nach katho- 
lischem Ritus, das Anmelden und Verbringen des Kindes in die 
katholische Schule, in den katholischen Religions- und Kommunion- 


Kommentar z. BGB. Anders Meyding in WüRV. (II. Jahrg. Nr. 7 u.8 
S. 222): „Die Ehegatten haben bei Streitigkeiten über die Erziehungsreli- 
gion der Kinder ebenso wie bei anderen Streitigkeiten über die Erziehung 
der Kinder die Wahl, ob sie ihr Recht gegenüber dem anderen Ehegat- 
ten im Eheprozeß durch Klage auf Herstellung des ehelichen Lebens 
oderim ordentlichen Prozeß durch Feststellungs- oder Leistungs- 
klage durchführen wollen.“ Uebrigens, fügt M. hinzu, auf die sachliche 
Zuständigkeit der Gerichte, die in jedem Fall den Landgerichten zukommt, 
und auf die Fassung des Klageantrags, der auch bei der Klage auf Her- 
stellung des ehelichen Lebens auf Erziehung der Kinder in einem bestimm- 
ten Bekenntnis zu richten ist, ist die Wahl der Prozeßart ohne Einfluß. — 
Dieser Auffassung M.s kann nicht beigetreten werden. Klage auf Erziehung 
der Kinder in einem bestimmten Bekenntnis ist keine Herstellungsklage. 
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unterricht, das Mitnehmen in den katholischen Gottesdienst, das 
. Anlehren katholischer Gebete und Gebräuche usw. Anderseits 
ist der Schuldnerverpflichtet, positiv für dasjenige zu sorgen, 
was nach der richtigen, objektiven Anschauung zur 
religiösen Erziehung im evangelischen Be- 
kenntnis gehört!. 

In Betracht kommt praktisch: die evangelisch-christliche 
Taufe, Sorge für evangelische Erziehung in Sitte und Gebet, Be- 
such der evangelischen Volksschule, Teilnahme am evangelischen 
Religions-® und Konfirmandenunterricht, Anhalten zum evange- 
lischen Gottesdient u. s. f. 

Was bei der Verpflichtung zu katholischer Erziehung 
zu beobachten ist, ergibt sich aus dem Zusammenhang, sowie 
daraus von selbst, was vorhin über das bei evangelischer Erzie- 
hung zu Unterlassende gesagt ist. 

Es verzichtet damit der dem anderen Bekenntnis angehörende 
Elternteil noch nicht auf die Pflicht und das Recht der elterlichen 
Erziehung überhaupt. Eine Verzichterklärung, auch eine ver- 
tragsmäßig abgegebene, wäre gesetzlich unzulässig und würde 
gegen $& 1627, 1634, 1631 BGB. verstoßen, da kein Erziehungs- 
berechtigter von sich aus der ihm durch das Gesetz auferlegten 
elterlichen Erziehungspflichten sich entledigen kann’. | 

Freilich, und dies ist sehr zu beachten, zwangsweise er- 


ı Der bayerische VGH. hat diese Rechtspflicht der religiösen Er- 
ziehung definiert als „den Inbegriff jener Tätigkeit, welche dazu dient, den 
Kindern die Glaubenssätze ihrer Konfession in der Familie, der Kirche 


und der Schule beizubringen und begreiflich zu machen, sowie sie zur 


Uebung jener Rechtspflichten anzuleiten, welche die Konfession vorschreibt“. 
Bei Sehling, D. relig. Erziehung usw. 8. 56. Vom rein kirchlichen 
Standpunkt aus kann hiegegen nichts eingewendet werden. 

? Insbesondere auch bei Kindern, welche nicht die Volksschule, son- 
dern eine nichtkonfessionelle höhere Lehranstalt besuchen. Vgl. Spez. 
Kons.Erl. v. 18. Dez. 1856 bei Süßkind u. Werner Repert. II, Nr. 52, 8. 63 f. 

® Vebereinstimmend damit Mot. Entw. BGB. IV, 8. 752, Urteil RG. v. 
l. Mai 1908, Recht 1908 Nr. 2290. 


4 * 
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 füllbar nach $8 888, 890 ZPO. sind die vorhin genannten Ver- 
pflichtungen nicht!. Mit der Erwirkung des Urteils ist noch nicht 
auch seine Vollstreckbarkeit gegeben2. Nur soweit staatliche 
Gesetze etwas verlangen — Herbeiführung des regelmäßigen Be- 
suchs der Volksschule der Konfession des Kindes, Teilnahme an dem 
gesetzlichen Religionsunterricht innerhalb der Schulpflicht — kommt 
die Möglichkeit einerzwangsweisen Durchfüh- 
rungin Betracht, aber nicht auf Grund 8888 ZPO., der 
auf solche Handlungen oder Unterlassungen keine Anwendung 
findet, sondern gemäß Art. 9 Abs. 1 des Volksschulgesetzes vom 
17. Aug. 1909 (RegBl. S. 178), $ 8 der Vollzugsverfügung dazu 
vom 1. März 1910 (RegBl. S. 105), und $ 8 der Minist.Verf. 
vom 25. Sept. 1879 (RegBl. S. 383) und vom 27. Febr. 1910 
(RegBl. 8. 190). 

Der Ausweg, das Kind statt in die Schule, in welche es 
der vereinbarten oder durch Urteil festgestellten Konfession gemäß 
gehört, in die Schule der anderen Konfession zu schicken, unter 
Berufung darauf, daß es der gesetzlichen Schulpflicht genüge, ob 
es nun die eine oder andere Schule besuche, ist dadurch aus- 
geschlossen, daß der Schulvorstand dienstlich verpflichtet ist, ein 

ı Vgl. das übrigens in mancher Hinsicht bedenkliche Urteil des OLG. 
v. 28, Juni 1906, WürttZ. 1908, 50. Jahrg. S. 330 ff. Instruktiv ist dieses 
Urteil vor allem für die Fälle, in welchen es sich um die Frage nach dem 
Ort der Erfüllung der Schulpflicht von Kindern der Minderheitskonfession 
handelt, für welche am Ort ihres Wohnsitzes keine Schule ihrer Konfes- 
sion besteht (Volksschulgesetz v. 17. Aug 1909 Art. 7, vgl. Art. 15, RegBl. 
8. 178). 

?2 „Die Eltern (oder einen Elternteil) positiv zu einem Handeln (hin- 
sichtlich der religiösen Erziehung) zu zwingen, das ihren Grundsätzen wi- 
derspricht, würde in das heutige Verhältnis von Staat und Kirche nicht 
hineinpassen. Der Staat betrachtet heute weder die Kirche als Staatsin- 
institut, als „Polizeianstalt“, noch auch wird er sich zum Diener der Kir- 
che herabwürdigen. Unterstützt der Staat die rein kirchlichen Normen durch 
seine Zwangsvollstreckung, so nimmt er eine prinzipielle Stellung zu die- 
sen Normen ein, die entschieden unmodern sind. Nein, soweit das Recht 
des Staates reicht (Schulunterricht) — staatlicher Zwang; soweit das Recht 


der Kirche reicht — kirchlicher Zwang!“ Sehling, Die religiöse Erziehung 
usw. 8. 57f. 
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nicht der Konfession seiner Schule zugehöriges Kind abzuweisen 
und der Schule des anderen Bekenntnisses zu übergeben !. 

Die Durchführung aller weiteren Ange- 
legenheiten in dieser Richtung ist Sache der 
Eltern, eventuell unter Anrufung des Vormundschaftsgerichts. 
Dies gilt insbesondere auch von der Taufe seit Inkrafttreten 
des PSt@G. vom 6. Febr. 1875. 


b. Anrufen des Vormundschaftsgerichts. 


8 12. 

Zur selbständigen Feststellung der Frage, in welcher Kon- 
fession ein Kind zu erziehen ist, sind aber auch die Behörden 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, in erster Linie das Vormund- 
schaftsgericht ? berufen. Die Anrufung des Vormundschaftsge- 
richts wird sich im Falle des Vertrags für die in ihrem Rechte 
bedrohte Frau besonders dann nahelegen, wenn sie den Weg des 
Zivilprozesses nicht beschreiten will. Aufgabe des Vormund- 
schaftsgerichts ist es, unter Anwendung der Vorschriften des 
Religionsedikts, allerdings vorbehältlich der Entscheidung des 
Prozeßrichters, darüber Klarheit zu schaffen und einen Ausspruch 


i Näheres über die Zuständigkeit der Schulverwaltung unten S. 62 ff. 

2 „Seitdem die staatlichen Standesregister und die Zivilehe eingeführt 
sind, ist es nicht mehr Sache des modernen Staates, den Vater zu nötigen, 
seine Kinder taufen zu lassen, die kirchliche Trauung nachzusuchen usw., 
sondern hiefür hat die Kirche als selbständige Lebensmacht allein Sorge 
zu tragen.“ Sehling, Die relig. Erziehung usw. 8. 57. 

3 Die Württembergische Landesgesetzgebung hat hinsichtlich der Or- 
ganisation des Vormundschaftsgerichts von dem Vorbehalt des Art. 147 EG. 
BGB. Gebrauch gemacht und anknüpfend an seit Jahrhunderten bestehende, 
mit den Gewohnheiten des württembergischen Volkes eng verwobene und 
im allgemeinen wohl bewährte Einrichtungen eine lokale Organisation 
des Vormundschaftsgerichts getroffen. Nach Art. 41 ff. AG.BGB. wird für 
jede Gemeinde ein Vormundschaftsgericht bestellt, das sog. ordent- 
liche VG. im Gegensatz zu dem Amtsgericht, das in besonderen Fällen, die 
in Art. 52 AG.BGB. aufgezählt sind, gleichfalls als Vormundschaftsgericht 
zu funktionieren hat. Das VG. besteht aus dem Bezirksnotar als Vor- 
sitzendem und zwei Waisenrichtern (früher vier, abgeändert durch Ges. 
v. 21. Juli 1909, RegBl. S. 125). Siehe auch 8. 66ft. 
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ergehen zu lassen, ob der Vertrag als rechtsgültig bestehend an- 
zusehen und in welcher Konfession hienach das Kind zu erziehen 
ist. Diese Befugnis des Vormundschaftsgerichts, eine unmittel- 
bare Entscheidung in dieser Beziehung zu treffen, ist vom OLG. 
neuerdings ausdrücklich anerkannt worden (Urteil des I. ZivSen. 
vom 23. Nov.1910). Aber es ist zu beachten: das Verfahren 


. über einen solchen Ausspruch des Vormundschaftsgerichts richtet 


sich, wie in der eben erwähnten oberstrichterlichen Entscheidung 
ausgeführt ist, nicht nach den Bestimmungen des FGG., da das 
württembergische Recht keine Vorschrift kennt, wonach diese 
Vorschriften allgemein auch auf die dem Landesrecht vorbehal- 
tenen Fälle (Art. 134 EG.BGB.) zur Anwendung gelangen. Gegen 
die Entscheidung des ordentlichen Vormundschaftsgerichts ist die 
Beschwerde des württembergischen Rechts an die vorgesetzten 
Dienstaufsichtbehörden zulässig, und das OLG. ist dabei nicht 
an die im FGG. getroffenen Beschränkungen der weiteren Be- 
schwerde gebunden. 


Dasselbe ist in der Entscheidung des OLG. I. ZivSen. vom 
9. Nov. 1910! ausgesprochen: „Soweit es sich um eine in An- 
wendung der Bestimmung der Z. VI des Religionsedikts vom 15. 
Okt. 1806 zu treffende Entscheidung handelt, ist die Beschwerde 
ohne Rücksicht auf die Vorschriften des FGG. statthaft.“ | 


Erst wenn, sei es durch Urteil des Prozeßgerichts (oben & 11) 
oder durch Ausspruch des Vormundschaftsgerichts, bezw. der ihm 
vorgesetzten Behörden festgestellt ist, in welcher Religion das 
Kind erzogen werden muß, kann zur Erfüllung des Urteils und 
zur Durchführung des Vertrags das weitere Einschreiten des 
Vormundschaftsgerichts, unter Umständen gemäß 8 1666 Abs. 1 
BGB., in Anwendung kommen, und hiefür sind alsdann die Be- 
stimmungen des FGG. maßgebend. 

Das Verfahren des Vormundschaftsgerichts gemäß 8 1666 
Abs. 1 BGB. wird von folgenden Erwägungen auszugehen haben. 

Zur Sorge für die Person des Kindes gehört in einer, wie 
hier vorausgesetzt ist, christlichen Ehe auch die religiöse Er- 


ı WürttZ. 53. Jahrg. 1911 S. 78 ff. 
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ziehung. Der durch Vertrag gebundene Teil, regelmäßig der 
Vater, ist also zum mindesten verpflichtet, die Maßnahmen der 
Mutter in dieser Beziehung, soweit sie objektiv gerechtfertigt 
sind, zu dulden. Andernfalls gefährdet er das geistige Wohl 
des Kindes. Er darf der gebotenen religiösen Erziehung nicht 


etwa dadurch entgegenwirken, daß er, während das Kind gemäß 


Vertrag, bezw. Urteilsinhalt von der Mutter in ihrer Konfession 
erzogen wird, dasselbe gleichzeitig zum Besuch des Gottesdienstes 
der anderen Kirche und eines entgegengesetzten Religionsunter- 
richts u. a. m. anhält!. Denn da eine recht verstandene und 
geübte Erziehung nach der religiösen Seite eine konfessionell 
einheitliche sein muß, ist es ausgeschlossen, daß ein Kind neben 
und gleichzeitig mit der Unterweisung in dem Glauben, dem es 
vertragsmäßig zugehören soll, auch noch zur Teilnahme an dem 
Religionsunterricht und den gottesdienstlichen Uebungen der 
andern Konfession angehalten wird. Hiedurch würde nicht bloß 
der Vertragsinhalt selbst verletzt, sondern auch das geistige 
Wohl des Kindes durch Mißbrauch der elterlichen Gewalt ge- 
fährdet. „Die auf diese Weise in dem jugendlichen Gemüt 
hervorgerufene Verwirrung könnte nicht zur Befestigung seines 
Glaubens, sondern nur zum Unglauben führen ; das geistige Wohl 
des Kindes würde dann in ganz erheblichem Grade gefährdet“ ? 3. 


ı KG. v. 16. Febr. 1903, Sörgel, 1903 S. 297. Bemerkenswert ist in 
der Entscheidung des OLG. v. 9. Nov. 1910, WürttZ. 53. Jahrg. 1911, S. 78 ff. 
auch der Satz: „Mit Recht hat das LG. festgestellt, daß die K.schen Ehe- 
leute (der Mann beanspruchte die Pfiegschaft für das Kind) das evangelische 
Kind in ihrer, der katholischen Konfession aufziehen wollen, und daß, auch 
wenn sie es in eine evangelische Schule schickten, ein Zwiespalt 
zwischen der Schule und der häuslichen Erziehung zu 
befürchten wäre. Unter diesen Umständen kann es sich nicht darum 
handeln, daß an Stelle des evang. Pflegers ein anderer katholischer zu be- 
stellen wäre.“ — Die analoge Anwendung auf die hier in Betracht “or 
menden Verhältnisse ergibt sich von selbst. 

? KG. v. 3. Juli 1900 Entsch. d. KG. Bd, 20, S. 144. 145. 

3 Schutz gegen religiöse Beeinflussungen des religionsmündigen 
d.h. über 14 Jahre alten Minderjährigen durch den Gewalthaber unter An- 


— 
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Durch den Vertragsbruch allein, wenn er auch unter be- 
sonders schweren Umständen als „ehrlos und unsittlich“, d. h. 
als ein den herrschenden Ehr- und Sittlichkeitsbegriffen wider- 
streitendes Verhalten zu beurteilen ist, ist eine Gefährdung des 
geistigen Wohles des Kindes noch nicht erwiesen. Es wird in 
dieser Hinsicht der Entscheidung des OLG. Stuttgart! gegen 
die des Kammergerichts ? beizutreten sein. Vielmehr setzt der 
$ 1666 ein Verhalten des Gewalthabers voraus, das eine geistige 
oder leibliche Schädigung des Kindes befürchten läßt. Eine 
solche Gefährdung kann in der Tat in dem Falle eintreten, wo 
das Kind entweder in keiner Religion richtig oder gleichzeitig 
in mehreren erzogen wird. Sie wird aber auch dann nach $ 1666 
BGB. festzustellen sein, wenn infolge des wegen Vertragsbruchs 
des Vaters ausgebrochenen ehelichen Streites über die Konfession 
des Kindes das sittliche und geistige Wohl desselben gefährdet 
erscheint. | 

In allen diesen Fällen hätte das Vormundschaftsgericht die 
zur Abwendung der Gefahr erforderlichen Maßregeln zu treffen, 
sei es zunächst durch Ermahnung und Verwarnung des Vaters, 
sei es durch Beschränkung oder Entziehung der Sorge für die 
Person des Kindes? ($ 1666 Abs. 1 BGB.). 

Dabei ist zu beachten, daß alsdann während der Dauer der 
Ehe nicht die elterliche Gewalt der Mutter an Stelle der dem Vater 
entzogenen elterlichen Gewalt tritt, sondern dem Kinde erforder- 
lichenfalls ein Pfleger? zu bestellen ist ($1909 BGB). „Eine gegen- 
teilige Bestimmung würde bei der Abhängigkeit der Mutter von dem 
wendung von unzulässigen Mitteln und somit in mißbräuchlicher und rechts- 
widriger Weise vgl. KG. bei Sörgel 1903 S. 241; 1906 S. 375 zu $ 1666 BGB. 

ı OLG. Stuttg. v. 28. Juni 1906 WürttZ. 1908, 50. Jahrg. S. 330 fi. 
WürttJ. 1909, Bd. 21, S. 14. 

®2 KG v. 9. Juli u. 8. Okt. 1900. 

3 KG. 8. Okt. 1900, Jahrb. f. Entsch. KG. Bd. 20, A. S. 251. 

* Wird die elterliche Gewalt dem Vater ganz entzogen, was aber auf 
Grund von $ 1666 Abs. 1 nicht möglich ist, so ist ein Vormund zu bestellen ; 


wird sie teilweise entzogen, ein Pfleger. Bei anderen Maßregeln wird über- 
haupt kein anderer gesetzlicher Vertreter bestellt. 
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Vater und dem Einflusse des letzteren auf die Mutter den Er- 
folg der vom Vormundschaftsgericht getroffenen Maßregel in 
vielen Fällen vereiteln oder eine Störung des ehelichen Friedens 
hervorrufen und eine den natürlichen Verhältnissen nicht ent- 
sprechende Stellung der Mutter gegenüber dem Vater in An- 
sehung der Kinder mit sich bringen“ !. 


Eine andere Möglicheit der Abhilfe für die in ihrem Recht 
auf Teilnahme an der Sorge für die Person des Kindes verletzte 
Frau könnte sich aus $ 1634 BGB. ergeben. In diesem Fall wäre 
die Frau auf den Weg der besonderen Klage zu verweisen. 
Der Klageantrag kann entweder allgemein auf Gewährung der Teil- 
nahme an der Sorge für die Person des Kindes oder speziell auf 
Beseitigung der der Frau vom Manne zugefügten Rechtsverletzung 
(Vertragsbruch) gerichtet werden. Der fragliche Streit ist nicht 
Ehesache, unterliegt daher nicht den prozessualen Sondervorschriften 
der 88 606 ff. ZPO. Die Ansichten über diese Frage gehen 
übrigens weit auseinander ?. Doch praktisch wird im vorliegenden Fall 
$ 1634 BGB. nicht in Betracht kommen, da beim Vorhandensein 
eines gültigen Vertrags andere Möglichkeiten zur Beseitigung der 
Rechtsverletzung gegeben ind’. 


c. Klage im Eheprozeß. 


S 13. 

Eine weitere unangenehme Folge für den vertragsbrüchigen 
Mann kann sich ergeben, wenn die Frau den Vertragsbruch 
als eine solche Störung des ehelichen Lebens, als eine solche 
Verletzung der durch die Ehe begründeten Pflichten empfindet, 
daß ihr die Fortsetzung der ehelichen Gemeinschaft und der 
Ehe selbst mit ihm unmöglich erscheint. Für diese Auffassung 
‘könnte sich die Frau auf $$ 1353, 1354, 1568 BGB. mit Recht 
berufen. Denn „wie im Obligationenrecht Treu und Glauben, 
so soll im Eherecht das sittliche Wesen der Ehe für die Aus- 
legung des Gesetzes und die Beurteilung aller unter den Ehe- 
gatten bestehenden Rechtsverhältnisse maßgebend sein“. (Mo- 


! Mot. z. Entw. BGB. IV, S. 806. 

? v. Staudingers Kommentar z. BGB. IV, 8. 856 f. 

3 Die Anwendung des $ 1634 BGB. bei ungemischter Ehe ist er- 
örtert unten 8. 115. | 
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tive IV, 8. 104 ff. u. a. St.) „Verletzt der Ehegatte durch 
sein ehrloses oder unsittliches Verhalten ($ 1568) auch direkt 
keine aus der Ehe fließenden Rechtspflichten, so legt er doch 
in solchen Fällen gegenüber dem anderen Ehegatten eine mit 
dem Wesen der Ehe nicht vereinbare Lieblosigkeit und Rück- 
sichtslosigkeit an den Tag.“ (Motive IV, 8. 595.) 

Unter Umständen wird schon die nachträgliche Verweige- 
rung der vor Abschluß der Ehe zugesicherten oder als selbst- 
verständlich vorausgesetzten kirchlichen Trauung als 
ehrloses Verhalten im Sinne des $ 1568 erachtet werden können". 
Insbesondere aber kann sich das einseitige Abgehen eines Ehe- 
gatten von der über die religiöse Kindererziehung getroffenen 
Vereinbarung und die Zuwiderhandlung dagegen als ein mit der 
rechten ehelichen. Gesinnung nicht vereinbarer Mißbrauch seines 
Rechtes darstellen ?, als ein den Anspruch auf Herstellung der 
ehelichen Lebensgemeinschaft ausschließender Grund erscheinen 
und wegen des dadurch bekundeten ehrlosen oder unsittlichen 
Verhaltens eventuelle Scheidung begründen ®, worüber unter 
Würdigung aller einschlägigen Verhältnisse der Richter nach 
freiem Ermessen zu entscheiden hat. 

Hienach steht dem in seinem vertragsmäßigen Rechte be- 
einträchtigten Ehegatten eine Reihe von Möglichkeiten offen, 
um auch gegen den Willen des anderen Teils die Durchführung 
des Vertrags zu erzwingen, und dieser letztere wird sich wohl 
besinnen, bevor er den ehelichen Frieden leichtfertig aufs Spiel 
setzt, ein gerichtliches Verfahren wegen Vertragsbruchs riskiert 
und die Fortsetzung der ehelichen Liebensgemeinschaft dem 
anderen Teil erschwert, unter Umständen sogar unmöglich macht. 

Von der Ausführlichkeit, mit welcher im Vorstehenden das 

! v. Staudingers Kommentar zu $ 1353 BGB. (S. 138). 

? Urt. des RG. 6. Dez. 1906, Recht 1907, Nr. 180. 
® Entsch. OLG. I. Zivilsenat v. 12. Mai 1905, WürttJ. Bd. 18, 1906, 
S. 173, bestätigt durch Urteil des RG. v. 23. Nov. 1905, Jurist. Wo- 


chenschr. 1906, 385. Jahrg. S. 21ff. Der betr. Fall ist unten 8. 79 f. näher 
ausgeführt. 
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Verfahren im Falle des Vertragsbruchs dargelegt ist, 


darf nun aber keineswegs ein Schluß auf die Häufigkeit solcher 
Streitfälle gezogen werden. Dieselben gehören in Württemberg 
zu den Seltenheiten. Der Vertrag bietet einen starken, sicheren 
Rechtsschutz und pflegt, zumal wenn nicht Beeinflussungen von 
dritter Seite sich geltend machen, von den Kontrahierenden 
selbst respektiert zu werden. 


d. Durchführung des Vertrags ausschließlich Sache der Ehegatten. 


& 14. 

Außer den Ehegatten hat niemand ein Klagerecht auf Durch- 
führung des Erziehungsvertrags. Weder Verwandten, noch 
Kirchen- oder Schulbehörden kommt, so lange die Eltern am 
Leben sind und die Erziehungsgewalt nach $ 1634 BGB. haben, 
ein gesetzliches Einspruchsrecht gegen Nichtbeachtung der Be- 
stimmungen des Vertrags zu. 

Anders z. B. in Bayern. Nach $ 23 der 2. Verfassungs- 
beilage haben die Vormünder, die Paten, die nächsten Verwandten 
und die geistlichen Oberen (d. h. vor allem die zuständigen Pfarrer 
und andere zur Seelsorge für einen gewissen Ort gehörig ermäch- 
tigte Geistliche, nicht aber die Lokalschulinspektoren) das durch 
Gesetz ihnen zugestandene Recht, darüber zu wachen, daß Kinder 
aus gemischten Ehen in der durch Gesetz (die Söhne folgen in der 
Regel der Religion des Vaters, die Töchter der Religion der Mutter) 
oder durch gültigen Vertrag bestimmten Religion erzogen werden. 
Dieses Recht der Ueberwachung schließt das Recht der Antrag- 
stellung und Beschwerdeführung an die Staatsbehörden zur Sicherung 
des Vollzugs jener Bestimmungen in sich. Allerdings können auch 
in Bayern die Eltern diesem Eingriffe sich entziehen, indem sie 
ihren Vertrag durch eine neue rechtsgültige Uebereinkunft aufheben 
oder ändern. 

Deshalb steht es den Ehegatten auch jederzeit frei, und sie 
können durch niemand gehindert werden, von dem Vertrage ab- 
zuweichen, auch wenn derselbe nicht geradezu aufgehoben und 
der vertragslose Zustand hergestellt worden ist. 

Minist.Erl. vom 14. Sept. 1826 (ErgänzBd. z. RegBl. 1838, 
S. 332: „Vermöge dieser (d. h. der durch das Religionsedikt ge- 
‘währleisteten) natürlichen Freiheit kommt es den Eltern als Aus- 
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fluß ihres Erziehungsrechts zu, die Religion, in welcher sie ihre 
Kinder erziehen wollen, selbst zu bestimmen, und sofern sie ver- 
schiedener Konfession sind, unter sich darüber Verträge einzugehen. 
Eine Folge jener natürlichen Freiheit ist es ferner, daß die Eltern 
befugt sind, die einmal gewählte Erziehungsreligion ihrer Kinder, 
solange die elterlichen Erziehungsrechte in dieser Beziehung fort- 
dauern, nach den Antrieben ihres Gewissens zu verändern.“ — 


Voraussetzung ist lediglich, daß die Abweichung vom Ver- 
trag in gegenseitigem Einverständnisse geschieht. So kann es 
vorkommen, daß ein Teil, nur dem anderen zulieb und um des 
ehelichen Friedens willen, das Opfer der Ueberzeugung bringt 
und auf Durchführung des Vertrags stillschweigend verzichtet, 
oder aus Scheu vor dem Aufsehen und den Aufregungen eines 
gerichtlichen Verfahrens, in welchem ein Ehegatte gegen den 
anderen klagt, der Uebertretung des Vertrags durch den anderen 
keinen Widerstand entgegensetzt. Die Ordnung und Regelung 
dieser Verhältnisse steht nur den Ehegatten selber zu. 

Sie leben eben dann unter Umständen in einem vertrags- 
widrigen Zustand, um dessen willen niemand ihnen darein zu 
reden befugt ist. 

Sobald aber einer der beiden Teile — regelmäßig wird es 
sich um die Frau handeln — zu dem ursprünglichen Vertrag 
zurückzukehren gesonnen ist, und darüber Uneinigkeit entsteht, 
kann er von dem anderen nicht gehindert werden, sofern der 
ursprüngliche Vertrag nicht rechtsgültig aufgehoben oder durch 
einen anderen formellen ersetzt worden ist, was von dem den 
ersten Vertrag ablehnenden Ehegatten zu beweisen ist!. 


2. Nach dem Tode eines oder beider Ehegatten. 
a. Unabänderlichkeit des Vertrags. 
S 15. 

Mit dem Tode des Vaters oder der Mutter 
oder beider wird der Vertrag, und zwar bei Aenderung 
eines früheren der zuletzt rechtskräftig abgeschlossene, un - 
abänderlich. 


! Ausführliches über Aufhebung der Erziehungsverträge s. oben 8.43 ff. 
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Der überlebende Teil, bezw. nach dem Tode beider Eltern 
der Vormund! ($ 1773 BGB.), ist gebunden, an der vertrags- 
mäßigen Erziehungsreligion nichts zuändern. 

Eine ausführliche Begründung dieses Verbots findet sich 
in der Entscheidung des OLG. (Feriensenat) vom 2. Sept. 1909. 

„Das Landgericht (Stuttgart, Beschluß der Ferienkammer 
vom 24. Juli 1909) nimmt zu Unrecht an, daß der Vater 
nach dem Tod der Ehefrau an den Vertrag nicht mehr gebunden 
war. Die Grundsätze des Vertragsrechts stehen der Annahme 
einer Bindung über den Tod des Vertragschließenden hinaus 
nicht entgegen. In erster Linie ist aber der Inhalt des Ge- 
setzes selbst, des Religionsedikts, zu erforschen und dies ergibt 
eine solche Bindung. 

Nach dem Edikt steht bei gemischten Ehen dem Vater das 
Recht zu, bis zu den Unterscheidungsjahren die Religion der 
Kinder zu bestimmen. Dieses Recht wird aber durch einen von 
den Eheleuten oder Brautleuten vor der Obrigkeit des Mannes 
abgeschlossenen Vertrag beseitigt, und es ist dann dieser Ver- 
trag, der seinerseits nur durch einen neuen Vertrag geändert 
werden kann, maßgebend. Dies gilt im Verhältnis der Eheleute 
untereinander wie zu den Kindern und im Verhältnis nach 
außen, insbesondere zu Kirche und Schule Von einer Be- 
schränkung dieser Wirksamkeit des Vertrags enthält das Re- 
ligionsedikt nichts. Wenn die vertragsmäßige Regelung den 
Mann nach dem Tod der Frau nicht mehr binden sollte, so 
müßte dies zum Ausdruck gebracht worden sein, um so mehr 
als dadurch die Bedeutung und Wirksamkeit des Vertrags zu 
einem sehr wesentlichen Teil beseitigt würde. Es ist daher an- 
zunehmen, daß ein Gesetz, das die Regelung der Kinder- 
erziehung durch Vertrag zwischen den Eheleuten überhaupt an- 
erkennt, auch die Geltung des Vertrags über den Tod der Ver- 
tragschließenden oder des einen derselben hinaus festsetzt oder 


.—— 


! Ueber das religiöse Bekenntnis des Vormunds s. unten S. 100 ff. 
? WürttZ. 52. Jahrg. 1910, S. 230 fi. 
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jedenfalls zuläßt. 

Diese Auffassung ist in der Literatur und Praxis des würt- 
tembergischen Rechts die herrschende, und esist keinGrund 
vorhanden, hievon abzuweichen“. (Darum war der 
angefochtene Beschluß aufzuheben und die Sache zu weiterer 
Behandlung gemäß dem Angeführten an das Landgericht zurück- 
zuweisen.) 


b. Verfügung der Schul- und höheren Verwaltungsbehörden. 


S 16. 

Handelt der überlebende Ehegatte, Mann oder Frau, den 
Bestimmungen des Vertrags zuwider, und ist das Kind bereits 
schulpflichtig, so genügt vielfach schon eine Anordnung der 
Schulbehörde, die aus eigenem Antrieb oder auf An- 
regung des mit dem obligatorischen Religionsunterricht in der 
Schule betrauten Religionslehrers , bezw. der kirchlichen Organe 
das Kind aus der entgegen den Bestimmungen des Vertrags 
von ihm besuchten Schule der anderen Konfession ZulIchiordenn 
kann. 

Daß hiezu nach dem gegenwärtigen Rechtsstand in Würt- 
temberg die örtlichen, konfessionell getrennten Volksschul- 
behörden zuständig sind, kann keinem Zweifel unterliegen!. 

Bei den höheren Schulen liegt die Kompetenzfrage 
hinsichtlich der örtlichen Instanz insofern anders, als diese 
nicht, wie die Volksschulen, konfessionell geteilt sind. Die 
Streitfrage, welchen konfessionellen Religionsunterricht ein Schüler 
der höheren Lehranstalten zu besuchen habe, wird alsbald in 
die Kompetenz der K. Ministerialabteilung für die höheren 
Schulen zu übergeben sein, welche von sich aus kaum eine Ent- 
scheidung treffen wird, bevor sie den Staatskirchenbehörden, 
Evangelischem Konsistorium und Katholischem Kirchenrat, Ge- 
legenheit zur Aeußerung gegeben hat. 

i Entscheidung des K. Verwaltungsgerichtshofs v. 12. Okt. 1904 WürttT. 


17. Bd. 1906, S. 110 ff. Auch Schüz u. Hepp, Württ. ne 
bung 1910, I, S. 125. 132. 
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Vgl. Entsch. des Verwalt.Gerichtshofs vom 10. März 1909 
WürttJ. 21, S. 359 ff., wo es sich um die Frage der Verpflichtung 
eines im volksschulpflichtigen Alter stehenden israelitischen Schülers 
der höheren Lehranstalten zur Teilnahme an dem zum Pflichtfach 
erklärten israelitischen Religionsunterricht handelte. Lehrreich ist 
die Urteilsbegründung überhaupt für alle die Fälle, wo es sich um 
die Frage des Religionsunterrichtsbesuchs und der Konfessions- 
zugehörigkeit von Schülern der höheren Lehranstalten handelt. 
Zu bemerken ist dabei: ein „Mittelschulgesetz“, durch 
welches, wie bei den Volksschulen, der Religionsunterricht unter 
die Pflichtfächer der höheren Schulen aufgenommen ist, besteht in 
Württemberg noch nicht. Aber die Verwaltungsbehörde ist 
befugt, für die Benützung ihrer Anstalten Vorschriften zu geben 
— innerhalb der gesetzlichen Schranken —, und den Ausschluß 
eines Schülers zu verfügen, der gegen diese Vorschriften beharrlich 
verstößt. Alsdann wäre dieser Schüler der Volksschule 
seiner Konfession und damit dem Religionsunterricht seines 
Glaubens zu überweisen, und das weitere Verfahren, wenn sich 
auch jetzt noch Schwierigkeiten wegen des Religionsunterrichts 
ergeben, richtet sich nach den für die Volksschulen maßgebenden 
gesetzlichen Vorschriften. 


Ist unter den örtlichen Volksschulbehörden 
keine Einigung zu erzielen, so geht der Streitfall in die Kompe- 
tenz des evangelischen und des katholischen Oberschulrats über, 
von da im Falle fortbestehender Meinungsverschiedenheit als 
Verwaltungsbeschwerde in diejenige des K. Ministeriums des 
Kirchen- und Schulwesens, endlich in letzter Instanz als Rechts- 
beschwerde in die des K. Verwaltungsgerichtshofs — stets un- 
beschadet der Entscheidung durch die ordentlichen Gerichte, 
d. h. in erster Instanz durch das Vormundschafts- 
gericht (Art.41 AG.BGB. Art. 52; $ 147 EG.BGB.). Es 
ist nicht ausgeschlossen, daß auf diesem Weg, dem Verwaltungs- 
rechtsweg, die Erziehung des Kindes in der vom Vertrag fest- 
gesetzten Konfession durchgeführt wird. 


In einem nach dem Tod des katholischen Vaters entstandenen 
Streit über die konfessionelle Erziehung des schulpflichtigen Kindes 
wandte sich das kath. Ortsschulinspektorat an das evang. mit dem 
Ersuchen, das Mädchen der kath. Schule zu überweisen. Das 
evang. Ortsschulinspektorat erwiderte, daß es sich nicht für be- 
fugt halte, das Kind aus der evang. Volksschule auszuweisen. Im 
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weiteren Verlauf wandte sich der Kath. Kirchenrat an das Evang. 
Konsistorium mit dem Ersuchen um Weisung an das evang. Orts- 
schulinspektorat, daß das Mädchen aus der evang. Schule zu ent- 
lassen und der kath. Schule zu überweisen sei. Das Ev. Konsi- 
storium entschied, dem Verlangen der kath. Schulverwaltung nicht 
entgegentreten zu können, es sei somit das Kind aus der evang. 
Volksschule zu ‘entlassen und der kath. Volksschule zu überweisen, 
Der Mutter bleibe für ihr Verlangen, das Mädchen evang. erziehen 
und schulen lassen zu dürfen, der Rechtsweg offen. Das Mini- 
sterium des Kirchen- und Schulwesens, an welches die Mutter gegen 
diese Verfügung Beschwerde erhoben hatte, hat diese als unbe- 
gründet verworfen. Die von dem Ev. Konsistorium im Einver- ' 
nehmen mit dem Kath. Kirchenrat getroffene Verfügung erscheine 
ee (materiell, wie näher ausgeführt wird) gerechtfertigt. „Sie 
könne aber auch in formeller Beziehung vorbehältlich einer ge- 
richtlichen Entscheidung nicht beanstandet werden, da den Ober- 
schulbehörden kraft der ihnen über die Volksschulen obliegenden 
allgemeinen Dienstaufsicht das Recht und die Pflicht zustehe, darüber 
zu wachen, daß die volksschulpflichtigen Kinder die Schule der- 
jenigen Konfession besuchen, in welcher sie nach den bestehenden 
Vorschriften zu erziehen seien. — In weiterer Instanz wurde gegen 
diese Ministerial-Entscheidung Rechtsbeschwerde an den Verwal- 
tungsgerichtshof erhoben. Auch diese höchste Behörde für Ver- 
waltungsrechtssachen wies die Beschwerde als unbegründet ab. 
Aus den Gründen, soweit sie die formelle Seite des Verfahrens 
berühren, sei hervorgehoben: „Die Beschwerdeführerin hat nicht 
dargetan, daß die — gleich der Verfügung des Evang. Konsi- 
storiums — unter Vorbehaltung gerichtlicher Entscheidung ergangene 
Ministerialentscheidung nicht begründet sei. Seine gegen die Ver- 
fügung des Ev. Konsistoriums gerichtete Beschwerde hatte der 
Bevollmächtigte der Beschwerdeführerin zunächst auf Kompetenz- 
überschreitung des Ev. Konsistoriums gestützt. Diesen Angriff 
hat das K. Ministerium zutreffend mit der Hinweisung auf die 
konfessionelle Einrichtung der Volksschule in Württemberg und 
den gesetzlich bestehenden Schulzwang widerlegt.“ — Dabei hat 
aber der Verwaltungsgerichtshof die Frage, ob die Beschwerde- 
führerin überhaupt geltend machen könne, daß sie durch die vor- 
behältlich gerichtlicher Entscheidung ergangene. 
Ministerialentscheidung in einem ihr zustehenden Recht im Sinne 
des Verwaltungsrechtspflegegesetzes vom 16. Dez. 1876 verletzt 
sei, m. a. W. die Frage, ob gegen die in Frage stehenden Ent- 
scheidungen des Kultministeriums die Rechtsbeschwerde an den 
VGH. zuläsig sei, dahingestellt gelassen. Urteil vom 
12. Okt. 1904 (WürttJ. 17. Bd. 1906 S. 110). Die zuletzt 
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aufgeworfene Frage nach der Zulässigkeit der Rechtsbeschwerde 
an den VGH. wird, den Ausführungen des RegRats Meyding 
zufolge (in WüRV. III Jhrg. 1910 S. 213), zu bejahen 
sein. Es erscheint auch durchaus wünschenswert, zu vermeiden, 
daß bei derlei Streitigkeiten von Anfang an ein Ehegatte oder 
der gesetzliche Vertreter des Kindes auf den Weg der Klage ge- 
drängt wird. Da auch der VGH. über die erhobene Rechts- 
beschwerde nur unbeschadet der in der Instanzenfolge der Vor- 
mundschaftsgerichte als maßgebend ergehenden Verfügung entschei- 
den kann (Urteil vom 12. Okt. 1904, s. oben), so ist damit, wenn 
sich die Parteien bei der Entscheidung der Verwaltungsbehörden 
nicht beruhigen zu können glauben, dem Urteil der ordentlichen 
Gerichte nicht vorgegriffen. 


Seitdem durch das Volksschulgesetz vom 17. Aug. 1909 
(Art. 66) die Verbindung zwischen dem Evangelischen Kon- 
sistorium als evangelischer Staatskirchenbehörde und der Evan- 
gelischen Oberschulbehörde gelöst und für die evangelischen 
Volksschulen ein selbständiger Evangelischer Oberschulrat ge- 
schaffen worden ist, wird in allen den Erziehungsstreitfällen, in 
denen die Frage, welche konfessionelle Volksschule das Kind zu 
besuchen, und an welchem Religionsunterricht es teilzunehmen 
hat, den brennenden Punkt bildet, nicht mehr das Evangelische 
Konsistorium, sondern der Evangelische Oberschulrat in erster 
Linie die Entscheidung treffen. Aber es versteht sich von selbst, 
daß der Evangelische ÖOberschulrat keine das Interesse des 
evangelischen Bekenntnisses berührende Verfügung treffen wird, 
ohne zuvor dem Evangelischen Konsistorium Gelegenheit zur 
Aeußerung seiner Auffassung gegeben zu haben. Meinungs- 
verschiedenheiten zwischen beiden Behörden auf diesem Gebiete 
sind für die Zukunft nicht ausgeschlössen, und es ist denkbar, 
daß gegen eine Entscheidung des Evangelischen Oberschulrats 
das Konsistorium als evangelische Oberkirchenbehörde bei dem 
Ministerium des Kirchen- und Schulwesens vorstellig wird. 
Anders auf katholischer Seite. Da der Katholische Kirchenrat 
die Oberschulbehörde für die katholischen Volksschulen geblieben 
ist und die Personalunion zwischen beiden Behörden fortbesteht, 
so ist hier die Möglichkeit eines Meinungskonflikts zwischen 
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Katholischem Kirchenrat und Katholischem Oberschulrat von 
vornherein ausgeschlossen. 


c. Einschreiten des Vormundschaftsgerichts gegen den überlebenden Elternteil. 
8 17. 


Eine sicherere Handhabe gegen den vom Vertrag abweichen- 
den überlebenden Ehegatten bietet das Einschreiten des 
Vormundschaftsgerichts. Dieses ist, wie S. 53 ausge- 
führt, auch abgesehen, von dem Vormundschaftsrecht des BGB,, 
von Amts wegen berufen, durch selbständigen Ausspruch über 
die Frage nach der Konfessionszugehörigkeit des Kindes Klar- 
heit zu schaffen (Entsch. OLG. vom 23. Nov. 1910)1. Für das 
weitere Verfahren zur Sicherung der Erziehung des Kindes in 
der vom Vormundschaftsgericht festgestellten Konfession reichen 
die Bestimmungen des BGB. völlig zu. 

Ist die Mutter der überlebende Teil, so kann ihr vom 
Vormundschaftsgericht nach $ 1687 Z. 3 BGB. auch gegen ihren 
Willen ein Beistand bestellt werden, der die Erziehung des 
Kindes in der durch den Vertrag bestimmten Konfession zu 
überwachen und sobald erforderlich das Einschreiten des Vor- 
mundschaftsgerichts herbeizuführen hat ($ 1689 BGB.)?. 

Für das Verfahren gegen den überlebenden Vater, 
der den Erziehungsvertrag mißachtet, kommen, wenn der $& 1666 
BGB. versagen sollte, bei dessen Anwendung dem Kinde 
erforderlichenfalls ein Pfleger zu bestellen wäre, auch die 88 1665, 
1630 (vgl. mit 1795), 1909, 1629, 1673 BGB. in Betracht. 


Auf eine weitere Möglichkeit des Einschreitens des Vormund- 
schaftsgerichts gegen den überlebenden Ehegatten, der die Ver- 
pflichtung zur Erziehung des Kindes in einem bestimmten Bekennt- 
nis verletzt, macht Meyding (WüRV. a. a. O.) aufmerksam. Nach 
zwingender Analogie des $ 1639 Satz 1 und 2 sei das 
Vormundschaftsgericht, das die Durchführuug von bindenden An- 
ordnungen des verstorbenen Elternteils über die Verwaltung des 


! WürttZ. 53. Jahrg. 1911, S. 73 ff. 
? Näheres darüber unten S. 83 ff. 
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dem Kind von Todeswegen zugewendeten Vermögens zu über- 
wachen habe, auch dazu berufen, den überlebenden Ehegatten, 
welcher den für ihn bindenden Anordnungen des verstorbenen 
über die Erziehungsreligion der Kinder nicht nachkommt, durch 
die erforderlichen Maßnahmen zu ihrer Beobachtung anzuhalten. 
— Doch diese Analogie ist kaum anzunehmen, schon deshalb nicht, 
weil ein Erziehungsvertrag keine letztwillige Verfügung ist. Auch 
ohne $ 1639, einfach auf Grund des Rechts des Religionsedikts, 
ist das Vormundschaftsgericht zum Einschreiten berufen. — 


Hienach hat das Vormundschaftsgericht die im Interesse des 
Kindes erforderlichen Maßregeln zu treffen. Vor allem kann 
es verfügen, daß dem Vater das Recht der Sorge für die Person 
‘des Kindes beschränkt und hinsichtlich der religiösen Erziehung 
entzogen und nötigenfalls für das Kind zur Besorgung der Er- 
ziehungsangelegenheit ein Pfleger bestellt wird. 


d. Antragstellungs- und Beschwerdeberechtigte. 


& 18. 

Um das Einschreiten des Vormundschaftsgerichts gegen die 
überlebende Mutter oder den überlebenden Vater oder ins- 
besondere auch gegen den seiner Verpflichtung nicht nachkom- 
menden Pfleger? zu veranlassen, bedarf es lediglich einer An- 
zeige an das ordentliche Vormundschaftsgericht 3 der Gemeinde 
(S. 53 Anm. 3), in welcher das zu erziehende Kind zu der 


Zeit der Anrufung des Gerichts seinen Wohnsitz oder in Er- 


mangelung eines inländischen Wohnsitzes seinen Aufenthalt hat 
($ 86 FGG.). Die Kenntnisnahme eines solchen Falls und die 
Anregung zum Einschreiten hat das Vormundschaftsgericht 


ı Vgl. Beschl. KG. 8. Okt. 1900 Jahrb. f. Entsch. KG. Bd. 20. A. 
S. 251. 

2 Rechtliche Stellung des Vormunds nach dem Tode beider 
Eltern, insbesondere auch relig. Bekenntnis, Entlassung desselben s. 
unten S. 100 ff. 

® Wenn nicht das Vormundschaftsrecht des BGB., sondern rein das 
Religionsedikt in Frage kommt, z. B. unter Umständen dem überlebenden 
Elternteil gegenüber, so gilt nicht das FGG., sondern es tritt die gewöhn- 
liche Dienstbeschwerde des alten Rechts an die vorgesetzten Instanzen ein 
(s. oben 8. 54). 

5 * 
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($S 1774 „von Amts wegen“) nicht bloß vom Waisengericht 
(SS 1675, 1850 BGB., $ 49 FGG.), sondern auch von jeder- 
mann, z. B. auch von dem Geistlichen, dem Schul- 
vorstand, den kirchlichen Gemeindeorganen, 
den Oberschul- und Oberkirchenbehörden ent- 
gegenzunehmen. 

In einem von dem OLG. am 23. Nov. 1910 entschiedenen 
Erziehungsstreit! hatte der Evangelische Oberschulrat am 6. Juli 1910 
bei dem Vormundschaftsgericht den Antrag gestellt, gemäß 8 1666 
BGB. (ob mit Recht auf Grund dieses $, kommt hiebei nicht in 
Betracht) anzuordnen, daß das betr. Mädchen der evangelischen 
Schule wieder zuzuführen sei. Am 8. Juli hatte das Vormund- 
schaftsgericht daraufhin beschlossen, diesem Antrag keine Folge 
zu geben. Am 18. Juli hat dann der Ev. Oberschulrat bei dem 
Amtsgericht um Abänderung der Entscheidung nachgesucht, und 
das Amtsgericht am 10. Aug. beschlossen, den Beschluß des Vor- 
mundschaftsgerichts vom 8. Juli aufzuheben usw. Das OLG. hat 
ausgesprochen: „Die Zulässigkeit dieser Beschwerde (— mithin 
auch des Antrags —) war nicht zu beanstanden.“ 

(Gegen die Entscheidung des ordentlichen (lokalen) Vor- 
mundschaftsgerichts kann die Abänderung bei dem zuständigen 
Amtsgericht als einer Art Zwischen- oder Aufsichtsinstanz 
nachgesucht werden ($ 195 Abs. 1 FGG., Art. 53 AG.BGB.). 
Erst gegen die Entscheidung des Amtsgerichts, in dessen Bezirk 
das Vormundschaftsgericht seinen Sitz hat, findet die Beschwerde 
statt ($ 195 Abs. 2 FGG.). Ueber die Beschwerde entscheidet 
das Landgericht ($ 19 FGG.). Gegen die Entscheidung des 
Beschwerdegerichts ist das Rechtsmittel der weiteren Beschwerde 
bei dem OLG. zulässig, wenn die Entscheidung auf einer Ver- 
letzung des Gesetzes beruht, d. h. wenn eine Rechtsnorm nicht 
oder nicht richtig angewendet worden ist ($8$ 27, 28 FGG., 
s 550 ZPO.)?. Die Beschwerde sowie die weitere Beschwerde 


! WürttZ. 53. Jahrg. 1911, S. 73 ff, 

? In Preußen, wo mehrere Oberlandesgerichte bestehen, ist zur Ent- 
gegennahme der weiteren Beschwerde nur das Kammergericht in Berlin 
zuständig, woraus sich die vielfachen Entscheidungen dieses Gerichts er- 
klären. 
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kann zu Protokoll des Gerichtsschreibers jedes zuständigen Ge- 
richts (Vormundschaftsgerichts, hier beim Vorsitzenden, Art. 61 
AG.BGB., Amtsgerichts, Landgerichts, OLG.) eingelegt werden. 
Es kann aber auch eine Beschwerdeschrift eingereicht werden. 
Diese muß bei der Beschwerde (LG.) vom Beschwerdeführer 
eigenhändig unterschrieben, bei der weiteren Beschwerde (OLG.) 
von einem Rechtsanwalt unterzeichnet sein ($$ 21, 29 FGG.). 

Die Beschwerde steht zunächst nur dem zu, dessen Recht 
durch die Verfügung beeinträchtigt ist ($ 20 FGG.), d. h. in 
dessen eigene Rechtssphäre die Verfügung eingreift. Aber er- 
weitert ist das aktive Beschwerderecht in Bezug auf die $8 57 ft. 
bezeichneten Vormundschaftsangelegenheiten. Hienach sind zu 
solchen Beschwerden auch die Verwandten und Verschwägerten 
des Kindes berechtigt, für den Fall, daß vom Vormundschafts- 
gericht die Anordnung einer Vormundschaft oder einer der in 
88 1665—1667 BGB. vorgesehenen Maßregeln abgelehnt oder 
eine solche Maßregel aufgehoben wird ($ 57 Abs. 1, Nr. 1 
und 8 FGG.); berechtigt aber auch, was besonders zu be- 
achten ist, gegen eine Verfügung, die eine Entscheidung 
über eine die Sorge für die Person des Kindes oder Mündels 
betreffende Angelegenheit enthält, ist jeder, der ein berech- 
tigtes Interesse hat, diese Angelegenheit wahrzunehmen ($& 57 
Abs. 1 Nr. 9 FGG.). Durch diese Ausdehnung des Beschwerde- 
rechts über den Kreis der in einem rechtlichen Verhältnisse zu 
dem Kinde Stehenden hinaus auf jeden, der einen sachlich ge- 
rechtfertigten Grund hat, sich des Kindes anzunehmen !, sollte, 
wie dem Kommissionsbericht zu $ 57 FGG. zu entnehmen ist, 
insbesondere auch Geistlichen, Schulvorständen, Armenverwal- 
tungen ein Einfluß und eine Einrede zuerkannt werden in Fällen, 
wo nach ihrer Ansicht vom Gericht eine unrichtige und vom 
Standpunkt der konfessionellen Erziehung unbefriedigende Ent- 


ı Das ist aber noch keine „Popularklage“ oder „Popularbeschwerde“. 
Diese da und dort sich findende Annahme geht zu weit. 
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scheidung getroffen worden sein sollte. 

In der Tat gewährt dieser 857 FGG. auch den kirchlichen 
Organen eine starke und wirksame Handhabe zur vertrags- 
mäßigen Durchführung der religiösen Erziehung. 


Ausdrücklich weist Meyding WüRV. a. a. O. auf die Un- 
möglichkeit hin, auf dem ordentlichen Prozeßweg (. 
oben S. 49 ff.) gegen den überlebenden Ehegatten oder Vormund 
oder Pfleger Klage zu erheben. Eine Verpflichtung zur Erziehung 
des Kindes in einem bestimmten Bekenntnis liege dem überlebenden 
Elternteil oder dem Vormund nur gegenüber dem Kinde vor. Die 
Erfüllung der Erziehungspflicht gegenüber dem Kind sei aber nach 
dem klaren System des BGB. (vgl. 8$ 1666 und 1837), soweit 
überhaupt Rechtsbehelfe zu Gebot stehen, durch das Vormund- 
schaftsgericht zu sichern. Der Rechtsweg sei somit für 
die Feststellung oder Erzwingung dieser dem Kind gegenüber be- 
stehenden Verpflichtung nicht zulässig. Hiemit stimmen unsere 
Ausführungen über das Verfahren gegen den überlebenden Eltern- 
teil oder den Vormund auf S. 66 f. überein. Anders v. Wider 
in WüRV. II. Jhrg. Nr. 3 S. 83. 


III. Kapitel: Gesetzliche Regel ohne Vertrag. 


A. Recht des Vaters. 
1. Grundsätzliches. 
8 19. 

Ganz anders liegen die Verhältnisse, und die größten Schwie- 
rigkeiten können sich ergeben, wenn die Gatten in einer ge- 
mischten Ehe die Abschließung eines Vertrags unterlassen. 

Zwar bestimmt das Religionsedikt Z. VI: „Die Kinder aus 
diesen Ehen werden, in der Regel, bis zu den Unterscheidungs- 
Jahren in der Religion des Vaters erzogen.“ Aber dieser kurze 
Satz, der den normalen gesetzlichen Zustand zum Ausdruck 
bringen soll, schließt eine Fülle von möglichen Konflikten ein. 

Zunächst wird damit der Grundsatz aufgestellt: wo nicht 

! Die Anerkennung des Beschwerderechts des Geistlichen gehört zur 
feststehenden Praxis des Kammergerichts (Entsch. KG. Bd. 20, A. 139, 245, 
248). | 

? Vgl. die grundsätzliche Auslegung des Religionsedikts oben S. 22 ff. 
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etwas anderes irgendwie bestimmt ist, gilt die gesetzliche Regel, 
wonach die Kinder der Religion des Vaters folgen. Aber 
diese Bestimmung ist nicht, wie der Wortlaut allerdings ver- 
muten lassen könnte!, im Sinne einer öffentlich - rechtlichen, 
„staatspolizeilichen* Verpflichtung aufzufassen, als ob der Vater, 
solange kein formell gültiger Vertrag vorliegt, gezwungen wäre, 
die Kinder in seiner Konfession zu erziehen. Vielmehr ist diese 
als „Regel“ bezeichnete Vorschrift nach der als Inhalt des be- 
stehenden Rechts geltenden Auffassung so zu verstehen: Wenn 
der Vater nicht eine abweichende Bestimmung trifft, sei es durch 
rechtsgültigen Vertrag mit der Ehefrau”? oder durch einseitige 
und daher seinerseits widerrufliche Anordnung’, ist anzunehmen, 
daß der Vater die Kinder in seiner Konfession erzogen wissen 
will. Eine Beschränkung der freien Bestimmung des Vaters 
darf in jenen Satz des Religionsedikts nicht hineingelegt werden, 
sondern die damit aufgestellte Norm will entsprechend den all- 
gemeinen Regeln über das Erziehungsrecht im Sinne eines dem 
Vater eingeräumten Rechtes verstanden sein, auf das 
er, wenn er will und solange er kann, zugunsten der Gattin 
verzichten kann, das er aber auch jederzeit für sich zurück- 
zufordern und wieder auszuüben in der Lage ist, solange er 
sich nicht durch rechtsgültigen Vertrag gebunden hat. 


Minist.Erl. vom 14. Juli 1831 Nr. 3 (I. Ergzgsbd. z. RegBl. 1838 
Ss. 335): „Die Gesetzesbestimmung, wonach bei dem Mangel eines 
Vertrags die Kinder in der Religion des Vaters zu erziehen sind, 
kann nicht als eine staatspolizeiliche, sondern nur als eine dem 
Privatrecht angehörige Vorschrift angesehen werden, welche dem 
Vater der Mutter gegenüber ein Recht gibt, auf das er zu Gunsten 
der letzteren zu verzichten nicht gehindert ist.“ 


! Auf die Ungenauigkeit in der Fassung des Rel.Edikts Z. VI Satz 2 u. 3 
weist Meyding eingehend hin (WüRV. II. Jahrg. 1910, S. 214). Siehe auch 
Anm. $. 234 f. in WürttZ. 52. Jahrg. 1910. 

? Ein formloser Vertrag würde den Mann nur moralisch, nicht aber 
rechtlich binden. 

® vgl. Urt. d. VerwGerHofs v. 12. Okt. 1904 (WürttJ. Bd. 17, 1906, 
8. 114). 
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Beim Mangel eines Vertrags ist also der Vater, solange 
die Kinder die Unterscheidungsjahre nicht erreicht haben, allein 
bestimmend. Er wählt die Konfession der Kinder, sei es, daß 
er sie in seiner eigenen oder in derjenigen der Mutter erziehen 
läßt. Auch in letzterem Fall handelt er innerhalb seiner Rechts- 
sphäre, aber er übernimmt damit keinerlei Verpflichtung gegen- 
über der Gattin, sondern behält sich das Recht der Aenderung 
seines Willens jederzeit vor. 


Minist.Erl. vom 14. Sept. 1826 Nr. 3 (I. Ergzgsbd. z. RegBl. 1838 
S. 334): „Das Gesetz verbindet den Vater bei dem Mangel eines 
Vertrags nicht, seine Kinder in seiner Religion zu erziehen, sondern 
es räumt ihm nur gegenüber von seiner Ehefrau das Recht ein, 
alle seine Kinder in seiner, des Vaters, Religion erziehen zu dürfen. 
Wenn er nun von diesem Rechte keinen Gebrauch macht, sondern 
vielmehr von selbst, und ohne gegen seine Gattin eine vertrags- 
mäßige Verbindlichkeit zu übernehmen, seine Kinder in der Religion 
seiner Gattin erziehen läßt, so verletzt er überall keine Bestimmung 
des Gesetzes. Er handelt innerhalb seiner Rechtssphäre und behält 
sich, weil er keinen Vertrag eingegangen hat, das Recht zur Aen- 
derung seines Willens vor.“ 


Auch der Tod der Ehefrau kann an diesem Bestim- 
mungsrechte des überlebenden Vaters nichts ändern. Sofern 
durch rechtsgültigen Vertrag nicht gebunden, ist er berechtigt, 
von der bis zum Tode der Mutter für die Kinder gewählten 
Konfession abzuweichen und dieselben nunmehr in seiner eigenen 
oder aber, was ja auch, etwa aus Rücksichten der Pietät, denk- 
bar ist, wenn die Kinder seither in der seinigen erzogen worden 
sind, fortan in der Konfession der verstorbenen Mutter zu er- 
ziehen. In beiden Fällen macht er von seinem gesetzlichen Er- 
ziehungsrechte Gebrauch. 


MinistErl. vom 14. Juli 1831: „Ebenso ist bei einer gemischten 
Ehe, in welcher kein Vertrag über die Erziehungsreligion der Kinder 
geschlossen wurde, der überlebende Vater für befugt zu er- 
achten, die Kinder aus dieser Ehe in der Religion ihrer verstorbenen 
Mutter erziehen zu lassen, weil — — — ein in solchem Falle 
befindlicher überlebender Gatte, der seine Kinder freiwillig in der 
Religion ihrer verstorbenen Mutter erziehen läßt, im präsumtiven 
Einverständnisse mit dieser handelt.“ Hiezu ist zu bemerken: 
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wenn das Einverständnis der Mutter — ohne Vertrag -—— schon 
bei ihren Lebzeiten unerheblich ist, so ist deren „präsumtives Ein- 
verständnis* nach ihrem To .d weder erforderlich noch überhaupt 
von irgend welcher Bedeutung. 


Diese Auslegung der Ziffer VI des Religionsedikts, die von 
dem Kultministerium im Einverständnis mit den Ministerien der 
Justiz und des Innern gegeben worden ist, ist heute noch in 
der Praxis und in den Entscheidungen der Gerichte als richtig 
anerkannt. 


2. Konfessionswechsel und Wiederverheiratung des 
Vaters. 


8 20. 


Dieselben Grundsätze finden ihre Anwendung im Falle des 
Konfessionswechsels des Vaters und der Wiederverheiratung des 
Vaters nach dem Tode der Mutter, sofern die Kinder aus dieser 
Ehe noch nicht das Unterscheidungsalter erreicht haben. In 
beiden Fällen muß das nach dem Wortlaut des Religionsedikts 
überwiegende Recht des Vaters als fortdauernd angesehen werden. 
Falls beispielsweise der seither evangelische Vater aus irgend- 
welchen sittlichen oder religiösen Gründen zur katholischen 
Kirche übertritt !, ist er befugt zu bestimmen, daß die Kinder 
aus dieser — wenn die Frau den Schritt nicht mittut — nun 
gemischten Ehe katholisch erzogen werden sollen, und es wird 
darin kein Mißbrauch seines Rechtes erblickt werden dürfen. 
Nur unter besonders schwerwiegenden Umständen könnte die 
Frau geltend machen, daß sie jetzt nicht mehr zur ehelichen 
Lebensgemeinschaft mit dem Mann verpflichtet sei (88 1353, 1568 
BGB.). | 


Hiemit sind zu vergleichen die wertvollen Ausführungen in 
der Urteilsbegründung des OLG. vom 12. Mai 1905 (unten 8. 79£.). 
Die Motive IV, S. 567 und 572 erklären zwar Scheidung 


1 In Preußen wird auf eine in der letzten Krankheit erst erfolgte Reli- 
gionsänderung des Vaters (und der Mutter) keine Rücksicht genommen. 
ALR. II 2,8 81, s. auch unten 8.88, Anm. 1. 
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wegen Religionswechsels des anderen Ehegatten als ausgeschlossen. 
Selbstverständlich kann aber in den Gründen, aus welchen der 


' Religionswechsel erfolgt, ein die Scheidung aus $ 1568 rechtfer- 


tigendes ehrloses oder unsittliches Verhalten gefunden werden. 
(Vgl. Staudinger, Kommentar z. BGB.) 


Ebenso steht dem evangelischen Witwer einer evangelischen 
Frau das Recht zu, im Falle seiner Wiederverheiratung mit 
einer Katholikin die Kinder aus erster Ehe katholisch erziehen 
zu lassen. Diese Kinder sind allerdings nicht aus gemischter 
Ehe hervorgegangen, und es treffen auf sie die Bestimmungen 
des Religionsedikts nicht zu. Aber auch im gemeinen Recht 
(SS 1627 und 1631 BGB.) ist ihm die Befugnis der freien Kon- 
fessionsbestimmung über seine Kinder zugestanden, und er be- 
hält dieses Recht auch nach dem Tode der Mutter. 


Konfessionswechsel und Wiederverheiratung der Mutter 
können keinen Einfluß auf die Konfession des Kindes haben, da 
die Bestimmung des Vaters in ihrer Wirkung fortdauert. (Siehe 
unten S. 91). Bei Wiederverehelichung verliert zudem. die Mutter 
die elterliche Gewalt ($ 1697 BGB.), und es wird für das Kind 
ein Vormund bestellt. 

Bei Wiederverheiratung der Mutter im Falle einer zuvor un- 
gemischten Ehe s. unten S. 124. 


3. Beschränkung des väterlichen Bestimmungsrechts. 
8 21. 


Doch ist das Verfügungsrecht des Vaters in dieser Hinsicht 
keineswegs unbeschränkt!. Entsprechend dem durchaus persön- 
lichen Charakter seines Erziehungsrechts kann er von dem 
Augenblick an in der Religion der Kinder keine Aenderung 
mehr vornehmen, da ihm aus irgend einem Grunde die Sorge 
für die Person des Kindes entzogen ist. 


Einer Entscheidung des OLG. I. ZivS. vom 9. Nov. 1910? 
sind folgende in dieser Richtung hervorgehobene, wertvolle Grund- 
sätze zu entnehmen. Durch Beschluß des Amtsgerichts vom 30. Aug. 


ı Vgl. WürttZ. 52. Jahrg. 1910, bes. die bedeutungsvollen Ausführun- 
gen in d. Anm. 8. 234— 230. 
? WürttZ. 53. Jahrg. 1911, 8. 75 ff. 
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1907 war einem katholischen, wegen Ehebruchs von der Frau ge- 
schiedenen und allein für schuldig erklärten Vater das Recht der 
Fürsorge für die Person des evangelisch getauften Kindes entzogen 
worden, nachdem am 9. April 1907 die evangelische Mutter ge- 
storben war. Ein Vertrag über konfessionelle Kindererziehung war 
nicht geschlossen worden. Zur Vertretung des Kindes in dem eben 
erwähnten Verfahren hatte das Vormundschaftsgericht einen evange- 
lischen Pfieger bestell. Am 17. Nov. 1909 stellte der Vater beim 
Amtsgericht den Antrag, den evangelischen Pfieger zu entlassen und 
an seiner Stelle einen katholischen Pfleger zu bestellen, der, wie im 
weiteren Verlauf des Verfahrens vom Landgericht festgestellt wurde, 
das Kind in der katholischen Konfession aufziehen wollte. Das Amts- 
gericht beschloß am 30. Juni, die frühere Entscheidung des Vormund- 
schaftsgerichts aufzuheben und dasselbe anzuweisen, an Stelle des 
evangelischen Pflegers einen solchen katholischer Konfession zu 
bestellen. Gegen diesen Beschluß erhob der Rechtsanwalt des 
evangelischen Pflegers am 8. Juli 1910 sofortige Beschwerde. Das 
LG. änderte durch Beschluß vom 19. Sept. 1910 den amtsgericht- 
lichen Beschluß dahin ab: der Antrag, das Vormundschaftsgericht 
anzuweisen, einen Pfleger katholischer Konfession zu bestellen, wird 
zurückgewiesen. Die gegen diesen Beschluß eingelegte weitere 
Beschwerde wurde vom OLG. durch Beschluß vom 9. Nov. 1910 
als unbegründet zurückgewiesen. Die Gründe führen in materieller 
Hinsicht aus: In dem angefochtenen Beschluß der Zivilkammer ist 
ohne Rechtsirrtum festgestellt, daß der Vater dadurch, dab er an 
dem einer gemischten Ehe entstammenden Kind die evangelische 
Taufe vornehmen ließ, seinen Willen zum Ausdruck gebracht hat, 
das Kind solle in der Religion der Mutter erzogen werden. Dieser 
Schluß wäre nur dann nicht berechtigt, wenn der Vater etwas 
Gegenteiliges erklärt hätte. Zu dieser Bestimmung war der Vater 
nach der anerkannten Auslegung des Religionsedikts befugt. Ferner 
steht in tatsächlicher Hinsicht fest, daß der Vater, so lange er 
nach dem Tod der Mutter die Sorge für die Person des Kindes 
hatte, weder ausdrücklich noch durch schlüssige Handlungen er- 
klärt hat, daß er die Religion des Kindes ändere. Dagegen hat 
er dies getan, nachdem ihm das Recht, für die Person des Kindes 
zu sorgen, entzogen war. Der Beschwerdeführer macht geltend, 
es sei ihm nur die tatsächliche Sorge, nicht das Vertretungsrecht 
entzogen worden. Dies ist nach dem Wortlaut des amtsgericht- 
lichen Beschlusses und angesichts der Bestimmung des $ 1630 BGB. 
nicht richtig; übrigens könnte er, auch wenn ihm das Vertretungs- 
recht geblieben wäre, eine rechtswirksame Austrittserklärung ohne 
Zustimmung des zur Sorge für die Person des Kindes Berechtigten 
nicht abgeben. Die Frage ist also, ob der Vater auf Grund der 


ur 
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Bestimmungen des Religionsedikts die Religion des Kindes ändern 
darf, auch wenn ihm das Recht und die Pflicht der religiösen 
Erziehung fehlt. Dies war mit dem Landgericht zu verneinen. Das 
Religionsedikt bestimmt, daß die Kinder aus gemischten Ehen in 
der Regel bis zu den Unterscheidungsjahren in der Religion des 
Vaters erzogen werden. Dadurch wird das Recht des Vaters, eine 
andere Erziehungsreligion als die seinige zu bestimmen, nicht auf- 
gehoben. Das Religionsedikt stellt ein solches Recht nicht auf, 
es schließt es bloß nicht aus. Es ist daher das allgemeine 
Erziehungsrecht desVaters, vonwelchemerhie- 
bei Gebrauch macht, und wenn ihm dieses ent- 
zogenist„kann erauch keine Bestimmung über 
die Erziehungsreligion treffen. Gegen diese Auf- 
fassung läßt sich nicht einwenden, daß dann auch der Mutter, wenn 
dieser das Recht der Sorge für die Person des Kindes zukommt, 
ein solches Bestimmungsrecht zuerkannt werden müsse. Denn das 
Religionsedikt bestimmt in erster Linie, daß die Kinder aus ge- 
mischten Ehen in der Religion des Vaters zu erziehen sind. Es 
handelt sich also darum, inwieweit durch das Religionsedikt das 
die Bestimmung der Erziehungsreligion umfassende Erziehungsrecht 
der Eltern beschränkt wird. Aber auch wenn aus dem Religions- 
edikt ein selbständiges Recht des Vaters zur Bestimmung der Er- 
ziehungsreligion in gemischten Ehen abzuleiten wäre, würde daraus 
nicht folgen, daß ihm dieses Recht auch dann zusteht, wenn ihm 
das Recht der Sorge für die Person des Kindes entzogen ist, wenn 
er es verwirkt hat, oder wenn er es aus einem anderen Grunde 
nichtausübenkann. EinVater,derzurAusübungdieser 
Sorge nicht geeignetist, ist auch nicht geeig- 
net, eine Bestimmung über die Aenderung der 
Religion desKindes zu treffen. Dasihm im Religions- 
edikt zuerkannte Recht müßte daher dahin bestimmt werden, daß 
esnur dem erziehungsberechtigten Vater verliehen 
ist. Ob der Vater das Recht der Erziehung hat, bestimmt sich 
aber nach dem Recht des BGB. da das Religionsedikt 
hierüber keine besonderen Bestimmungen getroffen hat, und daher 
das jeweils in Kraft befindliche allgemeine Recht maßgebend ist. 
Es ist daher der insbesondere von Kiene, Zwangserziehung Minder- 
jähriger S. 71, Katholisches Pfarrgemeindegesetz Anh. VI, S. 169 
vertretenen Ansicht nicht beizutreten, daß dem Vater das Be- 
stimmungsrecht auch dann zukommt, wenn er die elterliche Gewalt 
auszuüben nicht in der Lage ist. — — — Aus diesen Gründen 
war die Beschwerde zurückzuweisen. 


Ebensowenig kann der Vater anordnen, daß in einer späteren 
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Zeit, da er selbst die Erziehungsgewalt nicht mehr hat, z. B. 
erst nach seinem Tode, eine Aenderung eintreten !, oder daß 
alsdann die freie Entscheidung über die Konfession der Kinder 
der Mutter! oder gar einem Dritten übertragen werden solle, 
dem gesetzlich die Sorge für die Person des Kindes nicht zu- 
steht. Eine Aenderung in Form letztwilliger Verfügung, also 
eine Bestimmung, die nach dem Willen des Verfügenden erst 
nach seinem Tode verwirklicht werden soll, ist hienach rechtlich 
unwirksam. 


Hievon ist zu unterscheiden eine klare, abschließende, somit 
auch „letzte“ Anordnung des hiezu berechtigten Vaters (wäre es 
auch erst in der letzten Krankheit), deren Durchführung von ihm 
noch zu Lebzeiten beabsichtigt, aber nicht mehr in seiner Macht 
war, weil er durch Krankheit, Todeseintritt oder andere Umstände 
daran gehindert worden war. Solch’ einer letzten Verfügung kommt 
die rechtliche Wirkung hinsichtlich der konfessionellen Erziehung 
der Kinder zu, im Unterschied von der „letztwilligen Verfügung 
von Todeswegen“. Näheres unten S. 88, 


Unzulässig wäre auch ein Verhalten des Vaters, bei dem 
er, sei es aus Eigennutz, um pekuniärer Vorteile willen, sei es 
aus Oharakterschwäche, seine Kinder bald der einen, bald der 
anderen Konfession zuführt. 

Dadurch würde das Recht der Sorge für die Person des 
Kindes mißbraucht, die Einheit und Stetigkeit der Erziehung 
und das geistige Wohl des Kindes erheblich gefährdet ($ 1666 
BGB.; Urteil des Kammergerichts vom 3. Juli 1900, siehe oben 
Seite 55). 


Interessant ist der solch ein Verhalten beleuchtende Rechtsfall, 
der in WürttZ. 52. Jhrg., 1910, S. 234 Anm. mitgeteilt ist. „Noch 
ist zu erwägen,“ heißt es in dem Urteil des OLG. (I. ZivSen.) 
vom 28. Mai 1910, „ob der verstorbene Vater nicht einen Miß- 


ı OLG. I. ZivSen. vom 8. Febr. 1911 oben S. 23 f. mitgeteilt, sowie 
Urteil des VerwaltGer. v. 12. Okt. 1904 WürttJ. Bd. 17, 1906, 8. 110. An- 
ders Meyding WüRV III, 7u.8, S. 216. Der überlebenden Mutter, führt 
M. aus, könne der Vater die freie Bestimmung der Erziehungsreligion über- 
lassen. Ebenso Schüz u. Hepp, Württ. Volksschulgesetzgebung I, 8. 133. 
Dieser Meinung kann nicht beigetreten werden. 
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brauch seines Rechts, dem Anerkennung zu versagen wäre, begangen 
hat. Ein solcher kann vorliegen, wenn ein Vater 
aus eigennützigen Gründen mit der Religion 


seiner Kinder ein Spieltreibt — — —.“ Das OLG. 
würde, wie es scheint, einer solchen Erklärung des Vaters, die auf 
einem Mißbrauch beruht, keine Bedeutung beimessen, — auch wenn 


der Vater tot ist und $ 1666 BGB. nicht in Anwendung kommen 
kann. 


4. Abänderung der Erziehungsreligion durch den Vater. 


g 22. 


Aus dem Bisherigen ergibt sich in den Fällen, in welchen 
die Kinder in der Konfession der Mutter erzogen werden sollen, 
im Interesse des ehelichen Friedens die Notwendigkeit der Ab- 
schließung eines rechtsgültigen Vertrags. Sonst 
müßte die Ehefrau beständig in der geheimen Angst und Sorge 
schweben, der Mann könnte unter irgendwelchen Einflüssen da- 
hin kommen, von der ihr zugestandenen Erziehungsreligion zu- 
rückzutreten. Zwar ist durchaus richtig, was ein Spezial-Kon- 
sistorialerlaß vom 24. Okt. 1844 ausführt: „Auf die Frage usw. 
wird zu erkennen gegeben, daß der Vater nichtgebunden 
sei, seine Kinder auf vertragsmäßigem Wege zur Er- 
ziehung in der Konfession der Mutter zu bestimmen, daß also 
auch nur auf mündliche oder schriftlicke Erklärung des 
Vaters hin der Parochus oder Seelsorger der Mutter die Kinder 
dieser gemischten Ehe nach den Grundsätzen seiner Kirche 
unterrichte.“ 

Aber ebenso zutrefiend und wichtig ist, was in dem ange- 
führten Konsistorialerlaß weiter folgt: „Dagegen ist es mit Be- 
ziehung auf den Ministerialerlaß vom 14. Juli 1831 sehr ratsam, 
daß der Vater, der sich zur Erziehung seiner Kinder in der 
Konfession der Mutter entschließt, diese seine Entschließung 
vertragsmäßig erkläre.“ 

Die nachfolgende Begründung dieses Satzes im Kons.Erlah 
kann freilich nicht als mit der heutigen Anschauung und Recht- 
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sprechung übereinstimmend anerkannt werden: „da, wenn der Vater, 
bevor seine Kinder die Unterscheidungsjahre erreicht haben, stirbt, 
der Parochus des verstorbenen Vaters beim Mangel eines ausdrück- 
lichen Vertrags die Kinder in seine Kirche zurückzufordern berech- 
tigt ist.“ Maßgebend ist vielmehr im Falle des Todes des Vaters 
der aus Anordnungen und konkludenten Handlungen erkennbare 
Wille des Vaters zur Zeit seines Todes. Näheres darüber unten 
S. 87 f. 

Zur Illustration der Schwierigkeiten, welche sich beim Mangel 


eines rechtsgültigen Vertrags für die Frau ergeben können, falls 


der Mann seinem Versprechen entgegen die Kinder seiner Kon- 
fession zuführen will, diene folgender Streitfall, der durch Urteil 
des OLG. I. Zivilsenat vom 12. Mai 1905 und des Reichsgerichts 
vom 23. Nov. 1905 entschieden worden ist (WürttJ. Bd. 18, 
1906, S. 173. JW. 35. Jahrg., 8. 21): 

Ein katholischer Mann hatte seiner evangelischen Frau schon 
während der Brautzeit und dann auch im Ehestand wiederholt 
evangelische Kindererziehung versprochen, auch in Briefen und 
schriftlichen Verträgen, von welch letzteren freilich keiner der 
Formvorschrift des Religionsedikts entsprach, weil nicht 
vor der Obrigkeit, sondern lediglich vor Zeugen und einmal vor 
dem Notar geschlossen. Seinen Versprechungen entgegen war 
nun aber unter Berufung auf seine religiöse Uleberzeugung, auf 
Gewissensbedenken und auf die Gebote seiner Kirche sein Ab- 
sehen offenkundig darauf gerichtet, gegen den Willen der Mutter 
das Kind aus der evangelischen in die katholische Schule zu 
bringen und katholisch erziehen zu lassen. 

Des darüber ausgebrochenen, fortgesetzten ehelichen Streites 
müde, verließ die Frau zu wiederholten Malen ihren Mann. 
Letzterer klagte auf Herstellung des ehelichen Lebens ($ 1353 
Abs. 1 BGB., $ 606 ZPO.). Mit der Frage nach der Berech- 
tigung dieser Klage, zunächst nicht mit der Feststellung der 
Konfession der Kinder, hatten sich die Gerichte zu beschäftigen. 
Die Klage des katholischen Mannes wurde vom OLG. als Be- 


nen 
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rufungsinstanz abgewiesen. Als richtig festgestellt wird in 
dem Urteil, daß, weil keiner der Verträge der gesetzlichen Form- 
vorschrift genüge, dieselben nichtig seien und keine öffent- 
lich-rechtliche Grundlage für die zwangsweise Durchsetzung der 
evangelischen Erziehung der Parteien abgeben können. Der 
Vater konnte also, dies ist daraus zu folgern, nach dem Re- 
ligionsedikt trotz aller seiner Versprechungen auf der 
katholischen Erziehung der Kinder beharren. 


5. Möglicher Einfluß der einseitigen Verfügung des 
Vaters auf die eheliche Lebensgemeinschaft. 


8 28. 


In dem eben erwähnten Urteil wird weiter ausgeführt: Die 
rechtlichen Beziehungen zwischen Ehegatten seien mehr nach 
dem Maßstab der Sittlichkeit als nach dem Zwang rechtlicher 
Formen zu bemessen. Der Einwand, ein Versprechen brauche 
nicht gehalten zu werden, weil es nicht in rechtsgültiger Form 
gegeben sei, greife daher unter Ehegatten nicht unbedingt in 
jeder Richtung durch, könne vielmehr eine schwere Verletzung 
der durch die Ehe auferlegten sittlichen Pflichten in sich schließen. 
So sei es denn auch eine Verkennung seiner Pflichten als Ehe- 
mann, wenn der Kläger die Ungültigkeit der von ihm abge- 
schlossenen Verträge über die religiöse Erziehung seiner Kinder 
geltend macht und sich darauf beruft, daß er als Vater die 
Religion seines Kindes ohne Rücksichtnahme auf seine Ehefrau 
bestimmen dürfe. Das Vorbringen der letzteren, daß sie ohne 
dieses Versprechen die Ehe mit dem Kläger nicht eingegangen 
hätte, sei durchaus glaubhaft, da nach den vorgelegten Briefen 
und Vertragsurkunden kein Zweifel sei, daß es der Beklagten 
jederzeit vor und während der Ehe ein ernstliches Anliegen ge- 
wesen sei, die Erziehung ihrer Kinder nach evangelischem Be- 
kenntnis gesichert zu wissen. Sollte der Kläger der Meinung 
sein. daß in religiösen Dingen eine später gewonnene Einsicht 
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Recht und Pflicht gebe, trotz gegenteiliger früherer Verspre- 
chungen das schließlich für recht und gut Erkannte zu tun, so 
stände dem Verlangen einer so weit gehenden Gewissensfreiheit, 
die selbst eine sittliche Bindung durch ein früher gegebenes 
Versprechen nicht gelten lassen wollte, der Anspruch auf Ge- 
wissensfreiheit entgegen, der nicht minder auch der beklagten 
Ehefrau zusteht. Auch ihr ist die religiöse Erziehung ihres 
Kindes Gewissenssache und gegenüber dem kränkenden Vorhalt 
des Klägers, dab nur eine katholische Schule die Einprägung 
_ des vierten Gebots gehörig gewährleiste, hat sie Anspruch, gegen 
die Gewissensbedrängnis geschützt zu werden, die sie durch das 
von dem Kläger erlangte Versprechen abzuwenden gedacht hatte. 
Daß der Gesetzgeber der Einhaltung von Zusagen in religiösen 
Dingen entscheidende Bedeutung für die rechtlichen Beziehungen 
unter Ehegatten beimißt, kam bei den Beratungen über das 
Bürgerliche Gesetzbuch mehrfach zum Ausdruck und ist nach 
der Natur der Dinge auch ohne weiteres zu unterstellen. Durch 
den Wortbruch des Gatten ist das Vertrauen der Ehefrau und 
der eheliche Friede aufs schwerste erschüttert. Auf das Ver- 
harren des Klägers in seinem schweren Unrecht durfte sich die 
Beklagte mit der von ihr gewählten Maßregel — Aufgeben der 


häuslichen Gemeinschaft mit dem Ehemann — schützen. Der 


Kläger begeht einen Mißbrauch seines ehelichen Rechts, wenn 
er ungeachtet des von ihm verschuldeten Risses in den ehelichen 
Beziehungen der Parteien von der Beklagten die Herstellung 
der häuslichen Gemeinschaft verlangt. Es kann daher unerörtert 
bleiben, ob der Beklagten der Scheidungsgrund des $ 1568 BGB. 
zur Seite steht, es ist vielmehr die erhobene Klage gemäß $ 1353 
Abs. 2 Satz 1 BGB.! unter Abänderung des Urteils erster In- 
stanz abzuweisen. | 

Auch durch diese Entscheidung wird bestätigt, daß ohne 


ı 8 1353 Abs. 2 Satz 1 BGB.: „Stellt sich das Verlangen eines Ehe- 
gatten nach Herstellung der Gemeinschaft als Mißbrauch seines Rechtes dar, 
so ist der andere Ehegatte nicht verpflichtet, dem Verlangen Folge zu 
leisten. * 


Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XXI. 1. 6 
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gültigen Vertragalle Vereinbarungen der Ehegatten, auch 
alle mündlichen und schriftlichen Versprechungen des Mannes 
vor und während der Ehe nichts helfen, wenn dieser aus 
welchen Gründen nur immer im Verlaufe der Ehe seinRecht 
geltend macht, die Konfession der Kinder zu bestimmen. 
Zwar gewährt das BGB. der Ehefrau gegen diese Kränkung 
und Vergewaltigung durch den wortbrüchigen Ehemann insofern 
einen Schutz, als sie nach 88 1353 Abs. 2 und 1354 Abs. 2 
BGB. die eheliche Lebensgemeinschaft mit ihm aufheben, ja 
unter Umständen nach $ 1568 auf Scheidung klagen könnte. 
In manchen Fällen, zumal dann, wenn der Mann dem Drucke 
und Zwange Dritter nachzugeben geneigt ist, wird der Hinweis 
der in ihren sittlichen Gefühlen tiefverletzten Frau auf diese 
freilichüberausernsteMöglichkeit nicht wirkungs- 
los bleiben, sondern den Mann zur Besinnung bringen und vom 
Wortbruche abhalten. Aber auch wenn die Ehefrau die Gründe 
der $$ 1353 Abs. 2, 1354 Abs. 2 und 1568 BGB. mit Erfolg 
für sich in Anspruch nähme, so würde dadurch für die religiöse 
Erziehung der Kinder selbst doch nichts gewonnen, sie müßten 
auch fernerhin bis zu den Unterscheidungsjahren die Konfession 
des Vaters beibehalten!. Die Folge wäre eine gänzliche Auf- 
lösung und Zerrüttung des Familienlebens und die bedenklichste 
Gefährdung des sittlichen und religiösen Wohles der Kinder. 
So bleibt in gemischter Ehe beim Mangel eines rechtsgül- 
tigen Vertrags das Recht des Vaters, die Konfession der Kinder 
zu bestimmen, unter allen Umständen bestehen, und seine in 
dieser Hinsicht getrofienen Verfügungen dauern auch über seinen 
Tod hinaus fort. Dasselbe gilt selbstverständlich auch dann, 
wenn der Mutter zu Lebzeiten des Vaters aus irgend einem 
rechtlichen oder tatsächlichen Grunde, z. B. wegen Geschäfts- 
unfähigkeit ($ 1676 BGB.), wegen tatsächlicher Verhinderung 


! Vgl. auch Entsch. OLG. Stuttg. v. 11. Aug. 1900: „Dem Vater steht 
selbst dann die Erziehung des Kindes zu, wenn seine Frau begrün- 
determaßen von ihm getrennt lebt.“ Sörgel, Rechtsprechung 1900/01 
zu $ 1631 BGB. 
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($ 1677 BGB.) usw. des Vaters die Ausübung der elterlichen 
Gewalt übertragen worden ist. Die Kinder sind in der Religion 
des Vaters weiter zu erziehen !, 


B. Recht der Mutter nach dem Tode des Vaters. 


1. Nach der gesetzlichen Regel. 
gs 24. 

Für die Frage nach der Rechtsstellung der überlebenden 
Mutter gegenüber der Konfession der Kinder beim Mangel 
eines rechtsgültigen Vertrags ist davon auszugehen, daß das 
Religionsedikt mit der Bestimmung „die Kinder aus gemischten 
Ehen werden, in der Regel, bis zu den Unterscheidungsjahren 
in der Religion des Vaters erzogen“, zwischen der Zeit vor und 
nach dem Tode des Vaters nicht unterscheidet. Die Mutter ist 
also ebensowenig wie der Beistand oder Vormund berechtigt, 
in der vom Vater zu Lebzeiten bestimmten Konfession der 
Kinder eine Aenderung eintreten zu lassen. Bis zum Inkraft- 
treten des BGB. bestand Streit darüber, ob nach gemeinem 
Recht mit dem Tode des Vaters der Mutter die unbeschränkte 
Befugnis zustehe, die Konfession der Kinder zu bestimmen ?. 

Die Württembergischen Staatskirchenbehörden haben unter 
Aufgeben ihres früheren Standpunktes im Jahre 1874 in gegen- 
seitigem Uebereinkommen dieses Recht der überlebenden Mutter 
anerkannt, seit dem Jahre 1893 aber wieder die frühere Praxis 
zur Geltung gebracht und diese Befugnis der überlebenden 
Mutter verneint. Bestimmend war eine Entscheidung des 
OLG. (I. Zivilsenat) vom 28. Dez. 1892, die im KonsABl. X, 
8. 4582 im Auszug bekannt gegeben ist: 

„Daß die durch die Kgl. Verordnung vom 14. März 1817 
aufgehobene Bestimmung des Religionsedikts, wonach die 
Söhne eines evangelischen Vaters bis zu den Unterscheidungs- 
jahren in dessen Konfession erzogen werden müssen, dahin auf- 


‘ Entsch. OLG. v. 23. Nov. 1910. 
? Schmidt, Die Konfess. der Kinder, S. 36 ff. nimmt an, daß nach ge- 
meinem Deutschem Recht diese Frage zu bejahen gewesen sei. 
6 % 
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gefaßt werden muß, daß die Erziehung in der Konfession des 
Vaters auch nach dessen Ableben bis zu den Unterscheidungs- 
jahren fortzudauern hat, kann nicht bezweifelt werden. Wenn 
nun daneben die Regel aufgestellt ist, daß die Kinder, wenn 
kein Vertrag vorliegt, in dem Bekenntnis des Vaters zu erziehen 
seien, so muß auch hier als Absicht des Gesetzes angenommen 
werden, daß diese Regel auch nach dem Tode des Vaters ın 
Geltung bleibe. Hätte die Regel auf die Lebensdauer des 
Vaters beschränkt werden wollen, so hätte dies im Gesetze zum 
Ausdruck kommen müssen . . .“ 0 | 

Meyding (WüRV.) bedauert dieses Ergebnis der Entscheidung 
des OLG. vom 28. Dez. 1892. Zwischen der Witwe und dem 
Kind werde durch die Verschiedenheit des Bekenntnisses künstlich 
eine Kluft geschaffen. Die religiöse Erziehung des Kindes, das 
in der Schule und zu Haus tatsächlich meist eine verschiedene 
religiöse Unterweisung erhalten werde, leide unter diesem Zwiespalt 
Not. Gegenüber den Interessen der Mutter und des Kindes trete 
das Interesse des Vaters an der Durchführung seines Willens über 
seinen Tod hinaus an Bedeutung zurück; in vielen Fällen würde 
der Vater selbst der Mutter die Wahl der Erziehungsreligion frei- 
gestellt haben, wenn er für die Zeit nach seinem Tod ausdrückliche 
Bestimmungen getroffen hätte usw. — Aber, wie Meyding selbst 
feststellt, können diese Erwägungen den Inhalt des gegebenen 
Rechts, wie es der Entscheidung des OLG. zu Grunde liegt, nicht 
ändern. 

Dieser seitdem als richtig angenommenen Entscheidung des 
OLG. ist auch ein Urteil des Verwaltungsgerichtshofs vom 
12. Okt. 1904 gefolgt, das sich daneben mit einer Reihe anderer 
Fragen auseinandersetzt! und wichtig genug ist, um hier mit- 
geteilt zu werden. 


Das evang. getaufte Kind evang.-kirchlich getrauter Eltern 
mußte nach dem Tode des kathol. Vaters auf Antrag und zufolge 
Beschwerde des kathol. Ortsschulinspektorats aus der evang. Volks- 
schule entlassen und der kathol. Schule überwiesen werden, wobei 


! Siehe oben S. 63 unten f. 
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das Evang. Konsistorium, von dem auf Ersuchen des Kath. Kirchen- 
rats diese Verfügung getroffen worden war, der Mutter anheim- 
stellte, für ihr Verlangen, das Mädchen evang. erziehen und schulen 
lassen zu dürfen, den Rechtsweg zu heschreiten. 

Gegen diese Verfügung legte die Mutter Beschwerde an das 
‘K. Ministerium des Kirchen- und Schulwesens ein. Diese Beschwerde 
hat das Ministerium als unbegründet verworfen mit der Begründung: 
über die Erziehungsreligion der Tochter sei eine besondere ver- 
tragsmäßige Bestimmung zwischen ihren Eltern nicht vereinbart 
worden. Ebensowenig sei eine unzweideutige und abschließende 
Willenserklärung ihres Vaters erwiesen, die dahin gegangen wäre, 
daß das Kind in der evang. Konfession erzogen werden solle. Der 
in dieser Richtung behaupteten und für sich nicht bestimmten 
Aeußerung des Vaters, die Mutter könne es nach seinem Tode mit 
der religiösen Erziehung der Kinder halten wie sie wolle, stehe 
die mindestens bescheinigte Angabe gegenüber, daß der Vater vor 
seinem Tode in Unterredungen mit dem kathol. Ortsgeistlichen 
ausgesprochen habe, seine Kinder sollen katholisch erzogen werden. 
Mangels einer Vereinbarung der Eltern und einer ausdrücklichen 
Erklärung des verfügungsberechtigten Vaters sei daher die EmmaK. 
in Gemäßheit der Z, VI des Religionsedikts bis zu den Unter- 
scheidungsjahren in der Religion des Vaters, also in dem kath. 
Bekenntnis zu erziehen, und der überlebenden Mutter stehe, wie 
durch die Entscheidung des OLG. vom 28. Dez. 1892! ausgesprochen 
sei, die Befugnis, eine von der ebenerwähnten Regel abweichende 
Entscheidung zu treffen, nicht zu. Die von dem Ev. Konsistorium 
im Einvernehmen mit dem Kath. Kirchenrat getroffene Verfügung 
erscheine hienach gerechtfertigt . ... . . 

Die gegen diese Entscheidung erhobene Rechtsbeschwerde ist 
von dem Verwaltungsgerichtshof als unbegründet abgewiesen worden. 
Den Gründen ist folgendes zu entnehmen: Als die Emma K. un- 
ehelich geboren wurde, verstand sich für die Mutter von selbst, 
sie evangelisch taufen zu lassen. Daraus, daß G. K. unter An- 
erkennung seiner Vaterschaft die Mutter des Kindes heiratete, hat 
sich die Anwendbarkeit der Regel des Religionsedikts ergeben, daß 
das Kind in der Konfession des Vaters zu erziehen ist, wenn eine 
anderweitige Bestimmung durch einen vor der Obrigkeit geschlossenen 
Vertrag nicht vorliegt und darüber Ungewißheit besteht, ob sonst 
von dem Vater eine anderweitige Anordnung getroffen worden ist. 
Durch einen der Formvorschrift des Religionsedikts entsprechenden 
und somit gültigen Vertrag, an den der Vater K. gebunden gewesen 
wäre, ist die evang. Erziehung des Kindes nicht festgesetzt worden. 
Daß nach Eingehung der Ehe der Vater auch durch einseitige und 
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daher seinerseits widerrufliche Anordnung die Erziehungsreligion 
der Kinder anderweit bestimmen kann, ist bereits in dem Erlasse 
des K. Minist. des Innern und des Kirchen- und Schulwesens vom 
14. Sept. 1826 anerkannt!. Es kann nicht angenommen werden 
daß bei Lebzeiten der Ehefrau eine einseitige Anordnung von dem 
Vater nur durch eine gegenüber der Ehefrau abgegebene Willens- 
erklärung rechtswirksam getroffen werden könne... .. Wenn 
die dem Pfarrer abgegebene Erklärung desK. und seine Aussprache 
gegen seine Ehefrau gegenübergestellt werden, kommt man zu dem 
Ergebnis, daß eine unzweideutige, abschließende Willenserklärung 
des K., die dahin gegangen wäre, daß das Kind in der evang. 
Konfession erzogen werden solle, nicht erwiesen sei. Etwa vier 
Wochen vor dem Tode des Mannes habe nach den eigenen Angaben 
der Frau der Pfarrer bei seinem Besuche ihm erklärt, er könne 
ihn nicht absolvieren, wenn er nicht katholische Kindererziehung 
verspreche; und er habe sie gebeten, mit ihrem Manne darüber zu 
reden, dann wolle er wieder kommen. Ihr Mann habe nun zu ihr 
gesagt: „Luise, ich verspreche dem Pfarrer kathol. Kindererziehung, 
damit er mich absolviert, und damit ich Ruhe habe; Du sagst 
nichts, und wenn ich gestorben bin, kannst Du tun, was Du willst.“ 
Als der Pfarrer wieder kam, habe sie auf die Frage, ob sie mit 
ihrem Manne gesprochen habe, einfach mit ja geantwortet; als 
sodann der Pfarrer bei ihrem Mann gewesen sei, sei sie nicht zu- 
gegen gewesen. Ihr Mann habe ihr hierauf mitgeteilt, daß er 
kathol. Kindererziehung versprochen habe, um Ruhe zu bekommen, 
und beigefügt, sie könne nach seinem Tode tun, was sie wolle. 
Daraus, daß K. evang. getraut worden war, dab alle Kinder 
evang. getauft worden waren und er insbesondere auch, als er 
schon schwer krank war, die evang. Taufe des jüngsten Kindes 
hatte geschehen lassen, und aus der angegebenen Aussprache 
gegen seine Ehefrau, wie sie lautet, kann nicht der Schluß gezogen 
werden, daß es dem K., der nach der Absolution verlangte, mit . 
der dem Pfarrer gemachten Zusage nicht Ernst gewesen sei. War 
es ihm Ernst, so hat er selbst noch die Anordnung der kathol. 
Kindererziehung getroffen und kann dem, was er seiner Frau sagte, nur 
die Bedeutung beigemessen werden, daß sie von ihm nicht gehindert 
werden wolle, nach seinem Tode wieder anders, wann sie 
wolle und könne, zu bestimmen; zu einer gegenteiligen neuen An- 
ordnung war aber nicht die Beschwerdeführerin auf Grund Gesetzes 
befugt. Falls es aber dem K. mit der dem Pfarrer gegebenen 
Zusage nicht Ernst gewesen sein sollte, hat er.doch nicht selbst 
noch die Anordnung, daß die Kinder ev angelisch erzogen 
werden sollen, getroffen — die Beschwerdeführer!n läßt ja auch 


I Siehe oben 8. 72. 
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die katholische Erziehung der beiden jüngeren Kinder ge- 
schehen (bei kathol. Verwandten in Bayern) —, und an seine Ehe- 
frau konnte er eine Befugnis, dienur sein persönliches 
Recht war, nicht zu eigener Ausübung nach 
seinem Tod übertragen. 


2. Im Falle einer abschließenden Verfügung 
des verstorbenen Vaters. 


a. zu Gunsten seiner Konfession. 


aa. Rechtswirksamkeit dieser Erklärung. 


8 25. 

Das in $ 24 erörterte auf den ersten Blick auffallende Urteil 
des Verwaltungsgerichtshofs entspricht durchaus der dem Religions- 
edikt gegebenen Auslegung in der Entscheidung des OLG. vom 
98. Dez. 1892. Entweder muß eine unzweideutige und ab- 
schließende Verfügung des Vaters vorliegen, oder es folgen, 
wo dies nicht nachweisbar und zweifelsfrei zutrifft, die Kinder 
der Konfession des Vaters auch nach dessen Tod. Daneben ist 
für die Annahme kein Raum, daß der Vater die Bestimmung 


der Erziehungsreligion nach seinem Tode in das freie Ermessen 


der überlebenden Mutter stellen könne. 

Ein rechtsgültiger Vertrag war in dem mitgeteilten Falle 
nicht abgeschlossen. Der Vater K. behielt das Recht, die Religion 
der Kinder zu bestimmen. Als solche wählte er zunächst die evan- 
gelische Konfession. An eine besondere Formvorschrift hiefür 
ist der Vater nicht gebunden. Die Bestimmung kann von dem 
Vater durch einseitige Erklärung gegenüber der Ehefrau oder 
stillschweigend, durch konkludente, d. h. solche Hand- 
lungen getroffen werden, denen die Absicht zu entnehmen ist, 
daß durch deren Vornahme über das Bekenntnis der 
Kinder entschieden werden solle. 


Es ist im einzelnen Fall zu untersuchen, ob eine Handlung 
in dieser Absicht vorgenommen worden ist. Die Tatsache an 
sich, daß ein Kind nach einem bestimmten Ritus getauft worden 
ist oder den Religionsunterricht einer bestimmten Konfession be- 
sucht, kann noch nicht ohne weiteres als Ausübung des Bestimmungs- 
rechts gelten. Denn der Erziehungsberechtigte kann unter Um- 
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ständen nur dadurch dazu bestimmt worden sein, daß kein Geist- 
licher der anderen Konfession für die Taufe beizubringen oder die 
Unterrichtserteilung in dem anderen Bekenntnis unmöglich oder 
wesentlich erschwert war, z. B. wenn an dem betr. Ort nur in 
einer Konfession Religionsunterricht erteilt wird (Diaspora). 
Siehe hiezu Güttler S. 259. 


Es muß nur überhaupt eine Verfügung des Vaters nach- 
weisbar sein, wenn sich deren Wirkungen auch erst nach seinem 
Tode äußern können! (vgl. demgegenüber 8.77, 8.91 unten u. 8. 92). 

Ueber die Wahl der evangelischen Konfession für seine 
Kinder hatte im vorliegenden Fall der Vater K., abgesehen von 
der evangelischen Trauung, durch die Zulassung der evangelı- 
schen Taufe seiner Kinder und des evangelischen Schulbesuchs 
des ältesten in durchaus genügender Weise Verfügung getroffen, 
Aber durch das Dazwischentreten des Pfarrers hat sich die 
Rechtslage verschoben. Diesem gegenüber hat er, wie einwand- 
frei verschiedentlich bezeugt worden ist, die Zusage katho- 
lischer Kindererziehung gegeben und dadurch wie in weiteren 
Unterredungen mit dem Geistlichen seinen Willen kundgetan, 
daß die Kinder fortan katholisch erzogen werden sollen. Da 
eine spätere Aenderung seinerseits nicht mehr erfolgte, mub 
diese Aussprache gegenüber dem Pfarrer als abschließende Wil- 
lenserklärung des Vaters angesehen werden und maßgebend sem. 

Wenn auch die Aeußerung „Luise, ... . wenn ich gestorben 
bin, so kannst du tun, was du willst*, von der Frau so ver- 
standen worden ist, daß ihr durch den Willen des Mannes das 
Recht der evangelischen Kindererziehung übertragen worden sei, 
so hätte sich doch der Mann zum mindesten bestimmter aus- 
drücken müssen und die Wahl der künftigen Religion der Kinder 


ı WürttZ. Bd. 45, 1908, S.38. Anders nach dem Preuß. Allg. Land- 
recht II, 2 88 76—82 und der Kgl. Verordnung dazu vom 21. Nov. 1808, wo- 
nach ebenfalls grundsätzlich alle Kinder aus gemischten Ehen im Glauben des 
Vaters zu erziehen sind, aber eine Abweichung hievon nur dann gestattet ist, 
wenn das Kind das ganze letzte Jahr vor dem Tode des Vaters in der Religion 
der Mutter erzogen worden ist. Die Auslegung, die diese Bestimmung ın der 


ständigen Praxis des KG. gefunden hat, schließt ihre Anwendung auf noch 


nicht schulpflichtige Kinder aus. WürttZ. ebendas. 
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nicht von dem Willen der Frau abhängig machen dürfen, der 
nach dem Religionsedikt in gemischter Ehe kein Bestimmungs- 
recht zusteht, sondern er hätte seinen eigenen, das Versprechen 
gegen den Pfarrer wieder aufhebenden Willen zum Ausdruck 
bringen sollen. 

Entscheidend bleibt hienach in allen so gestalteten Fällen 
die Feststellung, ob der Vater wörtlich oder durch schlüssige 
Handlungen den ernstlichen Willen kundgetan hat, die Kinder 
von nun an (sofort) in der anderen Konfession zu erziehen. 


Meyding, WüRV. III, 7. 8. S. 216 ff. ist mit dem Urteil des 
VerwGHofs nicht einverstanden. Die Rechtsstellung der Mutter 
sei insbesondere in dem Satze „der Verstorbene habe an seine 
Ehefrau eine Befugnis, die nur sein persönliches Recht war, nicht 
zur Ausübung nach seinem Tod übertragen können“, verkannt, 
indem die Mutter damit mit dritten Personen auf eine Stufe ge- 
stellt sei. Nach heutigem wie nach früherem Recht stehe die Sorge 
für die Person des Kindes, deren Ausfluß das Recht zur Bestimmung 
der Erziehungsreligion bildet, der Mutter als eigenes Recht zu 
($$ 1634, 1684 BGB.); es sei somit nicht richtig, daß die Befugnis 
zur Bestimmung der Erziehungsreligion „nur das persönliche Recht 
des Vaters“ sei usw. — Es wird, so gerne wir diesen Ausführungen 
Meydings zustimmen möchten, doch zu erwidern sein, daß nach 
dem Religionsedikt in gemischten Ehen das Recht zur Bestimmung 
der Erziehungsreligion dem Vater allein zusteht, und daß, wo das 
Recht der Mutter sich frei entfalten soll, ein Vertrag vor der 
Obrigkeit die Voraussetzung bildet. Eben darin liegt die Bedeutung 
des Vertrags, daß er die Mutter rechtlich auf gleiche Stufe mit 
dem Vater stellt. 

Die Erwägungen Meydings treffen nur bei ungemischten 
Ehen zu, auf die sich das Religionsedikt nicht bezieht. 

Auch unter Berufung auf $ 1354 Abs. 2 BGB. bestreitet 
Meyding a. a. O. in ebenso gründlichen als sympathischen Aus- 
führungen noch weiter, daß die Mutter für die Zeit nach dem 
Tode des Vaters gezwungen sein könne, eine vom Ehemann unter 
Verletzung seines Versprechens vorgenommene Aenderung in der 
Religion der Kinder zu berücksichtigen, zumal wenn die Kinder 
bereits Jahre hindurch im Bekenntnis der Mutter erzogen worden 
waren. „Das Religionsedikt, führt M. aus, enthält keine Bestimmung 
darüber, inwieweit ein formloses Versprechen die Wirksamkeit der 
Aufhebung ausschließt; es überläßt die Beantwortung dieser Frage 
dem allgemeinen Recht. Nach dem allgemeinen Recht ($ 1354 BGB.) 
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ist die Aufhebung der getroffenen Verfügung für die Ehefrau schon 
während der Ehe, desto mehr nach dem Tode des Ehemanns un- 
verbindlich, wenn sich die Aufhebung „als Mißbrauch“ des ehe- 
männlichen Entscheidungsrechts darstellt.“ Für die Dauer der Ehe 
ist damit freilich, wie Meyding zugibt, zu Gunsten des Rechtes 
der Mutter nichts erreicht. Denn wenn sie auch der Entscheidung 
des Ehemanns nicht Folge zu leisten hat, so wird doch, wie oben 
wiederholt ausgeführt, das Recht des Ehemanns nicht berührt, selbst 
unter Verletzung seines Versprechens die Kinder in seinem Be- 
kenntnis zu erziehen. Anders gestaltet sich nach Meyding die 
Rechtslage für die Mutter nach dem Tode des Vaters. „Sie hat 
in fraglichen Fällen — Aenderung der Erziehungsreligion durch 
den Mann entgegen seinem gegebenen Versprechen — das Recht, 
die Erziehungsreligion der Kinder frei zu bestimmen. Insbesondere 
ist in den beklagenswerten Fällen, in denen der Ehemann auf dem 
Sterbebett veranlaßt wird, entgegen einem bei Lebzeiten eingehal- 
tenen Versprechen die Aenderung der Erziehungsreligion zu ver- 
fügen, die Witwe zur Erfüllung dieser Anordnung nicht verpflichtet.“ 
Hiezu vgl. unten S. 91 ff. 

So dringend diesen Ausführungen M.s die Anerkennung in 
der Rechtsprechung für künftighin zu wünschen wäre, so muß doch 
auch hier vom Standpunkt des Religionsedikts eingewendet werden: 
Das Recht des Vaters, die Religion der Kinder zu bestimmen, kann 
rechtswirksam nur durch Errichtung eines formell gültigen Vertrags 
vor der Obrigkeit beschränkt werden. Wo ein solcher Vertrag 
nicht besteht, hat nach der seither anerkannten Auslegung der Vater 
jederzeit das Recht, eine frühere Verfügung aufzuheben, und diese 
Verfügung ist bezüglich ihrer Wirkung nicht auf die Lebensdauer 
des Vaters beschränkt (Urteil des OLG. vom 28. Dez. 1892, oben 
S.83 unten, S.84). Da die Erziehung der Kinder in der Konfession der 
Mutter in der Regel auf einem ihr gegebenen Ver- 
sprechen des Vaters beruht, wird jede einseitig und will- 
kürlich vom Vater verfügte Aenderung, die nach der seitherigen 
Anwendung des Religionsedikts zugelassen ist, einen je nach den 
Umständen leichter oder schwerer zu beurteilenden Wortbruch 
darstellen und als solcher von der Frau empfunden werden. Wenn 
nun, wovon Meyding überzeugt ist, in diesen Fällen die Bestimmungen 
des allgemeinen Rechts Platz greifen, weil das Landesgesetz, das 
Religionsedikt, darüber nichts enthält, und gemäß & 1354 Abs. 2 
BGB., dessen Anwendbarkeit M. voraussetzt, der Witwe das Recht 
zuzugestehen wäre, alsbald nach dem Tode des Mannes die Kinder 
ihrer Konfession zuzuführen, dann wäre für das Recht der über- 
lebenden Mutter und für die konsequente religiöse Erziehung der 
Kinder in der Tat viel gewonnen. Aber die früher erfolgten 
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autoritativen Auslegungen des Religionsedikts — z. B. auch im Konsist.- 
Erlaß vom 24. Okt. 1844 (s. oben S.78)— und die seitherige Rechtspre- 
chung stehen auf diesem Standpunkt nicht, sondern halten daran fest, 
daß sich aus Sinn und Wortlaut des Religionsedikts da, wo kein rechts- 
gültiger Vertrag vorliegt, das auch über seinen Tod hinaus wirk- 
same Recht des Vaters ergebe, jede Aenderung in der Konfession 
der Kinder vorzunehmen. So lange an dieser Auffassung der Be- 
stimmungen des Religionsedikts festgehalten werden muß, wird der 
Art. 134 EG.BGB. („Unberührt bleiben die landesgesetzlichen Vor- 
schriften über die religiöse Erziehung der Kinder“) der Anwendung 
der Vorschriften des BGB. im Wege stehen, wonach die Mutter 
mit der elterlichen Gewalt auch das Recht, die Religion zu be- 
stimmen, erwirbt, — so unerträglich unserem modernen Rechts- 
empfinden (vergl. Urteil OLG. vom 12. Mai 1905, oben 8. 79—81) 
diese Gebundenheit der Witwe an eine vom moralischen Standpunkt 
aus unter Umständen höchst bedenkliche Verfügung des verstorbenen 
Mannes erscheint. 

Aus den seitherigen Ausführungen ergibt sich ohne weitere 
Begründung von selbst, daß auch der Konfessionswechsel 
der Mutter, welcher nach dem Tode des Vaters oder aus irgend 
einem Grunde schon zu dessen Lebzeiten die elterliche Gewalt 
übertragen worden ist, dieser nicht das Recht gibt, in der Kon- 
fession der einer gemischten Ehe entstammenden Kinder eine 


Aenderung eintreten zu lassen !. 


bb. Nichtigkeit und Anfechtung der Willenserklärung 
desVaters. 


8 26. 


Es muß die Frage untersucht werden, was von Abmachungen 
zu halten ist, wie sie neuerdings in der römisch-katholischen 
Praxis nicht zu den Seltenheiten gehören, bei denen ein Kranker, 
etwa auf dem Sterbebett, dem Geistlichen auf dessen Drängen 
mündlich oder schriftlich die Erklärung abgibt, daß die Kon- 
fession der Kinder geändert werden solle. | 

Von vornherein ausgeschlossen ist die Gültigkeit einer solcher - 


!ı Wiederverheiratung der Mutter vgl. oben 8. 74. 
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maßen bewirkten Erklärung, wenn diese so gemeint wäre, daß 
ihr erst nach dem Tode des Vaters eine rechtliche Folge 
gegeben werden solle. Wie oben (S. 26, 74) ausgeführt, kann 
der Vater nicht anordnen, daß nach seinem Tod, da er selbst 
die Erziehungsgewalt nicht mehr hat, eine Aenderung in der 
Erziehungsreligion der Kinder eintreten solle. 

Aber auch abgesehen von diesem aus den allgemeinen Regeln 
über Erziehungsrecht sich ergebenden Rechtsmangel unterliegt 
die Wirksamkeit derartiger Willenserklärungen den ernstesten 
Bedenken. Zwar darf es sicherlich nicht leicht genommen werden, 
wenn eine Willenserklärung vor dem Pfarrer vorliegt, sie als 
nicht ernstlich gemeint zu betrachten. Denn „einer Erklärung, 
die sich nach ihrer äußeren Erscheinung, besonders nach ihrem 
Inhalte, als die Kundgebung eines rechtsgeschäftlichen Willens 
darstellt, ist in der Regel von vornherein auch rechtsgeschäft- 
liche Bedeutung beizulegen“ (Kommentar zum BGB. von Reichs- 
gerichtsräten zu & 118). Es wird darum nach dem Tode des 
Vaters nur schwer aus & 118 BGB.! die Nichtigkeit der von 
ihm abgegebenen Erklärung abgeleitet werden können, aber aus- 
geschlossen ist diese Möglichkeit nicht. 

Auf anderem Wege, durch eine Reihe anderer Umstände 
und Erwägungen kann vielleicht eher die Nichtigkeit der etwa 
dem Geistlichen gegebenen Erklärung herbeigeführt werden ?. 

Vor allem kommt in Betracht, ob solch eine vor dem Geist- 
lichen abgegebene Erklärung nicht als ein Rechtsgeschäft anzu- 
sehen ist, das gegen die guten Sitten verstößt und darum nichtig 


ı „Eine nicht ernstlich gemeinte Willenserklärung, die in der Erwar- 
tung abgegeben wird, der Mangel der Ernstlichkeit werde nicht verkannt 
werden, ist nichtig.“ 

? Der geheime Vorbehalt (Mentalreservation) $ 116 Satz 1 BGB. ist zu- 
nächst ohne Einfluß auf die Rechtswirksamkeit der Erklärung, hebt sie 
also nicht ohne weiteres auf. Dies träfe nur dann zu, wenn die Erklärung 
dem Geistlichen gegenüber abzugeben ist, und dieser den Vorbehalt 
kennt ($ 116 Satz 2). Aber um eine empfangsbedürftige Erklä- 
rung handelt es sich dem Pfarrer gegenüber nicht. 
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ist ($ 138 BGB.)!. Ob der Geistliche selbst gegen die guten 
Sitten verstößt, wenn er unter Ausnützung der Notlage des 
Schwerkranken sich von diesem ein Versprechen in Beziehung 
auf die Aenderung der Konfession der Kinder geben läßt, ist 
unerheblich. Denn nicht um das, was der Geistliche tut, handelt 
es sich hier, sondern um die Erklärung des Kranken”. 

Und im Hinblick auf diesen, den Kranken, ist, wenn be- 
sondere Umstände vorliegen, die Anwendungsmöglichkeit von 
$ 138 BGB. nicht von der Hand zu weisen. Als maßgebend 
für den Begriff der „guten Sitten“ gilt, was dem herrschenden 
Volksbewußtsein, dem Anstandsgefühl aller billig und gerecht 
Denkenden entspricht (RG., JW. 10, 142). 

Sollte nicht das Verhalten eines Mannes, der lediglich im 
Gedanken an sich selbst und an sein vermeintliches Neelen- 
heil, also aus egoistischen Beweggründen die Religion der Kinder 
opfert und preisgibt, die der überlebenden Gattin schuldige 
Rücksicht mißachtet, das ihr früher gegebene Versprechen im 
Angesichte des Todes bricht und dieser, entgegen dem, was für 
sie Gewissenspflicht ist, zumutet, die Kinder in einer ihr 
fremden Religion weiter zu erziehen, — sollte solch ein Ver- 
halten nicht als ein Verstoß gegen die „guten Sitten“, gegen 
das Anstandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden beurteilt 
werden müssen? 

Es hängt die Beurteilung und Entscheidung dieser Frage 
freilich vor allem von der augenblicklich herrschenden An- 
schauung ab. Fast möchte es scheinen, als hätte die derzeit 
geübte Praxis der katholischen Kirche, die Beeinflussung des 
Kranken durch den Priester mit dem Zweck, eine Aenderung 
der Konfession der Kinder durchzusetzen, auf das Bewußtsein 
eines Teils unseres Volkes ihre Wirkung nach der Richtung hin 
nicht verfehlt, daß solche Versprechungen auf dem Sterbebett 


ı „Ein Rechtsgeschäft, das gegen die guten Sitten verstößt, ist nichtig.“ 
® Der kath. Geistliche wird sich zudem stets auf die für ihn verbind- 
lichen äußerst strengen Vorschriften seiner Kirche berufen können. 


| 
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als etwas für einen Katholiken Gebotenes angesehen werden. 

Aber die Anschauungen ändern sich, und im Grunde wird 
auch jetzt noch gesagt werden können, daß das Empfinden des 
Volkes solche Vorgänge und ihre Folgen als anstößig und als 
eine Verletzung der guten Sitte verurteilt. Deshalb ist auch in 
der Gegenwart die Anwendung des & 138 BGB. auf dieses Ge- 
biet keineswegs aussichtslos. Vor allem wird es auf die Be- 
schaffenheit des einzelnen Falls und auf die Kenntnis, welche 
das Gericht von der Höhe des sittlichen Bewußtseins des Volkes 
hat, ankommen, ob ein gegen das herrschende Anstandsgefühl 
verstoßendes, nichtiges Geschäft als vorliegend angesehen wird. 
— Die Nichtigkeit ist eine absolute, nicht nur auf Antrag, 
sondern von Amts wegen zu beachtende und kann von jedem, 
dessen Interesse durch das nichtige Geschäft berührt wird, gel- 
tend gemacht werden '!. 

Weiterhin kann in den neuerdings sich häufig wiederholen- 
den Fällen, wo ein in gemischter Ehe lebender Vater auf dem 
Sterbebett dem Geistlichen eine die seitherige Religion der 
Kinder ändernde Erklärung abgibt, die Anwendung der $$ 105 
und 119—123 BGB. in Betracht kommen. Nach $ 105 ist eine 
Willenserklärung nichtig, wenn sie in einem Zustand erheb- 
licher Trübung des Bewußtseins und vorübergehender Störung 
der Geistestätigkeit (z. B. auch bei Fieber) abgegeben worden 
und dadurch die freie Willensbestimmung ausgeschlossen ist?. 

Selbstverständlich wird der Richter, solange nicht das Gegen- 
teil festgestellt ist, den Erklärenden als geschäftsfäbig und die 
Willenserklärung als gültig betrachten. Wer sich darauf beruft, 
daß der Tatbestand des $ 105 vorgelegen habe, muß den Nach- 
weis dafür erbringen. Nicht selten wird von den Angehörigen 
und anderen Zeugen, insbesondere vom Arzte, dieser Beweis 
unschwer zu erbringen und daraufhin die Nichtigkeitserklärung 
zu erwirken sein. — Außerdem, wenn auch die Schwierigkeiten 


m a ta letz 


! Staudinger, Komm. z. BGB., 1. Bd. 8. 479. 
” Vgl. Komm. z. BGB. von Reichsgerichtsräten zu $ 105. 
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nicht unterschätzt werden dürfen, können die Bestimmungen des 
BGB. über die Anfechtbarkeit einer Willenserklärung 
wegen Irrtums (& 119), Täuschung und Drohung ($ 123) bei- 
gezogen werden!. Insbesondere dann, wenn durch die An- 
drohung der Verweigerung der.Absolution auf 
dem Sterbebette, der Versagung und Einstellung der 
einem Schwerkranken schuldigen Seelsorgebesuche, des Verlustig- 
gehens des Rechtes auf das kirchliche Begräbnis oder durch 
Angsterregung mittelst Androhung schwerer nach dem Tod ein- 
tretender Strafen der Sterbende zur Abgabe einer die seitherige 
Konfession der Kinder ändernden Willenserklärung bestimmt 
worden ist, kann die Erklärung nach & 123 BGB. ange- 
fochten werden. Welcher Art das angedrohte Uebel ist, ist 
gleichgültig. Es kann materieller oder ideeller Art sein. 
Nötig ist nur, daß es überhaupt geeignet war, den Bedrohten 
in seiner Entschließung entscheidend zu beeinflussen. Wider- 
rechtlich braucht nach dem klaren Wortlaut des $ 123 die 
Drohung an und für sich nicht zu sein. Entscheidend ist allein 
der mit der Drohung verfolgte Zweck, die Frage, ob es unstatt- 
haft war, die Androhung eines solchen Tuns als Mittel zu 
benützen, um den andern in seiner Entschließung zu be- 
stimmen. Sicherlich handelt ein Geistlicher an sich nicht wider- 
rechtlich, wenn er einem Beichtkinde die Sterbesakramente ver- 
weigert und seine Krankenbesuche einstellt. Aber der Geist- 
liche darf diese rechtliche Befugnis nicht als Drohung verwerten, 
um den Kranken in seiner hilflosen, traurigen Lage, in seiner 
innerlich angefochtenen Stimmung durch Erregung von Furcht 
vor dem angedrohten Uebel zur Willensbeugung zu bringen und 
zur Abgabe einer Willenserklärung zu bestimmen, welche der 
Kranke unter anderen Umständen von sich aus nicht herbei- 
geführt hätte. Dieser Zweck ist widerrechtlich und damit die 


ı Da es sich bei Willenserklärungen über die Konfession der Kinder 
nicht um letztwillige Verfügungen handelt, ist die sinngemäße Anwendung 
der $$ 2078 ff. BGB. ausgeschlossen. Anders Meyding a. a. O. 8. 218. 


we 
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Drohung selbst, denn auch Rechte dürfen nicht zur Erlangung 
widerrechtlicher Vorteile mißbraucht werden !. 

Da das Gesetz nur die Willensfreiheit des Bedrohten schützen 
will, kommt es nicht darauf an, ob der Drohende sich der 
Widerrechtlichkeit seines Tuns bewußt war. Der Geistliche 
kann sich also nicht darauf berufen, daß seine Kirche ihm 
solche Vorschriften mache. 

Wem steht nun aber das Recht der Anfechtung zu? Der 
Vater selbst, solange er am Leben ist, kommt über- 
haupt nicht in die Lage, dieses Recht auszuüben. Kraft seines 
Erziehungsrechts ist er ja ohnehin jederzeit berechtigt, von einer 
einem Dritten, etwa dem Pfarrer gegenüber abgegebenen Er- 
klärung zurückzutreten, selbst wenn diese Erklärung unter Bei- 
ziehung von Zeugen, z. B. des Schultheißen, erfolgt wäre. Er 
wird solch eine nicht empfangsbedürftige Erklärung einfach auf- 
heben, — im Unterschied von dem förmlich vor der Obrigkeit 
errichteten konfessionellen Erziehungsvertrag mit der Gattin. 

Aber wie steht es mit dem Recht der Anfechtung nach 
seinem Tod? Anfechtungsberechtigt ist gemäß $& 143 BGB. 
nur derjenige, dessen Interessen durch das anzufechtende Rechts- 
geschäft unmittelbar verletzt sind, also regelmäßig nur ein am 
anfechtbaren Rechtsgeschäfte selbst Beteiligter, im Falle des 
s 119 nur der Irrende, im Falle des $ 123 nur der Bedrohte. 
Ein Dritter ist nur ausnahmsweise anfechtungsberechtigt?. Aber 
da in den hier in Betracht kommenden Fällen mit dem Rechte 
des Vaters zugleich das der Mutter und das der Kinder un- 
mittelbar betroffen ist, müßte sowohl der Mutter als auch dem 


! Vgl. hiezu die Entsch. d. RG. v. 27. Okt. 1902, DJZ. VII, Nr, 2, 
S. 55. 

? Die Anfechtungsberechtigung ist zwar vererblich (Staudinger, Komm. 
2. BGB. I, S. 493). Doch kann mit der Vererblichkeit in diesen Fällen 
nicht operiert werden. Dann würde das Recht allen Erbengemein- 
sam zustehen, und auch Erben, die nicht verwandt sind u. drgl. Viel- 
mehr handelt es sich hier um höchstpersönliche, nicht um vererbliche 
Rechtsakte. | 
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Vormund oder Pfleger in Wahrnehmung des eigenen Rechts 
(Mutter) oder des Rechts der Kinder das Anfechtungsrecht zu- 
gestanden werden. 

Die Anfechtung geschieht nicht durch Erhebung einer Klage, 
sondern durch Erklärung des Anfechtungsberechtigten gegenüber 
dem Anfechtungsgegner ($ 143 BGB.), wobei es sich fragt, ob 
nicht in diesem Fall die Anfechtungserklärung gegenüber dem 
Vormundschaftsgericht abgegeben werden kann. 


Forts. vv 2. Im Falle einer abschließenden Ver- 
fügung des verstorbenen Vaters (s. 8. 87). 


b. zu@Gunsten der Konfession der Mutter. 
8 27. 


Mit demselben Recht und derselben Wirkung, wie, eine ver- 
 traglose gemischte Ehe vorausgesetzt, der Vater vor seinem Tode 
eine Aenderung der Religion der Kinder zugunsten des Bekennt- 
nisses, dem er selbst angehört, eintreten zu lassen befugt ist, 
kann er auch, und wäre es erst im Angesichte des Todes, ver- 
fügen, daß die seither seiner Konfession zugehörigen Kinder 
fortan in der Religion der Mutter erzogen werden sollen. 
Hiezu kann ihn die Rücksicht auf die Einheit der Religion 
zwischen den erziehungsbedürftigen Kindern und der nach dem 
Tode des Vaters zur Sorge für die Person der Kinder berufenen 
Mutter bestimmen. Zur Sicherung des Beweises', zumal dann, 


wenn der väterliche Wille sich nicht mehr in Maßnahmen und‘ 


Handlungen äußern könnte, ist eine einwandfreie Erklärung des 
Vaters erforderlich, die am besten schriftlich zum Ausdruck. ge- 
bracht wird, falls nicht, noch zweckmäßiger und durchaus ein- 
wandfrei, förmliche Errichtung eines rechtsgültigen Vertrags vor 
der Obrigkeit vorgezogen werden will. 

Fehlt es an einer Urkunde darüber, so muß der Beweis 
auch durch andere Beweismittel erbracht werden dürfen. Es 


ı Vgl. auch 8. 77 (kl. Druck) u. 8. 87 ff. 
Deutsche Zeitschr, f. Kirchenrecht. XXI. 1. 7 
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kann auch lediglich Zeugenbeweis dafür in Betracht kommen. 
Nach $ 15 FGG. sind die Vorschriften der Zivilprozeßordnung 
entsprechend anzuwenden. Stehen keine anderen Zeugen zur 
Verfügung als nur die Mutter, so ist die Vorfrage zu entscheiden, 
ob sie als Beteiligte oder als Zeugin zu behandeln ist. Wo es 
sich lediglich um die Feststellung der Erziehungsreligion der 
Kinder handelt, und nicht auch um die Frage, ob nicht die 
Befürchtung einer Vernachlässigung der Erziehung durch die 
Mutter nach $ 1666 BGB. gerechtfertigt erscheint und das Ver- 
fahren sich gegen die Mutter als Beteiligte richtet, kann es 
keinem Anstand unterliegen, die Mutter bei sonstiger Glaub- 
würdigkeit als Zeugin anzunehmen und auf Grund ihres eidlichen 
Zeugnisses den Beweis für erbracht anzusehen !. 


3. Unberechtigte Aenderung der Erziehungs- 
religion durch die überlebende Mutter Be- 
stellung des Beistandes. 


8 28. 


Abgesehen von der Befugnis des Vormundschaftsgerichts, 
auf deren Bedeutung wiederholt hingewiesen worden ist (S. 53, 
66), auf Grund des Rechts des Religionsedikts über die Kon- 
fession des Kindes einen unmittelbaren und selbständigen Aus- 
spruch ergehen zu lassen, sind für das Verfahren gegen die 
überlebende Mutter, die in einer dem Willen des verstorbenen 
Vaters entgegengesetzten Richtung über die Konfession der Kinder 
verfügt, dem BGB. folgende Bestimmungen zu entnehmen. Der 
Mutter wird nicht mehr eo ipso ein Pfleger für ihre Kinder bei- 
gegeben. Aber abgesehen von dem unter Umständen wertvollen 
Rechte des Vaters, in Form letztwilliger Verfügung schon zum 
voraus für den Fall seines Todes die Bestellung eines Beistandes 
anzuordnen ($ 1687 Z. 1, sowie $ 1777 Abs. 1 und 3 BGB.), ist 


[2 


das Vormundschaftsgericht jederzeit in der Lage, nach $ 1687 


! Rechtskräftig gewordenes Urteil des Amtsgerichts Ludwigsburg: 
WürttZ. 45. Bd. 1903 8. 38. 
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Z. 3 BGB. der Mutter „aus besonderen Gründen“, von Amts 
wegen, auf Anzeige des hiezu verpflichteten Gemeindewaisenrats 
($ 1675 BGB., $ 49 FGG.), aber auch auf Anregung von 
irgendwelcher Seite! einen Beistand zu bestellen, 
sei es allgemein für alle Angelegenheiten, sei es bloß für die 
Erziehung oder auch nur für die religiöse Erziehung der 
Kinder ?, 

Die Mutter hat nicht das Recht, eine bestimmte Person als 
Beistand zu benennen. Anders, wenn sie selbst nach $ 1687 
2.2, etwa zum Schutz gegen Zudringlichkeiten in konfessioneller 
Beziehung, die Bestellung eines Beistands beantragt. Dann 
kann sie die Bedingung beifügen, daß eine bestimmte Person 
als Beistand bestellt wird, und es wird sich häufig aus Zweck- 
mäßigkeitsgründen empfehlen, den von ihr Vorgeschlagenen auch 
zu bestellen 3. | 

Der Beistand hat innerhalb seines Wirkungskreises die Mutter 
in Ausübung der elterlichen Gewalt, insbesondere auch ihres Er- 
ziehungsrechtes zu unterstützen, in Fällen, wo sie wegen der 
Konfession der Kinder belästigt und bedrängt wird, zu beraten 
und zu schützen, aber auch die Mutter selbst und die Erfüllung 
. Ihrer Erziehungsaufgaben nach der konfessionellen Seite zu über- 
wachen und wegen pflicht- und gesetzwidriger Handlungen der- 
selben das Einschreiten des Vormundschaftsgerichts zu bean- 
tragen ($ 1689 BGB.), das unter Umständen der Mutter die 
Ausübung der elterlichen Gewalt teilweise entziehen und für die 
betreffenden Angelegenheiten einen Pfleger bestellen ($ 1909 
BGB.), auch, sofern die Voraussetzungen der Zwangserziehung 


! Siehe oben 8. 68 ft. 

? Entsch. d. KG. v. 9. Juli 1900, Entsch. RJust.Amt Bd. 1, S. 87, 
WürttZ. 42. Jahrg. 1900 S. 349: „Das Vormundschaftsgericht kann der 
Mutter nach $ 1687 Nr. 3 BGB. einen Beistand bestellen, wenn diese den 
landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse Erziehung der Kinder nicht 
nachkommt.“ 

® Enntsch. KG. v. 11. April 1907, RJustA. 8, 254, WürttZ. 1908, 50. Jahrg. 
S. 205. 


7 
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nach & 1666 Abs. 1 Satz 2 BGB. zutreffen, das Kind zum Zweck 
der Erziehung in der ihm zustehenden Konfession in einer ge- 
eigneten Familie oder in einer Erziehungsanstalt oder in einer 
Besserungsanstalt unterbringen kann. Lehnt das Vormundschafts- 
gericht den Antrag des Beistandes ab, gegen die Mutter wegen 
pflichtwidrigen Verhaltens einzuschreiten, so steht dem Beistand 
die Beschwerde gegen diese Verfügung zu ($ 57 2.6 FGG.). 
Das Nähere über diese und andere hieher gehörige Fragen sind 
in anderem Zusammenhang schon behandelt (S. 67 ff). Das 
dort Ausgeführte findet auch auf die hier in Betracht kommenden 
Fälle entsprechende Anwendung. 


6. Recht des Vormundes nach dem Tode beider Eltern. Religiöses 
Bekenntnis und Entlassung desselben. 


8 29. 


Mit dem Tode der Eltern, ausnahmsweise schon zu 
deren Lebzeiten in einer Reihe von Fällen, auf die hier nicht 
näher eingegangen werden kann (vgl. $ 1773 BGB.), erhält der 
Minderjährige einen Vormund, der in derselben Weise und mit 
denselben Befugnissen wie der Inhaber der elterlichen Gewalt 
(S 1800 BGB.) Recht und Pflicht hat, für die Person des Mün- 
dels zu sorgen ($ 1793 BGB.). Insbesondere ist der Vormund 
an die landesgesetzlichen Vorschriften über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder gebunden. | 

Bei der Auswahl des Vormundes ist auf das religiöse 
Bekenntnis des Kindes Rücksicht zu nehmen (8 1779 Abs. 2 
Satz 2)1. Ist dies im einzelnen Falle untunlich, z. B. deshalb, 
weil eine bestimmte Person, etwa einer der beiden Großväter 
(8$ 1776, 1778 BGB.) oder sonstige Verwandte und Verschwä- 
1 Es handelt sich dabei um eine „Soll*-, nicht um eine „Muß“-Vor- 
schrift, um eine Instruktion für die Auswahl des Vormunds, nicht um eine 
zwingende Vorschrift. Es wollte nicht ausgeschlossen sein, daß auch ein 
einem andern Bekenntnis angehöriger Vormund bestellt werde, sofern nur 


das Interesse des Kindes diesen als für die Führung der Vormundschaft 
geeignet erscheinen läßt. Vgl. JW. 35. Jahrg. S. 321 ff. 
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gerte des Mündels ($ 1779 BGB.) in erster Linie ein Recht auf 
die Vormundschaft haben oder zu berücksichtigen sind, so kann 
(nicht „muß“) das Vormundschaftsgericht dem einem anderen 
. Bekenntnis angehörenden Vormund die Sorge für die religiöse 
Erziehung des Mündels entziehen ($ 1801 BGB.). Einer Prüfung 
der Frage, ob nicht zur Gewährleistung der ordentlichen Er- 
ziehung des Mündels in seiner Konfession von der in $ 1801 
BGB. vorgesehenen Maßnahme Gebrauch zu machen sei, wird 
sich das Vormundschaftsgericht in allen den Fällen nicht ent- 
ziehen dürfen, wo die angeordnete Erziehung in einer bestimmten 
Konfession einer in der Persönlichkeit des Vormunds begründeten 
Schwierigkeit begegnet. 

Zutreffendenfalls kann das Amtsgericht (AG.BGB. 
Art. 52 Nr. 12) beschließen, dem Vormund, weil er an der Be- 
sorgung dieser Angelegenheit verhindert ist, die Sorge für die 
religiöse Erziehung des Mündels zu entziehen? und das ordent- 
liche Vormundschaftsgericht veranlassen, einen Pfleger zu be- 
stellen, der dem religiösen Bekenntnis des Kindes angehören 
muß (88 1909, 1779, 1915 BGB.). Die Aufstellung eines Pflegers 
ist übrigens nicht unter allen Umständen, sondern nur wenn 
nötig geboten °. 

Es kann aber auch, wenn aus den konkreten Umständen eine 
Gefährdung des Interesses und des Wohles des Mündels hervor- 


! Entsch. KG. 5. Dez. 1904. Sörgel 1905, S. 303, sowie JW. 35. Jahrg. 
S. 321 ff. 

? Art. 52 AG.BGB.: „Nachstehende Geschäfte des Vormundschafts- 
gerichts sind dem Amtsgerichte vorbehalten: 12) Die Entziehung der 
Sorge für die religiöse Erziehung des Mündels ($ 1801 BGB.)*. Begrün- 
dung: „Da dem Vormund mit der Sorge für die religiöse Erziehung des 
Mündels ein besonders wichtiger Teil der Sorge für die Person entzogen 
wird, so erschien es angemessen, die betreffenden schwierigen Angelegen- 
heiten von vornherein in die Hände des Amtsrichters zu legen, von wel- 
chem erwartet werden darf, daß er dieselben mit der nötigen Objektivität 
und dem erforderlichen Takte treffen werde“. (Nieder, Das Württ. Ausführ.- 
Ges. z. BGB. 8. 154.) 

® Staudinger, Komm. z. BGB. $ 1801, 1. 
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‘geht, also nicht schon deshalb, weil der Vormund einer anderen 
Konfession angehört, vom Amtsgericht (Art. 52 Z. 16 AG. 
BGB.) die Entlassung des Vormunds nach $ 1886 erster Fall 
und dessen Ersetzung durch einen neuen verfügt werden. 

Durch alle diese dem Württembergischen Recht und dem 
BGB. entnommenen Bestimmungen, deren Beachtung durch An- 
tragstellung beim Vormundschaftsgericht resp. Amtsgericht, so- 
dann im Beschwerdeweg an die vorgesetzten Behörden, bezw. 
nach dem FGG. beim Landgericht und in weiterer Beschwerde 
beim Oberlandesgericht von jedem, der einen sachlich gerecht- 
fertigten Anlaß hat, sich des Kindes anzunehmen, von Ver- 
wandten, Geistlichen, Schulbehörden usw. durchgesetzt werden 
kann (vgl. die näheren Ausführungen oben S. 53, 67 ff.), ist eine 
gut funktionierende Handhabe gegeben, um der Erziehung der 
Kinder in der für sie bestimmten Konfession zur Durchführung 
zu verhelfen. 


Zur Illustration vorstehender Ausführungen diene folgender 
Fall aus der Praxis. Ein aus gemischter Ehe hervorgegangenes 
Kind evangelischer Konfession hatte nach dem Tode der Eltern 
einen katholischen Onkel auf des letzteren Antrag als Vormund 
erhalten!. Eine evangelische Verwandte mütterlicherseits erhob 
hiegegen Widerspruch und stellte unter Berufung auf $ 1801 BGB. 
bei dem Amtsgericht den Antrag, es solle dem Vormund die Sorge 
für die religiöse Erziehung des Mündels entzogen werden. Das 
Amtsgericht wies den Antrag zurück. Es entspreche dem Gedanken 
des Gesetzes (vgl. Planck, 3. Aufl, zu $ 1801 BGB.), von der 
Entziehungsbefugnis nur Gebrauch zu machen, wenn diese Maß- 


! Das Vormundschaftsgericht hatte dabei, wie aus den Akten hervor- 
geht, versäumt, sich nach der Konfession des Vormunds und seiner Ehe- 
frau zu erkundigen, wozu es gemäß 8 1779 Abs. 2 Satz 2 BGB. verpflichtet 
gewesen wäre. Nach einer Entscheidung des Kammergerichts Berlin vom 
5. Dez. 1904 (KG. 29, A 12 ff., JW. 35. Jahrg. S. 321 ff.) hätte diese Unter- 
lassung genügt, um die Entlassung des Vormunds herbeizuführen. Es ist 
vom Kammergericht dort ausgeführt: Die Entlassung des Vormunds könne 
verlangt und im Beschwerdeweg durchgeführt werden, falls das Vormund- 
schaftsgericht die ihm vor der Bestellung obliegende Prüfung, ob die Aus- 
wahl eines Vormunds mit abweichendem Bekenntnis aus besonderen Grün- 
den geboten sei, unterlassen habe. 
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nahme durch gewichtige Gründe veranlaßt ist. Solche 
Gründe, führte das Amtsgericht aus, liegen jedenfalls zur Zeit nicht 
vor. Der Vormund, welcher das Kind in seiner Familie erziehen 
will, hat zu den Akten des Vormundschaftsgerichts die bündige 
Erklärung abgegeben, daß es ihm fernliege, die Konfession des 
Kindes anzutasten, und daß er solches zur evangelischen Schule 
schicken werde. Es fehlt an jedem Anlaß, die Aufrichtigkeit dieser 
Versicherung in Zweifel zu ziehen. So lange aber der Vormund 
sein Versprechen hält, ist eine Maßregel im Sinne des $ 1801 BGB. 
nicht geboten. Dies auch nicht mit Rücksicht auf die beabsichtigte 
Unterbringung des Kindes in der katholischen Familie des Vor- 
munds. Denn von dieser Unterbringung, welche im übrigen im 
Hinblick auf die Verhältnisse des Vormunds und die bestehenden 
verwandtschaftlichen Beziehungen zwischen dem Kinde und der Frau 
des Vormunds dem Wohle des Mündels förderlich zu sein scheint, 
ist unter obwaltenden Umständen eine erhebliche Gefährdung der 
evangelischen Erziehung des Kindes nicht zu befürchten. Beschl. 
vom 19. April 1909. 

Zunächst ließ der Vormund das Kind wirklich die evang. 
Schule besuchen. Aber kaum ein Jahr hernach, als er seinen 
Wohnsitz verlegte, übergab er das Kind der kathol. Schule, wobei 
er dem kathol. Ortsschulinspektor die unwahre Angabe machte, 
es sei ihm durch gerichtliche Entscheidung das Recht zugesprochen, 
das Kind katholisch zu erziehen, dies sei auch der Wunsch des 
verstorbenen kathol. Vaters gewesen. Unterstützt wurde der Vor- 
mund dabei von seiner ebenfalls kathol. Frau, die dem evang. 
Geistlichen, der das Kind für die evang. Schule und den evang. 
Gottesdienst reklamierte, geradezu erklärte: „Katholisch werde das 
Kind ja doch einmal“. Infolge der Vorstellungen seitens der evang. 
örtlichen Kirchen- und Schulbehörde sah sich der Vormund doch 
veranlaßt, das Kind der evang. Schule zu überweisen. Aber der 
evang. Geistliche, zugleich in seiner Eigenschaft als geschäfts- 
führender Vorsitzender des Ortsschulrats (nach dem neuen Volks- 
schulgesetz vom 17. Aug. 1909 Reg.Bl. S. 161) stellte nun bei dem 
Amtsgericht den Antrag, dem Vormund nach $ 1801 BGB. die 
Sorge für die religiöse Erziehung des Mündels zu entziehen, weil 
er durch sein Verhalten sich des ihm geschenkten Vertrauens un- 
würdig gezeigt habe, und gab gleichzeitig zu erwägen, ob es nicht 
im Interesse der evang. Erziehung des Kindes geboten erscheine, 
den Vormund zu entlassen ($ 1886 BGB.). Das Amtsgericht en t- 
ließ nach $ 1886 BGB. den Vormund, weil er und seine von 
ihm hierin nicht gehinderte Ehefrau das Kind mit dem Ziel eines 
Konfessionswechsels zu beeinflussen suchen und damit gegen das 
Interesse des Mündels handeln, in der von seinen Eltern bestimmten 
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Konfession erzogen und erhalten zu werden. Beschl. v. 16. April 1910. 
Die hiegegen erhobene Beschwerde des Vormunds wurde vom 
Landgericht abgewiesen, mit der Begründung: Die Tatsachen 
in ihrem Zusammenhang rechtfertigen trotz der früheren und jetzigen 
Versicherung des Beschwerdeführers, er werde die Konfession des 
Mündels in keiner Weise antasten, die Annahme des Amtsgerichts, 
daß die Fortführung der Vormundschaft durch den Beschwerde- 
führer das Interesse des Mündels, in dem von.seinen Eltern ge- 
meinsam bestimmten Glauben erzogen und erhalten zu werden, 
ganz erheblich gefährden würde, und daß eine Maßregel nach $ 1801 
nicht ausreichen würde, daß vielmehr der Beschwerdeführer gemäß 
8 1886 BGB. zu entlassen sei. Dem stehe nicht entgegen, dab 
er für das leibliche Wohlergehen des Mündels bisher recht gut 
gesorgt habe. Der $ 1886 BGB. setze überhaupt nicht notwendig 
eine schuldhafte oder pflichtwidrige Handlung des Vormunds voraus; 
es genüge schon ein ungeeignetes Verhalten des Vormunds, wenn 
dadurch, wie hier, das Interesse des Mündels gefährdet wird. 
(Beschl. der Zivilkammer des Landgerichts N. N. vom 4. Mai 1910). 


D. Einfluß der Ehescheidung auf die Konfession der Kinder aus 
gemischter Ehe. | 
8 30. 

Ist eine gemischte Ehe nach $$ 1635, 1565—1568 BGB. ge- 
schieden !, so bestimmt sich vom Standpunkt des Religionsedikts aus 
die Konfession der Kinder aus solchen Ehen sehr einfach. Die 
Kinder sind im allgemeinen in der Konfession weiter zu erziehen, 
welcher sie während der Dauer der Ehe zugehört haben. Auf 
den einzelnen Fall angewandt ergeben sich aus Religionsedikt 
und BGB. folgende Regeln’: 

Während des Scheidungsprozesses, also so 
lange die Ehe noch besteht, bis zur Rechtskraft des die Scheidung 
aussprechenden Urteils bemißt sich die Sorge für die Person des 
Kindes nicht nach & 1635, sondern nach den allgemeinen Grund- 


! Wird nach $ 1575 die eheliche Gemeinschaft aufgehoben, so treten 
die mit der Scheidung verbundenen Wirkungen ein, also auch in Ansehung 
der Kinder ($ 1586 BGB.). 

® Daß das Vormundschaftsgericht nach 8 1635 Abs. 1 Satz 2 aus beson- 
deren Gründen eine abweichende Anordnung hins. der Sorge für die Per- 
son der Kinder treffen kann, ist hier nicht weiter zu erörtern. 
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sätzen der $$ 1627, 1630—1634. Gemäß $ 627 ZPO. ist aber 
das Prozeßgericht befugt, auf Antrag eines der Ehegatten durch 
einstweilige Verfügung für die Dauer des Rechtsstreits wegen 
der Sorge für die Person der gemeinschaftlichen minderjährigen 
Kinder, soweit es sich nicht um die gesetzliche Vertretung handelt, 
Anordnungen zu treffen (sog. Interimistikum). Von der einst- 
weiligen Verfügung über die minderjährigen Kinder hat das 
Prozeßgericht dem Vormundschaftsgericht Mitteilung zu machen. 

Ist derEhemann vom Prozeßgericht allein für schuldig 
erklärt, so steht, solange die geschiedenen Ehegatten leben, die 
Sorge für die Person des Kindes der Mutter zu, und dem 
Vater verbleibt als Ausfluß seiner an sich fortdauernden elter- 
lichen Gewalt nur das Recht der Sorge für das Vermögen des 
Kindes (8$ 1638 ff.), das Recht der Nutznießung an dem nicht 
freien Vermögen des Kindes (88 1649 fi.) und das Recht der 
Vertretung des Kindes ($ 1635 Abs. 2). 

Aber daraus ergibt sich für die Mutter noch nicht das Recht, 
von sich aus über die Religion des Kindes zu entscheiden. Wo 
ein rechtsgültiger Vertrag vorliegt, ist das Kind ohnehin nach 
den Bestimmungen des Vertrags weiter zu erziehen. Liegt kein 
solcher Vertrag vor, so gilt die während der Dauer der Ehe 
vom Vater getroffene, klar erkennbare oder schlüssige, abschließende 
Verfügung. Nach erfolgter Scheidung kann eine Aenderung ein- 
seitiig auch von dem Vater nicht mehr vorgenommen werden, da 
ihm das Recht der Sorge für die Person des Kindes und damit 
das Erziehungsrecht entzogen ist. Doch da dem Vater die ge- 
setzliche Vertretung des Kindes auch in persönlichen Angelegen- 
heiten verbleibt, wird das Vormundschaftsgericht der Mutter im 
Interesse des Kindes zweifellos keinen Widerspruch entgegensetzen 
können, wenn sie mit Zustimmung des geschiedenen Mannes! die 


ı Bei einem Streit geschiedener Eheleute über das Recht zur Kin- 
dererziehung ist zur Wahrung der Interessen des Kindes ein Pfleger zu 
bestellen, da diese wegen der widerstreitenden eigenen Interessen von 
keinem Elternteil wahrgenommen werden können. Entsch. KG. v. 6. Juni 
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Kinder fortan in ihrer Konfession erziehen will, auch wenn nach 
den Vorschriften des Religionsedikts die Mutter durch Vertrag 
oder durch die frühere Anordnung des Mannes an eine andere 
Erziehungsreligion für die Kinder gebunden gewesen wäre. 

Ist bei der Ehescheidung dieFrau allein für schul- 
dig erklärt, so erlischt das Recht der Mutter auf Teilnahme 
an der Sorge für die Person der Kinder, und der Vater hat die 
gesetzliche Vertretung und tatsächliche Sorge allein und in vollem 
Umfange. 

Beim Vorhandensein eines gültigen Vertrags hinsichtlich der 
Religion der Kinder bleibt der Vater selbstverständlich an diesen 
gebunden. Ist der Abschluß eines Vertrags früher unterlassen 
worden, so verbleibt nach dem Religionsedikt dem Vater das 
freie Bestimmungs- und Aenderungsrecht hinsichtlich der Kon- 
fession der Kinder!. 

Mit dem Tode des geschiedenen Mannes geht zwar die 
elterliche (fewalt in vollem Umfange auf die überlebende Frau 
über, aber auch dann verbleibt es bei dem Grundsatz des Re- 
ligionsedikts, daß die Mutter die Erziehungsreligion nicht ändern 
darf (S. 83 f.). 

Nach dem Tode der geschiedenen Frau steht die gesamte 
Sorge für die Person der Kinder dem Manne zu, auch wenn er 


1900 in WürttZ. 1900 S. 349. Auch während der Dauer eines sol- 
chen zwischen geschiedenen Eltern anhängigen Erziehungs- 
streites kann das Vormundschaftsgericht ohne Rücksicht auf $ 627 ZPO. 
eine Anordnung gemäß $ 1635 Abs. 1 Satz 2 BGB. treffen. RG. 3. Mai 1906 
in WürttZ. 1907, S. 180. 

ı Nach mehrfachen Entscheidungen können Ehegatten nicht unter ein- 
ander einen bindenden Vertrag über die Erziehung der Kinder im Fall 
der Scheidung schließen, da durch $ 1635 Abs. 1 BGB. bestimmt 
wird, wem die Sorge für die Kinder zusteht, und der Gatte, dem sie ge- 
setzlich gebührt, sich nieht durch Vertrag der mit Zuweisung der Fürsorge 
ihm auferlegten Pflichten entledigen kann (WürttZ. 1906, S.172). Dagegen 
kann die Ausübung der tatsächlichen Sorge von dem nach $ 1635 für- 
sorgeberechtigten Ehegatten sowohl einem Dritten als auch dem an- 
deren Ehegatten übertragen werden (Staudinger, Komm. zu $ 1635, 
S. 864, Z. 8). 
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im Scheidungsprozesse allein für schuldig erklärt worden ist. Er 
kann jetzt, wenn nicht durch Vertrag gebunden, nach seinem Er- 
messen die seitherige Erziehungsreligion der Kinder beibehalten 
oder eine Aenderung eintreten lassen. 

Aber von dem Augenblick an, da ihm gemäß 8 1666 Abs. 1 
die Sorge entzogen wird, wozu einem im Scheidungsprozeß allein 
für schuldig erklärten Mann gegenüber nicht selten Anlaß ge- 
geben sein wird, kann er an der Konfession der Kinder nichts 
mehr ändern, da er keine Erziehungsgewalt mehr hat!. Es sind 
die Kinder alsdann in der Konfession weiter zu erziehen, die 
sie nach dem Willen des Vaters hatten, solange dieser die Er- 
ziehungsgewalt noch besaß. 


IV. Kapitel: Befreiung von den gesetzlichen Vorschrif- 
ten über die Konfession der Kinder. 


8 31. 

Ausnahmen von der Verpflichtung, die gesetzlichen Vor- 
schriften über die religiöse Kindererziehung zu befolgen, sind in 
einer Reihe von Bundesstaaten durch Landesgesetz gestattet, 
aber nur für vereinzelte seltene Fälle und ungewöhnliche Ver- 
hältnisse, wo die Anwendung des Gesetzes zu allzugroßen Härten 
geführt haben würde. Die Dispensation wird in der Regel durch 
den Landesherrn erteilt ?. 

In Württemberg hat das Religionsedikt diese Möglichkeit 
nicht berücksichtigt. Doch hat auf Grund des allgemeinen Rechts 
ein dem Justizministerium erstattetes Gutachten des Obertribunals 
vom 16./18. Jan. 1858 die Frage für den überlebenden Ehe- 
gatten bejaht; der überlebenden Mutter sollte die Aenderung der 
Erziehungsreligion der Kinder zustehen, wenn der nach dem 


! Ausführlich begründet in der Entsch. OLG. v. 9. Nov. 1910, s. oben 
8. TAR. 

2 Näheres bei Schmidt, Die Konfession der Kinder 8. 391. 425. 412. 
417 usw. 


en 
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Tode des Vaters bestellte Pfleger der Kinder nach Anhören der 
nächsten Verwandten des Verstorbenen unter Genehmigung der 
Obervormundschaftsbehörde der Aenderung zustimme. Das 
Kultministerium hat in mehreren Streitfällen die Beteiligten 
auf diesen Satz hinweisen lassen !, 

Während der Dauer der Ehe kommt, abgesehen 
von einigen Fällen wie Geschäftsunfähigkeit ($ 1676 BGB.) und 
tatsächlicher Verhinderung des Vaters durch Abwesenheit, Krank- 
heit usw. (8 1677 BGB.), Dispensation überhaupt nicht in Frage. 
Es liegt bei dem betreffenden Ehegatten, in vertragloser Ehe in 
der Hand des Vaters, im Falle rechtsgültigen Vertrags vorwiegend 
in der Hand der Mutter, ob auf die Durchführung des Rechts 
verzichtet werden will. Aber nach dem Tode des einen 
Ehegatten können für den überlebenden und nach dem Tode 
beider für den Vormund Umstände eintreten, unter denen die 
Erziehung der Kinder in der für sie zu Lebzeiten beider Eltern- 
teile bestimmten Konfession ohne erhebliche Schädigung des In- 
teresses und Wohles der Kinder kaum durchführbar erscheint, 
„unvorhergesehene Fälle, die den Verstorbenen zweifellos zum 
Verzicht auf die Durchführung seiner Bestimmung bewogen hätten, 
wenn er die veränderte Sachlage noch erlebt hätte, z. B. wenn 
die Witwe die Kinder im Widerspruch zu ihrer, ihr selbst viel- 
leicht unbekannten gesetzlichen Verpflichtung lange Zeit hindurch 
ungehindert in ihrem Bekenntnis erzogen hat, und nun noch kurz 
vor Erreichung der Unterscheidungsjahre die Ueberweisung der 


- Kinder in den Religionsunterricht des väterlichen Bekenntnisses 


von kirchlicher Seite verlangt wird, während doch vorauszusehen 
ist, daß das Kind alsbald nach Erreichung des Unterscheidungs- 
alters wieder zum Bekenntnis der Mutter zurückkehren wird“. 


ı Nach den Darlegungen Meydings im mehrerwähnten Aufsatz S. 230 E. 

? Gekürzt aus Meyding a. a.O. Weitere zur Dispensationserteilung ge- 
eignete Fälle im Sinne Meydings könnten aus dem 8. 74—77 Ausgeführten ge- 
schöpft werden, z. B. wenn der Vater, ohne persönlich eine Verfügung zu 
treffen, der Mutter die Wahl der Erziehungsreligion der Kinder nach sei- 
nem Tod überlassen hätte u.a. m. 
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Das BGB., führt Meyding aus, enthalte auf dem Gebiet der 
Sorge für die Person des Kindes keine Bestimmungen über eine 
derartige Dispensation, einfach darum nicht, weil es Anordnungen 
über die Erziehung des Kindes, welche den überlebenden Ehe- 
gatten oder Vormund binden würden, gar nicht kennt. Es dürfe 
darum aus dem Schweigen des BGB. nicht die Unzulässigkeit 
einer Befreiung abgeleitet werden. In analoger Anwendung von 
81639 Abs. 2 und $ 1803 Abs. 2 BGB. glaubt Meyding, müsse 
dem Vormundschaftsgericht die Befugnis zugestanden werden, die 
Abweichung des überlebenden Ehegatten oder Vormunds von der 
bestimmten Erziehungsreligion zu genehmigen, wenn die Durch- 
führung der getroffenen Bestimmung das Interesse des Kindes 
gefährden würde. 

Indes für diesen Analogieschluß Meydings aus verwandten 
Gebieten des BGB. fehlt es an der rechtlichen Grundlage, schon 
deshalb, weil für das Religionsedikt das neue Recht nicht gilt. 

(4ewiß kann der Fall eintreten, daß das Vormundschafts- 
gericht sich mit der Frage zu befassen hat, ob nach dem Tode 
des Vaters die Erziehung eines Kindes, das die Unterscheidungs- 
jahre noch nicht erreicht hat, in einer anderen Konfession als 
der von dem Vater rechtsgültig bestimmten zugelassen werden 
kann. In der Mehrzahl der Fälle übrigens wird das Vormund- 
schaftsgericht gar nicht in die Lage kommen, darüber zu ent- 
scheiden, und der mit der elterlichen Gewalt betrauten Mutter 
keine Schwierigkeiten bereiten können, solange nicht von dritter, 
etwa von kirchlicher Seite oder von Verwandten des Kindes! die 
Anregung zum Einschreiten an das Vormundschaftsgericht ge- 
bracht wird. 

Wenn aber der letztere Fall eintritt, dann hätte allerdings 
das Vormundschaftsgericht eine Verfügung zu treffen. Es wird 
zunächst einen Pfleger für das Kind aufstellen ($ 1909 BGB.)?, 


' Siehe oben 8.68 ff. 
” Notwendig erscheint übrigens nach den Voraussetzungen des 
3 1909 die Pflegerbestellung nicht. 
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diesen über die Frage der Aenderung der Konfession des Kindes 
hören und, dessen Einverständnis vorausgesetzt, unter Umständen, 
wenn überwiegende oder zwingende Gründe aus dem Interesse 
des Kindes ‚heraus vorliegen, eine abweichende Erziehungsreligion 
zulassen. Aber dies geschieht dann nicht im Wege der Dis- 
pensation, wozu dem Vormundschaftsgericht keine Befugnis zu- 
steht, sondern kraft dem ihm zukommenden Aufsichtsrecht. 
Indes wird das Vormundschaftsgericht, indem es zu einer Ab- 
weichung von der Regel und den Vorschriften des Religionsedikts 
die Hand bietet, sich dessen bewußt bleiben, daß hiegegen von 
Verwandten des Kindes, von Geistlichen, Schulbehörden u. a. m. 
die Beschwerde im Instanzenweg der Gerichte erhoben werden 
kann !. | 

Eine eigentliche Dispensation kann also keinenfalls vom 
Vormundschaftsgericht erteilt werden. Zuständig hiezu 
könnte nur das Justizministerium als oberste 
Justizverwaltungsbehörde sein. Indes zur Erhöhung 
des Ansehens des Religionsedikts und der Stetigkeit der Recht- 
sprechung auf diesem Gebiete würden alle solche Abweiehungen 
von der gesetzlichen Regel, wenn sie auch im einzelnen Fall ge- 
wisse Unbequemlichkeiten und Härten für die Mutter beseitigen, 
nicht beitragen. Eine Grenzlinie könnte überhaupt nicht gezogen 
werden, die größte Rechtsunsicherheit wäre die Folge. Das im 
Religionsedikt gegebene Recht wäre preisgegeben. Es wäre zu- 
gestanden, daß. das bestehende Landesgesetz, in seinem Wort- 
laut und Sinn streng durchgeführt, zu unerträglichen Mißständen 
führen kann. Ist dies aber tatsächlich der Fall, dann ist es 
Aufgabe der Gesetzgebung, die bessernde Hand anzulegen. 
Werden Eintrittin eine gemischte Ehe wagen 
will, hat sich beizeiten vorzuhalten, daß ihm 
Gewissenskonflikte nicht erspart bleiben, und 
daß Umstände eintreten können, wo er sich 
unter Verleugnung der Treue gegen die eigene 


! Siehe oben 8. 67 ff. 
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Kirche der Verpflichtung nicht entziehen 
kann, seine Kinder in einer anderen Konfes- 
sion zu erziehen als diejenige ist, in welcher 
er selbst mit seiner ganzen Persönlichkeit 
wurzelt!, 


Zweiter Teil. 


Die Konfession der Kinder in den Fällen, in welchen 
das Religionsedikt nicht gilt, 


I. Kapitel: Anwendungsgebiet. 


8 32. 

Das Anwendungsgebiet des Religionsedikts ist aus- 
geschlossen für die religiöse Erziehung aller der Kinder, welche 
nicht aus einer im Sinne des Religionsedikts gemischten 
Ehe, praktisch nicht aus der Ehe zwischen einem Evangelischen 
und Katholischen, in seltenen Fällen zwischen einem Lutherischen 
und Reformierten hervorgegangen sind. Verneint werden muß 
hienach die Anwendung des Religionsedikts auf Kinder aus rein 
evangelischen, rein katholischen, sowie aus allen den Ehen, in 
welchen beide Teile den Israeliten, den Dissidenten oder den 
Religionslosen angehören, oder in welchen ein Teil evangelisch 
oder katholisch ist, während der andere zu den Israeliten oder 
zu den Dissidenten oder zu den Religionslosen zu rechnen ist. 
Dasselbe gilt von den unehelichen Kindern, wofern sie nicht die 
rechtliche Stellung des ehelichen Kindes erlangt haben, von den 
an Kindesstatt angenommenen, wenn sie nicht aus gemischter 
Ehe hervorgegangen sind, und von den Findelkindern. Für die 
religiöse Erziehung aller dieser Kinder gelten die Vorschriften 
des BGB. 


! Dieselbe Ansicht vertritt, durchaus überzeugend, Kahl, Die Konfes- 
sion der Kinder aus gemischter Ehe 8. 25 f. 
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II. Kapitel: Konfession der ehelichen Kinder aus un- 
gemischter Ehe. 


A. Recht des Vaters. 
1. Während der Dauer der Ehe. 


a. Der Vater als Inhaber der elterlichen Gewalt. 


S 33. 

Die elterliche Gewalt I das Kind steht während der Dauer 
der Ehe dem Vater und der Mutter gemeinsam und gleichzeitig 
zu (8 1626 BGB.)!. Aber der Natur der Dinge nach muß das Recht 
der Mutter zurücktreten ?, und es geht bei Meinungsverschieden- 
heiten zwischen den Eltern die Meinung des Vaters vor ($ 1634). 
Es entspricht dies dem auch anderen Bestimmungen des BGB. 
zugrunde liegenden Gedanken, daß dem Manne als dem natür- 
lichen Haupte der Familie gegenüber der Frau auch rechtlich 
eine bevorzugte Stellung gebührt. Kraft der elterlichen Gewalt 
hat der Vater das Recht und die Pflicht, für die Person des 
Kindes zu sorgen (8 1627). Die Sorge für die Person des Kindes 
umfaßt das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beauf- 
sichtigen, seinen Aufenthalt zu bestimmen (8 1631), sowie das 
Recht, seine Herausgabe von jedem zu verlangen, der es dem 
Vater (oder sonstigen Fürsorgeberechtigten, auch der Mutter) 
widerrechtlich vorenthält ($ 1632). Die Geltendmachung des 
Anspruchs auf Herausgabe erfolgt im Wege der Klage, nicht 
durch Antrag beim Vormundschaftsgericht?°. 

Durch diese Bestimmungen ist die Entscheidung der Frage, 
in welcher Religion bei (wie im Folgenden stets vorausgesetzt) 
ungemischter Ehe ein Kind zu erziehen ist, grundsätz- 


' Entwicklung der Rechtsauffassung in Deutschland über das Verhält- 
nis zwischen väterlichem und mütterlichem Recht auf die Erziehung der 
Kinder, siehe Sehling, Die relig. Erziehung usw. S. 38 f. 

? Mot. zum Entw. BGB. Bd. IV S. 754. 

® In strafrechtlicher Hinsicht vgl. StGB. 8 235 in der dreh EG. Art. 34 
VII festgesetzten Fassung. 
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lich dem Vater zuerkannt. Entsprechend der Pflichtseite der 
elterlichen Gewalt des Vaters ist ein einseitiger oder ver- 
tragsmäßiger Verzicht des Vaters auf das Erziehungs- 
recht unwirksam. 

Aus der Unwirksamkeit des Verzichts folgt jedoch nicht, daß 
ein Vertrag, durch welchen einem anderen, z. B. auch dem Vor- 
stand einer Anstalt, die Erziehung des Kindes übertragen wird, 
überhaupt ungültig ist. Ungültig würde nur die Bestimmung 
sein, daß die Befugnis des Erziehungsberechtigten, das Kind 
jederzeit zurückzunehmen, ausgeschlossen sein sollte. Doch kann 
2. B. die Anstalt, wenn nach Lage der Sache durch die Zurück- 
nahme des Kindes das Wohl desselben gefährdet würde, das 
Einschreiten des Vormundschaftsgerichts nach Maßgabe des $ 1666 
veranlassen !. 


b. Widerspruch der Mutter gegen Verfügungen des Vaters. 


aa. bei Erziehung des Kindes in einer fremden Kon- 
fession. 
8 34. 

Falls die Entscheidung des Vaters über die Konfession der 
Kinder sich als Mißbrauch seines Rechtes darstellt (8 1666), kann 
die Mutter sowie jeder andere tatsächlich Interessierte das Vor- 
mundschaftsgericht veranlassen, die erforderlichen Maßregeln zu 
‘treffen. Wird auf Grund des & 1666 Abs. 1 die tatsächliche 
Sorge des Vaters für die Person des Kindes in Hinsicht der 
religiösen Erziehung beschränkt?, so tritt während des Be- 
stehens der Ehe nicht etwa die Mutter an seine Stelle, da seine 
Verhinderung an der Ausübung der elterlichen Gewalt in solchem 
Falle auf einem rechtlichen, nicht auf einem tatsächlichen Grunde 
beruht. Der $ 1685 BGB. ist dann nicht anwendbar, es wird 
vielmehr erforderlichenfalls ein Pfleger bestellt ($ 1909 Abs. 1 


ı Mot. z. Entw. BGB. IV, S. 752. RG. 1. Mai 1908, Recht 1908 
Nr. 2290, 
?: Vgl. Staudingers Kommentar zu $ 1666 IV. Bd. 8. 929. 
Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht. XXI. 1. S 
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Satz 1 BGB.) „Eine gegenteilige Bestimmung würde bei der Ab- 
hängigkeit der Mutter von dem Vater und dem Einflusse des 
letzteren auf die Mutter den Erfolg der getroffenen Maßregel in 
vielen Fällen vereiteln oder eine Störung des ehelichen Friedens 
hervorrufen !. 

Doch ist zu beachten, daß $ 1666 auf seiten des Erziehungs- 
berechtigten Tatbestände voraussetzt?, durch welche eine Schä- 
digung des Wohles des Kindes eingetreten oder mit ziemlicher 
Sicherheit vorauszusehen ist?®. Die Zuweisung des Kindes an 
eine von den Eltern selbst nicht geteilte Konfession rechtfertigt 
noch nicht ohne weiteres die Anwendung des $ 1666, auch wenn 
die Frau mit dieser Maßregel des Vaters nicht einverstanden ist. 
Es müßten vom Vormundschaftsgerichtt ganz besondere 
Umstände als vorliegend festgestellt werden, z. B. wenn der 
Vater nicht aus Ueberzeugung, sondern aus unlauteren Beweg- 
gründen, um pekuniärer Vorteile willen, in offenkundiger Cha- 
rakterlosigkeit oder in der Leidenschaft, in der Verstimmung 
und im Äerger über berechtigte Maßregeln der Kirchen- und 
Schulbehörden dem Willen der Frau entgegen seine 
Kinder einer der Familie fremden oder bald der 
einen, baldderanderenKonfession zuweist. Gegen 
eine hienach wie in anderen Fällen ergangene Entscheidung des 
Vormundschaftsgerichts stünde der Mutter die Beschwerde zu, 


a — 
F] 


! Mot. IV, 806. 

? Es ist üblich, aber nicht ganz richtig, im Fall des 8 1666 von einem 
„Verschulden“ zu sprechen. 

3 Als Beispiel für den Mißbrauch des Erziehungsrechts ($ 1666) sind 
in den Motiven IV, 804 und in Entscheidungen der Gerichte hervorgeho- 
ben: Mißhandlung, Ueberschreitung des Züchtigungsrechts, schlechtes Bei- 
spiel, Verleitung zum Bösen, Einprägung unsittlicher oder vaterlandsver- 
räterischer Grundsätze, Vorbereitung zu einem ungeeigneten Beruf, Ver- 
sagung der erforderlichen Mittel zur Ergreifung eines den geistigen Fähig- 
keiten des Kindes, der sozialen Stellung der Familie, den Vermögensver- 
hältnissen des Gewalthabers entsprechenden Berufs, willkürliche Versagung 
der Einwilligung zur Heirat, ungehörige Einwirkung in religiöser Hinsicht 
auf das religionsmündige Kind u. a. m. 
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und zwar zunächst Anrufung des Amtsgerichts um Abänderung 
der Entscheidung des ordentlichen Vormundschaftsgerichts (Art. 53 
AG. BGB.) 

Möglicherweise könnte die Mutter auch auf Grund des 8 1634 
Satz 1 BGB. den Prozeßweg beschreiten und auf Erzwingung ihres 
Rechtes zur Teilnahme an der religiösen Erziehung des Kindes 
besondere Klage erheben!, Denn aus $ 1634 Satz 2 („bei 
einer Meinungsverschiedenheit zwischen den Eltern geht die 
Meinung des Vaters vor“) ist nicht zu schließen, daß die Mutter 
ohne weiteres auf das Recht, für die Person des Kindes zu sorgen, 
verzichten müßte. Der Klageantrag kann entweder allgemein 
auf Gewährung der Teilnahme an der Sorge für die Person des 
Kindes oder speziell auf Beseitigung der der Frau vom Manne 
zugefügten Rechtsverletzung gerichtet werden 2. 

Die Anrufung des Vormundschaftsgerichts um Abhilfe 
ist für die Berufung auf $ 1634 BGB. ausgeschlossen. Denn 
durch eine bloße Meinungsverschiedenheit der Eltern wird das 
Recht des Eingreifens durch das Vormundschaftsgericht noch 
nicht begründet, da diesem ein allgemeines Aufsichtsrecht nicht 
zukommt. Aber unter Umständen kann doch eine solche Mei- 
nungsverschiedenheit, der Anlaß und Inhalt derselben, zur Fest- 
stellung des Tatbestandes des 8 1666 vom Vormundschafts- 
gericht verwertet werden und letzteres zum Eingreifen veran- 
lassen 3, 


bb. Wiederspruch der Mutter gegen religionslose Er- 
ziehung. 


8 35. 


Noch ist die Frage zu untersuchen, ob und welche Mittel 
in ungemischter Ehe der Mutter zu Gebot stehen, wenn der Vater 


I Siehe oben 8. 57. 

? Staudinger, Kommentar z. BGB. IV. Bd., S. 857. 

3 Weitere Möglichkeit für die in ihren religiösen Gefühlen verletzte 
Frau aus $ 1358 s. unten S. 117 £. 


3* 


| 
| 
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gegen ihren Willen das Kind in gar keinem Bekenntnis, religions- 
los erziehen will. 

Früher war in Württemberg diese Frage gegenstandslos. Als 
allgemeiner Grundsatz war anerkannt, daß der Gewalthaber nicht 
das Recht habe, auch nicht, wenn er selbst konfessionslos war, 
das Kind ohne Unterweisung in der Glaubenslehre einer be- 
stimmten vom Staate anerkannten Konfession zu lassen. Er 


‚mußte das Kind an dem von der Schule geforderten Religions- 


unterricht teilnehmen lassen. Diese Unterweisung wurde als ein 
Ausfluß der allgemeinen väterlichen Erziehungspflicht betrachtet 
und auch darum als notwendig angesehen, damit das Kind nach 
erreichter Religionsmündigkeit selbst in der Lage sei, sich zu 
entscheiden, welchem Bekenntnis es angehören will. 

Durch den Erlaß des Ministeriums des Kirchen- und Schul- 
wesens vom 3. Nov. 1904 (sog. Dissidentenerlaß)! und durch das 
Volksschulgesetz vom 17. Aug. 1909 (RegBl. 178) ist nun aber 
bestimmt, daß „ein Kind, das keiner Religionsgemeinschaft an- 
gehört, gegen den Willen des Vaters oder sonstiger Erziehungs- 
berechtigter zum Besuch des Religionsunterrichts nicht angehalten 
werden kann“. Selbstverständlich dürfen durch den der Schul- 
behörde kundgegebenen Willen des Vaters die in Württemberg 
geltenden Rechtsvorschriften, nach denen sich die religiöse Er- 
ziehung des Kindes bestimmt, nicht verletzt werden. Eine solche 
Verletzung würde z. B. in gemischter Ehe (im Sinn des Re- 
ligionsedikts) beim Vorhandensein eines rechtsgültigen Vertrags, 
auf den die Mutter sich beruft, zutreffen (s. oben 8. 62 ff.). 
Aber wo dieser Fall nicht vorliegt, sondern der Vater in gültiger 
Weise, z. B. durch Vorlage einer Bescheinigung des Vor- 
sitzenden des Kirchengemeinderats, den Nachweis erbringt, dab 
er selbst und damit auch das Kind oder auch nur letzteres 
keiner Religionsgemeinschaft angehört, hat der für den Antrag 
zuständige Oberschulrat dem Gesuche um Befreiung des Kindes 


A sinn 


t Konsistorialanıtsblatt Bd. NIT. S. 210. 
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vom Religionsunterricht zu willfahren!1. 

Sollte nun aber eine Mutter, welcher die religiöse Er- 
ziehung des Kindes am Herzen liegt, dieser Verfügung des 
. Mannes machtlos gegenüberstehen ? 

Wiederum bieten die Anrufung des Vormundschaftsgerichts 
nach 8 1666 Abs. 1 und das Erheben der besonderen Klage auf 
Grund des $ 1634, dann aber auch die Berufung auf Mißbrauch 
des eheherrlichen Rechtes nach 8 1353 die einzigen Möglich- 
keiten für die Frau, wenn sie eine religiöse Erziehung des 
Kindes durchsetzen will. Vielversprechend ist die Rechtslage 
freilich nicht. 

Der Erfolg hängt im ersten Fall, bei der Berufung auf 
$ 1666 BGB., durchaus von der Beurteilung der in Betracht 
kommenden Umstände durch das Vormundschaftsgericht ab. 

Religionslose Erziehung an sich, „mag sie auch noch so weit 
von dem herkömmlichen Erziehungsideal sich entfernen“ ?, be- 
gründet noch nicht die Anwendung des $ 1666. Das Vormund- 
schaftsgericht wird lediglich aus dem Interesse des Kindes heraus 
den Fall untersuchen und dabei die Frage nicht außer Betracht 
lassen, ob nicht doch durch die religionslose oder, da die Mutter 
auf religiöse Beeinflussung des Kindes nicht verzichten wird, 
durch religiös verwirrende Erziehung eine Gefährdung des geistigen 
Wohles des Kindes zu befürchten ist. 

Hinsichtlich des Beschreitens des Prozeßweges gemäß 8 1634 
ist zu dem oben Gesagten (8. 115) nichts Neues hinzuzufügen. 
Der Mann wird sich vor dem Grericht mit demselben Recht auf 
seine Ueberzeugung berufen, wie die Frau auf ihr religiöses Ge- 
wissen, und wenn keine Gründe vorliegen, an dem Ernst dieser 
Ueberzeugung zu zweifeln, wird in solchem Falle der Meinungs- 
verschiedenheit zwischen den Eltern der Richter erkennen, daß 
die Meinung des Vaters vorgeht. 

Am ehesten wird die Frau, insbesondere wenn & 1666 ver- 


—n 


! Vgl. Schüz u. Hepp, Württ. Volksschulgesetzgebung 1910 I, S.125 ff. 
? Staudinger, Kommentar z. BGB. $. 928. 
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sagt, beim Manne etwas ausrichten, wenn sie Mißbrauch -des 
eheherrlichen Rechtes ($ 1353 BGB.) geltend macht und das 
eheliche Zusammenleben verweigert. Aber die Klage müßte vom 
Manne ausgehen und auf Herstellung des ehelichen Lebens ge- 
richtet sein ($ 1353). Die Frau wird sich in diesem Prozeß zu- 
mal dann einen Erfolg versprechen dürfen, wenn während 
der Ehe der Mann seine Ansicht über religiöse Dinge ge- 
ändert hat und die Frau dadurch in schwere Gewissensnot ge- 
raten ist. Die für den Bestand des ehelichen Lebens unseligen 
Folgen, wenn die Frau zur ehelichen Gemeinschaft nicht mehr 
verpflichtet wäre, werden unter Umständen ihren Eindruck auf 
den Mann nicht verfehlen und ihn zum Nachgeben bewegen!. 

Durch eine Verfügung des Vormundschaftsgerichts oder durch 
ein Urteil des Prozeßgerichts zugunsten der Meinung der Frau, 
bezw. durch die Rücksichtnahme des Mannes, der die aus $ 1353 
sich ergebenden Folgen abwenden will, auf die Wünsche und 
Gefühle der Frau würde die vom Öberschulrat ausgesprochene 
Befreiung des Kindes vom Religionsunterricht (S. 116) aufgehoben 
werden. 

Endlich kann darauf hingewiesen werden, daß möglicher- 
weise auch & 226 BGB. ?, das sog. „Schikaneverbot“, in 
Betracht kommt, wenn der Gebrauch des Rechtes des Vaters, 
die Kinder in einer anderen Konfession oder religionslos zu er- 
ziehen, nur den Zweck haben kann, der Frau Schaden zuzu- 
fügen, sie in ihren Gefühlen zu kränken und ihr wehe zu tun. 
Denn die Anwendbarkeit des $ 226 BGB. ist auch bei Ver- 
letzung idealer \Verte und Interessen gegeben °. 

Freilich im Prozeßweg kann die Mutter dem Vater gegen- 
über den $ 226 nicht anwenden, da es sich nicht um ein eigenes 
Recht der Mutter handelt. Aber als Nachweis des Rechtsmiß- 
brauchs nach $ 1354 Abs. 2* oder in Ergänzung desselben oder 


ı Näheres s. oben 8. 57 f. und S. 80 ff. 

:8 226 BGB.: „Die Ausübung eines Rechtes ist unzulässig, wenn sie 
nur den Zweck haben kann, einem anderen Schaden zuzufügen‘. 

: RG. 72, 254. * 8. oben 8. 80 ff. 
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für die Würdigung des Vormundschaftsgerichts nach $ 1666 
könnte $ 226 beigezogen werden. 

So ist es nicht viel, aber doch etwas, wenigstens einige Hilfe, 
die zum Schutze der Frau aus den Paragraphen des BGB. ge- 
holt werden kann, wenn der Mann hinsichtlich der religiösen 
Erziehung der Kinder aus „ungemischter Ehe“ im Widerspruch 
mit dem, was der Mutter als Gewissenspflicht erscheint, eine die 
Glaubenseinheit der Familie zerstörende, den ehelichen Frieden 
untergrabende Bestimmung treffen wollte!. 


2. Nach dem Tode der Mutter. 


8 36. 


Mit dem Tode der Mutter wird der überlebende 
Vater als der nunmehr alleinige, unbeschränkte Träger der Er- 
ziehungsgewalt an der Befugnis zur freien Bestimmung der 
Religion des Kindes nur schwer gehindert werden können, 
da ein Mißbrauch dieses Rechtes aus $ 1666 nur in seltenen 
Fällen festzustellen und die Teilnahme der Mutter an der reli- 
giösen Erziehung weggefallen ist. Dem überlebenden Vater ist 
hierin im Vergleich mit der überlebenden Mutter vom BGB. 
eine größere Bewegungsfreiheit zugestanden, wie aus dem Fol- 
genden zu entnehmen ist. 


B. Recht der überlebenden Mutter. 


& 37. 

Nachdem Tode oder der Todeserklärung des 
Vaters ($ 1684 BGB.) oder wenn und so lange dessen elter- 
liche Gewalt aus einem der in $$ 1676 ff. aufgezählten Gründe 
ruht ?, oder wenn er die elterliche Gewalt verwirkt hat und 


ı Weiteres für den Schutz der Frau (nicht der Kinder) ergibt sich aus 
88 1353 Abs. 2 und 1354 Abs. 2 BGB., vgl. die Ausführungen oben 8. 79 
bis 82. 

? In Betracht kommen: Geschäftsunfähigkeit $ 1676 Satz 1 
wegen nicht vorübergehender krankhafter Störung der Geistestätigkeit 


_ TEENS 
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dieAuflösung der Ehe hinzukommit!, geht die elter- 
liche Gewalt auf die Mutter über ($$ 1684, 1685 BGB.) 

Es ist daraus zu folgern, daß einer evangelischen Witwe die 
Befugnis zusteht, nach dem Tode des evangelischen Vaters ihre 
Kinder katholisch erziehen zu lassen oder umgekehrt. Zur Zeit 
des gemeinen Rechts hat ein Ministerialerlaß vom 21. Aug. 1843 
und ein Konsistorialerlaß vom 20. Dez. 1844? in diesem Sinne 
entschieden, daß die katholische Witwe eines katholischen Mannes 
nicht gehindert werden könne, ihre Kinder evangelisch erziehen 
zu lassen, da bei ungemischten Ehen das elterliche Erziehungs- 
recht nach dem Tode des einen parens dem anderen ungeteilt 
zustehe. Doch ist diese Entscheidung mit Vorsicht aufzunehmen, 
denn im gemeinen Deutschen Recht ist diese Frage streitig ge- 
wesen, und die Meinungen der Rechtsgelehrten und die Ent- 
scheidungen der Gerichte darüber stimmten keineswegs überein 3. 

Im BGB. ist nun aber diese Frage grundsätzlich dahin ge- 
löst, daß in den oben genannten Fällen (S. 119 f.) der Mutter 
mit der elterlichen Gewalt zugleich das freie konfessionelle Be- 
stimmungsrecht über die Kinder aus ungemischter Ehe zufällt. 

Nur ist alsbald zu beachten, daß nach $ 1687 die Erziehungs- 
gewalt der Mutter durch Bestellung eines Beistandes, sei es für 


(8 104 Z. 2), wegen Entmündigung infolge Geisteskrankheit $ 104, 2. 3; 
Beschränkungin der Geschäftsfähigkeit $ 1676 Abs. 2 u. 
demzufolge Entmündigung wegen Geistesschwäche, Verschwendung, Trunk- 
sucht usw. 8 114. Pflegschaftbestellung für den Vater wegen 
Unvermögens, seine Angelegenheiten zu besorgen infolge körperlicher Ge- 
brechen, insbes. Taubheit, Stummheit, Blindheit, auch Lähmung und an- 
derer Gebrechen $ 1910. Vom Vormundschaftsgericht festgestellte ta t- 
sächliche Verhinderung an der Ausübung der elterlichen Gewalt: 
Krankheit, längere Abwesenheit, Strafverbüßung usw. $ 1677 u. $ 1685. 

ı Dauert die Ehe fort, so muß ein Vormund bestellt werden. Ver- 
wirkung der Gewalt des Vaters tritt ein infolge Verurteilung wegen der 
$ 1680 angeführten Vergehen. Ein solches Vergehen ist auch die Körper- 
verletzung (Mißhandlung). 

?2 Bei Süßkind und Werner, Repert. der ev. Kirchenges. II, 8. 52 £. 

8 Schmidt, Konfession der Kinder 8. 36 ff. 
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alle Angelegenheiten, oder für gewisse Arten oder für einzelne 
Angelegenheiten ($ 1688) vom Vormundschaftsgericht, solange 
es diesem angezeigt erscheint, beschränkt werden kann. 
Die Verfügung des Vormundschaftsgerichts erfolgt „von Amts 
wegen“, es ist also die Anregung zur Prüfung der Frage von 
jedermann entgegenzunehmen. Abgesehen von den Anwendungs- 
fällen des & 1666, bei denen der Mutter vom Vormundschafts- 
gericht die Sorge für die Person des Kindes ganz oder teilweise 
zu entziehen und ein der Konfession des Kindes angehöriger 
Pfleger zu bestellen ist, kann für die Bestellung des Beistands 
insbesondere auch die dem rechtmäßigen Bekenntnis wider- 
sprechende Erziehung der Kinder durch die Mutter, mangelnde 
Charakterfestigkeit, schwächliche Nachgiebigkeit gegenüber frem- 
der Beeinflussung hinsichtlich der Konfessionsbestimmung für die 
Kinder in Betracht kommen!. Da es sich bei dieser Frage um 
eine Sache des Ermessens handelt, könnte die weitere Be- 
schwerde gegen die Maßregel des Vormundschaftsgerichts (8 27 
FGG.) nicht darauf gestützt werden, daß das Vorhandensein 
solcher Gründe mit Unrecht angenommen oder nicht angenommen 
worden ist ?. 

Innerhalb seines Wirkungskreises hat der Beistand die Mutter 
bei der Ausübung der elterlichen Gewalt zu unterstützen und zu 
überwachen und dem Vormundschaftsgericht jeden Fall unver- 
züglich anzuzeigen, in welchem es zum Einschreiten berufen ist 
($ 1689 BGB.). Hat die Mutter nicht die -elterliche Gewalt, 


| aber das Recht und die Pflicht, für die Person des Kindes zu 
sorgen, so bemißt sich ihr Recht nach $ 1634 BGB. (8 1698 BGB.); 


der Vormund (Pfleger) vertritt die Stelle des Vaters, 
Ein interessanter Fall hat das OLG. neuerdings beschäftigt 
und eine Entscheidung des I. ZivSen. vom 23. Nov. 1910 herbei- 


ı KG. v. 9. Juli 1900, Jahrb. Entsch. KG. 20, 8. 189-145; v. 8. Okt. 
1900 Jahrb. Entsch. KG. 20, 8. 251; v. 21. Dez. 1903, Rspr. OLG. 8, S. 357. 

2 Staudinger, Kommentar z. BGB. $ 1687, Il, 3a Abs. 4, dort auch 
Entscheidungen angegeben. 


122 Abhandlungen. 


geführt. Aus ungemischter evangelischer Ehe waren drei 
Kinder hervorgegangen, die alle evangelisch getauft worden sind. 
Der Ehemann, an Paralyse unheilbar erkrankt, befindet sich in 
einer Heilanstalt. Auf Antrag der Ehefrau hat das Vormund- 
schaftsgericht durch Beschluß vom 8. Juni 1910 festgestellt, daß 
der Mann infolge Geisteskrankheit auf längere Zeit an der Aus- 
übung der elterlichen Gewalt über seine Kinder tatsächlich ver- 
hindert ist?, so daß der Mutter die Ausübung der elterlichen 
Gewalt zusteht. Die Mutter, die, jedenfalls nach dem Tode des 
Mannes, zur katholischen Kirche übertreten will, erzieht die 
Kinder in dem katholischen Glauben. Sie hat am 13. April 1910 
ihren und der Kinder Austritt aus der evangelischen Kirche dem 
evangelischen Stadtdekanatamt St. schriftlich angezeigt und ihre 
Tochter L. aus der evangelischen Volksschule in die katholische 
verbracht?. Ihren Eintrittin diekatholische Kirche 
hat aber die Mutter bis jetzt nicht vollzogen. Die 
Voraussetzungen des Religionsedikts treffen somit zur Zeit nicht zu. 
Es fragt sich, ob die Mutter dadurch, daß sie die Kinder 
in der katholischen Religion erzieht, von einem ihr zustehenden 
Rechte Gebrauch macht, oder ob ihr Verhalten eine rechts- 
widrige Umgehung der Vorschriften des Religionsedikts enthält. 
Im ersten Fall käme lediglich in Betracht, ob auf Grund des 
& 1666 BGB. eine Entziehung von Erziehungsrechten anzuordnen 
wäre, im zweiten Fall ist ihr das Recht zur Erziehung der Kinder 
in der katholischen Konfession von vornherein zu versagen..... 


! WürttZ. 53. Jahrg. 1911, 8. 73 ff. 

: Vgl. übrigens $ 1676 Abs. 1 BGB. Nicht „die tatsächliche Verhin- 
derung auf längere Zeit“ nach $ 1677 Abs. 1 lag hier vor, sondern die 
rechtliche wegen Geschäftsunfähigkeit nach $ 1676 Abs. 1 BGB. 

® Es kann hier darauf hingewiesen werden, daß die Erklärung des 
Austritts aus der Kirche nicht gleichbedeutend mit der Erklärung der Aen- 
derung der Erziehungsreligion ist. Der Austritt ist eine Art der Erklä- 
rung. Er kann aber auch nur die Ausführung einer bereits vorher be- 
wirkten Bestimmung des Erziehungsberechtigten sein, und die Bestimmung 
gilt auch ohne förmlichen Austritt. 

+ Siehe oben 8.18—20. 
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Wenn ihr das Recht zugesprochen werden wollte, solange die 
Ehe keine gemischte ist, die Kinder in einer anderen Konfession 
zu erziehen, so würde sich die Frage erheben, ob sie von dem 
Uebertritt an wieder in der Religion des Vaters erzogen werden 
müssen (weil alsdann die Ehe eine gemischte geworden wäre). 
Das ist der Grund, weshalb die Ehefrau erklärt, den formellen 
Uebertritt zu der katholischen Kirche erst nach dem Tode des 
Mannes vollziehen zu wollen. Nun ist es mit dem Religions- 
edikt nicht vereinbar, daß die Mutter zunächst die Kinder einer 
anderen christlichen Konfession überführt und dann erst selber 
übertritt. Das ist eine Umgehung des Gesetzes und eine unzu- 
lässige Beeinträchtigung der in demselben dem Vater zuge- 
sprochenen Rechte. Die Sache wird aber nicht anders, wenn 
eine Mutter ihren formellen Uebertritt aus dem angeführten 
Grunde aufschieben will. Unter solchen Umständen ist auf Grund 
des Inhalts des Religionsedikts ein Recht der Mutter zur Aende- 
rung der Erziehungsreligion nicht anzuerkennen. Es ist daher 
der Mutter das Recht, die Kinder anstatt in der evangelischen 
in der katholischen Konfession zu erziehen, zu versagen. Darauf, 
ob sie sich bewußt war, durch ihr Verhalten das Gesetz zu um- 
gehen, kommt es weiter nicht an. — 

Zu dieser Urteilsbegründung des OLG. ist zu bemerken: Die 
Frage der Anwendbarkeit des $ 1666 BGB. hat das OLG. 
vorerst nicht zu entscheiden gehabt, da auf das Ersuchen des 
Rechtsanwalts der Mutter um Abänderung der auf Grund des 
8 1666 getroffenen Verfügung des Vormundschaftsgerichts eine 
Entscheidung des Amtsgerichts überhaupt noch nicht ergangen 
war. Es bleibt abzuwarten, ob, nachdem festgestellt ist, daß die 
Ehe bis jetzt eine ungemischte, bezw. eine solche ist, auf welche 
die Voraussetzungen des Religionsedikts nicht zutreffen, der $ 1666 
Abs. 1, wie vom Evangelischen Oberschulrat in seinem Antrag 
sowie vom Vormundschaftsgericht und Amtsgericht zunächst an- 
genommen wird, mit Erfolg wird angewendet werden können, 
um der Mutter die Sorge für die Person der Kinder und damit 


nn 
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das konfessionelle Bestimmungsrecht zu entziehen. Eher wird, wie 
oben 8. 120 f. ausgeführt, mit $$ 1687, 1688 BGB. die Erhaltung 
der Kinder in der Konfession des Vaters erreicht werden können. 
Im Falle der Wiederverheiratung verliert die über- 
lebende Mutter die elterliche Gewalt über die erstehelichen Kinder 
($ 1697 Satz 1 BGB.) und dem Kinde wird ein Vormund bestellt 
(8 1773). Aber die Mutter behält das Recht und die Pflicht der 
tatsächlichen Sorge für das Kind ($ 1697 Satz 2) nicht neben dem 
gesetzlichen Vertreter, sondern an dessen Stelle. Der Vormund 
des Kindes hat lediglich die rechtliche Stellung eines Beistandes. 
Bei Meinungsverschiedenheiten zwischen ihm und der Mutter 
hinsichtlich der Sorge für die Person des Kindes geht die Mei- 
nung der Mutter vor. Nur ist die Mutter von der gesetz- 
lichen Vertretung des Kindes ausgeschlossen, auch soweit 
persönliche Angelegenheiten des Kindes in Frage stehen. Durch 
diese Einschränkung ihrer Befugnisse ist die Mutter zwar noch 
nicht an der Wahl der Konfession des Kindes aus ihrer ersten 
ungemischten Ehe gehindert. Aber da der Vormund die Mutter 
in der Sorge für die Person, d.h. in der Erziehung des Kindes 
zu überwachen und dem Vormundschaftsgericht jeden Fall, in 
welchem es zum Einschreiten berufen ist, unverzüglich anzu- 
zeigen hat ($ 1689 BGB.), so ist damit ein ausreichender Schutz 
gegen Gefährdung der vom Vater bestimmten Konfession des 
Kindes gewährt!. In analoger Anwendung des $ 1629 in Ver- 
bindung mit $ 1798 kommt in diesem Falle dem Vormund- 
schaftsgericht die Entscheidung zu ?. 


C. Recht des Vormunds nach dem Tode beider Eltern. 


S 38. 
Nach dem Tode beider Eltern erhält das Kind einen Vor- 


Recht 1904, S. 604. Staudinger, Kommentar zu $ 1697, Z. 2, Abs. 2. 
2 So Staudinger, Kommentar zu 1629 Z. 4 Abs. 1 unter Berufung auf 
KG. v. 25. Okt. 1906, Entsch. FGG. Bd. 8 8.9 ft. 
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mund, dessen Erziehungsgewalt derjenigen der Eltern grund- 
sätzlich gleichgestellt ist ($ 1800 BGB.). An sich hätte der 
Vormund damit das Recht, auch die Erziehungsreligion des aus 
ungemischter Ehe stammenden Mündels zu bestimmen!. Aber 
es konnte nicht die Absicht des BGB. sein, das durch Geburt 
und Abstammung erworbene Recht des Kindes auf Erziehung 
in der Religion der leiblichen Eltern dem davon abweichenden 
Willen des Vormunds zu opfern. Darum ist seine grundsätz- 
lich freie und selbständige Stellung doch hinsichtlich der reli- 
giösen Erziehung des Mündels durch $ 1779 Abs.2 und 8 1801 
BGB. eingeschränkt. Der Vormund hat hienach dafür zu sorgen, 
daß das Kind in dem Glaubensbekenntnis der Eltern erzogen wird, 
und der Erziehung in dem vorgeschriebenen Bekenntnis darf 
nicht durch Teilnahme des Mündels am Gottesdienst einer anderen 
Konfession oder durch entgegengesetzten häuslichen Unterricht 
entgegengewirkt werden?. Eine Abweichung von der Religion 
der Eltern könnte dem Vormund jedenfalls nur mit Genehmi- 
gung des Vormundschaftsgerichts zugestanden werden, sofern 
überwiegende Gründe aus dem Interesse des Kindes heraus als 
vorliegend erachtet werden’. 


! Bei Kindern aus gemischten Ehen ist dem Vormund dieses Recht 
durch die Bestimmungen des Religionsedikts absolut genommen. 

? BGB. Kommentar v. Reichsgerichtsräten II, S. 335. Näheres über 
diese Frage ergibt sich aus den Ausführungen oben S. 100—104. 

3 Siehe oben 8. 109-110. Nach dem Recht des BGB. scheint es hie- 
nach dem Vormund eher ermöglicht, die Erziehung des Mündels in einer 
von der elterlichen Religion abweichenden Konfession durchzusetzen, wo- 
gegen es nach dem Religionsedikt geradezu ausgeschlossen ist, daß der 
Vormund von der durch den Vater oder durch beide Eltern für den Mündel 
bestimmten Erziehungsreligion abweicht. Somit ist es nach gegenwärtigem 
württemb. Recht leichter möglich, daß nach dem Tode beider Eltern das 
seither evang. Kind eines evang. Vaters und einer evang. Mutter katholisch 
erzogen wird, als daß das seither katholische Kind eines kathol. Vaters 
und einer evang. Mutter den evang. Glauben bekommt oder umgekehrt! 


FETFEN, I 
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II. Kapitel: Konfession der nicht ehelichen Kinder. 
A. Unehelich bleibende und legitimierte Kinder. 


8 39. 


Die Konfession der unehelichen Kinder! wird ın Ueber- 
einstimmung mit dem älteren Landesrecht und, soweit vor dem 
Jahre 1900 geborene in Betracht kommen, gemäß den in 
Art. 208 EG.BGB. für das Rechtsverhältnis zwischen der Mutter 
und ihrem unehelichen Kinde gegebenen Vorschriften von der 
Mutter bestimmt, der gegenüber das Kind die Stellung eines 
ehelichen Kindes einnimmt (8 1705). Es steht ihr zwar nicht 
die elterliche Gewalt über das uneheliche Kind zu (8 1707). 
Dieses steht, solange es minderjährig ist, unter Vormundschaft 
(8 1773 Abs. 1). Aber die uneheliche Mutter hat Recht und 
Pflicht, für die Person des Kindes zu sorgen ($ 1707), und da- 
mit die Befugnis, die Erziehungsreligion desselben zu bestimmen. 

Es versteht sich für die Regel von selbst, daß sie dem Kinde 
ihre eigene Religion geben wird. Aber sie ist nicht gehindert, 
das Kind in einer anderen Konfession zu erziehen, etwa wenn 
der natürliche Vater dieser Konfession angehört ?, oder die Ein- 
willigung zu geben, daß das Kind in der Religion der Pflege- 
eltern erzogen werde, deren Fürsorge es anvertraut ist®. 

Dem natürlichen Vater, der dem Kinde bis zur Vollendung 
des 16. Lebensjahres einen der Lebensstellung der Mutter ent- 
sprechenden Unterhalt zu gewähren hat ($ 1708 BGB.), ist nicht 
nur die elterliche Gewalt, sondern auch die Teilnahme an der 


ı Die Begriffsbestimmung des unehelichen Kindes muß aus dem Inhalt 
der $3 1591 ff., 1699 BGB. entnommen werden. 

?® Dies traf auch früher schon zu: Erl. des Min. des Innern und des 
K.- u. Schulw. v. 14. Sept. 1826 Nr. 4, Ergzgs-B. z. RegBl. 1838, S. 335. 

® Eintsch. I. Zivilsen. OLG. v. 29. Sept. 1905, WürttZ. 1906, 48. Jahrg. 
S. 138 ff. Eine das freie konfessionelle Bestimmungsrecht der außerehe- 
lichen Mutter beschränkende Auffassung vertritt Geiger, Die reli- 
giöse Erziehung der Kinder im deutschen Rechte. (Paderborn 1903.) 8. 118f. 
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Sorge für die Person des Kindes und damit jede Geltendmachung 
von Erziehungsrechten versagt. 

Zur Beaufsichtigung der Erziehungstätigkeit der Mutter wird 
zwar für das uneheliche Kind ein Vormund bestellt ($ 1773). 
Aber derselbe hat, soweit der Mutter die Sorge zusteht, ledig- 
lich die rechtliche Stellung eines Beistandes ($ 1707, $ 1689), 
und bei Meinungsverschiedenheiten in Erziehungsfragen geht die 
Meinung der Mutter vor. 

Denn der in $ 1801 BGB. vorgesehene Fall, daß dem Vor- 
mund die Sorge für die religiöse Erziehung des Kindes zusteht, 
ist bei der Vormundschaft über einuneheliches Kind, dessen 
Mutter die Sorge für die Person wahrzunehmen hat, nicht ge- 
geben !. 

$ 40. 

Uneheliche Kinder, die durch nachfolgende Ehe des natür- 
lichen Vaters mit der Mutter ($$ 1719—1722) legitimiert 
sind, treten damit in die rechtliche Stellung ehelicher Kinder 
ein, und ihre Konfession richtet sich bei jetzt ungemischter 
Ehe nach den Vorschriften des BGB., aber im Falle einer 
nunmehr gemischten Ehe nach dem Religionsedikt?. Das 
uneheliche Kind der evangelischen Mutter, auch wenn es evan- 
selisch getauft? und seither evangelisch erzogen war, kann hie- 
nach infolge der Verheiratung der evangelischen Mutter mit dem 
katholischen natürlichen Vater von letzterem fortan katholisch 
erzogen werden, fallsnicht durch Vertrag evangelische Kinder- 
erziehung festgesetzt wird. 


ı Entsch. OLG. I. ZivSenat v. 29. Sept. 1905 (WürttZ. 1906, 48. Jahrg. 
8. 138 ff.). 

? Vgl. die in dem Urteil des VerwGerHofs v. 12. Okt. 1904 enthaltene 
Auffassung, s. oben S$. 84f. 

® Kgl. Verordnung v. 12. Sept. 1818 II. „Die Taufen können überdies 
bei großer Entfernung der Mutterkirche der Minderheitskonfession eines 
Ortes auch in der Kirche des Wohnorts von dem parochus der herrschen- 
den Ortskonfession verrichtet werden.“ — Die Taufe als Zeichen der Auf- 
nahme in die christliche Religionsgemeinschaft überhaupt entscheidet noch 
nicht über die Konfession des Kindes. 
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Im Unterschied von der Legitimation des unehelichen Kindes 
durch nachfolgende Ehe (88 1719—1722) kennt das BGB. noch 
eine zweite Art von Legitimation des unehelichen Kindes, die 
durch Verfügung der Staatsgewalt, in Württemberg des Justiz- 
ministeriums („Ehelichkeitserklärung“) 88 1723—1740. Auch diese 
zweite Art von Legitimation, deren praktische Bedeutung vor- 
wiegend in den Fällen eintritt, in welchen die Eheschließung des 
Vaters mit der Mutter des unehelichen Kindes unmöglich ist 
(z. B. wegen Todes, Geisteskrankheit der Mutter, oder weil der 
Vater mit einer andern Frau verlıeiratet ist), oder dem Vater 
nicht zugemutet werden kann, verschafft dem Kinde die recht- 


liche Stellung eines ehelichen Kindes. Ist der Vater ver- 


heiratet, so bedarf er zur Erlangung der Ehelichkeitserklärung 
des Kindes der Einwilligung seiner Frau ($ 1726 Abs. 1 Satz 2 
BGB.) 

Es dürfen aber auf ein nach 8$ 1723 ff. BGB. für ehelich 
erklärtes Kind die für die religiöse Erziehung der durch nach- 
folgende Ehe legitimierten unehelichen Kinder oben aufgestellten 
Grundsätze nicht ohne weiteres angewendet werden. Ist der 
Vater verheiratet, so ist das Kind nicht als aus dieser Ehe 
stammend anzusehen (8 1737 BGB.). Es ist daher unwesentlich 
für das als ehelich erklärte Kind, ob diese Ehe eine gemischte 
ist oder nicht, und darum sind für die Konfession dieses Kindes 
nicht die Grundsätze des Religionsedikts, sondern die des BGB. 
maßgebend. 


B. Adoptivkinder. 
8.41. 


Adoptivkindererlangen durch die Annahme an Kindes- 
statt die rechtliche Stellung eines ehelichen Kindes des An- 
nehmenden und sind dessen alleiniger Erziehung unterstellt ($ 17 b7 
BGB.). Doch erwirbt der Annehmende! damit nicht für alle 


r ein Ehe- 


! Der Annehmende braucht nicht notwendig ein Mann ode ı BGB 


paar zu sein. Auch eine Frau hat das Recht zu adoptieren: g 174 
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Fälle das Recht, die Konfession des angenommenen Kindes zu 
bestimmen. Ueber die religiöse Erziehung entscheidet vielmehr 
gemäß Art. 134 EG.BGB. das Landesrecht. 

Mithin sind auf Adoptivkinder aus gemischter Ehe die 
_ Grundsätze des Religionsedikts anzuwenden, dagegen die Vor- 
schriften des BGB. maßgebend für angenommene Kinder, welche 
einer im Sinn des Religionsedikts ungemischten Ehe ent- 
stammen oder von unehelicher Abkunft sind. 

Hinsichtlich der erstgenannten Kinder, die aus einer ge- 
mischten Ehe hervorgegangen sind, hat sich das OLG. I. ZivSen. 
in der Entscheidung vom 9. Nov. 19101 dahin ausgesprochen: 

„Nach dem Recht des Religionsedikts haben Adoptiveltern 
nicht das Recht, die Religion eines aus gemischter Ehe stammen- 
den Kindes zu ändern, sie haben vielmehr das Kind in der Re- 
ligion zu erzieheri, in welcher es nach den Bestimmungen des 
Religionsedikts zu erziehen ist, also in der Religion des leiblichen 
Vaters oder in der durch Vertrag oder Bestimmung des leib- 
lichen Vaters festgesetzten Konfession.“ 

Anders verhält es sich mit der Religion der angenommenen 
Kinder aus ungemischter Ehe, sowie der bis zur Annahme un- 
ehelich gebliebenen Kinder. Da ein Landesgesetz über die Kon- 
fession von Kindern aus ungemischter Ehe sowie von unehelichen 
Kindern nicht besteht, so sind auf diese die Grundsätze des 
BGB. anzuwenden, und es erhalten diese Kinder die von dem 
Annehmenden nach seinem Ermessen gewählte Konfession. Sind 
2. B. die leiblichen Eltern des Kindes der evangelischen Kon- 
fession oder der israelitischen Religion zugehörig gewesen oder 
noch zugehörig, so kann der Annehmende, falls er katholisch 
ist, das angenommene Kind in der katholischen Konfession er- 
ziehen. Wird ein uneheliches Kind von einem Dritten an Kindes- 
statt angenommen, so ist dasselbe nicht mehr im Glaubens- 
bekenntnisse seiner Mutter zu erziehen, sondern es hat der An- 


ı WürttZ. 53. Jahrg. 1911 8. 78 ff. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 1. 9 
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nehmende das Recht, die Konfession des Kindes zu ändern!. 

Selbstverständlich ist, daß bloßes Inpflegenehmen ohne An- 
nahme an Kindesstatt keinerlei Recht begründet, die Religion 
des Kost- oder Pflegekindes zu ändern. 


C. Findelkinder. 
8 42. 


Findelkinder, insbesondere Minderjährige, deren Fa- 
milienstand nichtzu ermitteln ist ($1773 Abs.2), erhalten 
einen Vormund, der für die religiöse Erziehung des Kindes zu 
sorgen und demgemäß auch die Konfession zu bestimmen hat 
(8S 1793, 1631). Regelmäßig wird hiezu derjenige bestimmt 
werden, der von sich aus die Fürsorge für das Kind zu über- 
nehmen bereit ist. Damit ergibt sich die Erziehungskonfession 
des Kindes von selbst. Es ist möglich, daß zwar nicht der Fa- 
milienstand des Kindes, wohl aber seine Religion zu er- 
mitteln ist, z. B. wenn das Kind bestimmte Gebete sprechen 
kann, ohne angeben zu können, woher es ist. In diesem Fall 
soll der Vormund in der dadurch erwiesenen Konfession des 
Kindes keine Aenderung eintreten lassen2. Bleibt auch dieKon- 
fession des Kindes unermittelt, so bestimmt der Vormund die- 
selbe gemäß den Vorschriften des BGB. — In anderen Fällen, 
wo die Maßnahmen zur Sorge für das Kind von der Initiative 
des Vormundschaftsgerichts allein ausgehen, ist tatsächlich dem 
Ermessen dieser Behörde die Bestimmung der Konfession eines 
solchen Kindes überlassen. Je nach den Umständen wird das 
Vormundschaftsgericht einen evangelischen oder einen katholi- 
schen Vormund auswählen und kann damit die Wahl der für 
das Kind zu bestimmenden Konfession in entscheidender Weise 
beeinflussen (vergl. 88 1779, 1801 BGB.). 


ı KG. v. 30. Sept. 1901 bei Sörgel, Rechtsprechung 1900/01 zu $ 1757 
BGB. 


? Vol. 8. 125. 
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1I. Miszellen. 


Rückblick auf die Entwickelung der Verfassung in 
der römisch-katholischen und evangelischen Kirche 
(Grundzüge). 

Von 


Landgerichtsrat a. D. Dr. Hermann Ortloff in Weimar. 


l. Ursprung undälteste Verfassung der christ- 
lichen Kirche. 


Nach Ansicht der Katholiken ist Christus selbst der 
Stifter der christlichen Kirche; die protestantische Theologie ver- 
tritt im Anschluß an das Neue Testament die Grundansicht, 
die christliche Gesellschaft sei erst durch die Apostel ge- 
stiftet worden. Tatsache ist, daß Christus eine Anzahl seiner 
Jünger zur Ausbreitung seiner Lehre aussandte; die Apostelge- 
schichte, sowie die Briefe der Apostel bezeugen, daß und wie 
sie die Lehre verbreiteten und wie dadurch christliche Gemei.n- | 
den entstanden. Daß Christus de Absicht hatte, eine 
eigene, außerhalb des Judentums stehende, Kirche zu stiften, 


m mr mr — 


! Die Redaktion kann diese Arbeit erst jetzt zum Abdrucke bringen. 
Sie ging ihr im Mai 1909 mit einem Schreiben des Verfassers zu, in welchem 
es u. A. heißt: „Es dürfte wohl damit der Schluß des im 81. Lebensjahre 
stehenden Verfassers gemacht sein“. Der Jahrgang 1910 brachte noch einen 
längeren Aufsatz aus der Feder des rüstigen und rührigen Gelehrten. 
Die Redaktion. 


9% 
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geht aus seiner an die Jünger gerichteten Aufforderung: „Gehet 
hin in alle Welt und prediget das Evangelium aller Kreatur!“ 
hervor mit dem Zusatz: „Wer da glaubt und getauft wird, der 
wird selig werden“ (Markus 16 15—ıs, dazu Matthäus 281» über 
die Glaubensartikel). Zur Unterscheidung der Bekenner seiner 
Lehre von den Juden und Heiden führte Christus die Taufe 
ein; aus jenen getauften Bekennern bildeten sich Gemeinde- 
versammlungen mit Kassen, die ihre Verfassung 
nach dem Vorbilde der Synagogen einrichteten. Schon in den 
ältesten Zeiten wurden als Gemeindevorsteher Aufseher 
(erioxono:) und Aelteste (mpeoßörtepo:) gegenübergestellt, deren 
Verhältnis zu einander in der Kirchengeschichte bestritten blieb. 
Die Katholiken unterschieden die episcopi als Lehrer von den 
presbyteri als Gemeindeältesten der Verwaltung und sahen in 
jenen ihre späteren Bischöfe. Nach anderer Ansicht hätten die 
letzteren auch das Lehramt verwaltet. Im Sprachgebrauch des 
Neuen Testaments steht das Wort £ntoxonog seiner etymologi- 
schen Bedeutung ganz nahe; er war Aufseher der Lehre ohne 
jede Beziehung auf eine Gewalt in der Gemeinde; diese übte 
allein die Gesellschaftsgewalt durch ihre Aeltesten, nach heuti- 
gen Begriffen „demokratisch“ aus, z. B. in dem Recht, unwür- 
dige Mitglieder auszustoßen (1. Korinther 52_e), sog. Kirchen- 
bann. Die einzelnen Gemeinden bestanden ursprünglich jede 
für sich, selbständig nebeneinander, zwar in Korre- 
spondenz (Kolosser 4 is ıs), aber ohne juristisch verbunden zu 
sein; doch in jeder bestand vollste Gleichheit ihrer Glieder 
einer großen Familie, sogar mit Gütergemeinschaft (Apostelge- 
schichte 4 s2 ss erzählt von einer ersten Gemeinde: „Die 
Menge der Gläubigen aber war ein Herz und eine Seele; auch 
nicht einer sagte von seinen Gütern, daß sie sein eigen wären, 
sondern es war ihnen alles gemein“ usw... So begann die 
Geschichte der christlichen Kirche mit einer demokratisch- 
sozialistischen Verfassung. Allein das änderte sich 
mit der Verbreitung der christlichen Gemeinden über ein Volk 
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und dessen staatliche Gemeinschaft, zu der die Kirchengemein- 
den in ein inneres Verhältnis traten. Schon in den Korrespon- 
denzen der ersten Gemeinden untereinander lag der Keim zu 
enem Konföderationssystem; die größeren Gemeinden in 
den Städten zogen als Zentralen umliegende Landgemeinden 
heran und gestalteten sich zu Hauptkirchen unter Geistlichen 
als Oberhirten mit dem Titel episcopi, während die anderen 
Kirchenbeamten presbyteri hießen. So unterschied sich 
Episkopat und Presbyterat (Presbyterium). Mehrere einzelne zu 
einer Gresamtgemeinde (teils als Schutz-, teils als Missionsan- 
stalt) vereinigte Gemeinden bildeten eine bischöflicheZen- 
trale; — ihr einverleibt war die rapomta im Abendlande: „Pa- 
rochie“, die Einzelgemeinde unter dem Pfarrer (r&poyos). Hier- 
auf beruht die Diözeseneinteilung unter den Mutter- und Zen- 
tralkirchen mit Bischöfen, anfänglich als faktische, dann als 
Rechtsgestaltung in Umwandlung der demokratischen in eine 
aristokratische Kirchenverfassung, die im Abendlande in die 
Monarchie, in der römisch-katholischen Kirche im Papst- 
tum verlief. Der Leiter einer Diözese und Vorgesetzte der ihm 
zugehörigen Geistlichen wurde der Bischof, der mit seinen 
Beamten die Verwaltung der Kirche als einer Korporation 
mit juristischer Persönlichkeit sich zugeeignet hatte; der ihm 
untergeordnete Priesterstand — x%Npos, elerus — trat damit in 
einen beherrschenden Gegensatz zur Gemeinde — Adog —, 
den Laien. Später entstand die Verbindung mehrerer Diözesen 
zu einem Metropolitannexus. Das Grundverhältnis war am Ende 
des 3. Jahrhunderts dergestalt, daß die Gemeindeglieder mit 
dem Kirchenregiment nichts mehr zu schaffen hatten, sondern 
daß dieses ganz in der Hand der Geistlichkeit lag. Der Bi- 
schof galt als Nachfolger der Apostel, ausgestattet mit der 
Regierung und Disziplin seines Kirchensprengels und 
mit besonderen Insignien. Schon Bischof Cyprian, 7 258, er- 
klärte den Klerus für die eigentliche Kirche, die Laien für die 
Welt, die überwunden werden müsse; daher schon datiert die 
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Herrschaft der Kirchenämter, die Hierarchie, deren Mittel- 
punkt das Episkopat ist. Das Streben nach Erhaltung der 
Einheit unter den Gläubigen führte schon früh zu gemeinschaft- 
lichen Beratungen in Kirchenversammlungen, die aber 
Versammlungen der Bischöfe wurden, deren Gesamtheit die „Ge- 
meinde des Herrn“ darstellte. 


2. Das Christentum als Staatsreligion im Rö- 
mischen Reiche. 


Anfänglich vom Staate unbeachtet gelassen wurde im großen 
römischen Reiche das Christentum bald vielfach verfolgt, auch 
sogar durch Gesetze verboten und sonach konnte es keine äußere 
Gewalt erlangen, erhielt sich aber doch unabhängig von der 
Staatsgewalt und verbreitete sich vermöge seiner geistigen Macht 
so weit, daß Konstantin der Große (306-337) nach 
seinem Uebertritt in dasselbe die christliche Religion zur Staats- 
religion erhob, so daß sie nach einem Jahrhundert im römi- 
schen Reiche die ausschließliche geworden war. Von Bedeutung 
war, daß die Gemeinden der Kirche als juristische Personen 
Rechtsfähigkeit erlangten und damit Güter durch Rechts- 
geschäfte und Vermächtnisse erwerben konnten; vieles vom Eigen- 
tum der heidnischen Tempel und Priesterschaft ging auf die 
Kirchen und Gemeinden über, wodurch der Gottesdienst prunk- 
voller und die Geistlichkeit im Volke angesehener wurde. Aber 
an Selbständigkeit büßte die Kirche dermaßen durch die christ- 
lichen Nachfolger des Kaisers Konstantin, der sich schon das 
Recht, die Bischofswahlen zu leiten, Bischöfe zu ernennen und 
abzusetzen, als Oberbischof beilegte, ein, daß in mehrfacher Be- 
ziehung die Kirche wie ein Staatsinstitut erschien; sie be- 
trachteten sich als Oberbischöfe der Kirche nicht bloß im Aeu- 
Berlichen, sondern unterwarfen auch die Beschlüsse der Syno- 
den ihrer Bestätigung und gaben selbst Kirchengesetze (Bei- 
spiele in Kaiser Justinians Kodex). Indessen protestierte schon 
zeitig die Geistlichkeit gegen die Uebergriffe der Staatsgewalt; 
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dieser das Weltliche zuweisend, sich selbst als Organ des Gei- 
stigen bezeichnend (Gegenüberstellung von imperium und sacer- 
docium). Wichtig für die Einheit der Kirche wurden die 
Kirchenversammlungen oder Synoden (o0voöos, concilium). 
Eine Synode für die ganze Kirclıe unter Autorität des Kaisers 
hieß „ökumenische“ (otxoupevn sc. y7j, orbis terrarum d. i. das 
römische Reich). Die erste solche wurde im Jahre 325 zu Ny- 
cäa abgehalten. Die maßgebende Autorität der ökumenischen 
Synoden oder Konzile beruhte darauf, daß sie Versammlungen 
aller Bischöfe des Reichs waren und unter kaiserlichen 
Auspizien geleitet wurden. Der Erhaltung der Einheit in Lehre 
und Kultus diente ferner die Metropolitanverfassung, 
die schon das Konzil zu Nycäa als bestehend ansah, indem die 
Bischöfe in den ersten Hauptstädten der Provinzen als solche 
einer höheren Stufe galten, die Provinzialsynoden einzuberufen 
und zu leiten hatten und gewisse Vorrechte („Primate“) hatten 
— die sog. Metropoliten und Patriarchen. Letztere 
waren die Bischöfe von Rom, Konstantinopel, Antiochien und 
Alexandrien, erstere die Bischöfe von Jerusalem und Eplıesus ; 
den höchsten Rang hatten die von Konstantinopel und Rom, 
welchen letzteren das Primat der abendländischen, „allein 
selig machenden“ Kirche zufiel. 


3. Entwicklung desrömischen Primates. 


Schon seit Konstantin dem Großen, der seine Residenz von 
Rom im Jahre 330 nach Byzanz (Konstantinopel) verlegte, war 
der Grund zu einer Trennung der christlichen Kirche in eine 
morgenländische und eine abendländische gelegt 
dadurch, daß im Orient die Kirche sich mehr an das Reich an- 
schloß, während sie im Occident ihren Mittelpunkt in sich als 
Machtbereich fand. In der Hauptstadt Rom, wo der erste Apo- 
stel, Petrus, die christliche Gemeinde gestiftet hatte, war 
der römische Bischof für die abendländische Kirche der Nach- 
folger des ersten der Apostel und sein Sitz in Rom war vor 


Pe ue Zr 77 


136 Miszellen. 


allen „apostolisch“, was den Primatsrechten dieses Patriar- 
chen von vornherein eine solche Bedeutung verlieh, daß die 
Kirchen und Bischöfe in den germanischen Ländern sich frei- 
willig, wozu der heilige Bonifazius als Missionär tätig mit- 
wirkte, der Herrschaft des Patriarchen von Rom unterwarfen. 
Das Bestreben der römischen Bischöfe der ersten Jahrhunderte 
nach Christi Geburt war auf Erlangung einer allgemeinen O ber- 
aufsicht und der Stellung einer höchsten Instanz ge- 
richtet, dessen Erfüllung durch die Eigenartigkeit der Zeitver- - 
hältnisse nahegerückt wurde, besonders durch die Verbindung, 
in welche die römischen Bischöfe für das ihrem Stuhle gehörende 
Primat mit den fränkischen Königen traten. Durch die Schen- 


kung des Exarchats Ravenna, deren Beurkundung als gefälscht 


viel angefochten wurde, erhielt im Jahre 754 der römische Bi- 
schof Landeshoheit. 

Seitdem Karl der Große im Jahre 800 vom römischen 
Bischof die Kaiserwürde angenommen hatte, beherrschte die Vor- 
stellung das ganze Mittelalter hindurch das Abendland, daß das 
Primat ein wesentliches Moment der Kirche bilde, ver- 
treten durch den „Papst“ alsden Oberstbischof, dessen 
Macht die deutschen Bischöfe, aus Befürchtung einer von den 
Erzbischöfen erstrebten Machterweiterung, noch zu stärken be- 
müht waren. Durch die Kreuzzüge gelangte der Papst an die 
Spitze der ganzen Christenheit. 

Die Hoffnung der römischen Bischöfe, auch im Morgenlande 
das oberste Kirchenregiment zu erlangen, scheiterte an dogma- 
tischen Streitigkeiten, die früh schon (1054) die Scheidung 
einer morgenländischen vonderabendländischen 
Kirche hervorrief, sowie daran, daß der Patriarch von Konstan- 
tinopel, der nach Untergang der anderen Patriarchate im Islam 
sich dem von Rom nicht unterordnen wollte Nach den erfolg- 
losen Versuchen des 11. Jahrhunderts, eine Aussöhnung beider 
christlichen Kirchen herbeizuführen, erfolgte die Scheidung zwi- 
schen griechisch- und römischkatholischer Kirche (,„ka- 
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 tholisch* aus dem griechischen x«%’ ölos, das Ganze umfassend, 
allgemein), die bis heute fortbesteht. Die griechische Kirche, die 
ihren eigenen Patriarchen hat, beherrscht namentlich Rußland. 

Im Abendland erreichte im 11. Jahrhundert durch den Papst 
Gregor VII. der Klerus die völlige Unabhängigkeit vom 
Staate, womit die Hierarchie ihre höchste Stufe erlangte, erhal- 
ten durch die geistlichen Orden, die Jesuiten und die ganze 
Kirchenverfassung. Gegen die überspannte Herrschaft konnten 
Reaktionen nicht ausbleiben. Die Sekte der Waldenser, seit 
1170 in Lyon wohl von Peter Waldus gegründet, strebte nach 
Wiederherstellung der apostolischen Urkirche und nach Beseiti- 
gung des schroffen Gegensatzes zwischen Geistlichen und Laien, 
verlangte freies Bibellesen, Freigabe der Laienpredigt und be- 
stritt der Kirche das Recht auf weltlichen Besitz, wurde aber 
1215 gebannt und schwer verfolgt. Das Ansehen der päpstlichen 
Macht litt sehr durch das große Schisma in der katholischen 
Kirche von 1378—1444, d. i. der durch Anerkennung mehrerer 
Kirchenoberhäupter hervorgerufenen Kirchenspaltung, wobei die 
Residenz des Papstes nach Avignon verlegt war und dieser ganz 
unter den Einfiuß der französischen Krone geriet. Diese Vor- 
fälle veranlaßten die Abhaltung von Kirchenversammlungen 
(Konzilen): zu Pisa 1409, zu Konstanz 1414—1418 und in 
Basel 1431—1443, in denen starke Beschwerden gegen das Papst- 
tum und die päpstliche Kurie erhoben wurden, die zur Abset- 
zung von einigen Päpsten führten, und in denen eine „Reform 
der Kirche an Haupt und Gliedern“ gefordert wurde mit dem 
Grundsatz, daß die allgemeine Kirchenversammlung die höchste 
Autorität in der Kirche sei. Darauf und daß der Papst dem 
ökumenischen Konzil untergeordnet sei, beruht das sog. Epis- 
kopalsystem im Gegensatz zu dem Papalsystem mit der 
Auffassung, daß die Bischöfe nicht vom Papst ihren Diözesen, 
sondern von Gott als Leiter bestimmt werden und mit dem Papst 
als erstem ihresgleichen gleichberechtigt seien. 
Dieses System ist im ganzen mehr Theorie geblieben und hat 
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sich besonders in Frankreich mit den Freiheiten der gallika- 
nischen Kirche praktisch geltend gemacht, während dagegen 
in Deutschland die alten Verhältnisse blieben, die durch den er- 
neuerten Jesuitismus, das Dogma von der „Infallibilität“ des 
Papstes, dessen Kurie, das Kardinalskollegium und dessen In- 
toleranz, sowie durch das Eindringen des Ultramontanismus durch 
das „Zentrum® in die politischen Körperschaften noch in der 
Machtausdehnung sich verschärft haben, nachdem durch das Va- 
tikanische Konzil von 1870 das Papsttum über das Episkopal- 
system den Sieg errungen hatte. Im 19. Jahrhundert erklärte 
der Ultramontanismus entsprechend den Lehren des Syllabus des 
die Infallibilität des Papstes verkündenden Pius IX, die Herr- 
schaft der Kirche über den Staat, so daß der Papst 
in Italien und Deutschland praktisch in die Politik einzu- 
greifen wagte und auf kulturellem Gebiete mit einer „Encyklika“ 
dem der Reform sich zuneigenden „Modernismus“ heftig ent- 
gegentrat. Die übermütige Intoleranz des im „Zentrum“ organi- 
sierten Ultramontanismus als blinden Werkzeug des Papstes auf 
weltlich-politischem Gebiete veranlaßte in neuerer Zeit in Deutsch- 
land die Bildung. eines Antiultramontanen Reichsverbandes und 
im April 1909 eine energische Abwehr des Vorstandes des 400 000 
Mitglieder im Deutschen Reiche umfassenden Evangelischen 
Bundes mit dem Schlußsatz: „Der Evangelische Bund ist auf 
Grund bitterer Erfahrungen mit der großen Mehrheit des deut- 
schen Volkes der unerschütterlichen Ueberzeugung, daß eine er- 
neute Vorherrschaft der ultramontanen Macht (bei der Reichs- 
finanzreform) unvereinbar ist mit den höchsten Interessen des 
Reichs, mit dem Frieden unter den Konfessionen und mit den 
unveräußerlichen Grundlagen der Kultur.“ 


4. Bildung der protestantischen Kirchenver- 
fassung. 


Die Versuche einer kirchlichen Reform im 15. Jahrhun- 
dert gingen von einzelnen deutschen Landesfürsten durch Ab- 
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schlüsse von Konkordaten mit der römischen Kurie, auch von 
der regierenden Geistlichkeit aus, blieben aber erfolglos. Als 
im 16. Jahrhundert die Pflege der Wissenschaften wieder auf- 
lebte, war es der Lehrstand, von dem die Bildung der 
Geistesfreiheit und damit die Reformation der abendländischen 
christlichen Kirche ernstlich in Angriff genommen wurde. Mar- 
tin Luther und Ulrich Zwingli waren bemüht um die 
Wiederherstellung der reinen evangelischen Lehre der ältesten 
Christen in den Gemeinden, die in einen Widerspruch gegen 
das bestehende Kirchenregiment traten, während die Landes- 
fürsten anfänglich sich um die reformatorische, in den Gemein- 
den gepflegte Bewegung wenig bekümmerten ; so geschah es, daß 
die neue Lehre und der entsprechende Kultus ohne Autorisation 
der Obrigkeit sich weiter verbreitete. Als der kirchliche Friede 
zwischen den Neu- und Altgläubigen gestört zu werden drohte, 
waren die Landesregenten berufen, im Kirchenwesen die 
äußere Ordnung zu erhalten, und deren teilweiser Uebertritt zu 
Luthers Lehre in Mitte des Deutschen Reichs förderte die um 
sich greifende Trennung vom päpstlichen Regiment. Zunächst 
wurden aus weltlichen Räten und Theologen besetzte Komis- 
sionen zur Untersuchung der Kirchenzustände gebildet („Kir- 
chenvisitationen“), teils zur Ordnung der reformierten Kirchen- 
lehre, teils zur Erhaltung des einzelnen Kirchengutes. Zur stän- 
digen Sorge hiefür wurden oberaufsehende Behörden 
eingesetzt für Kirchenbezirke, die sich an die bestehenden Diö- 
zesen anschlossen und deren Vorsteher die Aufsicht über die 
eingeordneten Pfarrstellen der Gemeinden und die sie verwalten- 
den Geistlichen in Lehre, Seelsorge und Kirchengutsverwaltung 
zu überwachen hatten. Die geistlichen Inspektoren der Kirchen- 
bezirke hießen Superintendenten und erhielten einen Teil 
der bischöflichen Geschäfte; diese Einrichtung bestand proviso- 
risch schon 1528 in Sachsen und fand bald Eingang in an- 
deren Ländern. Eine festere Gestalt erhielt das lutherische Kir- 


chenwesen durch Errichtung von Kollegien zunächst zur‘ 
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Ausübung kirchlicher Jurisdiktion, alsdann als landesherrliche 
Behörden der Kirchenoberaufsicht und -verwaltung, sog. „Kon- 
sistorien“, z. B. 1542 ein solches in Wittenberg. Durch sie 
wurden die Rechte der Landesregierungen in Ansehung des Kir- 
- chenwesens zur Ausübung gebracht, ausgenommen die Geschäfte, 
welche der Landesherr für sich und seine Geheimräte vorbehal- 
ten hatte, wie namentlich die Gesetzgebung für die Kirche. 
Durch den geschichtlichen Verlauf der Kirchentrennung 
waren die lutherischen Landesfürsten in Kirchen- 
sachen zu einer der früheren bischöflichen Autorität entsprechen- 
den Gewalt kirchlicher Gesetzgebung und Regierung gelangt, 
ohne daß man nach dem Rechtsgrunde dieses Besitzes frug. Wo 
Fürsten das oberste Kirchenhaupt einer lutherischen Landeskir- 
che bildeten, gestaltete sich durchgehends die Kirchenordnung 
als Konsistorialverfassung. In der von Zwingli 
1522 in Zürich gestifteten reformierten Kirche mit wenig 
dogmatischen und formalen Unterschieden beruhte das Kirchen- 
regiment zunächst in den Gemeinden, die sich durch Synoden 
zu einer Landeskirche verbanden; indem die Pastoren und Ge- 
meindeältesten zusammentraten und das Kirchenregiment in de- 
mokratischer Form übernahmen. Diese Presbyterial- 
verfassung wurde von Jean Calvin in der Schweiz für 
die sog. reformierte Kirche eingeführt und diese verbreitete 
sich namentlich von Genf und Straßburg aus. Von der luthe- 
rischen Kirche unterschied sie sich durch eine Prädestinations- 
lehre Calvins und eine Abweichung in der Abendmahlsfeier. 
Dem mutigen Vorgehen Luthers gegen das Papsttum mit 
dem durch Tetzels Ablaßhandel veranlaßten Anschlag der 95 
Thesen an der Schloßkirche zu Wittenberg am 31. Oktober 1517 
und der Ablehnung ihres Widerrufs, der Beantwortung der Ver- 
hängung. des Bannes durch Papst Leo X. über ihn durch öffent- 
liche Verbrennung der päpstlichen Bannbulle und des kanonischen 
Rechtsbuches 1520 in Wittenberg war die förmliche Ab- 
sage einer reformiert-lutherischen Kirche von der Papstkirche 


Rückblick auf die Entwicklung in der römisch-kath. und ev. Kirche. 141 


zu danken. Durch den Beitritt einiger Reichsfürsten, voran des 
von Kursachsen, wurde die Sache Luthers zur Reichsange- 
legenheit. Kaiser Karl V. berief deshalb 1521 den Reichs- 
tag nach Worms, in dem Luther standhäft seine Lehre vertrat, 
trotzdem aber die päpstliche Bannbulle von der Versammlung 
bestätigt wurde. Kurfürst Friedrich der Weise, ein 
Anhänger der neuen Lehre, suchte Luther gegen Verfolgung 
seiner Feinde dadurch zu schützen, daß er ihn auf die Wart- 
burg in sicheren Gewahrsam bringen ließ, den Luther zur Ueber- 
setzung der Bibel in die deutsche Sprache benützte, um ihre 
Lehren unverfälscht auch dem Volke zugänglich zu machen. Durch 
die aktive Teilnahme der einzelnen Fürsten an der in der wach- 
senden Anhängerschaft der lutherischen Lehre beginnenden Ein- 
richtung des neuen Kirchenwesens in Lehre und Kultus, wurde 
diese mehr und mehr Reich sangelegenheit und Gegenstand 
heftiger Bekämpfung seitens der Päpstlichen, so daß die dem 
Luthertum anhängenden Fürsten zu dessen Schutz im Jahre 1526 
dass Torgauer Bündnis abschlossen. Der zur Ausgleichung 
der Religionsstreitigkeiten 1529 zu Speier abgehaltene Reichs- 
tag faßte den Schluß, daß die lutherische Lehre und der daran 
geknüpfte Kultus sich nicht weiter verbreiten dürfe; hiergegen 
protestierten feierlich die lutherischen Stände, womit die 
‚Anhänger des am Evangelium der Christuskirche festhaltenden 
Luthertums den Namen „Protestanten“, im Gegensatz zu 
den „Katholiken“ als Anhänger der auf allein selig machenden 
Glauben und Allgemeinheit Anspruch machenden, Andersgläu- 
bige grundsätzlich unterdrückenden, auch der politischen Welt- 
beherrschung zustrebenden Papstkirche, erhielten. Darauf er- 
folgte 1530 auf dem Reichstag zu Augsburg die Verlesung 
einer von Luther und dessen Freund Melanchthon gemeinschaft- 
lich ausgearbeiteten, dem Schutz ihres Glaubensbekenntnisses die- 
nenden Verteidigungsschrift, diesog. AugsburgerKonfes- 
sion, wonach die Protestanten den Frieden verheißenden Namen 
„Augsburger Konfessionsverwandten“ erhielten. Jedoch sahen 
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sich die protestantischen Fürsten veranlaßt, zum Schutz ihrer 
Partei 1531 den Schmalkaldischen Bund zu gründen. 
Im folgenden Jahre kam zu Nürnberg zwischen den Parteien 
ein vorläufiger Vertrag, wodurch alle Gewalt des Glaubens wegen 
ausgeschlossen und die Entscheidung bis zu einem allgemeinen 
Konzil verschoben sein sollte, zustande — der sog. Nürnber- 
ger Religionsfriede. Der Schmalkaldische Bund wurde 
1535 auf zehn Jahre erneuert. Die Aechtung seiner Häupter 
veranlaßte 1546 den Schmalkaldischen Krieg, der in- 
folge des Abfalls des Herzogs Moritz von Sachsen 
mit der Niederlage bei Mühlhausen 1547 endete, worauf der 
Bund sich auflöste. Die Nachwirkung der Rückkehr dieses Her- 
zogs zur Papstkirche war, daß heute noch die erbliche Nach- 
folge auf dem Thron des Königreichs Sachsen zur katholischen 
Kirche gehört. | 

Das zur Entscheidung der kirchlichen Streitigkeiten nach 
Trient berufene Konzil von 1545/63, auf dem die Protestanten 
nicht erschienen, vollendete die Kirchentrennung, nachdem in- 
zwischen 1555 der Augsburger Religionsfriede ge- 
schlossen und darin die protestantische Kirche als rechtliche 
Genossenschaft anerkannt worden war. Im Westphälischen, den 
dreißigjährigen Krieg beendenden, Frieden von 1648 wurde jener 
Religionsfriede bestätigt und eine grundgesetzliche Ordnung der 
deutschen Kirchenverhältnisse geschaffen. Er bildete bis 1803 bis 
1806 (Auflösung des Deutschen Reichs) das Grundgesetz. 
Die protestantische Kirche bildete darin keine äußere Einheit 
im Rechtssinn, sondern nur eine Kircheneinheit im Glauben, 
aber in ihrer Verfassung organisierte sich die Kirche selb- 
ständig in deutschen Landeskirchen. Auf dem deutschen 
Reichstage bildeten die protestantischen Stände eine evangelische 
Körperschaft für sich, gegenüber der katholischen, mit dem 
Vorsitz Kursachsens seit 1653; zur Erledigung kirchlicher 
Beschwerden war das Zusammentreten der Vereinigung ein mehr 
zeitweise faktisches als ein verfassungsmäßiges, mit dem Grund- 


Rückblick auf die Entwicklung in der römisch-kath. und ev. Kirche. 143 


satz, daß in Religionssachen nicht Stimmenmehrheit entscheide, 

‚sondern das sog. Itionsrecht gelten solle, d. h. daß die 
katholischen wie protestantischen Reichsstände als geschlossene 
Körperschaft getrennt abstimmten ; Streitigkeiten unter diesen 
Religionsparteien sollten möglichst durch gütliche Beilegung ge- 
schlichtet werden. 


5. Das geschichtliche Ergebnis für dieStellung 
der katholischen und evangelischen Kirche 
gegeneinander. 


Das Rechtsverhältnis der verschiedenen Religions- 
parteien in Deutschland beruhte zuvörderst auf dem Augsburger 
Religionsfrieden von 1555, dann weiter auf dem Westphäli- 
schen Frieden von 1648 als dem Hauptgesetz im 
Deutschen Reich. Durch jenen wurde ein beständiger Friede 
zwischen den Kirchenparteien geschlossen, indem den der 
Augsburger Konfession anhängenden Ständen ungestörte Reli- 
gionsübung zugestanden und die geistliche Richtergewalt der 
katholischen Kirchenmacht bis zum definitiven Vergleich aufge- 
hoben wurde; unter dem Schutze desselben gewann die Refor- 
mation fester an Boden, aber die Verhandlungen über eine Ver- 
einigung waren erfolglos und die andauernde Spannung führte 
zum dreißigjährigen Krieg, der infolge der beiderseitigen Er- 
schöpfung 1648 zum Abschluß des Westphälischen Frie- 
dens zu Münster und Osnabrück gelangte. Dieser erklärte den 
Religionsfrieden für einewiges Gesetz wie für die 
Lutheraner auch für die Reformierten, und bestimmte den Evan- 
gelischen ihren kirchlichen Besitzstand neben den 
Katholiken vom Jahre 1624 und den der Kirchengüter vom 
1. Januar dieses Entscheidungs- oder Normaljahres an. 
Eine Religionspartei, die das Normaljahr 1624 nicht auf ihrer 
Seite hatte, konnte zum Verlassen des Landes vom Landesherrn 
genötigt werden, jedoch ohne daß ihr ein bestimmter Wohnsitz 
angewiesen werden durfte (Freizügigkeit). Streitig blieb, inwie- 
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weit ein Landesherr einer anderen Religionspartei als der, zu 
welcher er sich selbst bekannte, das Recht, sich mit anderer 
öffentlicher Religionsübung niederzulassen als die im Normal- 
jahr die Landesreligion gewesen war, erteilen könne („Simulta- 
neum“)? Diese Frage wurde durch den Reichsdeputationsschluß 
von 1803 zugunsten der Laandesregierungen entschieden. Nach 
Aufhebung der deutschen Reichsverfassung im Jahre 1806 wurde 
theoretisch die weitere Geltung des Westphälischen Friedens 
angezweifelt — mit Unrecht: denn in den einzelnen Ländern 
sind dadurch wohlerworbene Rechtszustände geschaffen, deren 
Erhaltung als Verpflichtung dem Kaiser und Reich oblag, die 
auf die einzelnen Landesregierungen übergegangen ist; auch war 
dieser Friede ein Vertrag beider Parteien, der nicht einseitig 
aufgehoben und nicht willkürlich ausgelegt werden darf; endlich 
ist eine Aufhebung dieses bei Auflösung des Reichs nicht be- 
sonders erfolgt, vielmehr setzen die späteren Verhandlungen über 
die Bundesakte von 1815 die fortdauernde Geltung der 
früheren Friedensschlüsse voraus. Diese stellte im Art. 16 fest: 
„Die Verschiedenheit der christlichen Religionsparteien kann in 
den Ländern und Gebieten des Deutschen Bundes keinen Unter- 
schied im Genusse der bürgerlichen und politischen Rechte fin- 
den.“ Diese Bestimmung konnte sich nur auf die Individuen 
beziehen, nicht auf die im Westphälischen Frieden anerkannten 
christlichen Religionsparteien und deren kirchliche Stellung gegen- 
einander, und in letzterer Beziehung hat dieser Friede unge- 
achtet des gegen ihn seinerzeit vom Papste erhobenen Protestes 
seine Geltung fortbehalten. 

Im 19. Jahrhundert haben mehrere Landesverfassungen die 
kirchliche Toleranz von dem Prinzip der Glaubensfreiheit aus 
(preußisches Toleranzedikt vom 30. Mai 1847) erweitert und in 
einigen Staaten ist 1817 eine „Union“ zwischen Lutheranern 
und Reformierten zustandegekommen. Die Richtung der neue- 
ren Zeit auch in der Gesetzgebung ging dahin, daß durch das 
religiöse Bekenntnis der Genuß der bürgerlichen und staatsbür- 
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gerlichen Rechte weder bedingt noch beschränkt sein darf, daß 
aber auch durch dasselbe die staatsbürgerlichen Pflichten keinen 
Abbruch erleiden dürfen. 

Die „Grundrechte des deutschen Volkes“ von 
1848 gingen von der Gleichgültigkeit des Staates gegen die Re- 
ligion aus, indem sie in den $$ 15—17 ordneten, daß jeder 
Deutsche in der gemeinsamen, häuslichen wie öffentlichen Reli- 
gionsübung unbeschränkt sei, ferner, daß Religionsgesellschaften 
sich bilden dürfen, ohne daß es eines Anerkenntnisses ihres Be- 
kenntnisses durch den Staat bedürfe, und daß sie ihre Ange- 
legenheiten selbst verwalten dürften, jedoch dem allgemeinen 
Staatsschutz unterworfen blieben. Indessen blieb der Satz be- 
stehen, daß eine neue Religionsgesellschaft die Rechte einer ju- 
ristischen Person (Korporationsrechte) nur vom Staate verliehen 
erhalten könne. Die von einer extremen Partei geforderte völlige 
Trennung der Kirche vom Staate kam nicht zustande, obschon 
die Loslösung der bürgerlichen und politischen Rechte vom reli- 
'giösen Bekenntnis, wie sie Art. V der deutschen Grundrechte 
forderte, in Verfassungen und Gesetze deutscher Einzelstaaten 
überging. Gleiches Recht für de anerkannten Reli- 
gionsgemeinschaften war der seit dem Westphälischen Frieden 
bestehende Grundsatz des Religionsfriedens und von ihm gingen 
die einzelnen, das Verhältnis der abweichenden Religionsgesell- 
schaften regelnden Landesgesetze aus. Eine Sonderung des staat- 
lichen und kirchlichen Gebietes durch die Gesetzgebung, dabei 
aber auch ein geordnetes Zusammenwirken beider, die Sicherung 
der interkonfessionellen Rechtsentwickelung wurde eine Haupt- 
“aufgabe der Gesetzgebung der Einzelstaaten des neuen Deut- 
schen Reiches, dem die Zuständigkeit für kirchenstaatliche Ord- 
nung sehr zum Nachteil der Einheit des Reiches abgeht, so daß 
das deutsche „Kirchenstaatsrecht“, hervorgegangen na- 
mentlich aus den in protestantischen Staaten mit Synodalver- 
fassung neben der politischen Landesvertretung gebildeten Ge- 
setzgebungsfaktoren, ein partikuläres bleibt. Nur ganz im 
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allgemeinen hat das Bundesgesetz vom 3. Juli 1869 in dem ein- 
zigen Artikel bestimmt: „Alle noch bestehenden, aus der Ver- 
schiedenheit des religiösen Bekenntnisses hergeleiteten Beschrän- 
kungen der bürgerlichen und staatsbürgerlichen Rechte werden 
hierdurch aufgehoben. Insbesondere soll die Befähigung zur 
Teilnahme an der Gemeinde- und Landesvertretung und zur Be- 
kleidung öffentlicher Aemter vom religiösen Bekenntnis unab- 
hängig sein.“ Durch Reichsgesetz vom 22. April 1871 82 Ziff. 10 
ist dieses Gesetz als Reichsgesetz auch in Bayern eingeführt 
worden. Aus der geschichtlichen Entwickelung der christlichen 
Kirche beider Konfessionen ergibt sich für das heutige Ver- 
hältnis der Kirche zum Staate, daß die inneren Ange- 
legenheiten jener unabhängig von diesem sind und insoweit die 
Kirche mit ihrer eigenen Gewalt innerhalb ihres Gesellschafts- 
kreises neben dem Staat als koordinierte Körperschaft 
steht, was namentlich die katholische Kirche behauptet, bei der 
es dogmatischer Lehrsatz ist, daß die Kirchengewalt nicht mit 
der Staatsgewalt vereinigt sein darf, die vermöge ihres Reich- 
tums unabhängiger vom Staat war als die protestantische nach 
ihrer Loslösung durch die Reformation, indem letztere sich ge- 
nötigt sah, den Schutz der Landesherren zu suchen und diesen 
außer der Kirchenhoheit auch einen Teil der Kirchengewalt 
(Verordnungs- und Vollzugsgewalt im Kirchenregiment) zu über- 
tragen, wodurch ein Eingreifen des Territorialsystems (eine Ein- 
wirkung auf Dogma und Kultus) herbeigeführt ward. Anderer- 
seits ergibt sich, daß die „sichtbare“ Kirche als äußere Ge- 
meinschaft der Gläubigen, soweit sie als Korporation Ansprüche 
an den Staat auf Unterstützung und Erhaltung aus seinen Mit- 
teln erhebt, denselben an der Verwaltung des Kirchenvermögens 
teilnehmen lassen muß mit Unterwerfung unter dessen An- und 
Aufsicht darüber, aber auch den Staatsschutz als Körperschaft 
des öffentlichen Rechts beanspruchen darf, soweit sie vom Staate 
anerkannt ist, während diesem gleichgültige religiöse Gesell- 
schaften als private Vereine nur den Schutz des Vereinsgesetzes 


Rückblick auf die Entwicklung in der römisch-kath. und ev. Kirche. 147 


in Anspruch nehmen können. Die Zusammenfassung der Ord- 
nungsregeln für die Glieder einer Kirche bildet den Inhalt des 
inneren Kirchenrechts und die des Verhältnisses der Kirche zum 
Staate das äußere Kirchenrecht. Die deutsche Rechtswissenschaft 
hat seit dem vorigen Jahrhundert beachtenswerte Darstellungen 
des Kirchenrechts der katholischen und protestantischen Kirche 
nLehrbüchern geliefert. 
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I. Abhandlungen. 


m— 


Die amotio administrativa und das österreichische 

Dtaatsrecht, unter Bezugnahme auf das Staatsrecht 

Preussens, Bayerns, Württembergs, Badens, Hessens 
und Sachsens. 


Von 


Hermann Gerhardinger in Innsbruck. 


Einleitung. 


Begriff des Kirchenamtes; staatsrechtlicher Charakter der 
Kirchenämter; offieium und beneficium; Einteilung der 
Kirchenämter. 


Der Ausdruck „Amt“! hat zwei Bedeutungen, er ist syno- 
nym. Amt bedeutet einmal eine äußere Veranstaltung, eine Ein- 
richtung in der menschlichen Gesellschaft, die den Zweck verfolgt, 


einen Kreis von Geschäften öffentlichrechtlicher oder zivilrecht- 


licher Natur zu führen. In dieser Bedeutung wird die Institution 
des Amtes von dem Wechsel der einzelnen Personen, die Amtsin- 
haber, Beamte sind, gar nicht berührt. Amt bedeutet aber auch 


"von Rheinhaben in Stengel-Fleischmann, Wörterbuch des deutschen 
Staats- und Verwaltungsrechtes, 2. Aufl. G. Meyer, Lehrbuch des deutschen 
Staatsrechtes, 3. Aufl. S. 280 f. 
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jenen Inbegriff von Geschäften !, die einer einzelnen Person über- 
tragen sind und, so gefaßt, kann der Begriff des Amtes gar 
nicht anders gedacht werden als im Zusammenhange mit der 
Person des die Geschäfte führenden Amtsträgers. 

Ich möchte diesen Gegensatz als abstrakte (Kreis von Ge- 
schäften) und konkrete (Einrichtung zum Zwecke der Führung 
der Geschäfte) Formulierung des Amtsbegriffes kennzeichnen; 
dem modernen Staats- und Verwaltungsrechte ist diese Formu- 
lierung des Amtsbegriffes vollständig geläufig; es wird nun unter- 
sucht werden müssen, inwieferne diese Unterscheidung dem Kir- 
chenrechte bekannt ist. | 

Man kommt dabei zu folgenden Ergebnissen: „officium“ wird 
an den betreffenden Stellen durchaus in jenem Sinne gebraucht, 
der oben als abstrakte Formulierung des Amtsbegriffes gegeben 
wurde. Es entspricht dies vollständig dem Gange der historischen 
Entwicklung: die Verfassung der Kirche hat sich erst im Laufe 
der Jahrhunderte entwickelt, aus den tatsächlichen Verhältnissen 
heraus. So konnte es kommen, daß der gesamte kirchliche Aemter- 
organismus bereits vollkommen ausgebildet war zu einer Zeit, in 
der es an einer einheitlichen Verwaltung immer noch fehlte, da 
noch keine Verwaltungsgesetzgebung erfolgt war. Diese Lücke 
hat das corpus juris canonici ausgefüllt. Das corpus juris cano- 
nici setzt den realisierten konkreten Amtsbegriff, d. i. die zur 
Handhabung eines Kreises von Geschäften organisierte äußere 
Veranstaltung als bereits gegeben voraus und begnügt sich da- 
mit, die Kompetenz? der einzelnen Aemter abzugrenzen und 
festzulegen, sie nach oben und nach unten abzugrenzen: so wird 
der abstrakte Amtsbegriff formuliert. 

Der Staat ist vielfach den umgekehrten Weg gegangen; bei 
der Gründung der nordamerikanischen Union, bei der Gründung 


1 Vergl. Loening, Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechtes 1884. 8. 29. 

2 Unter Kompetenz verstehe ich hier nicht allein die Berechtigung, 
sondern auch die Verpflichtung zur Ausführung jener Handlungen, die den 
Zweck des Amtes im konkreten Sinne bilden. 
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des neuen Deutschen Reiches erfolgte vorerst die Verfassungs- 
und Verwaltungsgesetzgebung, dann erst wurden die einzelnen 
Aemter geschaffen und organisiert: der im Gesetze gegebene 
abstrakte Amtsbegriff wurde realisiert in concreto. Bevor also 
noch die einzelnen Aemter konstituiert wurden, waren schon die 


‚objektiven Rechtsnormen vorhanden, nach deren Vorschriften die 


Aemterorganisation praktisch durchgeführt wurde. 

Streng zu scheiden vom konkreten Amtsbegriff ist der Be- 
griff der Behörde!. Das Amt im konkreten Sinne bleibt sich 
immer gleich, die einzelnen Personen aber, denen die Führung 
der Amtsgeschäfte übertragen ist, wechseln. Notwendigerweise 
muß man sich jedoch den Amtsträger dauernd vorstellen. So 
kommt man zum Begriffe der Behörde. In der Behörde „per- 
sonifiziert*“ sich das Amt gewissermaßen, die objektiven Rechts- 
normen, die die Aemterorganisation der öffentlichrechtlichen und 
der zivilrechtlichen Organismen regeln, schaffen in diesem 
‚dauernd gedachten“ Amtsträger ein Subjekt von Rechten und 
Pflichten. 

Nun sollen die bisher angeführten Grundsätze ihre Anwen- 
dung finden auf dem Gebiete des kirchlichen Rechtes. 

Officium ecclesiasticum? im abstrakten Sinne ist ein Inbegriff 


von Geschäften kirchlicher Natur; Kirchenamt im konkreten 


Sinne ist die äußere organische Einrichtung zum Zwecke der 
Führung der kirchlichen Geschäfte, zur Verwirklichung der kirch- 
lichen Zwecke. Als kirchliche Behörde endlich bezeichnen wir 


den dauernd gedachten Träger eines Amtes im kirchlichen Or- 
ganismus,. 


! von Rheinhaben a. a. O. 

® Hinschius, Kirchenrecht der Katholiken und Protestanten II. 364 ff. ; 
Friedberg, Lehrbuch des katholischen und evangelischen Kirchenrechtes, 
6. Aufl. 1909. S. 179; Stutz, Grundriß in Holtzendorff-Kohler, Enzyklopädie 
der Rechtswissenschaft II. S. 946; Groß, Lehrbuch des katholischen Kir- 
chenrechtes, 5. Aufl. S. 111f.; Sägmüller, Lehrbuch des katholischen Kir- 
chenrechtes, 2, Aufl. $. 243 ff. ; Scherer, Handbuch des katholischen Kirchen- 
rechtes I. 8. 408 ff. Vergl. die dort angeführte ältere Literatur. 
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Was nun den staatsrechtlichen Charakter der kirchlichen 
Aemter anlangt, so muß diesbezüglich eine scharfe Scheidung 
gemacht werden je nach der Stellung, die die Kirche im betref- 
fenden Staate einnimmt. 

In Staaten, in denen das Einheitsprinzip verwirklicht ist, 
jenes Prinzip, nach welchem Staat und Kirche nichts anderes 
sind als zwei verschiedene Seiten ein und desselben Körpers, so 
daß, wie sich Jellinek! ausdrückt, eine Scheidung staatlicher 
und kirchlicher Aufgaben mit voller Sicherheit überhaupt nicht 
vorgenommen werden kann — in solchen Staaten ist das Kir- 
chenamt naturgemäß auch Staatsamt, der kirchliche Beamte auch 
Staatsbeamter und die kirchliche Behörde ipso jure staatliche 
Behörde. Da aber dieses System heute in keinem Staate in An- 
wendung steht, kann hier auf die Erörterung der sich daraus 
ergebenden Konsequenzen verzichtet werden. 

Das Trennungsprinzip? bedeutet den Gegenpol des Einheits- 
prinzipes. Hier ist die Kirche organisiert als bürgerlich-recht- 
licher Verein, als juristische Person des Zivilrechtes. Der kirch- 
liche Beamte ist hier für den Staat nichts als Organ einer Kor- 
poration des Privatrechtes, was selbstverständlich zur Folge hat, 


. daß eine Alimentationspflicht des Staates gegenüber dem kirch- 


lichen Beamten nicht besteht. Andererseits begibt sich der Staat 
mit der Durchführung des Trennungsprinzipes jeder Ingerenz 
bei der Errichtung und Endigung, bei der Besetzung und Er- 
ledigung der kirchlichen Aemter. Für die Kirche hat dies den 
Vorteil, daß sie der sie umschnürenden Fesseln des jus circa 
sacra ledig wird; der Staat andererseits hätte der Durchführung 
des Trennungssystemes die Abnahme nicht geringer finanzieller 
Lasten zu danken. 

Das dritte, juristisch bis in seine letzten Konsequenzen 
schwer festzustellende System der öffentlichrechtlichen Qualität 


! System der subjektiven öffentlichen Rechte, 2. Aufl. S. 272. 
‘ * Friedberg, Lehrbuch S. 116. 


ii 
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der Kirche! hat sein besonderes Merkmal darin, daß die Kirche 
öffentlichrechtliche Korporation im Staate ist. Was ist aber hier 
das kirchliche Amt und der kirchliche Amtsträger? Sicherlich 
ist das kirchliche Amt öÖffentlichrechtliches Amt und der kirch- 
liche Beamte Organ einer juristischen Person des Öffentlichen 
Rechtes, somit Öffentlichrechtlicher Beamter. Staatsbeamter ist 
er jedoch nicht. Denn der Dienstvertrag, sofern überhaupt hier 
von einem solchen gesprochen werden kann, besteht zwischen 
ihm und der öÖffentlichrechtlichen Korporation, als die sich die 
Kirche qualifiziert, nicht zwischen ihm und dem Staate?. Frag- 
lich ist, wie weit dieser „Dienstvertrag“, über den Einzelunter- 
suchungen in der Literatur bisher fehlen, den Staat bindet. Aus 
der Kompetenzkompetenz und aus der Souveränität des Staates 
ergibt sich, daß st aa ts kirchenrechtliche Normen notwendig sind 
und in Betracht kommen, und zwar ausschließlich in Betracht 
kommen, wenn es gilt, die staatsrechtliche Stellung der Kirchen- 
ämter und der kirchlichen Beamten zu regeln und zu fixieren?, 
Es kann sich dabei der Fall ergeben, daß die beiden Gewalten, 
die staatliche und die kirchliche, miteinander in Widerspruch 
geraten, daß sich Gegensätze herausstellen zwischen weltlicher 

ı Hinschius, Allgemeine Darstellung des Verhältnisses von Staat und 
Kirche in Marquardsen, Handbuch I]. S. 189 ff. 

?2 O. Mayer, Theorie des französischen Verwaltungsrechtes, S. 506. 

® Jellinek, System S. 273: „Der Staat kann erkennen, daß die Exi- 
stenz und Funktion der Kirche für ihn und seine Aufgabe von Bedeutung 
sei, derart, daß er sich des Unterschiedes seiner Ordnung von der kirch- 
lichen wohl bewußt ist, allein sich das Dasein und Wirken der letzteren 
garantiert“. — Wenn sich nun auch der Staat des Unterschiedes seiner 
Ordnung von der kirchlichen wohl bewußt ist, dann ist trotzdem immer 
noch die Möglichkeit gegeben, daß sich die Kirche des Unterschiedes 
ihrer Ordnung von der staatlichen nicht bewußt ist. „Die katholische 
Kirche betrachtet sogar alles Recht als kirchlich angeordnetes oder zuge- 
lassenes, ihrer Kontrolle unterworfenes“ (S. 274). Hier ist der Angelpunkt, 
um den sich im Prinzipe sämtliche Kompetenzstreitigkeiten zwischen 
Staat und Kirche drehen. Die geschichtliche Entwicklung des Verhältnisses 
von Staat und Kirche zu allen Zeiten hat den glänzendsten Beweis dafür 


erbracht, daß sich der Staat ebensowenig wie die Kirche immer der Unter- 
schiede und Grenzen ihrer Kompetenzen bewußt waren. 
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und geistlicher Verfassung. Die Lösung derartiger Fragen wird 
um so schwieriger, wenn sie, wie dies meistens der Fall ist, den 
Boden rein juristischer Erwägungen verlassen und auf das poli- 
tische Gebiet hinüberspielen: hier entscheidet nicht mehr das 
Recht, sondern die Macht. 

Es ist Erfahrungssatz, daß kein Gesetz für sich ein lücken- 
loses Ganzes darstellt; immer und immer wieder ereignen sich 
in der Praxis Fälle, die im Gesetze nicht vorgesehen sind. Ge- 
rade bei Aenderungen in der Aemterorganisation, sei es, daß 
diese von der Kirche, sei es, daß sie vom Staate einseitig vor- 
genommen werden, kann es recht leicht zu Konflikten zwischen 
Staat und Kirche kommen, die unter Umständen Formen anzu- 
nehmen geeignet sind, die für beide Organisationen, Staat und 
Kirche gleich bedauerlich sind. 

Aus dem Gesagten geht also hervor: in Staaten, in denen 
das System der Öffentlichrechtlichen Qualität der katholischen 
Kirche durchgeführt ist, ist der kirchliche Beamte Organ einer 
öffentlichrechtlichen Korporation, nicht aber Staatsbeamter'. 

Sehr wohl ist es aber möglich, daß der kirchliche Beamte 
einzelne Rechtsakte öffentlichrechtlicher oder privatrechtlicher 
Natur als Beauftragter des Staates vornimmt. Dieser Auftrag, 
der jedoch keinesfalls unter dem Begriff des zivilistischen Man- 
dates gefaßt werden kann, ist wesentlich verschieden von der 
gewöhnlichen staatlichen Statuierung der Zwangsdienstpflicht, die 
als solche wieder die Grundlage des Amtsverhältnisses bildet. 
Das Unterscheidungsmerkmal besteht darin, daß bei der Sta- 
tuierung staatlicher Zwangsdienstpflicht Gesetz und Verwaltungs- 


ı Der letztere ist aber wohl Beamter, Organ einer juristischen Person 
des öffentlichen Rechtes, nämlich des Staates. Die ganze Unterscheidung 
. kommt daher, daß juristische Person des öffentlichen Rechtes ein weiterer 
Begriff ist als der des Staates; denn unter den ersteren Begriff fallen auch 
alle unterstaatlichen und oberstaatlichen juristischen Personen des öffent- 
lichen Rechtes, während umgekehrt dem Begriffe der juristischen Person 
des öffentlichen Rechtes nicht wenige begriffswesentliche Merkmale des 
Staates fehlen, 
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akt zusammen, letzterer als rechtskonstitutiver Akt, erst die Be- 
gründung des Dienstverhältnisses bewirken, während hier schon 
das Gesetz allein bestimmt und die Fälle festlegt, in denen der 
kirchliche Beamte als staatliches Organ zu intervenieren hat. 
Ein Verwaltungsakt findet hier gar nicht statt!. Beide Fälle 
sind streng zu scheiden v@n einander und von der dritten Art 
der Begründung des staatlichen Dienstverhältnisses: dem rechts- 
konstitutiven Akt der Eingehung des staatlichen Dienstverhält- 
nisses durch öffentlichrechtlichen Vertrag zwischen jener Person, 
die in den Staatsdienst einzutreten beabsichtigt, und dem Staate, 
ein Vertrag, aus dem für beide Kontrahenten qualifizierte Rechte 
und Pflichten entspringen. Dem Zivilrechte analog kann man 
sagen: in den ersten beiden Fällen handelt es sich um gesetz- 
liche Obligationen, derart, daß in dem einen Falle eine rein ge- 
setzliche Obligation vorliegt, im zweiten Falle das Gesetz nur 
die Zwangsdienstpflicht in abstracto statuiert; der Verwaltungs- 
akt aber zur Realisierung notwendig ist; im dritten Falle da- 
. gegen liegt eine reine Vertragsobligation vor. Immerhin wird 
man gut tun, bei derartigen Analogien sehr vorsichtig zu ver- 
fahren. 

Begrifiswesentlich für das Amt ist es durchaus nicht, daß 
es eine dauernde Institution darstellt. Es möchte zu weit führen, 
schon an dieser Stelle auf die Endigung des Amts- bezw. Dienst- 
verhältnisses näher einzugehen; dies wird geschehen bei der spe- 
zielen Behandlung des Rechtszustandes, der vor und nach dem 


! Ein Gesetz allein schafft nie subjektive Rechte und Pflichten; dazu 
ist immer noch ein zweites Moment notwendig, auf das das Gesetz Anwen- 
dung findet: ein konkreter Tatbestand. Nur insoferne kann man sich die 
Dienstpflicht vom Gesetze selbst statuiert denken, als die die Voraussetzung 
des Entstehens der Dienstpflicht bildende juristische Tatsache: „N. N. ist 
kirchlicher Beamter“ im Gesetze ausdrücklich gegeben ist. Es hat also — 
fährt das Gesetz fort — N. N. in diesem und jenem konkreten Falle als 
staatliches Organ zu intervenieren. Hier erfolgt die Auferlegung der Dienst- 
Pflicht einseitig durch das Gesetz, es hat ebensowenig eines Verwaltungs- 
aktes wie der Zustimmung des Verpflichteten not. Vergl. Jellinek, System 
ITTff.; Otto Mayer, deutsches Verwaltungsrecht II. S. 1095 ff. 
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Erscheinen des Dekretes „Maxima cura“ geherrscht hat bezw. 
jetzt herrscht. Nur so viel kann hier angedeutet werden: ge- 
wisse Rechtssphären werden von beiden Gewalten, der weltlichen 
und der geistlichen, für sich in Anspruch genommen, z. B. das 
Eherecht, die Institution des Eides usw. Gewiß bedeutet es ein 
Entgegenkommen des Staates, wenneer in solchen Fällen dem 
kanonischen Rechte den weitesten Spielraum gewährt und den 
kirchlichen Beamten als staatliches Organ bei den betreffenden 
Rechtshandlungen intervenieren läßt?. Die Folge davon ist die, 
daß dann der kirchliche Beamte nicht nur seinem geistlichen 
Vorgesetzten, sondern auch dem Staate gegenüber verantwort- 
lich ist, und daß ferner der kirchliche Beamte in seiner Eigen- 
schaft als staatliches Organ einen besonderen staatsgesetzlich 
geregelten, unter strafrechtliche Garantien gestellten Schutz ge- 
nießt. Selbstverständlich erlischt die staatliche Organschaft in 
dem Momente, als dafür die Voraussetzungen durch den Weg- 
fall des gesetzlich qualifizierten Tatbestandes gegeben sind: der 


kirchliche Beamte hat aufgehört, staatliches Organ zu sein, er 


tritt zurück in seine frühere Stellung. 


Die vorstehenden Ausführungen mußten deswegen einen 


breiteren Raum für sich in Anspruch nehmen, weil in Oester- 
reich und in allen deutschen Bundesstaaten das System der öf- 
fentlichrechtlichen Qualität der katholischen Kirche verwirklicht 
ist. Zur Kritik der österreichischen Kultusgesetze sei hier fol- 
gendes bemerkt: das österreichische Kultusgesetz vom 7. Mai 
1874, Nr. 50 RGBl., krankt, von anderen schwachen Seiten ab- 


1 Siehe unten I. 168 ff., II. 180 fi. 

? Unrichtig ist daher zu behaupten, rechtskonstitutiver Akt sei der- 
jenige, den das kirchliche Organ als solches vornimmt; der Staat begnüge 
sich damit, diesen Akt als für sich verpflichtend und berechtigend anzuer- 
kennen. Es handelt vielmehr in diesen Fällen das kirchliche Organ als 
solches und als Staatsorgan, nimmt nicht einen, sondern zwei Rechtsakte 
vor, einen auf dem Gebiete des kirchlichen Rechtes und einen zweiten auf 
dem Gebiete des staatlichen (öffentlichen oder privaten) Rechtes. Nur zeit- 
lich fallen die beiden Akte so vollständig zusammen, daß sie äußerlich als 
ein einziger erscheinen. 
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gesehen, vornehmlich an dem Uebelstande, daß die Regelung ge- 
wisser Materien nur in sog. Verheißungsparagraphen unternom- 
men wurde, statt sie sofort definitiv zu fixieren. Dies war ein 
folgenschwerer Fehler. Denn die Entwicklung unserer inner- 
politischen Verhältnisse, nicht zum mindesten die Jahrzehnte 
währende Lahmlegung unseres parlamentarischen Lebens durch 
die Natienalitätenkämpfe, hat es mit sich gebracht, daß an die 
definitive Fassung und Festlegung des österreichischen Staats- 
kirchenrechtes nie geschritten werden konnte. So befinden wir 
uns seit 37 Jahren (!) im Zustande eines Provisoriums, das, wenn 
nicht alle Aussichten täuschen, wohl nie von einem Definitivum 
abgelöst werden wird. Im folgenden soll vom Verhältnisse von 
officium und beneficium gehandelt werden!. Officium und bene- 
ficium sind nicht dasselbe, wenngleich beide termini häufig als 
gleichbedeutend gebraucht werden, ein Umstand, der in seinen 
Konsequenzen nicht wenigen Anlaß zu begrifflichen Verirrungen 
gegeben hat. Da der kirchliche Amtsträger einen Lebensunter- 
halt benötigt, müssen Vermögenswerte vorhanden sein, aus denen 
der Lebensunterhalt bestritten wird. Dies kann auf zweierlei Art 
erfolgen: entweder stehen jene Vermögenswerte in unmittelbaren 
(dinglichen) Beziehungen zum kirchlichen Amte und zum kirch- 
lichen Amtsträger oder der kirchliche Amtsträger, der in seinen 
Beziehungen zu den erwähnten Vermögenswerten Benefiziat ge- 
nannt wird, steht in bloß mittelbarem (obligatorischen) Verhält- 


nisse zu denjenigen Vermögenswerten, aus deren Erträgnissen er 


sein Einkommen bezieht. Zweckmäßigkeitsgründe haben nun 
dahin geführt, daß die Vermögenswerte, aus denen der Bene- 
fiziat sein Einkommen bezieht, in möglichst nahe Beziehung 
zu der als Amt bezeichneten kirchlichen Einrichtung gebracht 
wurden; diese mit dem Amte dauernd verbundenen Vermögen- 


ı Hinschius, Kirchenrecht II. 364 ff.; Friedberg, Lehrbuch 8. 179; Groß, 
Lehrbuch S. 117f.; Sägmüller a. a. O.; über die verschiedenen Definitio- 
nen in der neueren kanonistischen Literatur bei Groß, Recht an der Pfründe, 


Ss. 1#. 


27, 


a ie ns 
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schaften sind das Benefizialgut, das Pfründengut. Die Ver- 
knüpfung mit dem Amte und damit mit dem gesamten kirchlichen 
Organismus erfolgte in den verschiedensten Formen !. Schließlich 
hat man es für das Zweckmäßigste erkannt, die mit dem Amte 
verbundenen Vermögenschaften zu verselbständigen, d. h. ihnen | 
juristische Persönlichkeit, nämlich Anstalts- oder Stiftungsqualität 
zu verleihen. Damit wird dem Benefizialgute ein wichtiges be- 
griffswesentliches Merkmal der Stiftung eigen: die Ständigkeit, 
die sog. Perpetuität. Naturgemäß kann diese Verselbständigung 
nur bei solchen Vermögenschaften eintreten, die sich dafür 
eignen: liegendes Gut, Kapitalien usw. 

Es ergibt sich daraus, daß das Verhältnis des Benefiziaten 
zu diesen Vermögenschaften nicht unter den Begriff des ususfruc- 
tus oder eines anderen zivil-sachen-rechtlichen Verhältnisses fallen 
kann. Am ehesten kann man den Benefiziaten als Destinatär einer 
Stiftung bezeichnen, in der Weise, daß die Qualifikation als Desti- 
natär gegeben ist durch die Innehabung des betreffenden kirch- 
lichen Amtes. Dieser Theorie steht jedoch ein sehr gewichtiges 
Moment entgegen: daß es sich hier nicht um ein Institut des 
staatlichen Zivil- oder öffentlichen Rechtes handelt, sondern um 
ein Rechtinstitut, das ausschließlich dem kirchlichen Rechte ei- 
gentümlich ist und sein Analogon im staatlichen Rechte nicht 
hat, auch gar nicht haben kann, da es sich eben hier um. ganz 
spezielle kirchliche Rechtsverhältnisse handelt. 

Daneben bezieht der kirchliche Amtsträger in der Regel auch 
andere Einkünfte: die Stolgebühren 2 und die Staatsbezüge ?. Zu 
diesen Vermögenswerten steht er in einem lediglich obligatori- 
schen Rechtsverhältnisse: er hat den Anspruch, Stolgebühren 
und Staatsbezüge bezahlt zu bekommen. Sein Recht ergreift 


ı Meurer, Begriff und Eigentümer der heiligen Sachen; Hübler, Eigen- 
tümer des Kirchengutes; Poschinger, Eigentum am BILEHENUEIEISEENS vergl. 
die Lehrbücher. 

? Meurer, Bayerisches Kirchenvermögensrecht II. S. 299. Sägmüller, 
Lehrbuch S. 864. 
® Meurer, Kirchenvermögensrecht II. 8. 403 fi. 
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dabei nicht die Sache selbst, er ist vielmehr nur obligatorisch 
berechtigt, Zahlung zu verlangen, nötigenfalls durch Klage und 
Exekution zu erzwingen. Somit stehen sich drei subjektive Rechte 
gegenüber: das Recht auf Einkommen aus dem Benefizialgute, 
das Recht auf Stolgebühren und das Recht auf Staatsbezüge. 
Das erste der drei genannten subjektiven Rechte, d. i. das 
Recht des kirchlichen Beamten auf Einkom- 
men, das zahlenmäßig bestimmt ist, aus dem 
Stiftungsvermögen, nicht das Einkommen selbst 
bezeichneich alsbeneficium. 

Dem beneficium und dem Rechte auf Stolgebühren sind ge- 
wisse Merkmale gemeinsam, vielfach treten aber Verschieden- 
heiten hervor. Gemeinsam ist besonders das qualifizierte Rechts- 
subjekt und ferner, daß es sich in beiden Fällen um mehr oder 
minder rein kirchenrechtliche Fragen handelt. Abgesehen von 
der Verschiedenartigkeit der Rechtsobjekte und der zahlenmäßigen 
Höhe der/beiden Einkommen — beim beneficium ist die Summe 
ein für alle male fixiert, die Stolgebühren schwanken — besteht 
der Unterschied darin, daß das beneficium begründet wird und 
in engstem Zusammenhange steht mit dem Amte selbst (objek- 
tive Perpetuität) und beim beneficium titulatum mit der Anstel- 
lung als kirchlicher Amtsträger (subjektive Perpetuität), während 
der Anspruch auf Zahlung der Stolgebühren erst begründet wird 
durch die Vornahme spezieller kirchlicher Amtshandlungen. 

Zwischen dem beneficium und dem Anspruch auf die Staats- 
bezüge, die natürlich nur in solchen Staaten vorkommen können, 
in denen das Trennungsprinzip nicht durchgeführt ist, bestehen 
wieder gemeinsame und unterscheidende Merkmale. Gemeinsam 
ist das Rechtssubjekt, ferner daß sich das Recht auf Einkom- 
men gründet in beiden Fällen auf die Anstellung als kirchlicher 
Beamter und regelmäßig mit dem Amte selbst verknüpft ist, 
schließlich, daß die ziffermäßige Höhe des Benefizialeinkommens 
und der Staatsbezüge genau fixiert ist. Die Verschiedenheiten 
sind folgende: die Benefizialeinkünfte stammen aus einem Stif- 
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tungsvermögen, dem Benefizialgute, einem Rechtsinstitute, das 
spezifisch kanonischen Ursprunges ist; die Staatsbezüge dagegen 
kommen vom Staate, einer Korporation, die mit dem kirchlichen 
Amte nur in mittelbarem Zusammenhange steht. Gemeinsame 
und unterscheidende Merkmale bestehen schließlich noch hin- 
sichtlich der Staatsbezüge und der Stolgebühren. | 

Ofticium und beneficium sind somit nicht „nur verschiedene 
Seiten ein und desselben Rechtsinstitutes“, officium die spiri- 
tuelle, beneficium die materielle (temporelle). Das beneficium ist 
vielmehr selbständiges Rechtsinstitut, ebenso wie das officium 
selbständiges Rechtsinstitut ist. Beide Rechtsinstitute sind aller- 
dings miteinander aufs engste verknüpft; sie stehen — könnte 
.man sagen — in kausalem Zusammenhange, derart, daß der als 
beneficium bezeichnete Anspruch auf Unterhalt aus dem Stif- 
tungsvermögen gegeben wird „für“, „wegen“ der Ausübung des 
offieium: beneficium datur propter officium, m. a. W. das offi- 
cium ist Voraussetzung für den Erwerb und die Existenz des 
als beneficium bezeichneten subjektiven Rechtes, in der Weise, 
dab das Recht auf Einkommen aus dem Benefizialgute (jus in re) 
in dem Augenblicke entsteht, in dem das Amt angetreten wird, 
bezw. in dem Momente endigt, in dem das officium endigt, also 
nur für die Dauer der Innehabung des Amtes besteht. 

Der enge Zusammenhang von officium und beneficium, be- 
sonders aber die staatskirchenrechtlichen Verhältnisse Deutsch- 
lands vor dem Investiturstreite, haben es mit sich gebracht, daß 
die Begriffe „officium“ und „beneficium“ nie so prägnant formu- 
liert wurden, als es die Wichtigkeit der Materie erheischt: offi- 
cium und benefictum wurden — und werden noch immer — viel- 
fach gleichbedeutend gebraucht. Schließlich muß noch bemerkt 
werden, daß der enge materielle Zusammenhang, der ja in der Tat 
zwischen officium und beneficium besteht, in vielen Fällen eine 
Gleichheit der auf das offieium und der auf das beneficium be- 
zug habenden Rechtsnormen bewirken mußte, sodaß jene Rechts- 
sätze, die Bezug haben auf das officium, parallel mit jenen laufen, 
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die sich mit dem beneficium befassen (und umgekehrt), alles Um- 
stände, die begriffliche Verirrungen nur beschleunigen und ver- 
stärken mußten !. 

Von den Einteilungen der kirchlichen Aemter? sollen nur 
jene herausgegriffen werden, die für die vorliegende Studie von 
Bedeutung sind. 

Eine grundlegende Einteilung der Kirchenämter ist die in 
beneficia curata und non curata?. Die cura animarum ist eigent- 
lich der Zweck und das Ziel jeden Amtes und jedes Aktes, möge 
es ein rechtssetzender, ein rechtsprechender oder ein Verwal- 
waltungsakt sein. Im engsten Sinne des Wortes umfaßt die cura 
animarum die großenteils liturgischen Handlungen, die zum 
Seelenheile aller Gläubigen vorgenommen werden. So müssen 
also cura animarum im weiteren Sinne und cura animarum im 
engeren Sinne unterschieden werden. Damit ist auch die Unter- 
scheidung von beneficia curata und beneficia non curata ge- 
geben: das Wesen mancher Kirchenämter besteht in der Aus- 
übung der cura animarum im engeren Sinne, während andere 
Kirchenämter neben der cura animarum im engeren Sinne noch 
andere Zwecke verfolgen, indem sie Recht setzen, Recht sprechen 
usw. Die ersteren Aemter sind beneficia curata, die letzteren 
beneficia non curata, eine Unterscheidung also, die nach streng 
logischen Grundsätzen unhaltbar ist. Das Prototyp des officium 


‘ Pius X. scheint auf die Auseinanderhaltung von offieium und bene- 
fiium Gewicht zu legen; das Dekret „Maxima cura“ betitelt sich: de amo- 
tione administrativa ab officio et beneficio curato. Damit wird der Gegen- 
satz von officium und beneficium klar hervorgehoben. — Wenn die hier 
vertretene Theorie der vollständigen begrifflichen Trennung von officium 
und beneficium mit der kirchlichen Doktrin nicht übereinstimmt, so wurde 
absichtlich auf die bestehende Diskrepanz hingewiesen. Man darf doch 
von der scharfen Formulierung kirchlicher Rechtsinstute deswegen nicht 
Abstand nehmen, weil die Kirche bisher mit veralteten unhaltbaren Be- 
griffen operiert hat. 

® Hinschius, ‚Kirchenrecht II. S. 370 ff; Friedberg, Lehrbuch 8. 179; 
Sägmüller, Lehrbuch $, 246 f. 

® Siehe die vorherige Anmerkung. 
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curatum sind das Pfarramt und die parochialen Hilfsämter'. 

Die andere Einteilung der Kirchenämter, die für uns von 
Bedeutung ist, ist die in beneficia titulata und in beneficia ma- 
nualia?. Am einfachsten ist diese Unterscheidung gegeben durch: 
ständige und zeitweilige Aemter. Die diesbezügliche Materie ist 
schwer zu behandeln, da eine begriffliche Scheidung und Formu- 
lierung in der Theorie sehr gut möglich ist, die Praxis jedoch 
die theoretischen Erkenntnisse wieder verwischt. Im folgenden 
soll der Versuch einer rein dogmatischen Darstellung der dies- 
bezüglichen Lehren gegeben werden. 
| Man unterscheidet ständige Aemter und zeitweilige Aemter; 
die ersteren sind auf die Dauer berechnet, letztere sind bloß 
vorübergehender Natur. Ebenso unterscheidet man ständige und 
zeitweilige Beamte, wobei zu diesen auch die Amtsgehilfen und 
die amtlichen Vertreter gerechnet werden sollen. Aus der Kom- 
bination ergeben sich vier Kategorien: 

1. Ständige Aemter mit ständigen Beamten. 

2. Ständige Aemter mit zeitweiligen Beamten. 

3. Zeitweilige Aemter mit ständigen Beamten. 

4, Zeitweilige Aemter mit zeitweiligen Beamten. 

Daß das Amt an sich sowohl ein dauerndes, wie ein vor- 


ı Bouix, tractatus de parocho, S. 186. 

2 Besonders interessant ist die Entwicklung der benefiecia titulata. Seit 
jeher mußte der Weihekandidat gewisse Qualifikationen haben. Zu diesen 
Erfordernissen gehört auch der Ordinationstitel. Praktisch ist in dieser Hin- 
sicht der titulus beneficii der wichtigste. Das legislatorische Motiv dieser Be- 
stimmung ist folgendes: der Ordinarius ist verpflichtet, allen Personen, die er 
ordiniert hat, einen anständigen Lebensunterhalt zu verschaffen. Durch 
das Erfordernis des titulus beneficii soll verhindert werden, daß der Bi- 
schof zu viele Weihekandidaten ordiniert, sodaß ein Teil von ihnen nicht 
versorgt werden kann. Die nach der Ordination vorzunehmende Verleihung 
eines „beneficium“ ist somit Bedingung der erlaubt (nicht berechtigt!) vor- 
zunehmenden Ordination. Dieser Gedankengang ist unglücklich, da die 
Sache dadurch den Anschein gewinnt, als möchte das beneficium das Pri- 
märe sein, dasjenige, was vom Weihekandidaten angestrebt wird: Versor- 
gung, nicht Kirchendienst. Konsequenterweise sollte es demnach titulus 
offieii, nicht titulus benefictt heißen. 
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übergehendes sein kann, wurde schon oben angedeutet. Das 
beneficium aber ist begrifflich ein ständiges Rechtsinstitut, da es 
aus dem Benefizialgute, einem selbständigen Stiftungsvermögen, 
dessen Natur schon eine ständige ist, stammt. Damit ist schon 
gesagt, daß beneficia ausgeschlossen sind bei bloß zeitweiligen 
Aemtern. Ein durchaus ständiges Rechtsinstitut kann nur mit 
einem anderen ebenfalls ständigen Rechtsinstitute verknüpft sein; 
widersinnig wäre es, für ein bloß zeitweiliges Amt den lang- 
wierigen Prozeß der Verselbständigung eines Vermögens einzu- 
leiten, da nach Beendigung des Amtes die Stiftung keinen Zweck 
zu erfüllen hätte; somit bleiben nur übrig die Kategorien I. 
und Il.: ständige Aemter mit ständigen Organen und ständige 
Aemter mit zeitweiligen Organen. | 

‘Daß das beneficium als ständiges Rechtsinstitut mit dem 
Amt selbst in sog. objektiver Perpetuität steht, wurde schon 
ausgeführt. Was nun die sog. subjektive Perpetuität betrifft, so 
ist diese begrifflich nur möglich bei ständigen Aemtern mit stän- 
digen Amtsinhabern: subjektive Perpetuität ist der dauernde 
Nexus von benefictum und Amtsinhaber, ein Verhältnis also, 
das bei jedem Amte mit zeitweiligen Amtsinhabern a priori aus- 
geschlossen ist. So bleibt nur übrig 

1. das ständige Amt mit ständigem Amtsinhaber: dieser ge- 
nießt ein beneficium titulatum ; 

2. das ständige Amt mit zeitweiligem Amtsinhaber: dieser 
genießt ein beneficium manuale. 

Mit dem beneficium titulatum hat das benefictum manuale 
gemeinsam die sog. objektive Perpetuität; diese ist begriffswesent- 
liches Merkmal jedes beneficium. Hinsichtlich der sog. subjek- 
tiven Perpetuität kommt man juristisch-logisch zu dem Ergeb- 
nisse, daß diese nur dem beneficium titulatum eigen ist und dem 
beneficium manuale fehlt, daß sie also nicht begriffswesentliches 
Merkmal des beneficium überhaupt ist. Behauptet man, daß die 
sog. subjektive Perpetuität begriffswesentlich sei für jedes bene- 
fieium, dann kommt man zu dem Ergebnisse, das beneficium ma- 


E TIL jer® 
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nuale sei kein beneficium: man muß den zeitweiligen Inhabern 
ständiger Aemter das beneficium absprechen’. Diese Konse- 
quenz hat die Kirche nie gezogen, lieber hat sie sich dazu 
bequemt, einen offenen Widerspruch mitzuschleppen. 

Die Lösung der Inkonsequenz wäre nur unter einer Voraus- 
setzung möglich: daß man den Begriff des kirchlichen Amtes 
anders faßt. Die kirchliche Terminologie unterscheidet sich zwar 
in nicht wenigen Punkten wesentlich von der staatsverwaltungs- 
technischen Terminologie. Es ist jedoch nicht einzusehen, warum 
gerade der kirchliche Amtsbegriff anders gefaßt werden soll, als 
der gewöhnliche. Amt ist eine Einrichtung zur Führung eines 
Kreises von Geschäften; Kirchenamt ist demnach eine kirchliche 
Einrichtung, die die Führung eines Kreises kirchlicher Geschäfte 
bezweckt. | 

Subjektive Perpetuität ist somit ein Rechtsband zwischen 
dem ständigen Amt, dem damit in objektiver Perpetuität stehen- 
den beneficium einerseits und dem ständig angestellten Bene- 
fiziaten andererseits, das so beschaffen ist, daß es nur unter im 
(sesetze selbst fixierten, formell und materiell strafrechtlichen 
Voraussetzungen wider den Willen des Amtsinhabers gelöst wer- 
den kann. Wo die Endigung des Amtsverhältnisses, mag diese 
nun zu gleicher Zeit die Endigung des Dienstverhältnisses be- 
deuten oder nicht, auf eine andere Weise, d.h. sei es zur Strafe 
oder als bloße Verwaltungsmaßregel ohne jeden Strafzweck auf dem 
Wege eines anderen Verfahrens als auch dem des strafprozessualen 
möglich ist, d. h. rechtlich vom Vorgesetzten verfügt werden kann 
und darf, dort ist das Vorhandensein eines beneficium titulatum 
ausgeschlossen; in allen diesen Fällen handelt es sich entweder 
um ein beneficium manuale, wenn wenigstens das Amt, aber 


ı Wenn dies etwa damit verborgen werden soll, daß man behauptet, 
das beneficium titulatum sei ein „eigentliches“, das beneficium manuale 
aber ein „uneigentliches“ beneficium, so ist damit nichts erreicht. Denn 
die Unterscheidung von „eigentlichen“ und „uneigentlichen“ Dingen ist 
unlogisch und nicht juristisch. Entweder liegt ein beneficium vor, oder es 
liegt kein beneficium vor, ein Drittes ist begrifflich ausgeschlossen. 


Gerhardinger, Die amotio administrativa und das österr. Staatsrecht. 165 


nicht .der Amtsträger ständig ist, — oder es liegt überhaupt 
kein benefiium vor, wenn nämlich das Amt selbst ein bloß 
zeitweiliges, vorübergehendes ist!. Die Frage ist nun die, wel- 
cher Art die materiellen und formellen Voraussetzungen sind, 
die eine Endigung des Amtsverhältnisses überhaupt auf nicht 
 prozessualem Wege zulassen. Diese Frage in bezug auf das 
Pfarramt und auf die parochialen Hilfsämter zu beantworten, 
ist Aufgabe der vorliegenden Studie. Es wird demgemäß bei 
der Behandlung des Stoffes das Dekret „Maxima cura“ vom 
- 20. August 1910 im Mittelpunkte der Darstellung stehen müssen. 


I. Kapitel. 


Reehtszustand bis zum Erscheinen des Dekretes 
„Maxima cura“. 


L. Das Pfarramt und die parochialen Hilfs- 
| ämter. 


Begriffswesentliches Merkmal des officium parochiale ist die 
ausschließliche Berechtigung und Verpflichtung zur Ausübung 
der cura animarum in einem bestimmten örtlich abgegrenzten 
Sprengel ?, den man als den untersten kirchlichen Verwaltungs- 
bezirk bezeichnen kann. Pfarrer ist demnach jener Priester, 
der in Unterordnung unter den Bischof die cura animarum über 
einen bestimmten Kreis von Gläubigen ausüben darf und muß. 
Zwischen dem „örtlich abgegrenzten Sprengel“ und dem „Kreis 
von Gläubigen“ bestehen Wechselbeziehungen in der Art,*daß sich 
die Zugehörigkeit zu dem der Seelsorge des Pfarrers anvertrauten 
Kreise von Gläubigen nach dem Aufenthalte in einem bestimmten 


ı Vergl. folgende Zitate von Sägmüller, Lehrbuch $ 38, S. 256: „kein 
benefictum ist also vorhanden, .... wo ein Amt ohne Einkünfte ist“. 
$ 200, 8. 882: „mit jedem officium muß ein beneficium verbunden sein“. 


? Barbosa, de parocho 1. 1. S. 1fl. 
® Hinschius, Kirchenrecht Il. S.291ff.; Friedberg, Lehrbuch S. 211; 


Groß, Lehrbuch S. 241ff.; Sägmüller, Lehrbuch S. 431fl.; Scherer, Hand- 
buch I. S. 631 ff. 
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als „Pfarre“ oder „Pfarrei“ bezeichneten Sprengel richtet. Na- 
türlich gibt es von diesem Prinzipe nicht wenige Ausnahmen. 
(Exemtionen !). Der Pfarrer ist ständiges Organ, er ‚genießt 
ein beneficium titulatum. | 

Eng verbunden mit dem Pfarramte sind die parochialen 
Hilfsämter und die Stelivertretungen im Piarramte ?2). Beiden 
gemeinsam ist, daß sie nur dann praktisch werden, wenn ein be- 
sonderer Grund für die Bestellung solcher Organe, deren beide 
Kategorien unter dem Sammelnamen vicarii zusammengefaßt 
werden, vorhanden ist. Trotzdem sind die unterscheidenden Merk- 
male nicht gering. Der Hauptunterschied besteht in den von 
den genannten Organen auszuübenden Funktionen, bez. im Um- 
fange dieser Funktionen. Gehilfen im Pfarramte können nur 
dann bestellt werden, wenn das Pfarramt besetzt ist; damit ist 
jedoch nicht gesagt, daß die Gehilfen ipso jure ihrer Anstellung 
damit verloren gehen, daß das Pfarramt unbesetzt wird. Stell- 
vertreter im Pfarramte können aber sowohl bei besetztem, wie 
bei unbesetztem Pfarramte bestellt werden. Manchmal, beson- 
ders bei vorübergehender Anstellung eines einer der beiden Kate- 
gorien angehörenden Organes ist es schwer zu unterscheiden, ob 
vorübergehende Gehilfenschaft oder vorübergehende Stellvertre- 
tung vorliegt. Man wird als unterscheidendes Merkmal in sol- 
chen Fällen den Umstand untersuchen müssen, ob der parochus 
selbst sein Amt ganz oder wenigstens teilweise ausübt oder ob 
er sein Amt überhaupt nicht ausübt. Im ersten Falle liegt 
zweifellos Gehilfenschaft vor, in den beiden letzten Fällen handelt 
es sich um Stellvertretung. Die Bezeichnungen der in Frage 
stehenden Organe sind verschieden — vom Sammelnamen vica- 
rius abgesehen —, ein Umstand, der nicht wenig dazu beige- 
tragen hat, die Doktrin unklar zu gestalten. 

Was die ständigen Gehilfen? im Pfarramte an- 


ı Sägmüller, Lehrbuch S. 257 f. 
?2 Hinschius, Kirchenrecht 11. S. 318 ff. 
® Siehe die vorherige Anmerkung. Sägmüller S. 437 ff. 
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langt, so sollen die sog. Kuratkapläne, Lokalisten, Expositen aus 
der Behandlung ausgeschieden werden. Diese haben eine interes- 
sante historische Entwicklung durchgemacht, die in der Melır- 
zahl der Fälle zu dem Ende führte, daß diese Gehilfen selb- 
ständige Benefiziaten an einer Nebenkirche (Filialkirche) wur- 
den. Häufig wurden sie sogar selbständige Pfarrer, eine Ent- 
wicklung, die in Oesterreich besonders unter Kaiser Josef II. 
eine starke Förderung erfuhr. Praktisch weit wichtiger, weil 
bei ihnen die Gehilfenschaft sehr stark in den Vordergrund tritt, 
sind jene ständigen Gehilfen des Pfarrers, die an der Pfarrkirche 
selbst wirken: die Pfarrkapläne. Sie genießen ein selbständiges 
beneficium titulatum, wie der Pfarrer selbst; ihr officium betrifft 
den Anteil an der Seelsorge in ihrer Gesamtheit oder wenigstens 
einem Teile derselben, der ihnen vorgeschrieben ist. Pfarr- 
kapläne, die ständig sind, werden dann und dort angestellt, wenn 
es dem Pfarrer selbst nicht möglich ist, infolge der räumlichen 
Ausdehnung der Pfarre oder infolge der großen Zahl der Be- 
völkerung sämtliche pfarrlichen Funktionen allein vorzunehmen. 

Die zeitweiligen Gehilfen! des Pfarrers werden 
ebenfalls als Kapläne bezeichnet; häufiger führen sie den Namen 
cooperator oder coadjutor. Sie genießen kein beneficium, weil 
die wichtigste Voraussetzung für das Vorhandensein eines solchen, 
die Ständigkeit des Amtes selbst fehlt. Ihr officium ist ein bloß 
vorübergehendes, hat jedoch materiell denselben Umfang wie das 
des ständigen Gehilfen. 

Auch unter den Stellvertretern im Pfarramte sind ständige 
und zeitweilige zu unterscheiden. Das Prototyp des stän- 
digen Stellvertreters? ist der Pfarrvikar, der vicarius 
perpetuus, der die gesamte Seelsorge in einer inkorporierten 
Pfarrei ausübt. Zweckmäßigkeitsgründe beschränken die Ständig- 
keit dieser Organe; sie genießen bloß ein benefictum manuale. 
Zeitweilige Stellvertreter im Pfarramte?® sind die vi- 


! Siehe die vorherige Anmerkung. 
? Siehe die vorherige Anmerkung. 
® Siehe die vorherige Anmerkung. 
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carii temporales, die kein beneficium genießen. Das officium 
sämtlicher Stellvertreter betrifft den ganzen Umfang der pfärr- 
lichen Rechte und Pflichten. 


II. Amtsentsetzungim allgemeinen‘. 


Ich komme nun zur Besprechung jener Materie, die den 
Rechtszustand bis zum Erscheinen des Dekretes „Maxima cura“ 


betrifft: wann, d. h. unter welchen materiellen und formellen 
Voraussetzungen ist eine Amtsentsetzung des Pfarrers und der 
parochialen Hilfsorgane rechtlich möglich? Worin bestehen die 
materiellrechtlichen und die formellrechtlichen Garantien, die der 
Pfarrer und die parochialen Hilfsorgane und Stellvertreter gegen 


ungerechtfertigte Amtsentsetzungen genießen ? 

Eine Amtsentsetzung kann materiellrechtlich aus zwei großen 
Gruppen von Gründen erfolgen: als Strafe und nicht als Strafe ?. 
Formellrechtlich kann die Amtsentsetzung erfolgen auf gericht- 
lichem und auf außergerichtlichem Wege. Es wurde nun die 
Behauptung aufgestellt, daß es für die Amtsentsetzung als Strafe 
begriffswesentlich sei, daß sie an ein vorhergehendes gerichtliches 
Urteil geknüpft sei, während es andererseits für die Amtsent- 
setzung, die nicht Strafe ist oder wenigstens nicht Strafe sein 
will, begriffswesentlich sei, daß sie auf außergerichtlichem Wege, 
d. i. durch einen Verwaltuungsakt vorgenommen werde. Man 


ging dabei so weit, daß man Rückschlüsse anstellte von dem der 


Amtsentsetzung vorhergehenden Verfahren auf das Wesen der 
Amtsentsetzung selbst, und übersah dabei die Tatsache, daß doch 
formellrechtliche Einrichtungen nur dann präjudizierend sein 
sein können für den materiellen Charakter des dadurch erzielten 
Effektes, wenn dies ein Rechtssatz ausdrücklich besagt. So 
stellte man einfach eine Parallele her, derart, daß die Amts- 


ı Hinschius, Kirchenrecht IIL S. 298ff.; Friedberg, Lehrbuch S. 389ff.; 
Groß, Lehrbuch S. 197; Sägmüller, Lehrbuch S. 342. 
? Sägmüller, Lehrbuch 8. 343 £. 
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entsetzung als Strafe an ein vorausgehendes strafgerichtliches 
Verfahren und Urteil gebunden sei, daß auf der anderen Seite 
der nicht als Strafe verfügten Amtsentsetzung ein Verwaltungs- 
verfahren entspreche. Dies ist unrichtig; denn nicht maßgebend 
dafür, ob es sich um eine strafweise oder eine nicht-strafweise 
Amtsentsetzung handelt, sind die Arten des dabei zur Anwen- 
dung gelangenden Verfahrens, die formellen Voraussetzungen 
der Amtsentsetzung. Maßgebend für die Entscheidung dieser 
Frage sind lediglich materielle Gründe, denn aus den Gründen, 
derentwegen die Amtsentsetzung verfügt wurde, allein läßt sich 
entscheiden, ob die Amtsentsetzung Strafe ist oder nicht, Diese 
Tatsache wurde häufig übersehen; auch bei der Interpretation 
des Dekretes „Maxima cura“ hat man diese entscheidenden Mo- 
mente vielfach unberücksichtigt gelassen. Es ist eben nicht wahr, 
daß Verwaltungsorgane sich nur mit Verwaltungsangelegenheiten 
beschäftigen und nur Verwaltungsakte im materiellen Sinne vor- 
nehmen, nicht selten nehmen sie auch Akte der Justiz und solche 
der Rechtssatzung vor. In der Kirche, wo Verwaltung und Justiz 
nur in der obersten Instanz, jedoch auch dort nicht vollkommen 
reinlich geschieden sind, während eigene nur für die Rechts- 
satzung zuständige Organe überhaupt fehlen, kommen demnach 
Verschiebungen unter den einzelnen Materien um so häufiger vor. 

In dem vor dem Erscheinen des Dekretes „Maxima cura“ 
herrschenden Rechtszustande wird diese Frage unnötigerweise 
noch dadurch verwirrt, daß die diesbezüglichen Rechtssätze des 
corpus juris canonici sehr unklar gehalten sind und die verschie- 
denen kanonischen Schulen bei der Interpretation zu den ver- 
schiedensten Ergebnissen gelangten, eine Tatsache, die sich da- 
durch erklären läßt, daß es sich dabei nicht minder um recht- 
liche, als um politische Verhältnisse handelt. Es ist nicht Auf- 
gabe dieser Abhandlung, die Materie rechtsgeschichtlich zu be- 
leuchten; es kann hier nur angedeutet werden, daß die Dok- 
trinen im Laufe der Jahrhunderte mit den verschiedenen in 
Uebung befindlichen kirchenpolitischen Systemen sich sehr oft 


— 
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geändert haben. Hier sollnur der vor dem Erscheinen des De- 
kretes „Maxima cura* herrschende Rechtszustand behandelt wer- 
den; und der war folgender: | 
. An einer scharfen juristischen Formulierung fehlt es, die 

Praxis ist bald strenger, bald milder. Sicher ist jedoch, daß 
der Pfarrer nach der herrschenden Lehre parochus perpetuus ! 
ist. Damit ist nicht gesagt, daß der Pfarrer vom Amte: und 
vom beneficium überhaupt nicht entfernt werden kann; dies wäre 
widersinnig. Aber man war sich nicht über alle Vorausset- 
zungen einig, die ‚gegeben sein müssen, um eine Amtsentsetzung 
vornehmen zu können. | 

Daß eine strafweise Amtsentsetzung auf gerichtlichem Wege 
durchgeführt werden kann, steht außer Zweifel?. Seit jeher | 
bildete aber die Beantwortung folgender Fragen den oz, 
verschiedener Kontroversen: 

1. Kann eine strafweise Amtsentsetzung auch auf dem Ver- 
waltungswege durch einen Verwaltungsakt vorgenommen werden? 

2. Kann eine nicht-strafweise Amtsentsetzung überhaupt vor- 
genommen werden?* Wird diese Frage bejaht, so kann dafür 
nur ein Verwaltungsverfahren in Betracht kommen; ein strafge- 
richtliches Verfahren ist dabei begrifflich ausgeschlossen. 


IH. „Absetzung“ und „Versetzung“, 


Absetzung ist Entfernung vom Amte; Versetzung ist Ent- 
fernung vom Amte mit Wiederanstellung in einem anderen Amte, 


— 


!C. un. in IIto de cap. monach. III. 18. C.i. in VIto ne clerici vel 
monachi III 34; Trid. Sess. XXIV. de ref. c. 13. 
-  ? Sägmüller, Lehrbuch S. 799, 
.. °F. Heiner, Die remotio oeconomica oder die Amtsversetzung eines 
Pfarrers auf dem Verwaltungswege, Archiv für katholisches Kirchenrecht 
77 (1897) 124 fl. _Ders., Die Versetzung eines Pfarrers auf dem Verwal- 
tungswege, Archiv für katholisches Kirchenrecht 88 (1905) 80 ff. A. Geiger, 
Die remotio oeconomica oder die Versetzung der Pfarrer aus administra- 
tiven Erwägungen (Theol. prakt. Monatsschrift 16 (1906) 594 ff. 
* Vergl. Anm. 3. Die dort angeführte Literatur gilt auch für die näch- 
sten Abschnitte. 
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in der Art, daß. beide Akte zusammenfallen, sodaß sie äußerlich 
als ein Akt erscheinen. 0 

In Betracht kommen dabei die Wechselbeziehungen zwischen 
Amtsverhältnis und Dienstverhältnis !, zwischen Amtspflicht und 
Dienstpflicht. Der übergeordnete Begriff ist der des Dienstver- 
hältnisses. Die Dienstpflicht ist Voraussetzung des Amtsverhält- 
nisses; das Amtsverhältnis wieder gibt erst der Dienstpflicht 
ihren bestimmten Inhalt. Das Amtsverhältnis ist bedingt durch 
das Dienstverhältnis und die Endigung des Amtsverhältnisses 
bedeutet, wenn kein neues eingegangen wird, stets die Endigung 
des Dienstverhältnisses und der Dienstpflicht. An sich braucht 
jedoch die Endigung des Amtsverhältnisses nicht die Endigung des 
Dienstverhältnisses bedeuten, dieses kann fortdauern. Nur dann 
wird die Dienstpflicht und das Dienstverhältnis beendet, wenn 
nach beendetem Amtsverhältnisse eine Wiederanstellung nicht 
erfolgt; dies ist der Fall bei der „freiwilligen“ und bei der 
zwangsweisen Pensionierung, kann aber auch ohne Zuweisung 
eines Ruhegehaltes erfolgen. Die Versetzung bedeutet demzu- 
folge niemals die Endigung des Dienstverhältnisses. 

Das Amtsverhältnis wird durch jede Absetzung beendet. 
Bei Nichtwiederanstellung in einem anderen Amte wird kein 
neues Amtsverhältnis eingegangen, es endet auch das Dienstver- 


hältnis. Bei Versetzung wird ein neues Amtsverhältnis einge- 
gangen, das Dienstverhältnis und Dienstpflicht dauern fort. 


Ob aber die in Frage kommenden kirchenrechtlichen Normen 


Absetzung ohne Wiederanstellung, also Endigung des Dienstver- 
'hältnisses durch Dienstentlassung bedeuten wollen oder ob sie 


sich auf die Versetzung beziehen, ist nicht zu entscheiden. Ebenso 


wenig ist gesagt, ob die Absetzung überhaupt vor ein gericht- 
liches Forum gehört oder ob sie auch auf dem Verwaltungs- 


‘wege vorgenommen werden kann. Somit ist die ganze Frage 
recht problematischer Natur; dazu kommt, daß man bei der 


1 O. Mayer, Deutsches Verwaltungsrecht II. S. 194 ff. 
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Durchführung von Analogien zum staatlichen Verwaltungs- und 
Disziplinarstrafrechte deswegen sehr vorsichtig zu Werke wird 
gehen müssen, weil es die Kirche abgelehnt hat, über diese Ma- 
terie näherejAuskünfte zu geben, sodaß sich leicht Trugschlüsse 
ergeben könnten. Vom juristischen Standpunkte aus ist dieses 
Schweigen sicherlich nur zu bedauern, da die Behandlung des 
Stoffes darunter sehr viel zu leiden hat. Vom politischen Stand- 
punkte aus mag es ja klug sein, die Allgemeinheit über manche 
Materien im Unklaren zu lassen. Dies ist eben Sache der. 


Politik, nicht des Rechtes; und die Politik kann die Kirche so 


machen, wie sie will, 


IV. Gerichtliche Amtsentziehung!. 


Fest steht, daß gewisse Fälle der Amtsentziehung, die eine 
Strafe darstellen, vor das Gericht gehören, sei es, daß diese 
Fälle eine Absetzung ohne Wiederanstellung, also Dienstent- 
lassung bedeuten, sei es, daß es sich um Fälle der Versetzung 
handelt. | 

1. Endigung des Dienstverhältnisses liegt vor in folgenden 
Fällen: 

a) suspensio ab officio, 

b) suspensio ab officio et beneficio. 

In beiden Fällen ist dem Suspendierten die Ausübung Hei 
Weiherechte untersagt; da die Weiherechte in ihrer Ausübung 
die cura animarum bedeuten, hat die suspensio notwendig den 
Amtsverlust zur Folge. Ferner ergibt sich daraus, daß der su- 
spensus unfähig ist, je wieder ein anderes Amt zu erhalten.: Was 
die Unterscheidung von suspensio ab officio und suspensio ab officio 
et: beneficio betrifft, so liegt darin eine Tautologie. Die Unter- 
scheidung will wahrscheinlich folgendes andeuten: die suspensio 
ab officio et beneficio kann nur solche Kleriker treffen, die In- 
haber eines ständigen Amtes sind, da ein beneficium nur mit 
einem ständigen Amte verbunden sein kann. Kleriker, die kein 


ı Bouix, tractatus S. 364 ff. Siehe die Lehrbücher! 
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beneficium besitzen, können nur von der suspensio ab officio be- 
troffen werden, da diese nur ein officium vorübergehender Natur 
versehen, mit denen ein beneficium nicht verbunden sein kann. 
In aller Regel ist die suspensio Zensur. 

c) Depositio, bestehend in der bleibenden Entziehung der 
‚Amtsrechte und der Weiherechte mit der Unfähigkeit, je wieder 
ein Kirchenamt zu erwerben, sodaß dem Deponierten nur die 
klerikalen Standesprivilegien verbleiben. Die depositio bedeutet 
somit nicht nur die Endigung des Amtsverhältnisses, sondern 
auch die des Dienstverhältnisses. 

d) Degradatio, sich teilend in die degradatio verbalis und 
degradatio actualis. Sie ist die schwerste kirchliche Strafe, in- 
dem sie mit der Absetzung vom Amte und der Unfähigkeit, Je 
wieder ein anderes zu erwerben, die Endigung der Dienstpflicht 
bedeutet, jedoch so, daß dem degradatus auch die klerikalen 
Standesprivilegien genommen werden. Den Charakter indelebilis 
des ordo kann der Degradierte nicht verlieren, wohl aber geht 
die Fähigkeit, ihn auszuüben, auf immer verloren. 

Bei allen angeführten Strafen ist es begriffswesentliches Mo- 
ment, daß die Absetzung vom Amte und von der Pfründe, wenn 
eine solche mit dem Amte verbunden ist, zur Strafe selbst ge- 
hört; sie ist Strafe, nicht Folge der Strafe. 

2. Endigung des Amtsverhältnisses ohne Endigung des Dienst- 
verhältnisses als Strafe, vom Gerichte ausgesprochen, liegt vor 
im Falle der Strafversetzung, translocatio. Sie besteht in der 
Absetzung vom Amte und der gleichzeitigen Wiederanstellung 
in einem anderen Amte, dessen Einkünfte geringer bemessen sind 
als .die des vorigen. 

3. Schwierig ist die sog. privatio beneficii zu benzailen 
Sicherlich bedeutet sie die Endigung des Amtsverhältnisses, sie 
kann aber auch die Endigung des Dienstverhältnisses bedeuten, 
weswegen ich sie als eine „befristet-bedingte Endigung des Dienst- 
verhältnisses* bezeichnen möchte. Die privatio benefici ist an 
ein gerichtliches Verfahren geknüpft, ist demnach Strafe. Ob 
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eine Wiederanstellung erfolgt, ist bedingt dadurch, ob sich der 
‚betreffende privatus bessert, bez. nicht bessert. Die Wiederan- 
stellung ist ferner befristet dadurch, daß sich die Symptome der 
Besserung innerhalb eines gewissen Zeitraumes zeigen müssen. 
Erfolgt keine Besserung, dann kann auch keine Wiederanstel- 
lung erfolgen und in diesem Falle bedeutet die privatio be- 
neficii die Endigung des Dienstverhältnisses, die aber nicht ex 
nunc, sondern ex tunc datiert wird. Erfolgt aber eine Besse- 
rung, dann wird der privatus wieder in einem Amte angestellt; 
die Dienstpflicht hat während dieser Zeit fortgedauert, ihre Be- 
tätıgung im Amte war untersagt. 

In allen bisher behandelten Fällen liegt ein formelles ge- 
richtliches Strafverfahren vor; suspensio, depositio, degradatio, 
translocatio, privatio beneficii sind Strafen, die nur verhängt 
werden dürfen nach durchgeführtem gerichtlichem Verfahren. 


V. Außergerichtliche Amtsentziehung!'. 


Nun kommen wir zur Besprechung der Absetzung mit Wie- 
deranstellung und der Absetzung ohne Wiederanstellung auf 
außergerichtlichem Wege, im Verwaltungsverfahren, sei es, daß 
sie Strafen darstellen, sei es, daß sie nicht Strafen darstellen 
oder wenigstens nicht darstellen wollen. Somit sind vier Fälle 
kombinierbar: 

1. Strafweise Absetzung ohne Wiederanstellung auf dem Ver- 


waltungswege. (Strafweise Dienstentlassung.) 


2. Strafweise Absetzung mit Wiederanstellung auf dem Ver- 
waltungswege. (Strafversetzung.) 

3. Nicht-strafweise Absetzung ohne Wieieraueielläng auf dem 
Verwaltungswege. (Dienstentlassung.) 

4. Nicht-strafweise Absetzung mit Wiederanstellung auf dem 
Verwaltungswege. (Versetzung.) 

Im Mittelpunkte der folgenden Darstellung steht cap. 5. 


ı Vergl. 8. 170 Anm. 3. 
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decret. Greg. III. 19. 

ad 1. Die Fassung des zitierten Kapitels ist eine unglück- 
liche; transferre soll wohl „versetzen“ bedeuten. Damit wäre 
die Absetzung ohne Wiederanstellung verneint. Diese Vermutung 
scheint auch in der Praxis ihre Bestätigung zu finden: straf- 
weiseAbsetzung ohne Wiederanstellung bedeutet 
die Endigung des Dienstverhältnisses und strafweise Dienstent- 
lassung ist nur möglich auf dem Wege eines prozessualen Straf- 
verfahrens. Dies folgt auch aus der Erwägung, daß die Dienst- 
entlassung zu den schwersten kirchlichen Strafen gehört und die 
Verhängung schwerer, bez. die Behandlung der schwere Strafen 
bedingenden Vergehen gehört doch ganz selbstverständlich vor 
das Forum des Gerichtes, denn ein gerichtliches Verfahren 
garantiert weit mehr als jedes andere Verfahren die materielle 
Richtigkeit der getroffenen Entscheidung. Ein bloß administra- 
tives Verfahren vermag nie und nimmer die Gerechtigkeit in 
jenem Maße zu verbürgen, hier werden der Subjektivität des 
„Vorgesetzten — ein Ausdruck, der sich schlecht zusammen- 
reimen läßt mit der Ausübung „richterlicher* Tätigkeit — ganz 
außerordentliche Zugeständnisse gemacht: er entscheidet hier 
mehr oder minder subjektiv, dort entscheidet das Gesetz objek- 
tiv. Der Zug der Zeit geht dahin, Strafsachen vor dem Gerichte 
zu behandeln: dies ist zeitgemäß! Die Kirche ist allerdings, 
gerade was den Modernismus betrifft, immer ihre eigenen Wege 
gegangen. Ein verläßliches, allgemein gültiges Urteil zu aronı 
bleibt somit immerhin eine gewagte Sache. 

ad 2. Ebenso wenig wie im behandelten Falle läßt sich aus 
dem zitierten Kapitel ein abschließendes Urteil über die straf- 
weise Absetzung mit Wiederanstellung (Straf- 
versetzung auf dem Verwaltungswege) fällen. Voraussetzung für 
die Berechtigung zur Vornahme der Versetzung ist das Vorhan- 


—— 

' Si autem episcopus causam inspexerit necessariam, lieite poterit de 
uno loco ad alium transferre personas, ut quae uno loco minus sunt utiles, 
alibi se valeant utilius exercere. 3: 
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densein einer causa necessaria. Die Bestrafung eines Beamten, 
der sich dienstlich vergangen hat, ist gewiß auch eine causa 
necessaria. Daraus ist aber immerhin noch kein Schluß auf das 
dabei zur Anwendung gelangende Verfahren zu ziehen. Aus 
dem Terminus „causa necessaria“ wäre man nun schließen ver- 
sucht, daß jus cogens vorliege; dem widerspricht jedoch das 
folgende „licite poterit“. Läge jus cogens vor, dann müßte: es 
doch heißen: „episcopus debebit transferre .. . .“!. 

Irgendwie muß dieser Widerspruch gelöst werden; materiell 
am richtigsten dürfte dies wohl dadurch geschehen, daß man 
der causa necessaria einen ınilderen Sinn unterlegt. Die causae 
necessariae — es dürften wohl deren mehrere sein — hat jedoch 
bisher niemand erfahren. So koınmt es, daß die ganze Frage ma- 
teriell überhaupt unbegründet geblieben ist. Für diejenigen Per- 


ı Vergl. deutsches BGB. $ 6: „Entmündigt kann werden...“ Daß 
diese Gesetzesstelle jus cogens ist, dafür spricht die opinio communis; 
außerdem geht dies hervor aus dem Schlußsatze des zit. $: „die Entmün- 
digung ist wieder aufzubeben ...* Ob die in Frage stehende Stelle des 
corpus juris canonici so zu behandeln ist, muß als fraglich bezeichnet wer- 
den; sie würde dann lauten: Erblickt der Bischof irgend einen zwingenden 
Grund für die Versetzung, dann kann und mußeru.=.f..... Bei 
näherer Betrachtung des zit. cap. 5 decret. Greg. III. 19 treten die Wider- 
sprüche umsomehr hervor: necessariam .... poterit....utiles.... 
utilius .... .: Die bloße utilitas kann doch nicht für jeden konkreten Fall 
als causa necessaria anerkannt werden; auch die Kirche hat sich nicht 
diesem Prinzipe angeschlossen. Die Vermutung freilich, daß es sich hier 
um eine Fälschung handle, ist schwer zu stützen. Dafür sprechen nur 
die sich wiederholenden Widersprüche. Die Stelle würde dann ihren Ab- 
schluß finden bei „transferre personas“. Faßt man dann noch poterit als 
„kann und muß“, dann fallen alle Widersprüche in sich zusammen: Er- 
blickt der Bischof einen zwingenden Grund zur Vornahme einer Versetzung, 
dann ist er dazu sowohl berechtigt als verpflichtet. Die Fälschung würde 
in dem Zusatze: „ut quae cura loco minus sunt suntutiles, alibi de valeant 
utilius exercere* bestehen; durch den Zusatz wäre die Macht des Ordina- 
rius bedeutend erweitert worden, da zu den causae necessariae noch die 
utilitatis causae kommen, denen zufolge die Versetzung vorgenommen 
werden kann und muß. Diese Vermutung auf andere Weise zu stützen, 
ist allerdings um so schwieriger, als der Stil des Kapitels trotz der mannig- 
fachen Widersprüche vollkommen korrekt erscheint. 
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sonen, die den Bestimmungen des cap. V unterliegen, wäre es 
von großer praktischer Bedeutung, die Gründe ausnahmslos zu 
detaillieren und derartige Angelegenheiten ein für alle Male den 
Gerichten zur Aburteilung zuzuweisen; der kirchliche Beamte 
wüßte dann wenigstens, wie seine dienstrechtliche Stellung ge- 
staltet ist. Solche Forderungen sind von der Kirche immer ab- 
gelehnt worden. | 
Heiner! berichtet über einen Fall, in dem zweifellos eine 
strafweise Versetzung auf dem Verwaltungswege vorgenommen 
wurde. Daß es sich dabei um eine strafweise Versetzung ge- 


handelt hat, geht — abgesehen von der causa, die für die Ver- 


setzung maßgebend war — schon daraus hervor, daß der Ver- 
setzung monitiones canonicae vorangingen; Ermahnungen, die 
einer nicht-strafweisen Versetzung vorangehen, sind doch begriff- 
lich ausgeschlossen. 
 ad3. Dienicht-strafweise Absetzung ohne Wie- 
deranstellung auf dem Verwaltungswege ist ausgeschlossen, 
eine Dienstentlassung, die nicht Strafe ist, gibt es nicht. Selbst 
im Falle physischer oder psychischer Unfähigkeit zur Führung 
des Amtes kann der kirchliche Amtsträger nicht aus dem Dienst- 
verhältnisse entlassen werden. In diesen Fällen tritt vielmehr 
ständige oder zeitweilige Gehilfenschaft oder Stellvertretung ein. 
ad 4. Was schließlich die nicht-strafweise Abset- 
zung mit Wiederanstellung auf dem Verwaltungswege 
betrifft, so muß diese streng geschieden werden 1. von der selbst- 
angesuchten Versetzung und 2. vom Tausche der Aemter. Die 
causa solcher Versetzungen sind ebenso wenig präzisiert wie die 
der Strafversetzungen. Schrandner’? zitiert Con. Trid. Sess. VI. 
der reform. cap. 13. Weiter führt er noch einige utilitatis 


* Heiner, Archiv für katholisches Kirchenrecht 77 (1897) 124 ff. 
? L. Schrandner, die Versetzung nach katholischem Kirchenrecht. Diss. 
1898. S. 49. 
3 ecclesiis ipsis de pastoribus utilioribus providere poterit, scil. epi- 
scopus. 
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causae an, kommt jedoch schließlich zu dem Ergebnisse, zuge: 
stehen zu müssen, daß die Entscheidung darüber von Fall: zu 
Fall zu fällen sei: dies besagt gar nichts! Das objektive kano- 
nische Gesetzesrecht verweigert diesbezüglich jede Auskunft, in 
der Praxis hat man sich immer auf die Bestimmung des zitierten 
Kapitel 5 gestützt. 

Die vielen Schwierigkeiten, mit denen solche Versetzungen, 
ebenso wie strafweise Versetzungen auf dem Verwaltungswege 
verbunden waren, zeigen am deutlichsten, daß hinsichtlich der 
causae necessariae und des licite poterit recht viele Unklarheit 
geherrscht hat. Die remotio oeconomica, wie der terminus tech- 
nicus für die nicht-strafweise Versetzung auf dem Verwaltungs- 
wege lautet, ist ein Rechtsinstitut, das seiner formellen und ma- 
teriellen Begründung im corpus juris canonici beinahe entbehrt; 
daher die gerade entgegengesetzten Lehren, die diesbezüglich im 
Laufe der Jahrhunderte gelehrt wurden, derart, daß nach der 
einen extremen Doktrin der Pfarrer im vollständigen Sinne des 
Wortes inamovibilis ist, daß er parochus perpetuus ist und nur 
im Wege strafgerichtlichen Verfahrens von seinem officium und 
beneficium entfernt werden kann — eine Lehre, die von stark 
demokratischem Geiste durchdrungen ist und namentlich im Seel- 
sorgeklerus verfochten wurde; nach der anderen extremen An- 
sicht ist der Pfarrer vollständig amovibilis ad nutum episcopi — 
eine Lehre wieder, die in ihrer absolutistischen Schärfe der Seel- 
sorgegeistlichkeit nie recht geläufig werden wollte. 


VL Verfahren. 


Kompetent, die nicht-strafweise und die strafweise Absetzung 
mit und ohne Wiederanstellung auf dem Verwaltungswege vor- 
zunehmen, ist der Bischof als judex ordinarius. 

Das Verfahren im Strafprozesse ist im corpus juris cano- 
nici eingehend behandelt. Das Verfahren bei strafweiser und 
nicht-strafweiser Absetzung mit und ohne Wiederanstellung auf 
dem Verwaltungswege entbehrt der materiellen Rechtsquelle, 
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es fehlen diesbezügliche Vorschriften. Nur das steht fest: 
es ist ein inquisitorisches, nicht-Öffentliches Verfahren, dessen 
Gang der ist, daß der Bischof auf die ergangene Anzeige 
hin sich informiert und darnach seine Entscheidungen trifft. Han- 
delt es sich dabei um eine Strafsache, dann hat der Bischof 
drei Mahnungen (monitones canonicae) ! an den betreffenden 
Priester ergehen zu lassen; bleiben diese erfolglos, dann erst ist 
der Bischof berechtigt, seine Strafverfügung zu treffen. So bei 
strafweiser Versetzung auf dem Verwaltungswege; bei nicht- 
strafweiser Versetzung auf dem Verwaltungswege ist ein beson- 
deres Verfahren überhaupt nicht nötig. 


VI Gesamtwürdigung des Rechtszustandes. 


Unterzieht man den Rechtszustand, wie er bis zum Erschei- 
nen des Dekretes „Maxima cura“ geherrscht hat, einer Gesamt- 
würdigung, dann kommt man zu dem Ergebnisse, daß er ein 
recht schwankender und wenig präziser war. Einigermaßen — 
ich greife hier den folgenden Erörterungen vor — ist diese Un- 
sicherheit durch das Dekret „Maxima cura“ beseitigt worden; 
zugleich hat aber das Dekret eine wesentliche Verschärfung mit 
sich gebracht, die für den Seelsorgeklerus noch einmal von Be- 
deutung werden kann. Die Unsicherheit des bis zum Erscheinen 
des Dekretes „Maxima cura“ herrschenden Rechtszustandes er- 
klärt sich in erster Linie daraus, daß es an einer scharfen For- 
mulierung der für die Absetzung von Amt und Pfründe maß- 
gebenden Voraussetzungen schlankweg gefehlt hat: „causa neces- 
saria“ ist ein so dehnbarer Begriff, daß sich unter ihm alle mög- 
lichen Fälle subsumieren lassen; ebenso hat es an der einheit- 
lichen Regelung des Verfahrens gefehlt. Immerhin wird man 
zugestehen müssen, daß die Rechtslage des Seelsorgeklerus, vor 
allem der Pfarrer, vor dem Erscheinen des Dekretes „Maxima 


! Die monitiones canonicae sind herübergenommen worden aus dem 
von Leo XIII. 1880 eingeführten summarischen Prozeßverfahren in ' Dis- 
ziplinar- und Strafsachen der Geistlichen. 
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cura“ materiell eine günstigere war, als sie jetzt durch das De- 
kret geworden ist. 


II. Kapitel, 


Rechtszustand seit dem Erscheinen des Dekretes 
„Maxima eura“. 


Das Dekret Maxima cura ist erschienen in Acta Apostolicae 
Seris, Il. Jahrg., Folge XVI vom 31. August 1910, S. 636 fi, 
Es ist verfaßt von der unter der persönlichen Leitung des Papstes 


stehenden Sancta congregatio consistorialis. Der offizielle Titel 


lautet: De amotione administrativa ab officio et beneficio curato, 
in der Praxis wird es meistens nach den Anfangsworten „Maxima 
cura“ bezeichnet. Das Dekret gliedert sich in Einleitung, acht 
Abschnitte, die insgesamt in 32 canones zerfallen, und Schluß, 
der den vom 20. August 1910 datierenden Gesetzesbefehl ent- 
hält. Manche canones gliedern sich in 8$. 

In acta Apostolicae, Folge XXI vom 10. November 1910, 
S. 854 fi. findet eine authentische Interpretation statt, die sich 
betitelt: Dubia circa decretum „Maxima cura“. Darin finden sich 
auch einige Nachträge. 

Unterzeichnet ist sowohl in Folge XVI wie in Folge XXL 
C. Card. de Lai, Secretarius unter Gegenzeichnung von Scipio 
Tecchi, Adsessor. 

Zeitlich begann die Geltung des Dekretes sofort, d. i. am 
1. September 1910, da eine vocatio legis nicht vorgesehen ist. 
Oertlich findet das Dekret Anwendung in sämtlichen terrae 
Apostolicae Sedis; ob und inwiefern das Dekret auch auf die 
terrae infidelium Anwendung zu finden hat, ist nicht gesagt. 


I. Objekte der amotio administrativa. 


Vorerst haben wir uns mit jenem Personenkreise zu befassen, 
auf den das Dekret Anwendung findet. Aufschluß gibt darüber 


1 Außerdem ist ein Separatabdruck erschienen. 
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der Titel des Dekretes und die can. 30. 31: das Dekret geht 
den gesamten Seelsorgeklerus an. In can. 30 wird eine sehr un- 
vollständige Detaillierung vorgenommen in rectores propriü, d.s. 
Pfarrer, in vicarii perpetui der inkorporierten Pfarreien und 
in desservants, d. s. jene Seelsorgerorgane, die in Frankreich 
und den westrheinischen deutschen Gebieten vorkommen. Das 
Dekret hat also Anwendung auf sämtliche Seelsorger: sive alio 
quolibet nomine. Nicht findet jedoch das Dekret Anwendung 
in folgenden zwei Fällen, wie aus den Bestimmungen des can. 30 
hervorgeht: 

1. Auf die zeitweiligen Stellvertreter, die berufen sind, bei 
‘ infirmitas (Krankheit) des Pfarrers die Seelsorge auszuüben. 

2. Auf jene ebenfalls bloß vorübergehend angestellten Or- 
gane, die die Geschäfte während der Vakanz der Pfarre zu 
führen haben. 

Can. 31 bringt Bestimmungen, die sich auf den Fall be- 
ziehen, daß sich ein Seelsorger in strafgerichtlicher Untersuchung 
befindet; die Ausübung der cura animarum ist ihm in solcher 
Lage aus tatsächlichen Gründen unmöglich, eine amotio admini- 
strativa kann jedoch nicht vorgenommen werden, da der Ausgang 
des Prozesses in Schwebe ist. Nach Beendigung des Prozesses 
kann nun vorgenommen werden: entweder eine restitutio parochi 
im Falle der Freisprechung oder eine destitutio canonica im 
Falle der Verurteilung oder — eine amotio administrativa, pront 
Justitia exigat et adjuncta ferant! Diese letztere Bestimmung 
ist in der Tat höchst sonderbar, maßgebend dafür dürften fol- 
gende Erwägungen gewesen sein: Leuten, die einmal in straf- 
gerichtlicher Untersuchung gestanden sind, haftet in der Regel 
ein übler Ruf ein, selbst dann, wenn das Verfahren gegen sie 
eingestellt wurde oder wenn sie durch Urteil freigesprochen wur- 
den; namentlich in den minder gebildeten Bevölkerungsschichten 
vermögen sie kaum mehr unbedingtes Vertrauen zu gewinnen, die 
restitutio famae geht in den meisten Fällen sehr langsam vor sich, 
wenn sie nicht überhaupt durch unglückliche Umstände verhindert 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 2. 13 
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wird. Tritt dieser Fall bei einem Seelsorger ein, so ist es ganz be- 
sonders bedauerlich und die Lage des Seelsorgers ähnelt ganz. 
verzweifelt der in can. I 8 4 geschilderten Lage: odium plebis, 
quamvis injustum verhindert die gedeihliche Ausübung der Seel- 
sorge. Ein abschließendes Urteil über can. 31 möchte ich in 
folgende Sätze zusammenfassen : juristisch ist die amotio admini- 
stratira nach durchgeführtem, mit freisprechendem Urteile be- 
endigten Strafprozesse unhaltbar, ja sogar materiell ungerecht; 
politisch mag diese Art der Regelung ja im Interesse des Bi- 
schofes, vielleicht auch im Interesse des Seelsorgeorganes liegen. 
Aufgabe eines feinen Taktgefühles wird es sein, diesbezüglich 
die rechten Entscheidungen zu treffen. — Can. 31 8 2 be- 
stimmt, daß während des Prozesses ein vicarius die Geschäfte zu 
führen hat. | 


Il. Kompetenz. 


Kompetent, die amotio administrativa vorzunehmen, ist nach 
can. 32 der Bischof allein, der Generalvikar ist in der Regel 
nicht befugt, Amotionen auf dem Verwaltungswege vorzunehmen, 
er bedarf hiezu in jedem einzelnen Falle eines mandatum spe- 
ciale. Die Bischöfe wurden, wie aus den das Dekret abschließen- 
den Sätzen hervorgeht, beauftragt, die Durchführung des Dekretes 
sofort in Angriff zu nehmen. Es geht daraus hervor, daß der 
Bischof nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet ist, die 
amotio administrativa im konkreten Falle vorzunehmen. Das 
Dekret ist somit jus cogens, ein Umstand, der die Anwendung 
des Dekretes wesentlich verschärfen wird. 


III. Materielle Voraussetzungen der amotio 
administrativa, Amotionsgründe. 


Die materiellen Voraussetzungen, die gegeben sein müssen, 
um eine amotio administrativa vorzunehmen, bringt can. 1; er 
führt 9 Amotionsgründe an. Dabei sind zu unterscheiden jene 
Amotionsgründe, die eine strafweise amotio begründen und jene, 


Gerhardinger, Die amotio administrativa und das österr. Staatsrecht. 183° 


die eine nicht strafweise amotio begründen; die ersteren sind in 
der Ueberzahl. | 

Zu den nicht strafweisen Amotionsgründen gehören: 

1. Die insania, im weitesten Sinne des Wortes jede Geistes- 
krankheit, die nach dem Gutachten von Sachverständigen un- 
heilbar ist oder die so stark auftritt, daß selbst im Falle der 
Heilung die existimatio und die autoritas des betreffenden Seel- 
sorgers dadurch bedenklichen Schaden leidet. 

2. Imperitia und ignorantia, die die gedeihliche Ausübung 
der cura animarum verhindern. Imperitia und ignorantia sind 
zwei sog. Kautschukbegriffe, die so dehnbar sind, daß man sie 
wohl bei jedem Seelsorger, der Anfänger ist, mehr oder minder 
konstatieren kann. Damit ist die Macht des Ordinarius wesent- 
lich verschärft worden. 

83. Körperliche Krankheit; Geistes- oder Gemütskrankheit, 
die dem Seelsorger die Ausübung seiner Rechte und Pflichten 
unmöglich machen; die amotio soll jedoch in diesen Fällen nur 
dann erfolgen, wenn dem seelsorgerischen Notstande nicht auf 
andere Weise, d.i, durch Bestellung eines zeitweiligen. Gehilfen 
oder Stellvertreters abgeholfen werden kann. 

4. Sehr schwer ist zu entscheiden, ob es sich im Falle des 
can. 1 $ 4 um eine strafweise oder nichtstrafweise amotio ad- 
ministrativa handelt. Odium plebis ist ein sehr dehnbarer Be- 
griff. Wenn das odium begründet ist, wird man wohl annehmen 
müssen, daß strafweise amotio vorliegt. Liegt jedoch odium in- 
jJustum vor, dann ist es auch materiell reine Verwaltungssache, 
die amotio administrativa aus Zweckmäßigkeitsgründen vorzu- 
nehmen. 

5. Dazu kommt als letzter Fall der nicht strafweise ver- 
fügte amotio administrativa der schon oben behandelte Fall, daß. 
ebenfalls aus Zweckmäßigkeitsgründen nach durchgeführtem, mit: 
‚Freispruch beendeten Strafprozesse die amotio administrativa. 
verfügt wird. 

Als Strafe ist die amotio administrativa in allen übrigen. 

15* 
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Fällen aufzufassen; Strafgründe sind: 

1. Begründetes odium plebis. 

2. Der Verlust der bona aestimatio bei den ehrenhaften 
und charakterfesten Leuten, sei es nun, daß dies seinen Grund 
habe in einer inhonesta et suspecta ratio vivendi, sei es ex alia 
eius noxia, auch dann, wenn ein bereits verjährtes Delikt, dessen 
Strafbarkeit aufgehoben wurde, offenbar wird. Besteht das öffent- 
liche Aergernis, das den Verlust der bona aestimatio begründet, 
im Verkehre mit übel beleumundeten Leuten, dann müssen ent- 
weder diese Personen weichen oder, was praktisch leichter durch- 
zuführen ist, der Seelsorger. 

3. Eine recht sonderbare Bestimmung bringt can. I$ 6: 
„Der Bischof möge es klugerweise durch die Vornahme der 
amotio administrativa verhindern, daß ein geheim begangenes 
Vergehen zum Aergernisse des Volkes offenbar werde.“ 

4. Weiterer Amotionsgrund ist nachlässige Verwaltung des 
Kirchengutes zum Nachteile der Kirche; die amotio soll jedoch 
dann nicht vorgenommen werden, wenn dem Uebelstande dadurch 
abgeholfen werden kann, daß dem Pfarrer die Verwaltung des 
Kirchenvermögens entzogen wird. 

5. Vernachlässigung der pfarrlichen Pflichten, begangen 
durch nachlässige Verwaltung der Sakramente, Fehlenlassen am 
notwendigen Eifer in der cura animarum der Kranken, Nach- 
lässigkeit in der Belehrung der Kinder im Katechismus und der 
Erwachsenen im Evangelium, Verletzung der Residenzpflicht ; 
dieser Katalog von Disziplinarvergehen der Seelsorger bringt 
jedoch nur eine rein exemplative Aufzählung der Amotionsgründe. 
Eine taxative Aufzählung der „Dienstvergehen“ ist unmöglich. 

6. Inobedientia gegen bischöfliche Gebote und Befehle in 
re gravis momenti, worauf wieder eine rein exemplative Aufzäh- 
lung einzelner Amotionsgründe folgt. 

IV. „Absetzung“ und „Versetzung“. 

Das Dekret selbst bringt keine Anhaltspunkte, aus denen 

unmittelbar darauf geschlossen werden könnte, in welchen Fällen 
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die amotio administrativa Absetzung ohne Wiederanstellung 
(Dienstentlassung) oder Absetzung mit Wiederanstellung (Ver- 
setzung) bedeutet. Can. 26 läßt beide Möglichkeiten offen: der 
Lebensunterhalt des amotus soll entweder per translationem ad 
allam paroeciam oder per pensionem aliquam bestritten werden. 
Es können demnach nur rein tatsächliche Momente entscheidend 
sein, die mit den materiellen Gründen, derentwegen die amotio 
administrativa verfügt wurde, auf das engste zusammenhängen. 
Aufschluß darüber gibt can. 27 $ 1, worin bestimmt wird, daß 
es sich nur dann um Versetzung auf einen anderen Seelsorger- 
posten handeln könne, wenn der amotus dazu die erforderliche 
Fähigkeit und Würdigkeit besitz. Damit ist die Versetzung in 
allen jenen Fällen ausgeschlossen, in denen die amotio admini- 
strativa aus Unfähigkeits-- oder Unwürdigkeitsgründen verfügt 
würde. 

Unfähigkeitsgründe bringt can. 1 88 1, 2, 3: körperliche 
Krankheiten, Geistes- oder Gemütskrankheiten, imperitia und 
ignorantia.a Ob alle anderen Amotionsgründe Unwürdigkeits- 
gründe der Art sind, daß die ihretwegen erfolgte amotio admini- 
strativa ebenfalls die Absetzung ohne Wiederanstellung, also die 
Dienstentlassung bedeutet, kann nicht generell entschieden wer- 
den; das Dekret gibt darüber keinen Aufschluß. Somit ist das 
Ergebnis ein recht dürftiges: | 

1. Nichtstrafweise Absetzung ohne Wiederanstellung tritt 
ein in den Fällen des can. 1 88 1, 2, 3. 

2. Nichtstrafweise Absetzung mit Wiederanstellung tritt ein 
im Falle unbegründeten odium plebis. 

3. In allen anderen Fällen handelt es sich um strafweise 
Amotionen; ob im einzelnen Falle eine strafweise Dienstentlas- 
sung oder eine strafweise Versetzung vorgenommen werden soll, 
ist im Dekrete nicht gesagt. Die Entscheidung darüber fällt 
dem Bischof anheim, der dabei die Ansichten der im Verfahren 
tätigen exeminatores und consultores „zu hören nicht unterlassen 
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soll“ !. Ob aber der Bischof verpflichtet ist, seine Entscheidung 
gemäß den von den examinatores und den von den consultores 


geäußerten Ansichten zu treffen, darüber gibt das Dekret keinen 
Aufschluß. 


V. Formelle Voraussetzungen der amotio ad- 
ministrativa, Verfahren. 


Dem Verfahren ist die größte Anzahl der canones gewidmet. 
Da das Dekret, wenigstens formell, den Rekurs gegen die ım 
Verfahren getroffene Entscheidung zuläßt — der allerdings an 
denselben Bischof geht, so daß materiell von einem Rekurse 
nicht gesprochen werden kann —, muß unterschieden werden: 
das Verfahren in erster Instanz und das Rekursverfahren. 


A.Das Verfahreninerster Instanz. 


Bei strafweiser amotio aus den in can. 1 88 8, 9 angeführten 
causae haben dem amovendus vor Eröffnung des Verfahrens zwei 
monitiones canonicae erteilt zu werden. Jede monitio hat die 
Androhung der bevorstehenden amotio zu enthalten; sie erfelgt 
nicht paterno more, sondern offiziell, jedoch geheim. Sie findet 
mündlich statt und wird von Amtswegen in den Akten der bi- 
schöflichen Kurie vermerkt. 

Das Verfahren beginnt mit der Aufforderung an den betr. 
Seelsorger, er möge auf sein Amt verzichten: ad renuntiandum. 
Weigert sich der Abzusetzende, der Aufforderung nachzukom- 
men, dann hat der Bischof sofort zur amotio zu schreiten. Das 
„Recht“, gegen die solcher Art verfügte amotio zu rekurrieren, 
bleibt jedoch dem amotus erhalten. 

Die nun folgenden formellrechtlichen Normen sind wesent- 
licher Natur, so daß die Verletzung oder Unterlassung derselben 
materielle Nichtigkeit der amotio nach sich zieht. 

Das Verfahren in erster Instanz erfordert auf Seite des 
Bischofs die Mitwirkung zweier examinatores. Dabei beruft sich 


! can. 26. $ 2. 
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das Dekret auf Conc. Trid. Sess. XXIV. de reform. cap. 18}. 
Dies soll sich wohl auf die Berufungsart zum examinator und 
auf die Qualifikation desselben beziehen. Die Zahl der Exami- 
natoren hat nach den Bestimmungen des Tridentinum „nicht 
weniger als drei“ zu betragen. Die Auswahl der Examinatoren 
‘steht dem Bischof nach den tridentinischen Bestimmungen zu. 
Die sechs Examinatoren, von denen das Tridentinum_ spricht, 
verwandeln sich jedoch nach den Bestimmungen des Dekretes 
„Maxima cura“ in eine vollständig dem Ermessen des Bischofes 
'anheimgestellte Zahl. Man wird daher keinen Trugschluß ziehen, 
wenn man annimmt, daß die Anwendung des Dekretes eine ziem- 
lich intensive und ausgiebige sein wird. Am Beschlusse des 
Dekretes findet sich die Bestimmung, daß die Bischöfe sofort 
die Berufung der Examinatoren zu besorgen haben; dabei wird 
der Ausdruck gebraucht: Ordinarii examinatores constituant. Es 
muß sich demnach hier um einen rechtskonstitutiven Akt han- 
deln, den die Bischöfe bei der Berufung der Examinatoren durch 
Ernennung in jenen heute in der überwiegenden Mehrzahl be- 
findlichen Diözesen vornehmen, in denen Diözesansynoden nicht 
stattzufinden pflegen. Z. III des Nachtrages in Acta Apostolicae 
Sedis, Folge XXI bringt überdies die ausdrückliche Bestimmung, 
daß der Rechtszustand in jenen Diözesen, in denen Diözesan- 
synoden nicht stattzufinden pflegen, auch in Zukunft derselbe 
bleiben soll; in der großen Mehrzahl der Diözesen wird es also 
in der Macht des Bischofs liegen, gefügige Examinatoren zu er- 
nennen. 

Hinsichtlich der Qualifikation der examinatores sind die 
materiell wichtigsten Bestimmungen erst in Folge XXI enthalten. 
Die examinatores müssen Priester sein, können aber sowohl dem 
Säkular-, wie dem Regularklerus entnommen werden. In kleineren 
Diözesen steht es dem Bischof frei, Priester zu Examinatoren 


ı Sint vero hi examinatores magistri, seu doctores, ant licentiati in 
theologia ant jure canonico, vel alii clerici sen regulares, etiamex ordine 
mendicantimu, ant etiam saeculares, qui ad id videbuntur magis idonei... 
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zu ernennen, die nicht einmal seinem Diözesanverbande ange- 
hören; auch der Generalvikar kann zum Examinator berufen 
werden. Derselbe Priester kann examinator und consultor zu 
gleicher Zeit sein; doch ist es ausgeschlossen, daß dieselbe Person 
im ersten Verfahren als examinator, im zweiten Verfahren als 


“ consultor entscheidet. Diese peinliche Durchführung der Exklu- 


sive muß um so auffälliger erscheinen, als der entscheidende 
Faktor in beiden Verfahren, der Bischof, doch in einer Person 
vereint ist! Nach den während der Funktionsperiode verstorbenen 
Examinatoren ernennt der Ordinarius für den Rest der laufen- 
den Funktionsperiode mit Zustimmung des Kapitels oder der 
Konsultoren Ersatzmänner, so daß die Zahl der Examinatoren 
immer voll bleibt. Die Funktionsperiode in jenen Diözesen, in 
denen Synoden stattfinden, dauert von einer Synode zur anderen; 
in jenen Diözesen, in denen Synoden nicht stattfinden, im Höchst- 
maße fünf Jahre. Wiederberufung ist möglich. Absetzung der 
Examinatoren während der Dauer der Funktionsperiode ist aus- 
geschlossen, es sei denn, daß gegen einen Examinator eine causa 
gravis vorliege; aber selbst in diesem Falle hat der Bischof die 
Zustimmung des Kapitels oder der Konsultoren einzuholen. 

Im Einzelfalle sind nicht sämtliche Examinatoren zur Vor- 
nahme der amotio administrativa heranzuziehen, sondern der 
Bischof hat nach einem gewissen Turnus je zwei Examinatoren 
nach dem Range — bei gleichem Range nach dem Alter — aus- 
zuwählen. Unterlauft bei der Auswahl der Examinatoren ein 
Irrtum, so hat dies nicht Nichtigkeit des Verfahrens zur Folge. 
Erscheint dem Bischof ein Examinator suspekt, d. i. voreinge- 
nommen, dann ist er berechtigt, ihn abzulehnen; auch der amo- 
vendus kann contra examinatores Verdachtsgründe geltend ma- 
chen (excipere) — ob der Bischof diesem Ablehnungsbegehren 
Folge zu geben hat, ist nicht gesagt. 

Die Examinatoren haben eidlich Verschwiegenheit hinsicht- 
lich aller auf die amotio bezughabenden Dinge zu geloben,  be- 
sonders hinsichtlich der Urkunden, der mündlichen Erörterungen, 
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des Stimmenverhältnisses bei der Abstimmung und auch hinsicht- 
lich des Ergebnisses der Abstimmung selbst. Zuwiderhandelnde 
sind mit Enthebung vom Amte des Examinators und mit anderen 
Strafen vom Bischofe zu bestrafen. — 

Das Verfahren ist geheim !, die Entscheidung erfolgt schrift- 
lich, Darüber ist ein Protokoll (relatio) abzufassen, das vom 
Bischof und den Examinatoren zu zeichnen ist. Die can. VIII 
bis XIII behandeln das Verfahren im Detail. | 

Wie schon erwähnt, beginnt das Verfahren in erster Instanz 
mit der invitatio formalis parochi ad renuntiandum. Die in- 
vitatio ad renuntiandum hat immer zu erfolgen, der Konsens der 
Examinatoren zu ihrer Vornahme ist unbedingt erforderlich. Nur 
wenn die amotio administrativa vorgenommen wird aus dem in 
can. 1 8 1 gegebenen Amotionsgrunde, kann von der formellen 
Aufforderung zum Amtsverzicht abgesehen und sofort der Amo- 
tionsbeschluß gefällt werden. Die Aufforderung zum Amtsverzicht 
soll in der Regel schriftlich erfolgen; aus Zweckmäßigkeitsgrün- 
den kann sie aber auch in einzelnen Fällen vom Bischof selbst 
oder von einem vom Bischofe dazu Beauftragten mündlich in 
Anwesenheit eines Priesters, der als Schriftführer fungierte, vor- 
genommen werden. Das darüber ausgefertigte Protokoll ist dem 
bischöflichen Archive einzuverleiben. Dem amovendus sind mit- 
. zuteilen : 

1. der Absetzungsgrund ; 

2. die Tatsachen, auf die sich der Absetzungsgrund stützt; 

3. die Entscheidung der Examinatoren unter gewissen Vor- 
behalten. | | 

Erfolgt die Aufforderung zum Amtsverzicht aus der in can. I 
S 6 bezeichneten causa schriftlich, dann ist eine causa alia dum- 
taxat generalis anzuführen; die näheren Umstände und Details 
sind erst mündlich in Gegenwart eines Examinators, der darüber 
ein Protokoll ausfertigt, zu eröffnen. Nun setzen die Zwangs- 


’ can. 6.81. 
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mittel ein: sind 10 Tage nach geschehener invitatio ad renun- 
tiandum verflossen und will der amovendus nicht „freiwillig“ vom 
Amte scheiden, ferner, wenn sich herausstellt, daß die vom Abzu- 
setzenden zu seiner Verteidigung vorgebrachten Argumente nicht 
wahr sind, dann schreitet der Ordinarius sofort, d.i. ohne weitere 
Formalia, zum decretum amotionis. Ueber diesen Stand der 
Dinge ist der amovendus anläßlich der invitatio ad renuntiandum 
aufzuklären. Interessant ist, daß in diesem Stadium von den 
Examinatoren nicht mehr die Rede ist: der Bischof ist demnach 
in seiner Verfügung ganz frei, der Willkür ist Tür und Tor ge- 
öffnet! Befolgt jedoch der amovendus die invitatio ad renuntian- 
dum, d.h. gibt er die Erklärung ab, auf sein officium und bene- 
ficium zu verzichten, dann entfällt selbstverständlich jedes weitere 
Verfahren. Dem auf solche Weise zum Amtsverzicht gezwungenen 
Seelsorger, der der amotio zuvorgekommen ist — de facto kommt 
natürlich in beiden Fällen dasselbe Resultat heraus —, stehen 
sogar zwei Privilegien zu: er kann auf sein Amt sub condicione 
verzichten; weiters kann er verlangen, daß eine andere causa für 
die renuntiatio angegeben wird als diejenige, derentwegen die amo- 
tio administrativa in Aussicht genommen worden war, dummodo 
vera et honesta sil. Wie diese Verschiebung der Tatsachen zu ma- 
chen ist, darüber schweigt sich das Dekret vollkommen aus. Durch 
den „Verzicht“ ist das officium und beneficium vakant geworden, 
gerade so wie durch die amotio; es kommen somit die auf die 
Neubesetzung des betr. Kirchenamtes bezughabenden Rechtssätze 
zur Anwendung. | 

Es ist übrigens fraglich, ob sich die vom amovendus ab- 
gegebene Erklärung, auf sein Amt zu verzichten, juristisch als 
„Verzicht“ qualifiziert. Ein solcher „Verzicht“ erfolgt durchaus 
unfreiwillig. Nach Schoenborn! charakterisiert sich der Ver- 
zicht als die „freiwillige durch einseitige Willenserklärung er- 
folgende Aufgabe von Rechten, welche das Erlöschen der auf- 


ı W. Schoenborn, Studien zur Lehre vom Verzichte im öffentlichen 
Rechte. 
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gegebenen Rechte verursacht und demnach eine Verfügung über 
diese Rechte darstellt“. Schon im Begriffe der Willenserklärung 
liegt das Moment der Freiwilligkeit, d. i. die Abwesenheit von 
sis compulsiva. Auch das corpus juris canonici nennt die Frei- 
. willigkeit als begrifiswesentliches Merkmal des Verzichtes; die 
Freiwilligkeit fehlt aber hier vollständig, sie kann nicht vorhan- 
den sein, wenn dem amovendus von vornherein in Aussicht ge- 
stellt wird, er müsse ganz sicherlich vom Amt scheiden, ob er 
nun will oder nicht. Nur äußerlich erweckt diese Regelung den 
Anschein, als ob es sich um einen Verzicht handeln würde; 
materiell hat die vom amovendus abgegebene Erklärung, vom 
 Ämte zu scheiden, mit einem Verzicht im juristischen Sinne 
nicht das mindeste zu tun. Nur ein Akt der Klugheit ist es 
also, wenn diese Art der amotio administrativa als Verzicht hin- 
‚gestellt wird; es wird dadurch der Schärfe der amotio etwas 
Abbruch getan, das Resultat ist in beiden Fällen dasselbe. 

Can. XI bringt eine Reihe von Bestimmungen, die den ohne- 
hin so karg bemessenen Rechtsschutz des abzusetzenden Priesters 
auf ein Minimum beschränken. Die Namen der Zeugen sind ge- 
heim zu halten; dies erstens dann, wenn die Zeugen es wünschen, 
was ein nicht allzu günstiges Licht auf sie wirft; aber zweitens 
auch dann, wenn zu befürchten ist, daß den Zeugen aus der 
Bekanntgebung ihres Namens Unannehmlichkeiten erwachsen wer- 
-den. Darüber entscheidet der Bischof; damit ist wohl nicht 
mehr und nicht weniger gesagt, als daß der amovendus die 
Namen seiner Angeber überhaupt nicht erfährt und die Kon- 
frontation der Zeugen dem Beschuldigten gegenüber in vielen 
Fällen ausgeschlossen ist. Ebenso ist die Vorlegung von Ur- 
kunden und von anderen Papieren dem amovendus zu verweigern; 
‘es könnte daraus eine magna offensio populi entstehen. Münd- 
liche Andeutungen über den Inhalt der Papiere sind strenge 
‚untersagt. 

Die materielle Verteidigung, von der zum Teile schon ge- 
handelt wurde, bestehend in der Geltendmachung und im Be- 
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weise solcher Umstände, die das Nichtzutreffen der causa amo- 
tionis dartun, ist jedoch noch mehr eingeschränkt. Zur Erhär- 
tung seiner Behauptungen steht dem amovendus die Beantragung 
der Einvernahme von Zeugen zu, diesbezüglich sind die Bestim- 
mungen des Dekretes für den amovendus besonders ungünstig!, 
Die Zahl der von ihm namhaft gemachten Zeugen darf drei nicht 
überschreiten, aber nicht einmal diese drei Zeugen muß der.Bi- 
schof einvernehmen, wenn die causa amotionis klar zu liegen 
scheint oder wenn die Zeugeneinvernahme inutilis (!) ist oder 
wenn die Beantragung der Zeugeneinvernahme offenbar nur zu 
dem Zwecke gestellt wurde, eine Verzögerung der amotio her- 
beizuführen — über alle diese Umstände entscheidet der Bischof 
allein! Wie sich feststellen läßt, ob die Einvernahme der vom 
Beschuldigten beantragten Zeugen nützlich oder unnützlich, im 
Interesse der Gerechtigkeit geboten oder überflüssig ist, darüber 
findet sich im Dekrete „Maxima cura“ nicht der mindeste Auf- 
schluß; das „Prinzip“ der freien Beweiswürdigung ist hier etwas 
allzu weit ausgedehnt worden! Scheint es jedoch dem Bischofe 
notwendig zu sein, dann ist er verpflichtet und berechtigt, die 
Zeeugeneinvernahme zu veranlassen oder den amovendus selbst 
einzuvernehmen. Bezüglich der Formalien bei der Einvernahme 
der Zeugen gelten die allgemeinen kanonischen Vorschriften. — 
Dem Abzusetzenden steht es frei, gegen die Echtheit und Wahr- 
heit der Urkunden und sonstigen Papiere Verdachtsgründe gel- 
tend zu machen, ebenso kann er Voreingenommenheit der Zeugen 
ins Treffen führen. Dies wird sich jedoch nicht leicht ‚verwirk- 
lichen lassen, da der amovendüs in vielen Fällen von der Person 
seiner Angeber nicht einmal eine Ahnung hat und da die Vor- 
legung der Papiere ausgeschlossen ist. Wenn nun auch dem 
Bischof zur Aufgabe gemacht wird?, möglichst gerecht vorzu- 
gehen, so geht doch aus dem Gesagten mit voller Deutlichkeit 
hervor, daß dem subjektiven Ermessen des Ordinarius der wei- 


ı can. 15. 8 2. 2 can, 17.8 2. 
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teste Spielraum gelassen ist, da eine Grenzziehung im Dekrete 
nicht erfolgt ist. | 

Nicht besser wie hinsichtlich der materiellen Verteidigung 
des amovendus steht es bezüglich der formellen Verteidigung !. 
Nur dann, wenn der Abzusetzende verhindert ist, sich selbst zu 
verteidigen, darf er sich einen Verteidiger bestellen. Dieser muß 
ein probus sacerdos sein, außerdem muß er vom Bischof accep- 
tatus sein, d. h. der Bischof muß ihm erlaubt haben, die Ver- 
tedigung zu übernehmen. Allzu glänzend sind also die Aus- 
sichten des Seelsorgers hinsichtlich der materiellen und formellen 
Verteidigung gewiß nicht! Streng verboten ist es dem amovendus, 
zu seinen Gunsten Unterschriften zu sammeln unter seinen Pfarr- 
angehörigen oder überhaupt etwas zu unternehmen, was die Aus- 
übung der jurisdictio ecclesiastica zu verhindern geeignet ist. 
Diese Stelle? ist besonders deswegen von Bedeutung, weil in ihr 
klipp und klar zugegeben wird, daß es sich bei der amotio ad- 
ministrativa um einen Akt der Rechtssprechung, nicht um einen 
Verwaltungsakt handelt. Nur formell ist der materielle Akt 
der Rechtssprechung in das Gewand des Verwaltungsaktes ge- 
kleidet. | | 

Das Verfahren in erster Instanz wird beendet durch das 
decretum amotionis®. Darunter ist sowohl der als Amotionsbe- 
schluß bezeichnete konstitutive Rechtsakt zu verstehen wie die 
den Amotionsbeschluß beinhaltende bloß deklarierende Amotions- 
urkunde. Der Abzusetzende ist berechtigt, vom Bischof die Auf- 
schiebung des Amotionsbeschlusses zu verlangen, um Bedenkzeit 
zu. bekommen und um sich verteidigen zu können. Mit Zustim- 


‚I can. 18.82. 
® can. 18.8 1. — Man könnte dagegen einwenden, daß unter juris- 
dietio ecclesiastica jede Ausübung der kirchlichen Gewalt, mit Ausnahme 
der Weihe- und der Lehrgewalt zu verstehen sei. Dies wäre dann richtig, 
wenn von Verwaltungsangelegenheiten überhaupt nicht gesprochen würde, 
Spricht man von res administrativae, dann müssen notwendig die res juris- 
dietionis gegenübergestellt werden. 
® can. 19.81. 
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mung der beiden Examinatoren kann daraufhin der Ordinarius, 
wenn der Fall nicht dringend ist, einen 10—20tägigen Aufschub 
bewilligen. Der Amotionsbeschluß ist zu fällen: 

1. Wenn der amovendus die Verzichtleistung auf das ofü- 
cium verweigert. 

2. Wenn er nicht um Aufschub gebeten hat. 

3. Wenn er die für die Vornahme der amotio maßgebenden 
causae nicht zu entkräften vermag — ein Tatbestand, der bei. 
einem Verfahren, wie es im Dekret geregelt wird, mit Leichtig- 
keit vom Bischof herbeigeführt werden kann. Bevor der Bischof 
die amotio vornimmt, hat er sich noch einmal zu vergewissern 
darüber, daß im bisherigen Verfahren kein formeller Nichtig- 
keitsgrund unterlaufen ist, oder daß der Abzusetzende infolge 
gewichtiger Gründe nicht in der Lage war, Einreden geltend zu 
machen. In diesen Fällen mußte die Aufforderung zum Amts- 
verzicht und das gesamte weitere Verfahren noch einmal wieder- 
holt werden. Treffen solche Umstände nicht zu, dann ist zum 
Amotionsbeschlusse zu schreiten; bei der Abstimmung entscheidet 
absolute Stimmenmehrheit, so daß sich das Stimmenverhältnis 
nur 3:0 oder 2:1 für oder gegen die Vornahme der amotio 
gestalten kann. Die Ausfertigung der Amotionsurkunde obliegt 
dem Bischofe. Diese hat zu enthalten: 

1. Den generellen Grund, dessentwegen die amotio verfügt 
wurde, d.i. daß die salus animanum es erfordert hat, die amotio 
vorzunehmen. 

2. Den speziellen Amotionsgrund, diesen aber nur dann, 
wenn nicht zu befürchten ist, daß daraus Nachteile entstehen. 

3. Die Feststellung, daß, bevor zur amotio geschritten wurde, 
die invitatio ad renuntiandum an den amovendus ergangen sei. 

4. Die Anführung des vom amotus geltend gemachten Tat- 
sachenmateriales. 


5. Die Beurkundung des vom Bischof und den Examinatoren 
abgegebenen Votums. | 
Die Amotionsurkunde wird in ihrem Inhalte dem amotus. 
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bekanntgegeben; eine Veröffentlichung kann, aber muß nicht vor- 
genommen werden. 

Geht aber der Beschluß des Bischofs und der Examinatoren 
dahin, eine amotio administrativa nicht vorzunehmen, dann ist 
der betreffende Priester davon zu verständigen. Aber der Bischof 
— fährt das Dekret fort — möge es nicht unterlassen, Ermah- 
nungen beizufügen, heilsame Ratschläge und wohlgemeinte Vor- 
schriften zu erteilen und schließlich die Ankündigung nicht ver- 
gessen, daß es ganz und gar nicht ausgeschlossen sei, daß die 
amotio administrativa einmal in einem späteren günstigeren Zeit- 
punkte erfolgen könne!; es gilt hier eben das alte Sprichwort: 
Aufgeschoben ist nicht aufgehoben! 


B. Das Rekursverfahren. 

Das Rekursverfahren findet vor demselben Bischofe statt, 
eine Bestimmung, die an sich juristisch unhaltbar ist. Der Bi- 
schof hat zwei consultores dem Rekursverfahren beizuziehen;; hin- 
sichtlich der Berufung und der Qualifikation der consultores 
gelten dieselben rechtlichen Grundsätze, die für die Berufung 
und Qualifikation der examinatores gegeben sind ?. 

Der Rekurs ist innerhalb 10 Tagen nach dem am Schlusse 
des ersten Verfahrens gefällten Amotionsbeschlusse anzumelden ; 
ob ein verspätet einlangender Rekurs aus besonders berücksich- 
tigungswerten Gründen noch anzunehmen ist, darüber entscheidet 
der Bischof im Verein mit den Examinatoren, die im ersten Ver- 
fahren tätig waren. Für die Vorbringung neuen, gegen die Be- 
stätigung des Amotionsbeschlusses sprechenden Tatsachenmate- 
rials steht dem amotus eine weitere Frist von 10 Tagen zur 
Verfügung. Hinsichtlich des weiteren Verfahrens gelten die be- 
reits bei der Behandlung des Verfahrens in erster Instanz be- 
sprochenen Grundsätze. Dabei haben Ordinarius und consultores 
zu prüfen, ob etwa formelle oder materielle Nichtigkeitsgründe 
im ersten Verfahren unterlaufen sind. Zu diesem Zwecke ist 


1 can. 21. 
2 can. 45. 
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das gesamte Tatsachenmaterial aus dem ersten Verfahren einer 
eingehenden Revision zu unterziehen. Dem Bischofe steht das 
Recht zu, neue Zeugen einvernehmen zu lassen; dem amotus ist 
dieses Recht rundweg abgeschnitten worden. Es geht daraus 
mit voller Sicherheit hervor’, daß das zweite Verfahren kaum 
ein anderes Resultat zeitigen kann als das erste, da der Be- 
schuldigte von vornherein jeder materiellen und formellen Ver- 
teidigung beraubt ist. Es kann kein Zweifel bestehen darüber, 
daß ein solches System von Gerechtigkeit meilenweit entfernt ist. 

Die Abstimmung im Rekursverfahren erfolgt wieder mit 
Stimmenmehrheit. Ein weiterer Rechtszug findet nicht statt ?. 
Es entsteht nun die Frage, was dann einzutreten hat, wenn im 
Rekursverfahren ein Nichtigkeitsgrund unterlaufen ist. Das De- 
kret gibt darüber keinerlei Aufschluß. Aus der Tendenz des 
Dekretes ist aber zu entnehmen, daß eine Nichtigkeitsbeschwerde 
mit aufschiebender oder mit kassatorischer Wirkung nicht statt- 
findet. Der rechtspolitische Zweck dieser Bestimmung ist eben 
darin zu suchen, die bischöfliche Amtsgewalt über die Seelsorge- . 
geistlichkeit tunlichst zu konzentrieren. | 


VI Versorgung desamotus, 


Darüber handeln can. XXVJ, XXVIL XXVIIL XXIX. 
Zu unterscheiden sind die Fälle der Dienstentlassung und die 
Fälle der Versetzung. _ | 

Im Falle der Versetzung ist die Versorgung des amotus da- 
durch gegeben, daß mit der Wiederanstellung ipso jure der An- 
spruch auf Entlohnung begründet wird. Die Anstellung kann 
erfolgen in einem officium, mit dem ein beneficium verbunden 
ist, aber es ist auch anderweitige Versorgung möglich. 

Schwieriger ist die Frage nach der Versorgung des amotus 
dann zu behandeln, wenn die amotio die Absetzung ohne Wieder- 
anstellung, d. i. die Dienstentlassung, bedeutet. Das Dekret bringt 


! can. 24. $ 4. 
? can. 25. 8 2. 
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für diese Möglichkeit die Bestimmung, der amotus solle per pen- 
sionem aliquam versorgt werden. Leider läßt das Dekret voll- 
ständig über die Identität des aliquis im unklaren. 

Die Wiederanstellung in der Seelsorge soll nur dann er- 
folgen, wenn Kautelen dafür geboten sind, daß der amotus würdig 
und fähig ist, noch einmal als Seelsorger angestellt zu werden; 
in dieser Hinsicht empfiehlt das Dekret dem Bischofe, ganz be- 
sonders vorsichtig zu Werke zu gehen. 

Die Entscheidung über die Versorgung des amotus ist von 
der Entscheidung über die amotio selbst zeitlich zu trennen, sie 
erfolgt später. In welcher Frist diese Entscheidung zu erfolgen 
hat, ist im Dekrete nicht bestimmt, so daß darüber das freie 
bischöfliche Ermessen entscheidet; doch soll die Angelegenheit 
nicht zu lange hinausgeschoben werden, da der amotus mit mög- 
lichster Beschleunigung die Stätte seiner bisherigen Wirksamkeit 
verlassen soll. Davon gibt es nach den Bestimmungen des De- 
‚ krets nur eine Ausnahme !: wurde nämlich die amotio verfügt 
wegen schwerer körperlicher Krankheit, die den Seelsorger dienst- 
untauglich gemacht hat, und ist der amotus wegen dieser Krank- 
heit transportunfähig, dann soll ihm die Wohnung im Pfarrhause 
so lange belassen werden, bis sich sein Zustand soweit gebessert 
und er sich soweit erholt hat, daß die Ueberführung an einen 
anderen Ort vorgenommen werden kann. In allen anderen Fällen 
aber hat der amotus sofort das Pfarrhaus zu räumen und den 
Ort, wo er bisher Seelsorger war, zu verlassen. 


VIL Gesamtwürdigung des Dekretes. 


4 
Das Dekret „Maxima cura“ hat einschneidende Verände- 
rungen gebracht, die in folgender Tabelle ersichtlich gemacht 
werden sollen : 


2 can. 29. $ 2. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 2. 14 
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Der Unterschied zwischen beneficium titulatum und bene- 
fiium manuale hinsichtlich des Pfarramtes und der parochialen 
Hilfsämter hat zu bestehen aufgehört: sämtliche Seelsorgeämter 
sind beneficia manualia geworden. Immer besteht noch die sog. 
objektive Perpetuität zwischen Seelsorgeämtern und Seelsorge- 
benefizien, die sog. subjektive Perpetuität ist aber gänzlich ver- 
schwunden. Praktisch ergibt sich daraus, daß jedes Seelsorge- 
organ jederzeit vom Ordinarius aus dem Dienste entlassen oder 
versetzt werden kann. Die Amotionsgründe hat der Gesetzgeber 
freilich spezialisiert, jedoch in einer Weise, die scharfe Formu- 
lierung recht stark vermissen läßt. Man hat dies damit erklären 
wollen, daß man vorgab, Kasuistik vermeiden zu wollen; zwi- 
schen kleinlicher Kasuistik und scharfer Formulierung von Be- 
griffen ist aber immerhin noch ein recht gewaltiger Unterschied. 
Die Macht des Bischofs über die Seelsorgegeistlichkeit ist durch 
das Dekret „Maxima cura“ materiell sehr wesentlich verstärkt 
und ausgedehnt worden. Wenn behauptet wird, daß dafür an- 
dererseits der Rechtsschutz des Pfarrers seit dem Erscheinen 
formell günstiger sei als zuvor, so muß dies ja mit gewissen Vor- 
behalten zugegeben werden; aber ausreichend sind die formell 
rechtlichen Garantien für die materielle Richtigkeit des Amotions- 
beschlusses keineswegs. 

Das Verfahren hat recht deutliche Anklänge an den Ingqui- 
sitionsprozeß, der heute von allen modernen staatlichen Gesetz- 
gebungen als dem Gebote der materiellen Gerechtigkeit nicht 
genügend verworfen und abgedankt wurde. Die Nachteile des 
Inquisitionsprozesses springen bei dem Verfahren, das bei der 
amotio administrativa durchgeführt wird, um so mehr hervor, 
als hier der Dienstherr des Seelsorgers, der somit gewissermaßen 
selbst Partei ist und Interesse an der amotio hat, und der 
Richter, der unparteiisch sein soll und an der amotio kein In- 
teresse haben soll, in einer Person vereinigt ist. Eine doppelte 
Buchführung, ein’ solches Zweinaturensystem, wie es hier zum 
Ausdruck kommt, ist einfach psychologisch unmöglich, weil es 
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ausgeschlossen ist, zur selben Zeit Richter und Partei spielen 
zu wollen. In dem Konflikte zwischen Richter und Partei wird 
aber sicherlich im Bischof die an der amotio interessierte Partei 
die Oberhand gewinnen, schon deswegen, weil es gar keinen 
Zweck hätte, ein Verfahren zu beginnen, bei dem nicht ein be- 
stimmt gewollter Schlußeffekt erzielt werden soll. Zieht man 
außer dieser prozessualen Benachteiligung des amovendus_ die 
Tatsache in Betracht, daß dem Bischofe kraft seiner dienstherr- 
lichen, richterlichen und gesetzgeberischen Stellung noch genü- 
gend andere Mittel zur Verfügung stehen, um dem ihm mißliebigen 
Pfarrer beikommen zu können, dann erst kann man jene unsäg- 
lich traurige rechtliche Lage ermessen, zu der das Dekret Ma- 
xima cura den gesamten Seelsorgeklerus verurteilt hat. Der 
amovendus hat ja allerdings Anspruch darauf, bei der Durch- 
führung der amotio administrativa ein genauer geregeltes Ver- 
waltungsverfahren angewendet zu wissen; dieser Vorteil tritt 
aber gegenüber den materiellen Benachteiligungen um so mehr 
zurück, als der Rekurs an die Zentralbehörde in Rom grund- 
sätzlich ausgeschlossen ist; selbst wenn ein Nichtigkeitsgrund 
gegen die amotio vorliegt, kann er nicht geltend gemacht werden, 
weil keine Instanz besteht, bei der die Nichtigkeitsbeschwerde 
angebracht werden könnte. 

Eine stark politische Kontroverse darhber: ob das Dekret 
als Beamtengesetz oder wenigstens als Teil eines Beamtengesetzes 
aufzufassen ist oder nicht, haben Piloty! und Hollweck’ 
geführt. Piloty spricht dem Dekrete die Qualität des Beamten- 
gesetzes zu, Hollweck verneint dies; was das Dekret dann 
ist, hat Hollweck nicht gesagt. Trotz des Sträubens kurialer 
Kreise, das Dekret als Beamtengesetz anzuerkennen, kann nicht 
geleugnet werden, daß sich das Dekret als Beamtengesetz quali- 
fiziert: es behandelt einen Teil des Disziplinarrechtes der Seel- 


ı Münchener Neueste Nachrichten, Folgen 487. 440. 441. 4714. 507. 
ex 1910. 
? Augsburger Postzeitung, Folgen 219. 223. 224. 227. ex 1910. 
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sorgegeistlichkeit und ist zum Teile materiellrechtlichen, zum 
Teile formellrechtlichen Inhaltes.. Was den materiellrechtlichen 
Inhalt des Dekretes betrifft, so liegt sein juristischer Schwer- 
punkt in disziplinarstrafrechtlichen Bestimmungen; es sind Amts- 
vergehen, die durch die Vornahme der amotio administrativa ge- 
ahndet werden. In einigen Fällen ist es sogar schwer, festzu- 
stellen, ob die amotio administrativa nicht Strafe für ein rein 
strafrechtliches Delikt ist. Hinsichtlich des formellrechtlichen 
Inhaltes des Dekretes ist es eine „rein politische Frage, ob der 
Klerus dahin wirken will, daß auch in dem Dienstrechte der 
katholischen Kirche für Disziplinarverfahren ein gerichtliches 
Verfahren eingeführt werde, es ist aber eine reine Rechtsfrage, 
ob das Verfahren des Dekretes ein administratives Verfahren für 
Strafsachen sei oder nicht. Während diese letzte Frage unbe- 
dingt zu bejahen ist, mag man über jene politische Frage ja von 
seinem kirchlichen oder staatlichen Standpunkte aus verschieden 
denken. Eines aber ist sicher, modern oder, richtiger gesagt, 
den Grundsätzen einer konstitutionellen Rechtsordnung entspre- 
chend ist nur die gerichtliche Behandlung von Strafsachen; denn 
sie bietet allein die Offenheit der Auseinandersetzungen, welche 
die Grundlage jedes Vertrauensverhältnisses bildet“ !. 

Das Dekret findet sich in den Acta apostolicae sedis unter 
dem Titel Sancta Congregatio Consistorialis. Ausdrücklich wird 
aber im Dekrete noch hervorgehoben, daß sich auch die Kardi- 
nalskongregation, der die Neuredaktion des kanonischen Rechtes 
übertragen ist, „zu wiederholten Malen und eingehend“ mit der 
Frage der amotio administrativa beschäftigt hat. Es dürfte keine 
unrichtige Annahme sein, wenn man vermutet, daß das Dekret 
„Maxima cura“ Bestandteil des neuen kirchlichen Gesetzbuches 
werden wird, daß das neue corpus juris canonici den Geist des 
Dekretes atmen wird. Zeitungsnachrichten, die über die zu 
Weihnachten 1910 stattgefundene allocutio des hl. Vaters an die 


* Piloty in Münchener Neueste Nachrichten, Folge 474. ex 1910. 


202 Abhandlungen. 


Kardinäle berichteten, wollen die ea nekelt dieser Annahme 
bestätigen. FE 

Als legislatorisches Motiv des Dekretes Maxima cura®, 
wenngleich apodiktisch ausgesprochen, kann folgender Satz be- 
zeichnet werden: salus populi suprema lex est. | 

Ueber die Art der Durchführung dieses Programmes im 
Dekrete und im allgemeinen läßt sich nun allerdings recht ver- 
schieden denken. Darüber will und darf ich nicht urteilen. Die 
Art, wie man ein Ziel erreichen will, bezeichnet man .mit dem 
Ausdruck „Politik“, die gehört aber nicht in eine juristische 
Abhandlung; denn Aufgabe einer solchen ist es bloß, den gel- 
tenden Rechtszustand historisch-dogmatisch oder — wie dies hier 
der Fall ist — dogmatisch darzustellen. 


III. Kapitel. 


Staatskirchenrechtliehe Bedeutung des Dekretes 
„Maxima cura“. 


In Staaten, in denen das Prinzip der Trennung von Staat und 
Kirche durchgeführt ist, entbehrt das Dekret a priori jeder staats- 
kirchenrechtlichen Bedeutung; der Staat hat auf die Einfluß- 
nahme in kirchlichen Angelegenheiten, welcher Art immer diese 
sein mögen, verzichtet. Ausgeschlossen ist es daher, daß der 
kirchliche Beamte Rekurs an den Staat ergreift, damit ihn dieser 

allfällig gegen materiell ungerechtfertigte Eingriffe Rückhalte 
biete, ebenso ausgeschlossen erscheint die Mitwirkung des Staates 
bei der Durchführung der amotio administrativa. 

So einfach sich die Rechtslage in jenen Staaten darstellt, 
in denen Staat und Kirche getrennt sind, so schwierig gestaltet 
sie sich in jenen Staaten, in welchen die Kirche die Stellung 
einer öffentlichrechtlichen Korporation im Staate einnimmt. Dies 
ist in Oesterreich und den deutschen Bundesstaaten der Fall; 
mit der Anwendbarkeit und den staatskirchenrechtlichen Folgen 
des Dekretes „Maxima cura“ wird sich der dritte Hauptteil der 
vorliegenden Abhandlung befassen. Festgestellt muß vor allem 
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werden, daß es sich dabei um ausschließlich staatsrechtliche 
Fragen handelt, maßgebend sind — es folgt dies aus der Sou- 
veränität und der Kompetenzkompetenz des Staates — nur die 
die Staatsgesetze selbst. 

In Oesterreich kommt diesbezüglich in Betracht Art. XV 
des Staatsgrundgesetzes vom 21. Dezember 1867, Nr. 142. RGBl., 
über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger der im Reichsrate 
vertretenen Königreiche und Länder!; in BayernS$9 der 
Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818°; in Württemberg 
$s 71, 72 der Verfassungsurkunde vom 25. September 18193; 
in Baden 81 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860, 8. 375 RBl,, 
betr. die rechtliche Stellung der Kirchen und kirchlichen Ver- 
eine im Staate*; in Hessen Art. I des Gesetzes vom 23. April 


i Jede gesetzlich anerkannte Kirche und Religionsgesellschaft hat das 
Recht der gemeinsamen Öffentlichen Religionsübung, ordnet und verwaltet 
ihre inneren Angelegenheiten selbständig, bleibt im Besitze und Genusse 
ihrer für Kultus-, Unterrichts- und Wohltätigkeitszwecke bestimmten An- 
stalten, Stiftungen und Fonde, ist aber, wie jede Gesellschaft, den allge- 
meinen Staatsgesetzen unterworfen. 

? Die geistliche Gewalt darf in ihrem eigentlichen Wirkungskreise nie 
gehemmt werden, und die weltliche Regierung darf in rein geistlichen 
Gegenständen der Religionslehre und des Gewissens sich nicht einmischen, 
als insoweit das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht eintritt, wo- 
nach keine Verordnungen und Gesetze der Kirchengewalt ohne vorgängige 
Einsicht und das Placet des Königs verkündet und vollzogen werden dür- 
fen. Die Kirchen und Geistlichen sind in ihren bürgerlichen Handlungen 
und Beziehungen, wie auch in Ansehung des ihnen zustehenden Vermögens 
den Gesetzen des Staates und den weltlichen Gerichten untergeben; auch 
können sie von Öffentlichen Staatslasten keine Befreiung iansprechen. Die 
übrigen näheren Bestimmungen über die äußeren Rechtsverhältnisse der 
Bewohner des Königreichs, in Beziehung auf Religion und kirchliche Ge- 
sellschaften, sind in dem der gegenwärtigen Verfassungsurkunde beige- 
fügten besonderen Edikte enthalten. (Beilage II.) 

® Die Anordnungen in betreff der inneren kirchlichen Angelegenheiten 
bleiben der verfassungsmäßigen Autonomie einer jeden Kirche überlassen. 
— Dem Könige gebührt das obersthoheitliche Schutz- und Aufsichtsrecht 
über die Kirche. 

* Der vereinigten evangelisch-protestantischen und der römisch-katho- 
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1875, S. 247 RBl.!; in Sachsen $8$ 56, 57 der Verfas- 
sungsurkunde vom 4. September 1831, S. 241 GS.? und in 
Preußen Art. XIII der Verfassungsurkunde vom 31. Jänner - 
1850, S. 101 G8. 3. 

Teils werden nun die Detailbestimmungen schon in der Ver- 
fassungsurkunde selbst gegeben; zum Teile, so auch in Oester- 
reich, erschienen besondere Kultusgesetze. Diese bedeuten nur 
die Ausführung des in der Verfassung niedergelegten kirchen- 
politischen Programmes. In Oesterreich kommt in erster Linie 
in Betracht das Gesetz vom 7. Mai 1874, Nr. 50 RGBl., wo- 
durch Bestimmungen zur Regelung der äußeren Rechtsverhält- 
nisse der katholischen Kirche erlassen werden. 

. Vor allem müssen zwei große Gruppen von Staaten unter- 
schieden werden: solche, in denen die Einrichtung des Placetum 
regium besteht, und solche, die das Placetum regium nicht kennen. 
An erster Stelle wird die Rechtslagein jenen 
Staaten besprochen werden, in denen das Ge- 
setz das Placetum nicht fordert. Diese Staaten sind 
Oesterreich und Preußen. Hier ist nun zu untersuchen, ob die 
amotio administrativa als innere oder als äußere Angelegenheit 


lischen Kirche ist das Recht öffentlicher Korporationen mit dem Rechte 
der öffentlichen Gottesverehrung gewährleistet. 

! Der evangelischen und katholischen Kirche ist das Recht öffentlicher 
Korporationen mit dem Rechte der öffentlichen Gottesverehrung gewähr- 
leistet. | 

? Nur den im Königreiche Euensinänen oder künftig mittelst be- 
sonderen Gesetzes aufzunehmenden christlichen Konfessionen steht die freie 
öffentliche Religionsübung zu. — Der König übt die Staatsgewalt über die 
Kirchen (jus circa sacra), die Aufsicht und das Schutzrecht über dieselben 
nach den diesfallsigen gesetzlichen Bestimmungen aus, und es sind daher 
namentlich auch die geistlichen Behörden aller Konfessionen der Oberauf- 
sicht des Ministeriums des Kultus untergeordnet. Die Anordnungen in be- 
treff der inneren kirchlichen Angelegenheiten bleiben der besonderen Kir- 
chenverfassung einer jeden Konfession überlassen. 

® Die Religionsgesellschaften, sowie die geistlichen Gesellschaften, wel- 
che keine Korporationsrechte haben, können diese Rechte nur durch be- 
sondere Gesetze erlangen. 
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der katholischen Kirche aufgefaßt werden muß. Ausschlag- 
gebend für die Beantwortung dieser Frage sind, — wie schon 
erwähnt —, ausschließlich die staatlichen Vorschriften. Wenn 
in manchen Kreisen die Auffassung herrscht, daß bei der Be- 
urteilung kirchlicher Materien durch den Staat die kirchliche, 
zum Großteile politische Theorie über das Verhältnis des kirch- 
lichen Anordnungsrechtes zum Staate und zur Staatsgewalt die 
bestimmende Rolle spiele, so ist dies unrichtig. Wenn sich die 
durch das Dekret „Maxima cura“ geschaffene Rechtslage unter 
dem Begriffe „innere Angelegenheit der katholischen Kirche“ 
subsumieren läßt, dann finden die Kultusgesetze keine Anwen- 
dung; denn sie regeln nur die äußeren Rechtsverhältnisse der 
katholischen Kirche. Handelt es sich aber bei der amotio ad- 
ministrativa um „äußere Rechtsverhältnisse der katholischen Kir- 


che“, dann haben die staatlichen Vorschriften Anwendung zu . 


finden; die Kultusgesetze sind öffentliches Recht, also jus cogens. 
Treffen die konkreten Voraussetzungen der Anwendung zu, dann 
müssen die Kultusgesetze unbedingt Anwendung finden, treffen 
diese Bedingungen nicht zu, dann dürfen sie nicht angewendet 
werden, das Gegenteil würde, wenn dabei dolus oder culpa lata 
obwaltet, Verfassungsbruch sein. Gegenstand der folgenden Aus- 
führungen wird es sein, die gesetzlichen Voraussetzungen der 
Anwendbarkeit, bez. Nichtanwendbarkeit des Dekretes Maxima 
cura gemäß den Bestimmungen der Staatsgesetze zu untersuchen. 

Feststeht, daß die amotio administrativa die Entfernung vom 
“ Amte bedeutet, ferner, daß sie in der Mehrzahl der Fälle, wo- 
für die causa amotionis maßgebend ist, einen Akt der Aus- 
übung der kirchlichen Disziplinargewalt darstellt. Finden sich 
nun in den staatlichen Gesetzen Bestimmungen, die Bezug haben 
auf die Entfernung vom Amte, ob diese nun kirchlicherseits aus 
disziplinarrechtlichen Gründen erfolgt oder aus anderen Grün- 
den, dann muß die Beurteilung des Rechtszustandes wie er durch 
das Dekret „Maxima cura* geschaffen wurde, unter dem Ge- 
sichtspunkte staatlicher Vorschriften erfolgen. Insoferne und in- 
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soweit das Dekret Maxima cura mit den Staatsgesetzen nicht in 
Widerspruch steht, darf es zur Anwendung kommen, d. h.: vom 
staatlichen Standpunkte aus, da es sich dabei nur um ein Recht, 
nicht auch um eine Verpflichtung der Kirche handelt. Kirch- 
licherseits ist freilich das Dekret jus cogens, worauf schon oben 
hingewiesen wurde. | 

$ 8 des österreichischen Gesetzes vom 7. Mai 1874 ! bringt 
das reciprocum der amotio administrativa, indem hier nicht die 
kirchliche, sondern die staatliche Behörde die Iniative zur Ent- 
fernung von dem kirchlichen Amte ausübt. Wenn der kirch- 
liche Amtsträger einer verbrecherischen oder sonstigen strafbaren 
Handlung schuldig erkannt wurde, die aus Gewinnsucht ent- 
steht, gegen die Sittlichkeit verstößt oder die sonst zum öffent- 
lichen Aergernisse gereicht, ferner wenn sich der kirchliche Amts- 
träger eines Verhaltens schuldig gemacht hat, das sein ferneres 


! Wenn ein Inhaber eines kirchlichen Amtes oder einer kirchlichen 
Pfründe die österreichische Staatsbürgerschaft verliert, oder wenn derselbe 
verbrecherischer oder solcher strafbarer Handlungen schuldig erkannt wor- 
den ist, die aus Gewinnsucht entstehen, gegen Jie Sittlichkeit verstoßen 
oder zu öffentlichem Aergernisse gereichen, so hat die staatliche Kultus- 
verwaltung seine Entfernung von dem Amte oder der Pfründe zu ver- 
langen. 

Hat sich ein Seelsorger eines Verhaltens schuldig gemacht, welches sein 
ferneres Verbleiben in dem kirchlichen Amte als der öffentlichen Ordnung 
gefährlich erscheinen läßt, so kann die staatliche Kultusverwaltung seine 
Entfernung von der Ausübung des kirchlichen Amtes verlangen. 

Die vorstehenden Bestimmungen finden auch auf jene geistlichen Per- 
sonen Anwendung, welche zur Stellvertretung oder provisorischen Ver- 
sehung jener Aemter oder zur Hilfeleistung bei denselben berufen werden. 

Wird dem Verlangen der Regierung seitens der kirchlichen Behörden 
in angemessener Frist nicht entsprochen, so ist das Amt oder die Pfründe 
für den staatlichen Bereich als erledigt anzusehen und die Regierung hat 
dafür zu sorgen, daß jene Geschäfte, welche die Staatsgesetze dem ordent- 
lichen Seelsorger übertragen, von einer anderen von ihr bestellten Persön- 
lichkeit insolange versehen werden, bis das betreffende Kirchenamt in 
staatsgültiger Weise neu besetzt ist. 
In derselben Weise kann vorgegangen werden, wenn aus einem anderen 
Grunde die oben bezeichneten Geschäfte von dem ordentlichen Seelsorger 
nicht besorgt werden. 
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Verbleiben im Amte als der öffentlichen Ordnung gefährlich er- 
scheinen läßt, dann ist die staatliche Kultusverwaltungsbehörde 
in die Lage versetzt, von der kirchlichen Behörde die Entfernung 
vom Amte zu verlangen. In den ersten vier Fällen muß der 
betreffende Priester gerichtlich schuldig erkannt worden sein, 
d. h. es muß gegen ihn ein strafprozessuales Verfahren mit ver- 
urteilendem Erkenntnisse durchgeführt worden sein, im letzten 
Falle genügt die bloße Feststellung der Verwaltungsbehörde, daß 
sich der betreffende Priester eines derartigen Verhaltens schuldig 
gemacht hat, daß seine Entfernung vom Amte im Interesse der 
öffentlichen Ordnung liege. In den vier ersteren Fällen ist die 
Kultusbehörde nicht nur berechtigt, sondern auch verpflichtet, 
vom Bischof die Absetzung des Verurteilten zu verlangen, im 
letzten Falle dagegen ist die staatliche Behörde nur berechtigt, 
nicht auch verpflichtet, die Entfernung vom Amte zu veranlassen. 
Die kirchliche Behörde hat diesem Verlangen innerhalb einer 
bestimmten Frist nachzukommen; auf welche Weise die kirch- 
liche Behörde den staatlichen Auftrag erfüllt, ist ihrem freien 
Ermessen anheimgestellt. Ob der kirchlicherseits zuständige Bi- 
schof ein strafgerichtliches Verfahren einleitet, für dessen Aus- 
gang das Erkenntnis der staatlichen Gerichts- oder Verwaltungs- 
behörde präjudizierend ist, ob er den einfacheren Weg der amo- 
tio administrativa wählt, ist vollständig seine Sache. Jedenfalls 
ist es aber seine Pflicht, den betreffenden Priester vom Amte 
zu entfernen, eine Pflicht, deren Erfüllung die Staatsbehörde 
durch Geldbußen oder andere geeignet erscheinende Zwangs- 
mittel betreiben kann. | 

Immerhin handelt es sich hier um Materien, bei deren Be- 
handlung sich im konkreten Falle Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Staat und Kirche ergeben können. Denn möglicher- 
weise kann die Kirche ein Interesse daran haben, den betreffen- 
den Seelsorger aus politischen — in Oesterreich spielen dabei 
auch nationale Fragen mit — Rücksichten in seinem Amte zu 
belassen, während der Staat daran interessiert ist, einen Per- 
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sonenwechsel eintreten zu lassen. | 

Außerdem sind im österreichischen Kultusgesetze vom 7. Mai 
1874 einige Fälle der amotio administrativa bereits vorgesehen, 
da die für die Amtsentsetzung wegen geistiger und körperlicher 
Krankheit und im Falle der Dienstuntauglichkeit wegen „Un- 
fähigkeit“ in $ 9 des Gesetzes vom 7. Mai 18741 gegebenen 
Gründe mit den in can. I. $$ 1, 2, 3 des Dekretes „Maxima 
cura“ gegebenen Gründen materiell vollinhaltlich übereinstimmen. 
Die Entscheidung über die Verfügung der Amtsentziehung steht 
den kirchlichen und staatlichen Behörden gemeinsam zu. Der 
Rechtszustand hat also diesbezüglich keine Aenderung erfahren. 

Ebenso wenig hat sich die Rechtslage geändert hinsichtlich 
des $ 11 des österreichischen Gesetzes vom 7. Mai 1874? und 
des $ 15 al. II des preußischen Gesetzes vom 11. Mai 18733, 
wonach Versetzungen von den kirchlichen Behörden den staat- 
lichen Behörden mitzuteilen sind. Damit ist nicht mehr und 
nicht weniger gesagt, als daß der Tatbestand der Vakanz der 
staatlichen Behörde sofort zur Kenntnis zu bringen ist. Wie 
dieser Tatbestand hergestellt wurde, ist rechtlich irrelevant. Im 
Kerne hängen somit diese $$ nicht mit der amotio administra- 
tiva selbst, sondern nur mit dem Effekte der amotio, d. i. Va- 
kanz des Amtes, zusammen. 

Von umso größerer prinzipieller Bedeutung ist & 14 des 


! In dem Falle eintretender Dienstuntauglichkeit eines selbständigen 
Seelsorgers weltgeistlichen Standes ist im Einvernehmen der kompetenten 
staatlichen und kirchlichen Behörden die Entscheidung zu trefien, ob ein 
Provisor (Administrator) oder Hilfspriester zu bestellen, oder der dienstun- 
taugliche Seelsorger nach Verzichtleistung auf die Pfründe in den Defi- 
zientenstand zu übernehmen ist. 

? Jede Erledigung eines kirchlichen Amtes oder einer kirchlichen Pfründe 
ist der Landesbehörde sofort anzuzeigen. u 

® Die geistlichen Obern sind verpflichtet, denjenigen Kandidaten, 
dem ein geistliches Amt übertragen werden soll, dem Öberpräsidenten 
unter Bezeichnung des Amtes zu benennen. — Dasselbe gilt bei der Ver- 
setzung eines Geistlichen in ein anderes geistliches Amt oder bei Un- 
wandlung einer widerruflichen Anstellung in eine dauernde. 
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österreichischen Gesetzes!'. Wenn die kirchlichen Organe bei 
der Verwaltung der inneren Angelegenheiten nur solche Ver- 
fügungen treffen dürfen, die nicht den Staatsgesetzen zuwider 
laufen, dann muß daraus gefolgert werden, daß kirchliche Vor- 
schriften, die „den Staatsgesetzen widersprechen“, umsoweniger 
dann zur Anwendung gebracht werden dürfen, wenn sog. äußere 
Angelegenheiten in Frage sind. Es ergibt sich aber daraus, daß 
keine positive Rechtsnorm notwendig ist, um die Anwendung 
einer kirchlichen Vorschrift zu gestalten, bez. hintanzuhalten, son- 
dern: alles, was nicht verboten ist, ist erlaubt. 
Naturgemäß folgt dies aus der Tendenz des Staatsgrundgesetzes, 
die dahin geht, die Autonomie der Kirche durch staatliche Ge- 
setze lediglich negativ zu beschränken. 

Ausschlaggebend dafür, ob das Dekret „Maxima cura“ in 
Oesterreich überhaupt Anwendung finden darf, ist $ 18 des Kul- 
tusgesetzes ”. \WVieder springt sofort die negative Fassung des $ 
in die Augen; welchen Kreis von Angelegenheit die kirchliche 
Autonomie beinhaltet, ist nicht gesagt; wohl aber ist sehr deut- 
lich aus dem Wortlaute des Gesetzes zu entnehmen, wo die 
kirchliche Autonomie ihr Ende findet, bez. wo die Kompetenz 
des Staates beginnt. $ 18 korrespondiert mit $ 14; dort sind 
die Grenzen der kirchlichen Autonomie, speziell in der Aus- 
übung der kirchlichen Amtsgewalt, die die Disziplinarstrafgewalt 
beinhaltet, im Prinzipe angedeutet; hier sind sie formell und 
materiell gesetzt. 

Die amotio administrativa darf in Oesterreich nicht verfügt 
werden: | 

1. Wenn sie den Zweck verfolgt, die Befolgung staatlicher 


i Die Erzbischöfe, Bischöfe und bischöflichen Vikare verwalten die 
inneren kirchlichen Angelegenheiten ihre Diözesen nach den kirchlichen 
Vorschriften, insoweit diese nicht den Staatsgesetzen widersprechen. 

® Von der kirchlichen Amtsgewalt darf nur gegen Angehörige der 
Kirche und niemals zu dem Zwecke Gebrauch gemacht werden, um die Be- 
folgung der Gesetze und behördlichen Anordnungen oder die freie Aus- 
übung staatsbürgerlicher Rechte zu hindern. 
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(Gesetze und Verordnungen unmöglich zu machen. | 

2. Wenn sie bezweckt, den von ihr betroffenen. an.der Fa 
Ausübung seiner staatsbürgerlichen Rechte zu verhindern. 

Eine Regierung, die es unterläßt, durch Einspruch die amo- 
tio administrativa in einem der beiden Fälle zu verhindern, 
macht sich dadurch eines Verfassungsbruches schuldig. In den 
anderen Fällen, bei denen dies nicht zutrifft, — zum Teile wur- 
den diese Fälle der amotio administrativa schon oben ausführ- 
licher behandelt —, hat der Staat nach österreichischem Staats- 
rechte nicht das Recht, die Vornahme der amotio auf dem Ver- 
waltungswege zu verbieten. 

Daß von der kirchlichen Amtsgewalt kein Gebrauch ger 
macht werden darf, gilt nach $ 18 sowohl dann, wenn dadurch 
die Befolgung von Gesetzen, wie die Befolgung von Verord- 
nungen dadurch verhindert werden soll. Die Befolgung der Ge- 
setze und Verordnungen ist Pflicht jedes Staatsbürgers und nur 
recht und billig ist es, wenn der Staat mit allen ihm zu Gebote 
stehenden Mitteln darauf dringt, daß seine Gesetze befolgt wer- 
den, denn justitia fundamentum regnorum, Wollte der Bischof 
eine amotio vornehmen zu dem Zwecke, daß der amotus eine 
staatliche Vorschrift nicht befolgen kann oder nicht befolgen 
braucht, dann würde er sich dadurch einer Verletzung des Staats- 
gesetzes schuldig machen und es treten die Rechtsfolgen des 
$ 60! ein. Dieser $ nimmt in seiner Textierung eine recht 
sonderbare Stellung ein, indem auf der einen Seite die Pflicht 
der Behörde statuiert wird, darüber zu wachen, daß die kirch- 
lichen Organe nichts unternehmen, was mit den Staatsgesetzen 


? Die staatliche Kultusverwaltung hat darüber zu wachen, daß die 
kirchlichen Organe ihren Wirkungskreis nicht überschreiten und den Be- 
stimmungen des gegenwärtigen Gesetzes, sowie den auf Grundlage des- 
selben von den staatlichen Behörden erlassenen Anordnungen und jedem 
von ihnen kraft dieses Gesetzes gestellten Verlangen nachkommen. Zu 
diesem Ende können die Behörden Geldbußen in einer den Vermögensver- 
hältnissen angemessenen Höhe, sowie sonst gesetzlich zulässige Zwangs- 
mittel in Anwendung bringen. 
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in Widerspruch steht, während auf der anderen Seite den Be- 
hörden nur das Recht gegeben, nicht die Pflicht auferlegt wird, 
die von den kirchlichen Behörden begangene Verletzung des 
Kultusgesetzes zu ahnden. Politisch muß diese Bestimmung im 
Interesse einer gesunden, ohne jede Nebenabsicht funktionieren- 
den Kultusjustiz auf jeden Fall verurteilt werden. Dem Staate 
stehen somit Zwangsmittel und Geldbußen zur Verfügung; die 
Verwaltungsbehörde entscheidet von Fall zu Fall darüber, ob 
1. das Kultusgesetz verletzt wurde und damit der Tatbestand 
der strafbaren Handlung vorliegt, und 2. darüber, ob überhaupt 
eine Strafe verhängt werden soll und, wenn dies geschieht, in 
welcher Höhe sie verhängt werden. Eine solche amotio ist ma- 
teriellrechtlich ein nullum; der kirchlicherseits Abgesetzte wird 
vom Staate gar nicht als amotus betrachtet. 

Die amotio administrativa darf nach $ 18 ferner dann nicht 
verfügt werden, wenn sie den Zweck verfolgt, die freie Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte zu verhindern; in erster Linie kommen 
in dieser Hinsicht die im Staatsgrundgesetze über die allgemeinen 
Rechte der Staatsbürger der im Reichsrate vertretenen König- 
reiche und Länder in Betracht. Es wurde viel gestritten dar- 
über, ob der Kleriker durch seinen Eintritt in den kirchlichen 
Dienst auf die ihm als Staatsbürger zustehenden Rechte ver- 
zichte, und zwar stillschweigend ipso facto, ein Verzicht, dem auf 
der anderen Seite das Erlöschen aller dem Staate gegenüber be- 
stehenden Pflichten entsprechen soll. Kirchliche Theorien haben 
mitunter diese Fragen, namentlich die letztere, vorbehaltslos be- 
jaht. Dies ist unrichtig, da die dem Kleriker als Staatsbürger 
zustehenden Rechte und auferliegenden Pflichten subjektive öffent- 
liche Rechte und Pflichten sind. Daß nun das verpflichtete In- 
dividuum auf Pflichten verzichtet, ist begrifflich ausgeschlossen. 
Anders liegt die Sache bei den subjektiven öffentlichen Rechten. 
Gewisse besonders qualifizierte subjektive Öffentliche Rechte sind 
verzichtbar. Aber „absolut unverzichtbar sind diejenigen Status- 
verhältnisse, in welchen das Individuum sich dem Staate gegen- 


PN 
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über passiv verhalten kann, d. h. die in keiner Weise die Be- 
tätigung einer Öffentlichrechtlichen Pflicht in sich schließen“ !, 
Daher sind die im Staatsgrundgesetze über die allgemeinen Rechte 
der Staatsbürger gewährleisteten Freiheitsrechte nicht verzicht- 
bar, d. h. ein Verzicht auf den aus dem Gesetze entspringenden 
Zustand der Freiheit ist ausgeschlossen, eine diesbezügliche Er- 
klärung ist rechtlich vollkommen irrelevant. Darum ist auch der 
sog. Antimodernisteneid rechtlich vollkommen irrelevant; da- 
mit ist nicht gesagt, daß dem Eide Bedeutung überhaupt nicht 
zukomme, die moralische Bedeutung des Eides ist sogar 
eine recht fühlbare. Die Anwendung des Prinzipes von der Un- 
verzichtbarkeit der subjektiven öffentlichen Rechte auf staats- 
kirchenrechtlichem Gebiete ergibt, daß der Eintritt in den Kir- 
chendienst weder den ausdrücklichen, noch den stillschweigenden 
Verzicht auf die staatsbürgerlichen Rechte bedeuten kann. Ein 
Rechtsverzicht auf subjektive öffentliche Rechte könnte nur statt- 
finden unter der Voraussetzung, daß dies ein Rechtssatz ausdrück- 
lich gestattet. Ein solcher Rechtssatz besteht hinsichtlich der 
Grundrechte nicht, folglich ist ein Rechtsverzicht auf die Grund- 
rechte ausgeschlossen. Negativ bringt dieses Prinzip auch $ 18 
des österreichischen Kultusgesetzes zum Ausdruck: kirchliches 
Disziplinarrecht darf nur so weit in Anwendung gebracht wer- 
den, als die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte dadurch nicht 
verhindert wird. Aufgabe und verfassungsmäßig übernommene 
Pflicht des Gesamtministeriums ist es, darauf zu achten, daß die 
den Staatsbürgern gewährleisteten Freiheitsrechte unangetastet 
bleiben; dies ergibt sich ganz klar aus dem Wesen des kon- 
stitutionellen Staates, aus dem Zwecke des modernen Rechts- 
staates. Durchaus unstichhaltig ist es, als Gegenargument gegen 
die hier vertretene Ansicht anzuführen, der kirchliche Beamte 
befinde sich durch die Eingehung des kirchlichen Dienstverhält- 
nisses seinem Vorgesetzten und der Kirche selbst gegenüber in 


—. {on 


ı Jellinek, System 8. 340. 
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einer in allen Stücken gleichen Lage wie der Staatsbeamte sei- 
nem Dienstherrn gegenüber. Denn im letzteren Falle handelt 
es sich darum, daß das Individuum kraft seines ihm vom Staate 
garantierten Freiheitsstatus mit dem Staate einen Vertrag ein- 
geht, durch welchen auf beide Teile, Staat und Beamten, quali- 
fizierte Rechte und Pflichten übertragen werden. Für die Kirche 
geschieht allerdings in ihrem autonomen Rechtskreise dasselbe; 
für den Staat hat dies aber entweder keine oder nur mittelbare 
Bedeutung. Keine Bedeutung hat das kirchliche Dienstverhält- 
nis für den Staat innerhalb der der Kirche vom Staate zuge- 
standenen Autonomie internkirchlicher Angelegenheiten, bloß 
mittelbare Bedeutung hat das kirchliche Dienstverhältnis und 
sein Dienstrecht für den Staat in jenen Fällen, in denen der 
kirchliche Beamte kraft staatlichen Gesetzesbefehles als staat- 
liches Organ zu intervenieren hat. Handelt es sich aber darum, 
daß die Befolgung des kirchlichen Dienstrechtes die Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte oder die Erfüllung staatsbürgerlicher 
Pflichten unmöglich macht, greifen die rechtschaffenden kirch- 
lichen Organe bei der Statuierung der dienstrechtlichen kirch- 
lichen Normen hinaus über die ihnen vom Staate mittelst Ge- 
setzes gezogenen Grenzen der kirchlichen Autonomie, dann ist 
der Staat davon unmittelbar berührt: es werden Staatsgesetze 
verletzt und Aufgabe der staatlichen Behörde ist es, solche Ge- 
setzesverletzungen mit allen ihr verfassungsmäßig übertragenen 
und gewährleisteten Mitteln zu verhindern und hintanzuhalten. 
Es folgt dies aus der staatlichen Auffassung vom Staatszwecke, der 
nur der ist, sich selbst, d. ı. den Staat zu erhalten, denn der 
Staat kann und muß von sich sagen: salus populi suprema lex 
est, immer aber mit dem Vorbehalte: justitia fundamentum reg- 
norum. 

Ueber die Verwirklichung dieses Zweckes, d. i. der salus populi 
mögen Staat und Kirche von ihrem Standpunkte aus verschie- 
den denken; fest steht, daß nach dem heute in Oesterreich herr- 
schenden staatskirchenrechtlichen System der Staat und niemand 
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anderer kompetent ist, darüber zu entscheiden, ob durch die im 
Dekrete „Maxima cura“ erfolgte Aenderung der dienstrechtlichen 
Stellung der Seelsorger ein Staatsgesetz. verletzt wird oder nicht. 
Nach dem Ergebnisse, zu dem der Staat dabei kommt, hat er 
Stellung zu nehmen. Aufgabe der folgenden Untersuchung ist 
es nun, festzustellen, ob sich Fälle der amotio administrativa 
ereignen können, die den Zweck verfolgen, die freie Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte des von der amotio betroffenen zu ver- 
hindern. In Betracht kommen vor allem die im Staatsgrundge- 
setze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger gewährlei- 
steten Freiheitsrechte. Das österreichische Staatsgrundgesetz ent- 
hält einen Katalog allgemeiner staatsbürgerlicher Rechte; schwer 
festzustellen ist aber, ob dieser Katalog eine ausschließende texa- 
tive Aufzählung der staatsbürgerlichen Rechte ist. Immerhin ist 
es nicht ausgeschlossen, daß neben den im Staatsgrundgesetze ge- 
währleisteten Rechte auch andere durch die Vornahme der amo- 
tio administrativa berührt werden können. 

Ein Konflikt zwischen dem Staatsgrundgesetze und dem De- 
krete „Maxima cura“ kann sich ergeben hinsichtlich des Art. XII 
StGG.!. Ein Seelsorger betätigt seine staatsbürgerlichen Rechte in 
Vereinen und Versammlungen, die entweder kirchlicherseits nicht 
approbiert sind oder beim Bischof nicht besonders gut angeschrie- 
ben sind. Sofort tritt die Kollision des Staatsgrundgesetzes mit 
can. I$9 des Dekretes ein: der Priester hat sich der inobedientia 
praeceptio ordinarüi in re gravis momenti schuldig gemacht, nach 
den Bestimmungen des Dekretes muß die amotio administrativa 

! Die österreichischen Staatsbürger haben das Recht, sich zu versam- 
meln und Vereine zu bilden. Die Ausübung dieser Rechte wird durch be- 
sondere Gesetze geregelt. — Das Vereinsgesetz vom 15. November 1867 
Nr. 134 RGBl. enthält keinerlei Bestimmungen, daß ein Vorgesetzter seinen 
Untergebenen die Teilnahme an Vereinen und Versammlungen verbieten 
könnte. — Koadjutor Nagl hat aber Ende Januar 1911 einen Vereins- 
erlaß erlassen, der mit der staatsgrundgesetzlich gewährten Vereins- und 
Versammlungsfreiheit im eklatanten Widerspruch steht; vergl. hierüber 


die Ausführungen in Nr. 16 672 der „Neuen Freien Presse“ vom 20. Ja- 
nuar 1911. 
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verfügt werden, nach dem Kultusgesetze darf sie nicht ver- 
fügt werden, die staatliche Behörde ist nach 8 60 des Kultus- 
gesetzes verpflichtet, die Vornahme der aus dieser causa erfolgten 
amotio zu verhindern. Derselbe Fall liegt dann vor, wenn sich 
der Pfarrer durch Vereins- und Versammlungstätigkeit das odium 
plebis, quamvis injustum et non universale zugezogen hat, der 
Bischof weiß, daß dieser Haß ungerechtfertigt ist, nach kirch- 
licher Vorschrift muß der Pfarrer abgesetzt werden, nach staat- 
lichem Gesetze ist dies ausgeschlossen. 

Dieselben Konflikte können sich ergeben bei ausgiebigem 
(@ebrauche der in den Artikeln XII, XIV, XVII des Staats- 
grundgesetzes gewährleisteten staatsbürgerlichen Rechte. 

Der Zwiespalt zwischen staatlicher und kirchlicher Auffas- 
sung bei Art. XIII! rührt daher, daß der Begriff der kirch- 
lichen „Schranke des Rechtes, durch Wort, Schrift, Druck oder 
durch bildliche Darstellung seine Meinung zu äußern“ ein engerer 
ist als der der staatsgesetzlichen Auffassung. Daß die volle 
Glaubens- und Gewissensfreiheit jedermann gewährleistet sei, ist 
eine Tatsache, die die Kirche von ihrem Standpunkte aus nie 
anerkennen wollte. Der Staat dagegen garantiert jedoch die 
volle Glaubens- und Gewissensfreiheit in Art. XIV? des Staats- 
grundgesetzes. Ebenso liegen die Dinge bei Art. XVIL?, wo- 
bei ein enger Zusammenhang zwischen der als Modernismus be- 
zeichneten Richtung der katholischen Theologie und dem Dekrete 
„Maxima cura* besteht. Der Begriff des wissenschaftlichen Mo- 
dernismus ist allerdings schwer zu formulieren; doch dürfte man 
mit der Annahme nicht fehlgehen, daß die Kirche unter Moder- 
nismus im wissenschaftlichen Sinne jene Resultate der Forschung 
versteht, die mit dem Dogma in Widerspruch stehen. Grund- 
sätzlich garantiert der Staat jede wissenschaftliche Forschung, 

1 Jedermann hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck oder durch 
bildliche Darstellung seine Meinung innerhalb der gesetzlichen Schranken 
frei zu äußern. 


” Die volle Glaubens- und Gewissensfreiheit ist jedermann gewährleistet. 
® Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 
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die nur möglich erscheint bei einem unabhängigen Streben nach 
der Wahrheit, nach einem richtigen Ergebnisse, gleichgültig; . ob 
dieses Ergebnis mit dem Dogma oder einer „herrschenden“ Lehre 
übereinstimmt oder nicht. Die Kirche erkennt diesen Stand- 
punkt nicht an; ihr muß Forschung und Wissenschaft vor dem 
Dogma Halt machen. Geht der wissenschaftliche tätige Priester 
über diese Schranke hinaus, dann ist der Tatbestand der straf- 
baren Handlung gegeben. 

Genau so steht es mit $ 7! des Staatsgrundgesetzes über 
die Reichsvertretung; der betreffende $ hat seit dem 21. Dezember 
1867 mancherlei Aenderungen erfahren. Er betrifft die Wahl- 
berechtigung, die sich an eine Reihe von Tatbeständen und Quali- 
fikationen des Staatsbürgers knüpft. Es wäre nun möglich, daß 
der Bischof die amotio admmistrativa vornimmt, um den Seel- 
sorger seines Wahlrechtes zu berauben, indem er ihn vor dem 
Tage der Ausschreibung der Wahl versetzt; damit hat der Pfarrer 
sein Wahlrecht verloren. Aufgabe der Kultusbehörde ist es, 
derartige Amotionen zu verhindern. 

Der preußische Rechtszustand ist dem österreichischen 
ähnlich; die Behandlung des preußischen Rechtszustandes hat 
aber darunter zu leiden, daß es an der präzisen Zusammenstel- 
lung der einzelnen staatskirchenrechtlichen Normen fehlt. Für 
die Beurteilung der Rechtslage kommen die verschiedensten Ge- 
setze in Betracht, die verschiedenen kirchenpolitischen Perioden 
entstammen. Dazu kommt, daß sich die Gesetzgebung in man- 
chen Fällen überhastet hat, was dann eine gewisse Flüchtigkeit 
der Behandlung mit sich brachte. So ist es schwer, aus der 


! Wahlberechtigt zur Wahl eines Abgeordneten ist jede Person männ- 
lichen Geschlechtes, welche das 24. Lebensjahr zurückgelegt hat, die öster- 
reichische Staatsbürgerschaft besitzt, nach den Bestimmungen der Reichs- 
ratswahlordnung vom Wahlrechte nicht ausgenommen oder ausgeschlossen 
ist und innerhalb der im Reichsrate vertretenen Königreiche und Länder 
in der Gemeinde (Gutsgebiet), in welcher das Wahlrecht auszuüben ist, am 
Tage der Ausschreibung der Wahl seit mindestens einem Jahre ihren 
Wohnsitz hat. 
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Unzahl von Bestimmungen ein vollständig klares System des der- 
zeit in Preußen geltenden Staatskirchenrechtes herauszuarbeiten. 
| Vorerst soll untersucht werden, ob sich nicht, wie im öster- 
reichischen Kultusrechte, auch in Preußen Bestimmungen finden, 
in denen die amotio administrativa bereits vorgesehen ist. In 
dieser Hinsicht kommen die $8 24, 25, 26 des Gesetzes vom 
12. Mai 1873, S. 198 GS.!, über die Ausübung der kirchlichen 
Disziplinargewalt und die Errichtung eines königlichen Gerichts- 
hofes für kirchliche Angelegenheiten in Betracht, die scheinbar 
durch Art. IX des Gesetzes vom 21. Mai 1886, S. 147. GS.?, 
betreffend Abänderung der kirchenpolitischen Gesetze gänzlich 
aufgehoben wurden. Voraussetzung des Einschreitens der staat- 
lichen Behörde ist wieder der Umstand, daß das Verbleiben des 
betreffenden kirchlichen Amtsträgers der Aufrechthaltung der 
guentlehen Ordnung gefährlich erscheint. Schwierigkeiten er- 


18 24. Kirchendiener, welche die auf ihr Amt oder ihre geistlichen 
Amtsverrichtungen bezüglichen Vorschriften der Staatsgesetze oder die in 
dieser Hinsicht von der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zuständig- 
keit getroffenen Anordnungen so schwer verletzen, daß ihr Verbleiben im 
Amte mit der öffentlichen Ordnung unverträglich erscheint, können auf An- 
trag der Staatsbehörde durch Br Urteil aus dem Amte entlassen 
werden. 

Die Entlassung aus dem Amte hat die rechtliche Unfähigkeit zur Ks: 
übung des Amtes, den REN des Amtseinkommens und die Erledigung 
der Stelle zur Folge. 

$ 25. Dem Antrage muß eine Aufforderung an die vorgesetzte kirch- 
liche Behörde vorausgehen, gegen den Angeschuldigten die kirchliche Unter- 
suchung auf Entlassung aus dem Amte einzuleiten. Steht der Angeschul- 
digte unter keiner kirchlichen Behörde innerhalb des Deutschen Reiches, 
so ist derselbe zur Niederlegung seines Amtes aufzufordern. — Die Auf- 
forderung erfolgt schriftlich unter Angabe des Grundes von dem Ober- 
präsidenten der Provinz. 

$ 26. Wird der Aufforderung nicht binnen gesetzter Frist Folge ge- 
geben, oder führt die kirchliche Untersuchung nicht binnen gesetzter Frist 
zur Entlassung des Angeschuldigten aus dem Amte, so stellt der Oberprä- 
sident bei dem Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten den Antr ag 
auf Einleitung des Verfahrens. 


. * Der königliche Gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten wird auf- 
gehoben. | 


a 
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geben sich jedoch hinsichtlich der staatlichen Organe, die zur 
Handhabung des Gesetzes berufen sind. Nach dem Gesetze vom 
12. Mai 1873 war die Rechtslage folgende: hatte sich der kirch- 
liche Amtsträger Verfehlungen zuschulden kommen lassen, dann 
richtet die Staatsbehörde, d. i. der Oberpräsident der Provinz 
an die kirchliche Behörde die Aufforderung, die kirchliche Unter- 
suchung gegen den Priester einzuleiten, die nach $ 26 zur Ent- 
lassung aus dem Amte zu führen hat. Wird dieser Aufforde- 
rung nicht oder nicht innerhalb einer bestimmten Zeit entspro- 
chen, dann stellt der Oberpräsident beim königlichen Gerichts- 
hofe für kirchliche Angelegenheiten den Antrag auf Einleitung 
des gerichtlichen Verfahrens. „Durch gerichtliches Urteil“ wird 
sodann der kirchliche Beamte aus dem Amte entlassen. Das 
Gesetz vom 14. Juli 1880, S. 285 GS.! hat diese Bestimmung 
dahin umgeändert, daß fortan nicht mehr auf Entlassung aus 
dem Amte, sondern auf Unfähigkeit zur Bekleidung eines kirch- 
lichen Amtes erkannt werden sollte. 

Wenn nun der nach dem Gesetze vom 12. Mai 1873 in 
kirchlichen Angelegenheiten zuständige Gerichtshof im Jahre 1886 
aufgelassen wurde, dann liegt immerhin noch die Möglichkeit 
offen, die Sache, wenn es sich bei den Verfehlungen des be- 
trefienden kirchlichen Beamten um ein gemeinstrafrechtliches 
Delikt handelt, einem ordentlichen Gerichte zur Aburteilung zu 
überweisen. Gegen diese Ansicht spricht freilich der Wortlaut 
des $ 32 des Gesetzes vom 12. Mai 1873?, aus dem gefolgert 
werden kann, daß die Durchführung des Verfahrens vor dem 
königlichen Gerichtshofe für kirchliche Angelegenheiten mitent- 
scheidend sei für die Gültigkeit des ergehenden Urteiles, daß 


! In den Fällen des $ 24 im Gesetze vom 12. Mai 1873, sowie des $12 
im Gesetze vom 22. April 1875 ist gegen Kirchendiener fortan auf Unfähig- 
keit zur Bekleidung ihres Amtes zu erkennen. 

? Zur Entscheidung der in $$ 10—23 und 24—30 bezeichneten, sowie 
der anderweitig durch Gesetz zugewiesenen Angelegenheiten wird eine Be- 
hörde errichtet, welche den Namen: „Königlicher Gerichtshof für kirchliche 
Angelegenheiten“ führt und ihren Sitz in Berlin hat. 
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also m. a. W. ein vor einem anderen Gerichte durchgeführtes 
Verfahren ipso jure nichtig sei. Ferner spricht gegen diese An- 
sicht ein Umstand prozessualer Natur: ein ordentliches Gericht 
erkennt niemals auf „Unfähigkeit“; ein solches Erkenntnis fällt 
nicht ın die Ausübung richterlicher Tätigkeit, dies wäre ledig- 
lich Feststellung eines rechtlich relevanten Tatbestandes. Für 
die obige Ansicht spricht aber die Erwägung, daß es höchst 
sinnwidrig wäre, wenn der Staat nach Auflassung des erwähnten 
Sondergerichtshofes über kein Mittel verfügen würde, womit er 
die kirchlichen Behörden zwingen könnte, kirchliche Beamte, die 
sich Verletzungen von Staatsgesetzen zuschulden kommen ließen 
oder deren Entfernung vom Amte sonst im Interesse der öffent- 
lichen Ordnung dringend geboten erscheint, abzusetzen. Eine 
Eintscheidung darüber zu fällen, welche von beiden Ansichten 
die richtige ist, ist bei einem so unklaren Rechtszustande eine 
heikle Sache. Selbst angenommen aber, daß mit der Auflassung 
des königlichen Gerichtshofes für kirchliche Angelegenheiten dem 
Staate die Möglichkeit, durch gerichtliches Urteil die Unfähig- 
keit zur Innehabung kirchlicher Aemter auszusprechen, genom- 
men wurde, dann bleiben immer noch die $$ 25, 26 des Ge- 
setzes vom 12. Mai 1873 davon im Prinzipe vollständig unbe- 
rührt; denn sie besagen nichts weiter, als daß der Oberpräsident 
der Provinz unter schriftlicher Angabe der hierfür maßgebenden 
Gründe an die kirchliche Behörde die Aufforderung richten kann, 
die Untersuchung auf Entfernung vom Amte gegen den be- 
treffenden kirchlichen Amtsträger einzuleiten und schließlich 
die Absetzung vom Amte auszusprechen. Natürlich steht es 
dann beim Bischofe, den gerichtlichen oder den außergericht- 
lichen Weg der amotio zu wählen. Die staatliche sanctio legis 
aber, die mit geeigneten Mitteln dahin wirken kann, daß der 
Bischof der an ihn ergangenen Aufforderung auch wirklich nach- 
kommt, fehlt; dies ist von um so höherer Bedeutung, als die 
Kirche unter Umständen großes Interesse daran haben kann, 
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gerade diesen Seelsorger am Posten seiner Tätigkeit zu er- 
halten. | 
Gemeinsam ist also dem preußischen Rechtszustande mit 
dem österreichischen, daß in beiden Staaten die Möglichkeit vor- 
liegt, daß die’ staatliche Behörde die kirchliche Behörde auf- 
fordert, die amotio administrativa vorzunehmen. Verschieden 
sind aber die Formalia und die materiellen Voraussetzungen; in 
Oesterreich kann die Aufforderung an die kirchliche Behörde, 
die amotio vorzunehmen, erst nach gerichtlichem verurteilenden 
Erkenntnisse, nur in einzelnen Fällen nach Feststellung des Tat- 
bestandes durch die Verwaltungsbehörde ergehen, in Preußen 
genügt in jedem Falle die bloße Feststellung durch die Verwal- 
tungsbehörde. Nach österreichischem Rechte stehen der Kultus- 
behörde Zwangsmittel zu Gebote, um den Bischof zur amotio 
zwingen zu können; ob solche der staatlichen Behörde auch 
nach preußischem Rechte zustehen, erscheint sehr zweifelhaft. 
Die zweite Möglichkeit der Vornahme der amotio admini- 
strativa ist dıe, daß die Initiative nicht von der staatlichen Be- 
hörde, sondern von der kirchlichen ausgeht. Hier sind wieder 
jene Fälle zu unterscheiden, in denen die Absetzung aus rein 
verwaltungsrechtlichen Gründen erfolgt, und jene Fälle, in denen 


die amotio einen Strafakt darstellt. 


Die amotio administrativa wegen körperlicher oder geistiger 
Krankheit ist im preußischen Rechte überhaupt nicht vorge- 
sehen. Nach dem in Preußen wie in Oesterreich geltenden kır- 
chenpolitischen Prinzipe: alles, was staatlich nicht ausdrücklich 
verboten ist, ist erlaubt, wird man annehmen müssen, daß der 
aus einer der in can. 1 S$ 1, 2, 3 gegebenen Gründe erfolgten 
amotio administrativa nichts im Wege steht. | 

Anders liegen die Dinge bei einer strafweise verfügten amo- 
tio, wobei die Bestimmungen des Art. Ill des Gesetzes vom 21. Mai 
1886, das die Bestimmungen des $2 des Gesetzes vom 12.:Mai 
1873. einschränkt, zur Anwendung kommen. Nach 8 2 des 


! Der Entfernung aus dem Amte (Entlassung, Versetzung, Suspension, 
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letztzitierten Gesetzes bedarf die Entfernung vom Amte, die einen 
Akt der Ausübung der kirchlichen Disziplinargewalt darstellt, 
der Durchführung eines geordneten prozessualischen Verfahrens; 
diese Bestimmung wurde durch Art. III des Gesetzes vom 21. Mai 
1886 dahin eingeschränkt, daß die Durchführung eines solchen 
Verfahrens nur dann mehr notwendig ist, wenn mit der Amts- 
entsetzung der Verlust oder eine Minderung des Amtseinkom- 
mens verbunden ist. Somit ergeben sich zwei Fragen, deren be- 
jahende, bez. verneinende Beantwortung von eminenter prakti- 
scher Bedeutung ist; diese sind: Ist mit der strafweisen amotio 
administrativa der Verlust oder die Minderung des Amtseinkom- 
mens immer und notwendig verbunden? Und wenn ja, so ist 
die Frage zu beantworten, ob das dabei zur Anwendung ge- 
langende Verfahren ein geordnetes prozessualisches ist. 

Was die erste Frage betrifft, so ergibt sich von selbst, daß 
bei einer strafweisen Absetzung ohne Wiederanstellung der Ver- 
lust des Amtseinkommens notwendige Folge der amotio admini- 
strativa ist. Daß aber auch jede Strafversetzung eine Minde- 
rung des Amtseinkommens bedeuten muß, kann nicht behauptet 
werden. Juristisch lassen sich ganz wohl Fälle konstruieren, in 
denen der Strafzweck der amotio administrativa durchaus nicht 
dadurch erreicht wird, daß die finanzielle Stellung des amotus 
gegenüber der früheren verschlechtert wird, sondern daß er auch 
durch die Anstellung in einer gesellschaftlich unangenehmeren 
Parochie, z. B. in einer fremdsprachigen Gegend oder an einem 
weltfremden kleinen Orte sehr gut erzielt werden kann. Immer- 
hin aber werden derartige amotiones Ausnahmen sein, . denn 
Strafen, die in geldliche Beziehungen eingreifen, wirken weit emp- 
findlicher als andere, sodaß de facto die meisten Strafverset- 
zungen, die auf dem Wege der amotio administrativa vorgenom- 
unfreiwillige Emeritierung usw.) muß ein geordnetes prozessualisches Ver- 
fahren vorangehen. 

Die Vorschrift des $ 2 des Gesetzes vom 13. Mai 1873 findet nur dann 


Anwendung, wenn mit der Entfernung aus dem Amte der Verlust oder die 
Minderung des Amtseinkommens verbunden ist. / 
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men werden, auf eine Minderung des Amtseinkommens hinaus- 
laufen dürften. Strafversetzungen, bei denen dies nicht der Fall 
ist, werden wohl die seltensten Ausnahmen sein. 

Die zweite Frage hinsichtlich des geordneten prozessuali- 
schen Verfahrens muß bezüglich des Amotionsverfahrens unbedingt 
verneint werden. Die Mangelhaftigkeit des dem decretum amo- 
tionis vorangehenden Verfahrens tritt hier einmal besonders fühl- 
bar hervor, da es eine recht unglückliche Zwitterbildung dar- 
‚stellt. Ein prozessualisches Verfahren gehört vor das Gericht, 
nicht vor die Verwaltungsbehörde; und doch finden sich im De- 
krete „Maxima cura“ nicht wenige Bestimmungen, aus denen 
mit Klarheit hervorgeht, daß dem Gesetzgeber staatliches Straf- 
prozeßrecht bei der Abfassung vorgeschwebt hat. Wenn man 
nun auch, obwohl die größten Bedenken dagegen sprechen, an- 
erkennen würde, daß das Verfahren ein prozessualisches ist, so 
kann aber unmöglich zugegeben werden, daß man es mit einem 
geordneten Verfahren zu tun hat. Es ist vielmehr ein Verfahren, 
bei dem der Subjektivität des Ordinarius die entscheidende Rolle 
zufällt, ein Verfahren, bei dem die Garantien für die materielle 
Richtigkeit der getroffenen Entscheidung verschwindend geringe 
sind: man denke nur an jene Bestimmungen, die sich mit der 
Anstellung der Anklage beschäftigen, man erinnere sich an die 
oben besprochenen Grundsätze des Beweisverfahrens und in 
noch höherem Maße findet die Unzulänglichkeit des Verfahrens 
ihren Ausdruck in jenen Normen, die sich mit dem „Rekurse* 
beschäftigen, Grundsätze, die an die schlimmsten Zeiten staat- 
licher Kabinettsjustiz erinnern. Von einem geordneten prozes- 
sualischen Verfahren kann demnach nicht gesprochen werden. 

Aus dem Gesagten ergibt sich mithin, daß eine strafweise 
Dienstentlassung auf dem Wege der amotio administrativa nach 
preußischem Staatskirchenrechte unmöglich ist und daß eine 
Strafversetzung auf administrativem Wege nur dann erfolgen 
kann, wenn sie nicht mit einer Minderung des Amtseinkommens 
verbunden ist. Dabei muß das juristisch Mögliche vom politisch 


Gerhardinger, Die amotio administrativa und das österr. Staatsrecht. 223 


Wahrscheinlichen und de facto Verwirklichtem scharf getrennt 
werden: juristisch ist eine Strafversetzung ohne Minderung des 
Amtseinkommens wohl möglich, politisch aber eine seltene Aus- 
nahme und daher unwahrscheinlich, in den meisten Fällen wird 
mit der amotio administrativa als Strafversetzung auch eine 
Minderung des Amtseinkommens verbunden sein und es ist unter 
allen Umständen daran festzuhalten, daß solche amotiones ad- 
 ministrativae im gegenwärtigen preußischen Rechtszustande un- 
zulässig sind. 

Zu diesen formellrechtlichen Gründen kommen aber auch 
noch Gründe materiellrechtlicher Natur, die gewisse Amotionen 
verbieten. $ 1 des Gesetzes vom 13. Mai 1873, über die Gren- 
zen des Rechtes zum Gebrauche kirchlicher Straf- und Zucht- 
mittel, zählt taxativ alle jene Strafen auf, die im Disziplinar- 
verfahren von den kirchlichen Behörden „angedroht, verhängt 
oder verkündet“ werden dürfen. Dahin gehören nur jene Strafen, 

1. die dem rein religiösen Gebiete angehören; 

2. die die Entziehung eines innerhalb der Kirche oder Re- 
ligionsgesellschaft wirkenden Rechtes betreffen; 

3. die die Ausschließung aus der Kirchen- oder Religions- 
gesellschaft betreffen. 

Für die amotio administrativa ist der erste Punkt von be- 
sonderer Wichtigkeit, die zwei letzteren können wohl ausge- 
schaltet werden. Strafen, die nicht dem rein religiösen Gebiete 
angehören, sind nun sowohl solche, die aus Gründen verhängt 
werden, die mit den staatsbürgerlichen Verhältnissen des von 
der Strafe Betroffenen, seien es nun Rechte oder Pflichten, in 
irgend einem Zusammenhange stehen, — hieher gehören aber 


1 Keine Kirche oder Religionsgesellschaft ist befugt, andere Straf- und 
Zuchtmittel anzudrohen, zu verhängen oder zu verkünden, als solche, wel- 
che dem rein religiösen Gebiete angehören oder die Entziehung eines 
innerhalb der Kirche oder Religionsgesellschaft wirkenden Rechtes oder 
die Ausschließung aus der Kirchen- oder Religionsgesellschaft betreffen. — 
Straf- oder Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, Freiheit oder bürgerliche 
Ehre sind unzulässig. 
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auch jene Strafen, die in ihren Folgen auf dem Gebiete ' des 
staatlichen, Öffentlichen oder privaten Rechtes in irgendwelcher 
Beziehung relevant sind. Dies ergibt sich aus der sinngemäßen 
Interpretation des Gesetzes selbst, ergibt sich aber auch aus 
Art. XII der Verfassungsurkunde für den preußischen Staat 
vom 31. Jänner 1850!. Beide Fälle können sich nun bei der 
amotio ereignen. Es gilt hier im Prinzip das bei der Bespre- 
chung des österreichischen Rechtszustandes Gesagte. In Be- 
tracht kommen in bezug auf die Ausübung der staatsbürgerlichen 
Rechte die Art. XX?, XXVIL® XXX * der Verfassungsur- 
kunde, die mit dem comae amotionis in Widerspruch stehen 
können. Ebenso kann die Verfügung der amotio administrativa 
Folgen nach sich ziehen, die in staatsrechtlicher, besonders in 
wahlrechtlicher Beziehung relevant sind. Dazu kommen noch 
jene Fälle der amotio administrativa, in denen durch die Ver- 
fügung die Befolgung staatsbürgerlicher Pflichten verhindert 
wird. Aus $.1 des Gesetzes vom 13. Mai 1873 ergibt sich, 
daß solche Amotionen, abgesehen von dem Fehlen eines geord- 
neten prozessualischen Verfahrens, gesetzwidrig sind und daher 
nicht vorgenommen werden dürfen. 

Nun kommt der springende Punkt: hat die staatliche Be- 
hörde einzugreifen? Und wenn diese Frage bejaht wird, hat sie 
ex offo oder erst auf die Beschwerde des von der amotio admini- 
strativa betroffenen einzugreifen? Diese letzte Frage ist zu ver- 
neinen, da das Institut des recursus ab abusu nach preußischem 


! Die Freiheit des religiösen Bekenntnisses, der Vereinigung zu Religions- 
gesellschaften und der gemeinsamen häuslichen und öffentlichen Religions- 
übungen wird gewährleistet. Der Genuß der bürgerlichen und staatsbürger- 
lichen Rechte ist unabhängig von dem religiösen Bekenntnisse. Den bürger- 
lichen und staatsbürgerlichen Pflichten darf durch die Ausübung der Reli- 
gionsfreiheit kein Abbruch geschehen. 

?2 Die Wissenschaft und ihre Lehre ist frei. 

® Jeder Preuße hat das Recht, durch Wort, Schrift, Druck, und bild- 
liche Darstellung seine Meinung frei zu äußern. 

* Alle Preußen haben das Recht, sich zu solchen Zwecken, welche den 
Strafgesetzen nicht zuwider laufen, zu Gesellschaften zu vereinigen. 
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Rechte nicht besteht. Der recursus ab abusu ist Privilegium 
der Angehörigen einer staatlich anerkannten Kirche, ein sub- 
jektives öffentliches Recht also, demzufolge das Individuum be- 
rechtigt ist, bei Verfügungen der kirchlichen Behörde, die es in 
der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte behindern, sich um Ab- 
hilfe an die staatliche Behörde zu wenden. Es liegt demnach 
lex specialis vor; das preußische Gesetz vom 12. Mai 1873 hat 
in den $$ 10—23 eine Reihe materiellrechtlicher und formell- 
rechtlicher Bestimmungen gebracht, die sich eingehend mit dem 
recursus ab abusu befaßten. Diese Bestimmungen sind durch 
Art. X, Abs. 1 des Gesetzes vom 21. Mai 1886, also wieder 
durch eine lex specialis, aufgehoben worden. Nicht aber wurde 
damit die Verpflichtung des Staates überhaupt beseitigt, die ver- 
fassungsmäßig gewährleisteten Grundrechte auch in Zukunft zu 
schützen. Denn die lex specialis vom 21. Mai 1886 hebt nur 
eine andere lex specialis vom 12. Mai 1873 auf, nicht aber die 
lex generalis, die Verfassungsurkunde selbst. 

Durch die Gewährung einer Verfassung, wie überhaupt durch 
jede Gesetzgebung, bindet der Staat nicht nur seine Untertanen, 
sondern auch sich selbst an jene Rechtsordnung, die von ihm 
ausgegangen ist. „Der Staat verpflichtet sich im Akte der 
Rechtsschöpfung, wie immer dieses Recht (im objektiven Sinne) 
entstehen möge, gegenüber den Untertanen zur Anwendung und 
Durchführung des Rechtes!. Dabei ist es dann vollständig ir- 
relevant, ob das Gesetz ein subjektives öffentliches Recht des 
Staates, eines unterstaatlichen Verbandes oder eines einzelnen 
Individuums statuiert. So ist also jedes Gesetz im weitesten 
Sinne jus cogens. Die Ausübung der staatsbürgerlichen Rechte 
der Untertanen hat der Staat zu garantieren, er hat darauf 
zu sehen, daß die individuelle Freiheitssphäre der Untertanen 
nicht eingeschränkt wird. Darum hat die Bindung staatlichen 
Rechtes für den Staat einen doppelten Inhalt: einen positiven 


! Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 2. Aufl., S. 360. 


BOTEN RE ehe 


226 Abhandlungen. 


und einen negativen. Der negative Inhalt der staatlichen Bindung 
besteht darin, daß der Staat verpflichtet ist, die Bürger an der 
Ausübung ihrer Freiheitsrechte nicht zu hindern, ist also ein 
Unterlassen, wobei sich der Staat vollkommen passiv zu verhalten 
hat. Daneben hat aber die Bindung des Staates an sein Recht 
auch einen positiven Inhalt; in dieser Hinsicht hat sie ein Han- 
deln zum Gegenstande; dieses kann aber nur dann praktisch 
werden, wenn ein besonderer Anlaß hiefür vorliegt. Das ist dann 
der Fall, wenn von dritter, nicht staatlicher Seite ein Eingriff 
in die Freiheitsrechte der Bürger und damit auch in die Hoheit 
des Staates selbst unternommen wird. In dem Schutze der sub- 
jektiven öffentlichen Rechte der Staatsbürger besteht das Wesen 
des Rechtsstaates. Je weitreichender und intensiver die gesetz- 
lichen Garantien für die bürgerlichen Freiheitsrechte sind, desto 
sicherer erscheint damit der Bestand des Staates selbst garantiert. 
Die Erörterungen über den Rechtszustand Preußens lassen sich 
somit dahin zusammenfassen: die strafweise amotio administrativa 
darf schon deswegen, weil sie formell gesetzwidrig ist, nicht ver- 
fügt werden, ganz gleichgültig, ob sie die Ausübung oder Erfül- 
lung staatsbürgerlicher Rechte oder Pflichten verletzt oder nicht. 
Greschieht dies, dann hat die Regierung um so mehr die Pflicht, 
einzuschreiten. Da jedes Gesetz in letzter Linie unter der ver- 
fassungsmäßigen Garantie des Gesamtministeriums steht, eine 
Pflicht der Regierung, die durch die Ministerverantwortlichkeit 
auf das wirksamste unterstützt wird, so ist sowohl der Kultus- 
minister, wie auch die Gesamtregierung verpflichtet, die nötigen 
Vorkehrungen zu treffen. Geschieht dies nicht, dann liegt Ver- 
fassungsbruch vor, der die gesetzlichen Konsequenzen nach sich 
zieht. 

In allen vorgenannten Fällen dürfte die causa des can. I 
$ 9, d.i. inobedientia für den Bischof den bequemsten Anhalts- 
punkt zur Vornahme der amotio bilden. Worin liegt aber der 
Ungehorsam des Priesters begründet? Nur darin, daß er von ihm 
verfassungsmäßig zustehenden Rechten Gebrauch gemacht hat. 
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Damit ist ja nicht gesagt, daß die Kirche von ihren Beamten 
nicht Gehorsam verlangen dürfe. Dies soll sie und kann sie 
innerhalb der Grenzen ihrer Autonomie, wie ihr gut dünkt. Aber 
der Staat kann von der Kirche nicht vorgeschrieben erhalten, 
daß er sich solchen kirchlichen Gehorsamsvorschriften, die ın 
sein Gebiet hinüberschielen, bedingungslos unterwerfe. Der Staat 
garantiert grundsätzlich der Kirche ihr Dienstrecht innerhalb 
ihres Wirkungskreises, stellt ihr, wovon noch unten ausführlicher 
gehandelt werden wird, in einzelnen Fällen sogar seinen welt- 
lichen Arm zur Vollstreckung zur Verfügung. Dies bedeutet ein 
weitgehendes Entgegenkommen. Um so weniger kann aber auf 
der anderen Seite dem Staate zugemutet werden, daß er die 
kirchlichen Vorschriften, die nicht auf das Amt selbst, sondern 
weit mehr auf die staatsbürgerlichen Verhältnisse des kirchlichen 
Amtsträgers Bezug haben, ausnahmslos akzeptiere. Verlangt die 
Kirche dies vom Staate, dann ist der Konflikt der beiden Ge- 
walten freilich unausbleiblich, weil der Staat, wenn er solchen 
Ansprüchen nicht entgegentreten würde, damit auf einen seiner 
wesentlichsten Zwecke verzichten würde: Rechtsstaat zu sein!. 

Bei der Durchführung der amotio administrativa sind zwei 
Möglichkeiten gegeben: entweder weicht der amotus freiwillig 
vom Amte oder er setzt der Durchführung der amotio Widerstand 
entgegen. Wenn der amotus freiwillig weicht, dann sind wieder 
drei Möglichkeiten gegeben: 

1. Die amotio administrativa wurde verfügt, ohne daß da- 
durch die Befolgung staatlicher Gesetze oder die freie Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte dadurch verhindert wird. 

2. Durch die amotio administrativa wird die freie Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte verhindert. 

3. Durch die amotio administrativa wird die Befolgung der 
staatlichen Gesetze unmöglich gemacht. 

In allen drei Fällen weicht der amotus freiwillig vom Amte; 


1 Piloty, Münchener Neueste Nachrichten, Folge 441. 
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sie sind aber trotzdem getrennt zu behandeln. ; 
1. Im ersten Falle bleibt der Staat von der amotio voll- 


kommen unberührt; eine Verhinderung der Befolgung staatlicher 


Vorschriften oder der freien Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
findet nicht statt, der amotus weicht freiwillig vom Amte: ein 
Grund zum Einschreiten liest dann natürlich für den Staat 
nicht vor. 

2. Ganz anders liegen die Dinge, wenn der amotus frei- 
willig, d.i. vom staatlichen Standpunkte aus freiwillig vom Amte 
weicht, obwohl die freie Ausübung seiner staatsbürgerlichen Rechte 
dadurch verhindert wird. Wir werden im Laufe der Behandlung 
sehen, daß das österreichische Kultusgesetz vom 7. Mai 1874 
ın dieser Hinsicht an einem Fehler krankt, der noch einmal ver- 
hängnisvoll werden kann: der recursus ab abusu paßt in das 
herrschende kirchenpolitische System nicht hinein, er steht mit 
diesem, so paradox es klingen mag, im eklatanten Widerspruche: 
er ist überflüssig. 

Ausgehen wollen wir bei der Behandlung des Themas von 
8 28', demzufolge es vollständig im freien Ermessen des von 
der amotio betroffenen liegt, ob er sich fügen will oder nicht. 
Es ist dies auch zu entnehmen und per analogiam zu erschließen 
aus zwei Ministerialverordnungen vom 7. Juni? und vom 7. Au- 


ı Wenn durch die Verfügung eines kirchlichen Obern ein Staatsgesetz 
verletzt wird, so kann der hiedurch in seinem Rechte Gekränkte sich an 
die Verwaltungsbehörde wenden, welche Abhilfe zu schaffen hat, ‚soferne 
die Angelegenheit nicht auf den Zivil- oder Strafrechtsweg zu überweisen 
ist; in letzterem Falle kann sie provisorische Verfügungen treffen. 

2 Die von den Bischöfen in Anwendung ihrer Disziplinargewalt über 
die ihnen unterstehenden Glieder des Klerikalstandes verfügte Verweisung 
einzelner Priester in eine geistliche Korrektionsanstalt ist mit dem zum 
Schutze der persönlichen Freiheit erlassenen Gesetze vom 27. Oktober 
1882, Nr. 87 RGBl,, nur insoweit vereinbar, als damit der nicht erzwun- 
gene Aufenthalt eines Priesters in einer solchen Anstalt und die Beauf- 
sichtigung desselben während dieses Aufenthaltes angeordnet wird, woraus 
folgt, daß eine derartige bischöfliche Anordnung nur insoferne und in- 
solange wirksam sein kann, als der durch dieselbe betroffene Priester sich 
derselben freiwillig fügt. 
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gust 1869 !: die vom Bischofe in Anwendung seiner Disziplinar- 
gewalt verfügte amotio administrativa ist mit dem Staatsgrund- 
gesetze über die allgemeinen Rechte der Staatsbürger nur inso- 
weit vereinbar, als damit die nicht erzwungene Entfernung vom 
Amte angeordnet wird, woraus folgt, dab eine derartige bischöf- 
liche Anordnung nur insoferne und insolange wirksam sein kann, 


als der von derselben betroffene Priester sich derselben freiwillig 


fügt. Weicht er als der abgesetzte Seelsorger von seinem Amte und 
wird ihm dadurch die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte un- 
möglich gemacht, dann liegt darin der Verzicht auf die Anstel- 
lung des ihm zustehenden recursus ab abusu. Denn es ergibt 
sich aus den zitierten Ministerialverordnungen, daß sich der 
kirchlich disziplinierte Priester der Verfügung des Bischofs fügen 
kann, es folgt daraus, daß er sich auch fügen darf. Noch 
deutlicher geht dies hervor aus den Bestimmungen des $ 28 
des Kultusgesetzes: der in seinem Rechte gekränkte Priester 
kann sich an die Verwaltungsbehörde um Abhilfe wenden, er 
muß aber nicht. Daraus kann geschlossen werden, daß der 
Staat bei der Vornahme der amotio administrativa, die die freie 
Ausübung staatsbürgerlicher Rechte behindert, keine Verpflich- 
tung hat, einzugreifen, es liegt in der negativen Handlungsweise 
des amotus, d.i. in der Unterlassung der Anstellung des recursus 
ab abusu nichts als der stillschweigende Verzicht auf die Aus- 
übung eines Rechtes, nicht aber der Verzicht auf die ihm staats- 
grundgesetzlich gewährleisteten Freiheitsrechte selbst. Der Staat 
kann sich nicht in jedem einzelnen Falle darum kümmern, ob 
seine Untertanen die ihnen zustehenden Rechte auch wirklich 

‘ Der Grundsatz, welcher in der Verordnung des Ministers für Kultus 
und Unterricht vom 7. Juni 1869, Nr. 134 RGBl., betreffend den Vollzug 
bischöflicher Erkenntnisse, welche auf die Einschließung eines Priesters 
in eine geistliche Korrektionsanstalt lauten, ausgesprochen ist, findet auch 
auf sämtliche Regularen beiderlei Geschlechtes Anwendung, sodaß keine 
einer regularen Kommunität angehörige Person, welche aus was für immer 


einer Ursache auf Anordnung des betreffenden Obern in Haft gehalten ist, 
wider ihren Willen darin zurückgehalten werden kann. 
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gebrauchen ; Sache des einzelnen ist es vielmehr, den Staat um 
Abhilfe zu bitten, wenn dritte Außenstehende ihm die Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte unmöglich machen wollen. Es folgt 
dies aus der Natur des subjektiven Rechtes; der Staat verpflichtet 
sich, den Staatsangehörigen innerhalb der ihnen verfassungsge- 
mäß gewährleisteten Freiheitsrechte vollkommen freie Hand zu 
lassen: der Staatsbürger darf sich mit Wissenschaft beschäfti- 
gen, er darf durch Wort, Schrift, Druck usw. seiner Meinung 
innerhalb der gesetzlichen Schranken freien Ausdruck verleihen, 
er darf Liegenschaften erwerben usf., aber er muß nicht. 
Verzichtet er auf die Ausübung des Rechtes, oder besser, übt 
er das Recht nicht aus — auf das Recht der Ausübung kann 
er nicht verzichten —, dann ist dies seine Sache. Uebt er aber 
sein Recht aus, dann ist der Staat berechtigt und verpflichtet, 
ihn darin zu schützen. Der physische und psychische Vorgang 
der Ausübung des Rechtes spielt sich immer in der Person des 
Berechtigten ab: er hat den Staat an die verfassungsmäßig über- 
nommene Pflicht zu erinnern, ihn in der Ausübung des Rechtes 
zu schützen. Die Initiative hat von ihm, nicht vom Staate aus- 
zugehen: volenti non fit iniuria! 

Es fällt sofort, daß wir jetzt zu einem gänzlich anderen Er- 
gebnisse gekommen sind als im vorhergehenden Abschnitte. Wir 
behaupteten oben: der Staat darf die amotio administrativa dann 
nicht zulassen, wenn dadurch die Ausübung staatsbürgerlicher 
Rechte verhindert wird (88 18, 60). Jetzt kamen wir zu folgen- 
dem Ergehnisse: die staatliche Kultusverwaltung hat bei der 
durch die Vornahme der amotio administrativa erfolgten Ver- 
hinderung in der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte nur dann 
einzuschreiten, wenn sich der in seinen Rechten Verletzte an sie 
um Abhilfe wendet. (Analogie zu den Ministerialverordnungen 
vom 7. Juni 1869, Nr. 134 RGBl., und vom 7. August 1869, 
Nr. 135 RGBi.; $ 28.) 

Die praktische Bedeutung der Inkongruenz der beiden Ge- 
setzesstellen läuft auf zwei Fragen hinaus: Hat die staatliche 
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Behörde ex offo einzuschreiten ? und: Hat der in seinem Rechte 
Gekränkte die Initiative zum Einschreiten der staatlichen Behörde 
zu unternehmen ? 

Der Wortlaut des $ 28 spricht für die Bejahung der letz- 
teren Frage; die Tendenz, das legislatorische Motiv des Gesetzes 
im ganzen sprechen dagegen für die Bejahung der ersteren bezw. 
Verneinung der letzteren Frage. Diese subjektive Interpretation 
würde aber nicht genügen. Es müssen daher, wenn im folgenden 
die Ansicht vertreten wird, daß die Behörde ex offo einzuschrei- 
ten hat und den Bestimmungen des $ 28 nur subsidiäre Bedeu- 
tung zukommt, noch andere Momente zur Erhärtung dieser Be- 
hauptung herangezogen werden. Diese sind in erster Linie rechts- 
philosophischer und rechtspolitischer Natur. Es ist begrifis- 
wesentlich für den Rechtsstaat, daß er die Verletzung von Staats- 
gesetzen, sei es, daß sie Pflichten auferlegen, sei es, daß sie 
Rechte zuerkennen, nicht zuläßt; andernfalls würde er auf die 
Berechtigung, als Rechtsstaat anerkannt zu werden, verzichten. 
Der Staat gibt Gesetze, in denen Rechte und Pflichten seiner 
Angehörigen statuiert werden. Wie er nun darauf sieht, daß die 


Staatsbürger ihren Pflichten nachkommen — besonders wenn es 
sich um die Eintreibung von Steuern handelt, ist der Staat ein 
recht pünktlicher Gläubiger —, so hat er auch darauf zu achten, 


daß den Staatsangehörigen ihre Rechte nicht geschmälert werden. 
Dies geht klar hervor aus dem Wortlaute des $ 60 des öster- 
reichischen Kultusgesetzes: die staatliche Kultusverwaltung hat. 
darüber zu wachen, daß die kirchlichen Organe ihren Wir- 
kungskreis nicht überschreiten. Besonderes Gewicht ist dabei auf 
die beiden Ausdrücke „hat“ und „wachen“ zu legen. „Wachen“ 
bedeutet aber nichts anderes als eine präventive Tätigkeit, eine 
Vorsorge, eine Tätigkeit, zu der „Wächter“ von vornherein be- 
rufen ist und nicht erst im gegebenen Fall von demjenigen, in 
dessen Interesse er zu wachen hat, aufgefordert werden muß. 
Das „hat“ enthält den Gesetzesbefehl, woran alle gegenteiligen 
Erwägungen nicht das geringste ändern. Via facti eine Aende- 
16 * 
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rung herbeizuführen, wäre Verfassungsbruch, eine Aenderung 
könnte nur der Gesetzgeber selbst vornehmen. Dabei können 
sich ja in den parlamentarischen Körperschaften dahingehende 
Einflüsse geltend machen, das Gebiet der staatlichen Inperenz 
zu verengern und das der kirchlichen zu erweitern. Nie aber 
wird es bei der Feststellung kirchenpolitischer Rechtsnormen 
ohne Kampf abgehen und besonders schmerzlich leiden darunter 
— Staat und Kirche selbst. Die Tendenz des österreichischei 
Kultusgesetzes hält sich ganz an die Verfassung: die freie Aus- 
übung staatsbürgerlicher Rechte soll garantiert werden, das Ge- 
setz will verhindern, daß die kirchlichen Behörden über den 
Kreis ihrer autonomen Machtsphäre hinausgehen und dadurch 
die staatliche Souveränität verletzen. Darum hat sich aber der 
Staat selbst zu kümmern ; denn wenn seine Bürger verletzt 
werden, so wird damit auch gleichzeitig die Allgemeinheit ver- 
letzt. | 
Es können sich aber Fälle ereignen, in denen die Behörde 
von dem unrechtmäßig vorgenommenen Eingriff in. die staatliche 
Interessensphäre aus Gründen tatsächlicher Natur nichts erfährt; 
es kann dies auf Irrtum, auf unrichtiger Information beruhen. 
Dazu kommen noch jene Fälle, in denen staatliche Organe Ge- 
setzesverletzungen absichtlich, doloser oder kulposer Weise, un- 
beachtet lassen. Dann liegt es allerdings am amotus selbst, sich 
an den Staat zu wenden, damit dieser Abhilfe schaffe und ihm 
zu seinem guten Rechte verhelfe. Dies ist die Bedeutung des 
recursus ab abusu, sie ist somit eine rein subsidiäre. Glücklicher 
wäre allerdings die Angelegenheit damit geregelt, daß man das 
ex offo-Einschreiten der staatlichen Behörde befristen würde und 
von diesem Zeitpunkte an die Anstellung des recursus ab abusu 
zulassen würde. — Was die Kirche über den recursus ab abusu 
denkt, ist für den Staat nicht maßgebend. Sicher steht:- wenn 
der Staat selbst das Rekursrecht statuiert, dann kann er nicht 
zulassen, daß kirchliche Strafen, die auf die Ausübung dieses 
staatsbürgerlichen Rechtes gesetzt sind, vollzogen werden. Die 
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Exekution kann die Kirche zufolge des 8 19! des Gesetzes vom 
7, Mai 1874 nicht selbst führen; dies müßte der Staat über- 
nehmen. Der wird aber seinen Exekutionszwang sicherlich dann 
nicht zur Verfügung stellen, wenn es sich um die kirchliche 
Bestrafung eines Rechtes handelt, das dem Pfarrer a ae 
lich garantiert ist. 

Wir kommen somit zu folgendem Ergebnisse: Die slastliche 
Behörde ist verpflichtet, gesetzwidrige Amotionen zu verhindern. 
Unterläßt sie dies, dann liegt es an dem amotus selbst, sich auf 
dem. Wege der Beschwerde Recht zu verschaffen. Tut er dies 
nicht, dann würde bedauerlicherweise durch die Unachtsamkeit 
‘der staatlichen Behörde ein Staatsgesetz verletzt, sie kann dafür 
verantwortlich gemacht werden. Immerhin ist aber die Durch- 
führung der amotio administrativa, wobei die freie Ausübung 
staatsbürgerlicher Rechte behindert wird, mit Zustimmung des 
amotus denkbar. 

3. Ebenso liegt die Sache, wenn durch die amotio admini- 
strativa die Befolgung der Staatsgesetze und behördlichen An- 
ordnungen verhindert wird. Auch solche Amotionen müssen von 
der staatlichen Behörde verhindert werden. Aber denkbar ist 
es immerhin, daß dies aus Nachlässigkeit oder aus Irrtum nicht 
erfolgt. 

Wenn der amotus der Absetzung Widerstand entgegensetzt 
und nicht vom Amt weichen will, dann entsteht auf staats- 
kirchenrechtlichem Gebiete die Frage, ob das brachium sae- 
culare für den Vollzug gewährt werden kann oder nicht. Hier 
sind wieder jene Fälle zu unterscheiden, in denen eine vom 
Staate verbotene amotio vorliegt, und jene Fälle, in denen es 
sich um eine staatlich nicht verbotene amotio handelt. 

Handelt es sich um staatlich verbotene Amotionen, dann 
fällt die Gewährung des brachium saeculare von selbst weg, und 
zwar aus dem schon oben berührten Grunde, daß doch der Staat 


ı Bei Handhabung der kirchlichen Amtsgewalt darf kein äußerer 
Zwang ausgeübt werden. | 
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nicht etwas unterstützen wird, was er selbst verboten hat. 
Liegt jedoch eine staatlich nicht verbotene amotio admini- 
strativa vor, dann wird erst im Detail zu untersuchen sein, ob 
alle im Gesetze selbst gegebenen Voraussetzungen für die Ge- 
währung des brachium saeculare zutreffen. Hinsichtlich des öster- 
reichischen Rechtszustandes leidet die Behandlung der Frage 
nicht wenig durch die undeutliche Textierung des $ 27! des 
Gesetzes vom 7. Mai 1874, der von einem „ordentlichen“ Ver- 


fahren spricht. Der Ausdruck ist zweideutig. Ordentlich ist 


einmal jenes Verfahren, das auf den heute allgemein geltenden 
Verfahrensgrundsätzen beruht: auf den Prinzipien des Anklage- 


prozesses, der Oeffentlichkeit, Mündlichkeit und Unmittelbarkeit, 


auf dem Prinzipe der Verfolgung von Amtswegen (Offizialmaxime) 


und auf dem Prinzipe der Erforschung der materiellen Wahr- 


heit, der historischen Gewißheit. Eventuell käme noch das Prin- 
zip der freien Beweiswürdigung dazu, Hätte der Gesetzgeber 
mit dem Ausdrucke „ordentlich“ bloß ein Verfahren kennzeich- 
nen wollen, das die genannten Merkmale an sich trägt, dann 
hätte er die Exekution kirchlicher Anordnungen durch seine 


ı Für die Durchführung kirchlicher Anordnungen und Entscheidungen 
wird ein staatlicher Beistand außer dem Falle des $ 23 in nachstehenden 
Fällen und nur in folgender Art gewährt: 

a) Wenn zur Durchführung der von einem Kirchenvorsteher innerhalb 
seiner Amtssphäre verfügten Entsetzung oder Entfernung einzelner Per- 
sonen von kirchlichen Aemtern und Pfründen äußere Vorkehrungen nötig 
werden sollten, so können diese Vorkehrungen, soweit es erforderlich er- 
scheint, über Ansuchen des Kirchenvorstehers von der Landesstelle unter 
der Voraussetzung getroffen werden, daß dem Erkenntnisse ein ordent- 
liches Verfahren vorangegangen ist, und daß das Erkenntnis selbst 
weder den Staatsgesetzen noch den im Staate geltenden kirchlichen Vor- 
schriften widerspricht. 

b) Desgleichen kann den Kirchenvorstehern zur Durchführung einer 
von ihnen beabsichtigten kirchenamtlichen Untersuchung gegen geistliche 
Personen der etwa nötige staatliche Beistand dann gewährt werden, wenn 
zugleich mit dem Ansuchen um diesen Beistand dargetan wird, daß dieses 
Vorgehen rechtmäßig und begründet ist. 

Die Vernehmung von Personen, die nicht der katholischen Geistlich- 
keit angehören, kann nur durch die staatliche Behörde erfolgen. 


a Eu | 
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Mithilfe überhaupt unmöglich gemacht. Denn der kirchliche 
Strafprozeß, an den der Gesetzgeber wohl in erster Linie ge- 
dacht hat, enthält von diesen modernen Prinzipien sehr wenig. 
Unmöglich machen wollte aber der Gesetzgeber die Gewährung 
des brachium saeculare gewiß nicht, das Gesetz spricht für die 
entgegengesetzte Annahme. Somit bleibt nur übrig anzunehmen, 
daß der Gesetzgeber mit dem Ausdruck „ordentlich“ jenes Ver- 
fahren bezeichnen wollte, das zur Zeit der Abfassung des Ge- 
setzes, also im Jahre 1874, zur Durchführung der Entfernung 
oder Entsetzung vom Amte kirchlicherseits erforderlich war: es 
ist dies der alte kirchliche Inquisitionsprozeß. Durch das Dekret 
„Maxima cura“* haben sich hinsichtlich der formellrechtlichen 
Voraussetzungen, die notwendig sind für die Durchführung der 
Amtsentziehung, die bedeutendsten Aenderungen vollzogen. Wird 
der Staat dieses Verfahren, das in Abschnitt V des 2. Kapitels 
eingehend besprochen wurde, noch als ordentlich anerkennen 
können? Wird er seinen Beistand für die Durchführung einer 
Entscheidung herleihen können, für deren materielle Richtigkeit 
die formellrechtlichen Bestimmungen so verschwindend wenig 
Garantien bieten? Diese Frage muß unbedingt verneint werden. 
Außer diesen formellrechtlichen Gründen müssen noch die ma- 
teriellen Momente beachtet werden. Die amotio darf nicht den 
Staatsgesetzen widersprechen, folglich auch nicht dem & 18 des 
Kultusgesetzes selbst. Darauf wurde schon oben hingewiesen. 
Das brachium saeculare kann aber auch in Betracht kommen 
hinsichtlich des dem Amotionsbeschlusse vorangehenden Verfah- 
rens, wenn sich der beschuldigte Seelsorger weigert, vor dem 
Bischof und den Examinatoren bezw. Konsultoren zu erscheinen. 
Wenn nun der Bischof zu diesem Zwecke um die Gewährung 
des staatlichen Beistandes ansucht, dann hat er darzutun, daß 
sein Vorgehen, d.i. die Eröffnung des Amotionsverfahrens „recht- 
mäßig und begründet“ ist. Vermag er dies, dann muß das 
brachium saeculare gewährt werden; wenn es sich aber um die 
Durchführung einer amotio handelt, die Strafe sein will für die 
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Ausübung eines staatsbürgerlichen Rechtes oder für die Erfül- 
lung einer staatsbürgerlichen Pflicht, dann wird der Bischof 
kaum in der Lage sein, den Nachweis der Rechtmäßigkeit zu 
erbringen. Selbstverständlich muß dann das brachium saeculare 
verweigert werden. | 

Die Darleihung des brachium saeculare für die zwangsweise . 
Durchführung der amotio administrativa wird also nach öster- 
reichischem Rechte nur dann und in jenen Fällen erfolgen kön- 
nen, wenn weder in materiellrechtlicher, noch in formellrecht- 
licher Hinsicht etwas dagegen spricht. So reduziert sich die Ge- 
währung des staatlichen Beistandes auf jene Fälle, in denen die 
staatliche Behörde im Einvernehmen mit der kirchlichen Behörde 
die Entfernung vom Amte verfügt. Es hat sich demnach am ge- 
samten Rechtszustande im Prinzipe nicht geändert. Fest steht 
. aber, daß dann, wenn die gesetzlichen Voraussetzungen in ma- 
teriellrechtlicher und formellrechtlicher Beziehung zutrefien, das 
brachium saeculare nach österreichischem Rechte gewährt werden 
muß. | 

Der preußische Rechtszustand ist in dieser Hinsicht ein 
wesentlich anderer !: der Oberpräsident der Provinz hat zu prü- 
fen, ob im gegebenen Falle das brachium saeculare gewährt 
werden kann oder nicht. Er hat somit ein materielles wie for- 
melles Prüfungsrecht. Wenn aber das Amotionsverfahren formell 
gegen & 2 des Gesetzes vom 12. Mai 1873 und gegen Mt. III 
des Gesetzes vom 21. Mai 1886 verstößt, so fällt die Gewährung 
des staatlichen Beistandes zur Exekution von selbst weg; ebenso 
wenn materiellrechtliche Bedenken dagegen sprechen. — 

Vergleicht man den österreichischen und preußischen Rechts- 
zustand, so sind beide prinzipiell gleich: die amotio administra- 
tiva darf nur verfügt werden, wenn dies gegen ein Staatsgesetz 


* Eine Vollstreckung kirchlicher Disziplinarentscheidungen im Wege 
der Staatsverwaltung findet nur dann statt, wenn dieselben vom Ober- 


präsidenten nach erfolgter Prüfung der Sache für vollstreckbar erklärt 
worden sind. | 
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nicht verstößt. In formeller Hinsicht spricht in Preußen gegen 
die Anwendung des Dekretes der Umstand, daß dort die Amts- 
entsetzungen, mit denen der Verlust oder die Minderung des 
Amtseinkommens verknüpft ist, an die Durchführung eines ge- 
ordneten prozessualischen Verfahrens gebunden ist. Diese Be- 
stimmung fehlt dem österreichischen Rechte. Die Voraussetzung, 
daß der Amtsentsetzung ein ordentliches Verfahren vorausge- 
gangen ist, besteht hier nur für die Gewährung des brachium 
saeculare zur Exekution. Wesentlich aber für den Rechtszustand 
sowohl in Preußen wie in Oesterreich ist, daß in beiden Staaten 
die amotio administrativa verfügt werden kann in allen jenen 
Fällen, in denen nicht ein generelles staatliches Verbot dagegen 
spricht. 

An zweiter Stelle ist der Rechtszustand in jenen Staaten 
zu besprechen, in denen die Institution des Placetum regium be- 
steht. Hier kommen insbesondere Bayern!, Württemberg’, Ba- 


! Religionsedikt $ 57: Da die hoheitliche Oberaufsicht über alle inner- 
halb der Grenzen des Staates vorfallenden Handlungen, Ereignisse und 
Verhältnisse sich erstreckt, so ist die Staatsgewalt berechtigt, von dem- 
jenigen, was in Versammlungen der Kirchengesellschaften gelehrt und 
verhandelt wird, Kenntnis einzuziehen. 8 58: Hiernach dürfen keine Ge- 
setze, Verordnungen oder sonstige Anordnungen der Kirchengewalt nach 
den hierüber in den königlichen Landen schon längst bestehenden General- 
mandaten ohne Allerhöchste Einsicht und Genehmigung publiziert und 
vollzogen werden. Die geistlichen Obrigkeiten sind gehalten, nachdem sie 
die königliche Genehmigung zur Publikation erhalten haben, im Eingange 
der Ausschreibungen ihrer Verordnungen von derselben jederzeit ausdrück- 
lich Erwähnung zu tun. $ 59: Ausschreiben der geistlichen Behörden, die 
sich bloß auf die ihnen untergeordnete Geistlichkeit beziehen, und aus 
genehmigten allgemeinen Verordnungen hervorgehen, bedürfen keiner 
neuen Genehmigung. $ 61: Die vorgeschriebenen Genehmigungen können 
nur von dem Könige selbst, mittelst des königlichen Staatsministeriums 
des Innern erteilt werden, an welches die zu publizierenden kirchlichen 
Gesetze und Verordnungen eingesendet und sonstige Anordnungen aus- 
führlich angezeigt werden müssen. 

2 Gesetz vom 30. Jänner 1862 Nr. 5 RBl. betr. die Regelung des Ver- 
hältnisses der Stantsgewalt zur katholischen Kirche, Art. I.: Die von dem 
Erzbischof, dem Bischof und den übrigen kirchlichen Behörden ausgehen- 
den allgemeinen Anordnungen und Kreisschreiben an die Geistlichkeit und 


238 Abhandlungen. 


den!, Hessen? und Sachsen? in Betracht. In diesen Staaten 
gilt als staatskirchenrechtliches Prinzip: Erlaubt ist der 


Diözesanen, wodurch dieselben zu etwas verbunden werden sollen, was 
nicht ganz in dem eigentümlichen Wirkungskreise der Kirche liegt, sowie 
auch sonstige Erlasse, welche in staatliche und bürgerliche Verhältnisse 
eingreifen, unterliegen der Genehmigung des Staates. Solche allgemeine 
kirchliche Anordnungen und Öffentliche Erlasse dagegen, welche rein geist- 
liche Gegenstände betreffen, sind der Staatsbehörde gleichzeitig mit der 
Verkündigung zur Einsicht mitzuteilen. | 

Denselben Bestimmungen unterliegen die auf Diözesan- und Provinzial- 
synoden gefaßten Beschlüsse; ebenso die päpstlichen Bullen, Breven und 
sonstige Erlasse, welche immer nur von dem Bischof verkündet und ange- 
wendet werden dürfen. 

ı Gesetz vom 9. Oktober 1860, S. 375 RBl., betr. die rechtliche Stel- 
lung der Kirchen und kirchlichen Vereine im Staate, 8 15: Keine Ver- 
ordnung der Kirchen, welche in bürgerliche oder staatsbürgerliche Ver- 
hältnisse eingreift, kann rechtliche Geltung in Anspruch nehmen oder in 
Vollzug gesetzt werden, bevor sie die Genehmigung des Staates erhalten 
hat. Alle kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit der Verkün- 
digung der Staatsregierung mitgeteilt werden. 

2 Gesetz vom 23. April 1875, S. 247 ff. RBl., betr. die rechtliche Stel- 
lung der Kirchen- und Religionsgemeinschaften im Staate, Art. V.: Alle 
kirchlichen Verordnungen müssen gleichzeitig mit der Verkündigung der 
Staatsregierung mitgeteilt werden. Keine Verordnung der Kirchen- oder 
Religionsgemeinschaften kann in Beziehung auf bürgerliche oder staats- 
bürgerliche Verhältnisse rechtliche Geltung in Anspruch nehmen oder in 
Vollzug gesetzt werden, bevor sie die Genehmigung des Staates er- 
halten hat. 

3 Gesetz vom 23. August 1876, S. 335 GVBl. betr. die Ausübung des 
staatlichen Oberaufsichtsrechtes über die katholische Kirche im Königreich 
Sachsen. $ 1: Verordnungen der katholisch-geistlichen Behörden dürfen 
nichts enthalten, was den Gesetzen des Staates oder den auf Grund der- 
selben von den zuständigen Behörden erlassenen Anordnungen wider- 
spricht. $ 2: Verordnungen allgemeinen Inhaltes, welche ausschließlich 
und allein dem Gebiete der inneren kirchlichen Angelegenheiten ange- 
hören, sind vor der Verkündung der Staatsregierung vorzulegen. Als Ver- 
ordnungen allgemeinen Inhaltes im Sinne dieses Gesetzes sind diejenigen 
anzusehen, welche die Geistlichkeit oder die Diözesanen im Bezirke der 
verordnenden Behörde insgesamt angehen. $ 3: Verordnungen allgemeinen 
Inhaltes, welche ganz oder teilweise, sei es auch nur mittelbar, in staat- 
liche oder bürgerliche Verhältnisse eingreifen, bedürfen zu ihrer Ver- 
kündung der landesherrlichen Genehmigung und sind daher dem Könige 
vorzulegen. Die Vorlegung erfolgt durch das Ministerium des Kultus und 
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Kirchenurdas,wasplazetiertistund wassonst 
den Staatsgesetzen nicht widerspricht. Hier 
streitet demnach die Vermutung gegen die Erlaubtheit, in Preu- 
Ben und Oesterreich zu Gunsten der Erlaubtheit. Das Placetum 
regium bezieht sich der Natur der Sache nach auf die rechtliche 
Geltung und den Vollzug des betreffenden kirchlichen Gesetzes; 
in Bayern und Sachsen außerdem noch auf die Publikation. 

In Bayern besteht die Pflicht, das Placetum regium ein- 
zuholen, für sämtliche „Gesetze, Verordnungen und sonstige 
Anordnungen der Kirchengewalt“!. Es kann also kein Zweifel 
bestehen, daß das Dekret „Maxima cura“ zur Publikation und 
zum Vollzuge der Einsichtnahme und des Plazet bedarf. Ein 
engeres Geltungsgebiet hat das Placetum in Württemberg 
nach Art. I des Gesetzes vom 30. Januar 1862: das Placetum 
ist hier nur einzuholen für jene Anordnungen, durch welche 
„die Geistlichkeit und Diözesanen zu etwas verbunden werden, 
was nicht ganz in dem eigentümlichen Wirkungskreise der Kirche 
liegt“, sowie für jene „Erlasse, die in staatliche oder bürgerliche 
Verhältnisse eingreifen“. Darunter fällt auch das Dekret „Ma- 
xima cura“. Dasselbe gilt für Baden nach $ 15 des Gesetzes 
vom 9. Oktober 1860, für Hessen nach Art. V al. 1 des Ge- 
setzes vom 23. April 1875 und für Sachsen nach 881, 2, 3 
des Gesetzes vom 23. August 1876. In allen diesen Staaten muß, 
wenn die Bischöfe das Dekret anwenden wollen, das Placetum 


öffentlichen Unterrichtes, welches in der hierauf zu erlassenden Verfügung 
ausdrücklich zu bemerken hat, daß das Placet erteilt worden sei. Die 
Genehmigung wird erteilt werden, wenn sie vom staatlichen Gesichtspunkte 
unbedenklich ist. Die Genehmigung ist in der Verordnung zu bekunden. 
Die Genehmigung gilt so lange, als sie nicht durch neue Anordnungen 
außer Kraft gesetzt wird. Verordnungen im Sinne Abs. IL, welche ohne 
Jandesherrliche Genehmigung verkündet oder angewendet werden, sind 
rechtlich unwirksam. $ 4: Erlasse des römischen Stuhles jeder Art dürfen 
im Königreiche nur von den inländischen katholisch-geistlichen Behörden 
und nur nach Maßgabe der 8£ 1. 2. und 3. verkündet und angewendet 
werden. | 
1" Seydel, bayerisches Staatsrecht. IIL S. 543. 
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regium erteilt worden sein. Vor der Plazetierung kommt dem 
Dekrete rechtliche Relevanz überhaupt nicht zu; die Publikation 
und Anwendung muß dann sogar als Mißbrauch der geistlichen 
Amtsgewalt angesehen werden. 

Es ist etwas fraglich, ob das Dekret „Maxima cura“ in 
Bayern plazetiert ist oder nicht. Zur Kennzeichnung der 
gegenwärtigen Rechtslage sei folgendes erwähnt: $ 58 des Reli- 
gionsediktes fordert die „Einsicht und Genehmigung zur Publi- 
kation und zum Vollzuge kirchlicher Gesetze usw.“, d. h. nur, 
was plazetiert ist, darf publiziert und vollzogen werden. Dazu | 
kommt noch eine Formvorschrift: am Eingange der Publikation 
muß von der Genehmigung hiezu ausdrücklich Erwähnung getan 
werden. Eines steht nun fest: der Würzburger Bischof, der das 
Dekret „Maxima cura“ publiziert hat, ist zum mindesten dieser 
Formvorschrift nicht gerecht geworden, da er am Eingange des 
publizierten Dekretes — die Publikation wurde im Würzburger 
Diözesanblatte vorgenommen -- die vom Ministerium gewährte 
(zenehmigung zur Publikation nicht erwähnt hat, sondern nur 
bemerkt, daß das Ministerium in das Dekret Einsicht genommen 
habe, eine Bemerkung, die vom Gesetze nicht vorgeschrieben ist. 
Aus der Form der Publikation kann also nicht mit absoluter 
Sicherheit entnommen werden, ob das Dekret „Maxima cura“ 
überhaupt plazetiert wurde. Leider fehlen authentische Erklä- 
rungen von Seite der bayerischen Regierung vollständig, so daß 
die Unsicherheit nur vergrößert wird. 

Möglich, d. h. juristisch denkbar sind nur folgende Fälle; 

entweder wurde „Maxima cura“ publiziert, ohne über- 
haupt vom Ministerium eingesehen, also auch genehmigt worden 
zu sein; in diesem Falle entspräche die der Publikation voran- 
gehende Erklärung weder den Tatsachen, noch den Formvor- 
schriften des $ 58 RE. 

oder „Maxima cura“ war allerdings dem Ministerium zur 
Einsichtnahme vorgelegt worden, hatte aber die Genehmigung 
nicht erlangt und wurde trotzdem publiziert, und zwar in einer 


Gerhardinger, Die amotio administrativa und das österr. Staatsrecht. 24] 


allerdings den Tatsachen entsprechenden, den Formvorschriften 
aber widersprechenden Weise 

oder es war die Publikation und Anwendung vom Mini- 
sterium nach vorangegangener Einsichtnahme gestattet worden, 
die Publikation dagegen erfolgte in formwidriger, gegen die Be- 
stimmung des $ 58 RE. verstoßender Weise. 
| Die ersten beiden Fälle scheiden deswegen aus, weil die 
politischen Folgen, die einer derartigen gesetzwidrigen Publi- 
kation folgen hätten müssen, nicht eingetreten sind; dies ergibt 
sich, abgesehen davon, daß einem hohen geistlichen Würdenträger 
derartige Vergehen gegen die Verfassung nicht ohne Anhalts- 
punkte in die Schuhe geschoben werden dürfen, aus folgenden 
Schlüssen und Erwägungen: das Religionsedikt nimmt bezug auf 
schon längst bestehende Generalmandate, worunter das heute 
noch in Geltung stehende Generalmandat vom 3. April 1770! 
zu verstehen ist. Darin wird angeordnet, daß die Publikation 
eines nicht plazetierten kirchlichen Gesetzes usw. durch die Ver- 
hängung der Temporaliensperre über den betreffenden Geistlichen 
(Pfarrer, Bischof usf.) geahndet werden soll. Seydel? behauptet 
allerdings, daß es sich dabei nicht um die Statuierung und Re- 
Liebe Getreue! Nachdem von Unsrer höchsten Stelle gnädigst 


resolviert worden, in Unsern Lendern zu Baiern, und der oberen Pfalz 
gleich andern katholischen Staaten keinerley geistliche Verordnungen, und 
Gesetze ohne vorangehender Unserer Landesfürstlichen Einsicht, und Be- 
gnehmigung fürdhin ad eflectum bringen zu lassen; so befehlen wir hiermit 
gnädigst, daß zur Exekution einig bischöflicher Generalverordnungen, wenn 
sie nicht vorherr von Uns eingesehen und zu exequiren anbefohlen werden, 
keine Hand geboten, und wofern ein Pfarrer, oder ein andrer Geistlicher 
sich unterstehen dörfte, eine dergleichen Verordnung zu publiziren, wor- 
innen Unsrer höchsten Lands- und Kirchenschutzgerechtsame zu nahe ge- 
tretten würde: so soll derselbe ohne weiteres mit der Temporalsperr be- 
legt, und wenn eine solche nachteilige Verordnung ad valvas Ecelesiae 
angeschlagen wurde, selbige sofort, jedoch mit vorheriger Anfrage bey 
Unseren geystlichen Rath abgenommen werden. 
München, den 3. April 1770. 

2 Seydel, bayerisches Staatsrecht III. S. 549; a.M. Nicklas, die Geltend- 
machung des Placet nach bayrischem Verfassungsrecht, S. 200, im Archiv 
für Öffentliches Recht X. 1895. S. 181 ff. 
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gelung einer Öffentlichrechtlichen Institution handeln könne und 
kommt zu dem Schlusse, dem erwähnten Generalmandate prak- 
tische Bedeutung überhaupt abzusprechen. Demgegenüber muß 
aber festgestellt werden, daß die geistliche Ratsordnung vom 
16. August 1779! ausdrücklich auf das Generalmandat vom 
3. April 1770 bezug nimmt, daß sich auch $ 58 RE. auf das 
Generalmandat beruft, sodaß es demnach heute noch Geltung hat. 

Das Generalmandat spricht nicht nur der Regierung das 
Recht zu, sondern legt ihr sogar die Pflicht auf, die Temporalien- 
sperre dann zu verhängen, wenn dem Gebote der Einholung des 
Placetum regium nicht Folge geleistet wurde. Tut die Regierung 
dies nicht, dann sind die begriffswesentlichen Merkmale des Ver- 
fassungsbruches gegeben. Wenn nun von Seite der bayerischen 
Regierung nicht ein einziger Schritt zur Verhängung der Tem- 
poraliensperre über den Würzburger Bischof getan wurde, wozu 
die Regierung durch die Verfassung im Falle der Nichtbefolgung 
des Gebotes der Einholung des Placetum verpflichtet gewesen 
wäre, so geht aus diesem Tatbestande hervor, daß die Einsicht- 
nahme des Ministeriums und Genehmigung der Publikation tat- 
sächlich stattgefunden hat, daß mithin den Bestimmungen des 
Generalmandates vom 3. April 1770 Genüge geleistet wurde. 'Es 
bleibt allerdings die Möglichkeit noch offen, daß tatsächlich ein 
Verfassungsbruch erfolgt ist, und zwar insoferne, daß die Regie- 
rung trotz der eventuellen Verweigerung der Genehmigung nach 
der tatsächlich erfolgten Publikation nicht eingeschritten ist. 
Dann wären aber sicherlich im bayerischen Landtage Verfas- 
sungsfragen aufgeworfen worden, daß das Dekret „Maxima cura“ 
plazetiert und dann erst publiziert wurde. 

Dies alles schafft aber nicht die Tatsache aus :der Welt, 


!... Wie nun die vorgängigen geistlichen Ratsordnungen schon dahin 
abzielen, sonderlich aber das höchst den 3. April im Jahre 1770 erst er- 
lassene landesherrliche Decret buchstäblich vermag, daß man Verord- 
nungen und Gesetze gleich andern katholischen Staaten ohne vorausgehend 
landesherrliche Einsicht und Begnehmigung ad effectum nicht mehr brin- 
gen werde. ... | 
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daß die Publikation im Würzburger Diözesanblatte in formwi- 
driger Weise erfolgt ist. Die Bestimmung aber, daß von der er- 
folgten Genehmigung zur Publikation, die ja die vorhergegangene 
Einsichtnahme des Ministeriums notwendig in sich schließt, Er- 
wähnung getan werden muß, ist scharf zu scheiden von der Be- 
stimmung, daß die Plazetierung überhaupt erfolgen muß. Die 
Strafdrohung des Generalmandates vom 3. April 1770 kann aber 
nur dann realisiert werden, wenn das Gebot der Einholung des 
Placetum nicht befolgt wurde, nicht auch dann, wenn am Ein- 
gange der Publikation von der Genehmigung hiezu keine Erwäh- 
nung geschieht und so ein Formverstoß absichtlich oder unab- 
sichtlich unterlaufen ist. Im Gegenteil, es wäre eklatanter Ver- 
fassungsbruch, wenn die Temporaliensperre auch wegen einer 
Formwidrigkeit verhängt wurde, da dazu jede gesetzliche Legiti- 
mation fehlt. 

Das Dekret „Maxima cura“ hat also in Bayern das Place- 
tum regium erhalten, die Puhlikation dagegen ist in formwidriger 
Weise erfolgt und es frägt sich nun, was die Regierung jetzt 
tun kann. Das Gesetz schweigt; sicherlich würden der Regierung 
allgemeine polizeiliche Maßnahmen zu Gebote stehen, um eine 
nachträgliche Korrektur des Formverstoßes zu erzwingen, aber 
welcher Erfolg könnte damit erreicht werden? Die ganze Ange- 
legenheit könnte höchstens die schlimmsten politischen Folgen 
zeitigen und erreicht wäre damit doch nichts! 


Diese Ausführungen gelten im Prinzipe auch für alle anderen 
Staaten, in denen das Placetum regium besteht. Bevor das Plazet 
nicht eingeholt wurde, darf in Sachsen und in Bayern das Dekret 
„Maxima cura“ weder publiziert, noch angewendet werden; in 
den anderen Staaten darf wohl die Publikation erfolgen, die An- 
wendung ist aber verboten. Besondere Zwangsmittel, um die 
Einholung des Placetum erzwingen zu können, bestehen nur in 
Sachsen nach $ 34 des Gesetzes vom 23. August 1876!. Wird 


ı Die Staatsregierung ist befugt, wegen Handlungen oder Unter- 
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das Placet für die Publikation und die Anwendung des Dekretes 
nicht eingeholt, dann kann die Regierung Geldstrafen in einer 
angemessenen Höhe auferlegen; hinsichtlich der Strafverfügung 
gilt somit das Opportunitätsprinzip. 

Wir kommen nun zur Behandlung der Frage, ob und in 
welchen Staaten das Placetum überhaupt erteilt werden kann. 
Feststeht, daß die Erteilung des Placets durch einen Akt der 
Verwaltung erfolgt. Daraus folgt, daß das Placetum solchen 
kirchlichen Verordnungen nicht erteilt werden kann, die mit 
irgend einem Staatsgesetze, sei es mit einem Verfassungsgesetze 
oder einem gewöhnlichen Gesetze in Widerspruch stehen; denn 
nicht nur die Untertanen, sondern auch die Regierung ist strenge 
an staatliches Recht gebunden. Die Frage ist in bezug auf die 
einzelnen Staaten getrennt zu behandeln. 

In Bayern steht das Dekret „Maxima cura“ nicht in di- 
rektem Widerspruche mit einem staatlichen Gesetze, womit aber 
nicht gesagt ist, daß sich Fälle der amotio administrativa er- 
eignen können, in denen die Anwendung des Dekretes mit 
dem bayerischen Staatsrechte in Widerspruch gerät. Dazu kann 
es namentlich dann kommen, wenn die amotio als Strafe oder 
zu dem Zwecke verfügt wird, weil oder damit der amotus staats- 
bürgerliche Rechte ausgeübt hat bezw. nicht ausüben kann oder 
weil oder damit er staatsbürgerliche Pflichten erfüllt hat bezw. 
nicht erfüllen kann. In bezug auf staatsbürgerliche Rechte kann 
sich ein Konflikt der Anwendung des Dekretes mit dem baye- 
rischen Verfassungsrechte herausstellen hinsichtlich der $$ 9, 11 
des IV. Titels der Verfassungsurkunde. $ 9! bezieht sich auf 


lassungen, welche diesem Gesetze oder den auf Grund desselben von der 
zuständigen Behörde erlassenen Anordnungen zuwider sind, Geldstrafen in 
einer den Vermögensverhältnissen angemessenen Höhe als Ordnungsstrafen 
zu verfügen, sowie sonst zur Durchführung der Vorschriften dieses Ge- 
setzes und von Anordnungen der gedachten Art gesetzlich zulässige 
Zwangsmittel in Anwendung zu bringen. 

ı Jedem Einwohner des Reiches wird vollkommene Gewissensfreiheit 
gesichert. 
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die sogen. geistigen Freiheitsrechte im weitesten Sinne, $ 11! 
deutet programmatisch das Prinzip der Preßfreiheit an. Solche 
Amotionen wären auf jeden Fall gesetzwidrig, denn die sich als 
Verwaltungsakt charakterisierende Erteilung des Placetum ver- 
mag nie und nimmer Bestimmungen der Verfassungsgesetze auf- 
zubeben; der Verwaltungsakt hat sich selbst im Rahmen des 
Gesetzes zu halten, geht er darüber hinaus, dann liegt Gesetzes- 
verletzung vor, die sich um so schlimmer erweist, als sie von 
Organen des Staates selbst begangen wurde. 

Es muß eben auch hier geschieden werden zwischen dem 
Gesetze selbst und der Anwendung desselben. Das Gesetz kann 
vollkommen einwandfrei, ja sogar vorzüglich sein; aber was ist 
es mehr als ein Blatt Papier, das den Willen und den Befehl 
des Gesetzgebers zum Ausdrucke bringt! Die Anwendung des 
besten Gesetzes kann eine sehr mangelhafte und verfehlte sein. 
Denn ob das Gesetz wirklich so zur Ausführung kommt, wie es 
der Gesetzgeber wollte, das hängt von vielen anderen Faktoren 
ab; so können sich nicht selten Mißbrauche ereignen, Unzu- 
kömmlichkeiten einschleichen und eine unrichtige Interpretation 
Platz greifen, alles Umstände, an denen den Gesetzgeber nicht 
die mindeste Schuld treffen mag. Dieses ganz allgemeine Prinzip 
gilt auch für die staatsrechtliche Bedeutung des Dekretes „Ma- 
xima cura“. Wenn das Placetum erteilt wird, dann „wird es 
auf die Art des Gebrauches ankommen, welchen die Bischöfe 
von ihrer verschärften geistlichen Dienstgewalt zu machen ge- 
denken, wenn der Kirche daran gelegen ist, das Verhältnis zwi- 
schen ihr und dem Staate als ein friedliches und ordnungsmäßiges 
zu erhalten“?, Keinem Zweifel kann es daher unterliegen, daß 
das Placetum regium nach bayerischem Verfassungsrechte erteilt 
werden konnte; wenn aber das Placetum erteilt ist, dann ist die 


! Die Freiheit der Presse und des Buchhandels ist nach den Bestim- 
mungen des hierüber erlassenen besonderen Ediktes gesichert. — Siehe 
Reichsgesetz über die Presse vom 7. Mai 1874. 

® Piloty, Münchener Neueste Nachrichten, Folge 441. 
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Rechtslage in Bayern dieselbe wie die jener Staaten, die das 
Placetum nicht kennen. Man wird auch dann noch unterscheiden 
müssen zwischen gesetzwidrigen und erlaubten Amotionen. Wird 
die amotio administrativa als Strafe für die Ausübung eines 
staatsbürgerlichen Rechtes oder als Strafe für die Erfüllung einer 
staatsbürgerlichen Pflicht verfügt, ferner, wenn sie verfügt wird 
zu dem Zwecke, um dem amotus die Ausübung staatsbürgerlicher 
Rechte und die Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten unmöglich 
zu machen, dann wird dadurch die Verfassung verletzt, dagegen 
hat die Regierung ex offo einzuschreiten. Dies geht hervor aus 
Titel X 8 4! der Verfassungsurkunde; wenn die Minister für 
die genaue Befolgung der Staatsgesetze verantwortlich gemacht 
werden können, so folgt daraus, daß sie auch verantwortlich 
sind. Als oberster Grundsatz bei der Behandlung der Geschäfte 
muß immer die Verfassung respektiert werden, und zwar in der 
Art, daß die Regierung weder aktiv ein Gesetz verletzt, noch 
passiv zuläßt, daß andere ein Gesetz verletzen. Denn nach Art. 
IX. des Gesetzes vom 4. Juni 1848 ?, betr. die Verantwortlichkeit 
der Minister braucht die Verfassungsverletzung nicht gerade in 
einem Handeln bestehen, sie kann auch erfolgen durch ein Unter- 
lassen. Diese Grundsätze werden in unserem Falle besonders 
dann praktisch, wenn die amotio in Konflikt steht mit der Aus- 
übung von staatsbürgerlichen Rechten. Schreitet die Regierung 
dagegen nicht ein, so wird dadurch ein Staatsgesetz verletzt und 
es treten die gesetzlichen Folgen hinsichtlich der Ministerver- 
antwortlichkeit ein. 

Wenn $ 52° des Religionsediktes die Anstellung des Re- 


ı Die königlichen Staatsminister und sämtliche Staatsdiener sind für 
die genaue Befolgung der Verfassung verantwortlich. 

?2 Ein Staatsminister oder dessen Stellvertreter, der durch Handlungen 
oder Unterlassungen die Staatsgesetze verletzt, ist den Ständen des Reiches 
verantwortlich... . 

® Es steht aber auch den Genossen einer Kirchengesellschaft, welche 
durch Handlungen der geistlichen Gewalt gegen die festgesetzte Ordnung 
beschwert werden, die Befugnis zu, dagegen den königlichen landesfürst- 
lichen Schutz anzurufen. 
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kurses regelt, so ist dies eigentlich überflüssig; außerdem geht 
aus dem Wortlaut des $ 52 hervor, daß dem recursus ab abusu 
nur subsidiäre Bedeutung zukommen kann. Dies schließt aber 
immerhin noch nicht die Pflicht der Regierung zum Einschreiten 
aus, besagt vielmehr indirekt, daß die Regierung einzuschreiten 
verpflichtet ist. Verletzt aber die amotio administrativa ein Staats- 
gesetz nicht, dann liegt kein Grund zum Einschreiten vor. An 
dieser Stelle soll auch die Frage nach der Gewährung des bra- 
chium saeculare behandelt werden, wovon $ 51! des Religions- 
ediktes handelt. Vor der Erteilung des Placetum regium kann 
von der Gewährung des brachiums saeculare überhaupt nicht 
die Rede sein. Nach der Erteilung des Placetum müssen jene 
Fälle der amotio, in denen ein Staatsgesetz verletzt wird, eben- 
falls ausgeschieden werden. So bleiben für die Gewährung des 
brachium saeculare nur jene Fälle übrig, die nach Erteilung des 
Placetum und ohne Verletzung der Staatsgesetze sich ereignen: 
dann aber muß das brachium gewährt werden. 

Vollständig unrichtig ist es aber, wenn, wie dies wirklich 
geschehen ist, behauptet wird, daß die Erteilung des Placetum 
regium gleichbedeutend sei mit der unbedingten Zusage, den 
staatlichen Beistand zur Exekution sämtlicher Amotionen zu ge- 
währen. Dieser Gedankengang entbehrt jeder Logik; denn die 
Erteilung des Placetum regium enthält nichts als die Bestätigung, 
daß im Dekrete selbst nichts gesetzwidriges enthalten ist, 
nicht aber auch die a priori erfolgende Genehmigung aller auf 
Grund des Dekretes kirchlicherseits erfolgenden Amotionen, m. 
a. W. eine im vorhinein erfolgende Bestätigung, daß die An- 
wendung des Dekretes überhaupt nicht gesetzwidrig sein 
kann. Denn gesetzwidrig sind nicht nur alle jene Amotionen, 
die vor der Frteilung des Placetum vorgenommen werden, son- 


! Solange demnach die Kirchengewalt die Grenzen ihres eigentlichen 
Wirkungskreises nicht überschreitet, kann dieselbe gegen jede Verletzung 
ihrer Rechte und Gesetze den Schutz der Staatsgewalt anrufen, der ihr 
von den königlichen einschlägigen Landesstellen nicht versagt werden darf. 
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dern auch jene nach Erteilung des Placetum vorzunehmenden 
Amotionen, bei denen „die Kirchengewalt die Grenzen ihres 
eigentlichen Wirkungskreises überschreitet“. Daß dies der Fall 
sein kann, wurde schon des öfteren angeführt. In solchen Fällen 
kann und darf der Staat sein brachium zur Exekution nicht er- 
teilen, er hat hier im Gegenteil im entgegengesetzten Sinne ein- 
zuschreiten und die amotio administrativa zu verhindern, ein 
Grundsatz, der sich aus dem Wesen des konstitutionellen Staates 
ergibt. 

In Baden gilt dasselbe Prinzip. Vor der Erteilung des 
Placetum ist nach 8 15 des Gesetzes vom 9. Oktober 1860 ' jede 
amotio administrativa verboten. Dagegen lıat die Staatsbehörde 
ex offo einzuschreiten; die Anstellung des recursus abusu ist dem 
badischen Staatskirchenrechte fremd. Nach der Erteilung des 
Placetum regium muß wieder unterschieden werden zwischen er- 
laubten und gesetzwidrigen Amotionen. Gesetzwidrig sind Amo- 
tionen dann, wenn sie den amotus an der Erfüllung staatsbürger- 
licher Pflichten oder an der Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
behindern. Sie stehen „mit der Hoheit des Staates oder mit 
den Staatsgesetzen in Widerspruch“ ?. Hier hat die Behörde ex 
offo einzuschreiten. Dies geht hervor aus $ 67a der Verfassungs- 
urkunde?, wo ausdrücklich gesprochen wird von durch Unter- 
lassungen begangenen Verletzungen der Verfassung oder aner- 
kannt verfassungsmäßigen Rechten, was sich bei der amotio 
administrativa namentlich bei Konflikten zwischen dem Dekrete 


1 Siehe oben S. 238 Anmerkung 1. 

?2 In ihren bürgerlichen und staatsbürgerlichen Beziehungen bleiben 
die Kirchen, deren Anstalten und Diener, den Staatsgesetzen unterworfen. — 
Keine Kirche kann aus ihrer Verfassung oder ihren Verordnungen Befug- 
nisse ableiten, welche mit der Hoheit des St#ates oder mit den Staats- 
gesetzen im Widerspruch stehen. 

® Die zweite Kammer hat das Recht, die Minister und Mitglieder der 
obersten Staatsbehörde wegen einer durch Handlungen oder Unterlassungen 
wissentlich oder aus grober Fahrlässigkeit begangenen Verletzung der 
Verfassung oder anerkannt verfassungsmäßiger Rechte, oder schwerer Ge- 
fährdung der Sicherheit oder Wohlfahrt des Staates förmlich anzuklagen. 
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und den 88 17'!, 18° der Verfassungsurkunde ereignen kann. 
Wenn die Ministerverantwortlichkeit sich auf die Gewährleistung 
der staatsbürgerlichen Rechte erstreckt, was in der Einleitung 
der Verfassungsurkunde ausdrücklich betont wird, dann ergibt 
sich daraus von selbst, daß die Regierung ex offo gegen die Ver- 
letzung staatsbürgerlicher Rechte von Seite Dritter einzuschreiten 
hat, dies deswegen um’ so mehr, als es einen recursus ab abusu 
nach badischem Rechte nicht gibt. Art. III des Gesetzes vom 
19. Februar 1874° statuiert sogar für gewisse gesetzwidrige Fälle 
der Ausübung der kirchlichen Disziplinargewalt Geld- oder Ge- 
fängnisstrafen. Verstößt aber die amotio administrativa nicht 
gegen ein Staatsgesetz, dann ist sie erlaubt und es wäre Ver- 
letzung der Verfassung, wenn die Regierung dagegen ein- 
schreiten würde. Was die Gewährung des brachium saeculare 
zum Zwecke der amotio administrativa nach badischem Rechte 
anbelangt‘, so fallen jene Amotionen von selbst weg, die vor 

! Die Preßfreiheit wird nach den künftigen Bestimmungen der Bundes- 
versammlung gehandhabt werden. 

?2 Jeder Landeseinwohner genießt der ungestörten Gewissensfreiheit... 

® Geistliche, welche kirchliche Straf- oder Zuchtmittel verhängen oder 
verkünden, geistliche Versprechungen oder Drohungen anwenden, 

a) um zur Unterlassung einer Handlung zu bestimmen, zu welcher die 
Staatsgesetze oder die von der Obrigkeit innerhalb ihrer gesetzlichen Zu- 


ständigkeit erlassenen Anordnungen verpflichten, 
b) um die Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- und 


Stimmrechte in bestimmter Richtung herbeizuführen, werden mit Geld-. 


strafen von 60 bis zu 600 Mark, in schwereren oder wiederholten Fällen 
mit Geldstrafen bis 1500 Mark oder mit Gefängnis bis zu einem Jahre be- 
straft. Gleiche Strafen treffen Geistliche, welche kirchliche Straf- oder 
Zuchtmittel verhängen oder verkünden wegen der Vornahme von Hand- 
lungen, zu denen die Staatsgesetze oder Anordnungen der zuständigen 
Obrigkeit verpflichten, oder wegen der in einer bestimmten Richtung er- 
folgten Ausübung oder Nichtausübung öffentlicher Wahl- oder Stimm- 
rechte. 
“8 16: Verfügungen und Erkenntnisse der Kirchengewalt können 
gegen die Freiheit oder das Vermögen einer Person wider deren Willen 
nur von der Staatsgewalt und nur unter der Voraussetzung vollzogen 
werden, daß sie von der zuständigen Staatsbehörde für vollzugsreif erklärt 
worden sind. 


en 


u. 
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der Erteilung des Placetum vorgenommen werden sollen, ebenso 
jene, die sich nach der Erteilung des Placetum als gesetzwidrig 
qualifizieren. Hinsichtlich der übrigbleibenden Amotionen besteht 
kein gesetzlicher Zwang und keine Pflicht, den staatlichen Bei- 
stand zu gewähren. Außerdem hat die staatliche Behörde in 
jedem einzelnen Falle zu prüfen, ob die amotio, zu deren Voll- 
zuge das brachium saeculare gewährt werden soll, „vollzugsreif“ 
ist, d.h. ob ihre zwangsweise Durchführung vom staatlichen Ge- 
sichtspunkte aus gerechtfertigt und nicht bedenklich erscheint. 

Vollständig anders liegen die Dinge im Königreiche Würt- 
temberg, wo nach Art. VI des Gesetzes vom 30. Jan. 1862! 
zur Verhängung von Disziplinarstrafen die Durchführung eines 
geordneten prozessualischen Verfahrens notwendig ist. Dies ist 
gesetzliche Bestimmung, an die sich die Regierung, wenn das 
Placetum regium eingeholt werden soll, wohl erinnern wird müs- 
sen. Denn nicht bloß die Untertanen, sondern auch die Regie- 
rung ist durch jedes Gesetz und an jedes (fesetz gebunden und 
darf über die gesetzlichen Schranken nicht hinausgehen, ohne 
sich des Verfassungsbruches schuldig zu machen. Läge im würt- 
tembergischen Rechte die Bestimmung des geordneten prozessua- 
lischen Verfahrens für die Verhängung kirchlicher Disziplinar- 
strafen nicht vor, dann wäre die Rechtslage dieselbe wie die im 
Königreiche Bayern und im Großherzogtume Baden. So aber 
kann das Placetum regium ohne Verfassungsbruch überhaupt 
nicht erteilt werden; denn schon oben wurde nachgewiesen, daß 
das Amotionsverfahren weder ein geordnetes, noch ein prozessua- 
lisches Verfahren ist. Demgemäß ist der Rechtszustand im König- 
reiche Württemberg folgender: das Placetum kann und darf 
nicht erteilt werden; jede amotio administrativa, die strafweise 
verfügt wird, ist in formeller Hinsicht gesetzwidrig, wogegen die 


! Die Disziplinarstrafen gegen katholische Kirchendiener wegen Ver- 
fehlungen im Wandel oder in der Führung ihres kirchlichen Amtes dürfen 
von den kirchlichen Behörden nur auf Grund eines geordneten prozessua- 
lischen Verfahrens verhängt werden. 
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staatliche Behörde ex offo einzuschreiten hat. — Art. I des Ge- 
setzes vom 30. Januar 1860! ist integrierender Bestandteil der 
Verfassungsurkunde und die Vornahme der amotio administrativa 
ist daher schon insoferne gesetzwidrig, als sie nicht durch das 
Placetum genehmigt ist. Nach $ 45 der Verfassungsurkunde ? 
ist aber jeder staatliche Beamte bei seinem Diensteid verpflichtet, 
„die Verfassung zu wahren“. Die Regierung darf also weder 


selbst die Verfassung verletzen, noch Verletzungen derselben von . 


Seite anderer zulassen. Darum hat sie gegen jede amotio ad- 
ministrativa ex offo einzuschreiten. Die Anstellung des recursus 
ab abusu gibt es nach württembergischem Staatskirchenrechte 
nicht. Erörterungen über die Gewährung bezw. Nichtgewährung 
des brachium saeculare zur Exekution fallen von selbst weg. Es 
blieben also noch die nicht strafweise vorzunehmenden Amotionen 
übrig, die ebenfalls im Dekrete behandelt werden. Aber es geht 
nicht an, das Dekret „Maxima cura“ willkürlich in zwei Teile 
zu zerlegen: in denjenigen, der disziplinarstrafrechtliche Bestim- 
mungen enthält, und einen anderen Teil, der sich mit den rein 
administrativen Angelegenheiten befaßt. Das wollte weder der 
kirchliche Gesetzgeber, noch gestattet es das Staatsgesetz, schließ- 
lich wäre dies auch technisch undurchführbar. Daraus folgt, daß 
die Plazetierung eines Teiles des Dekretes allein unmöglich ist, 
und daß daher das Dekret auch hinsichtlich seiner nicht-diszi- 
plinarstrafrechtlichen Bestimmungen nicht angewendet werden 
kann und darf. 

Schwierig ist die Rechtslage im Großherzogtum Hessen 


ı Siehe S. 237 Anm. 2. Die vorstehenden Bestimmungen treten bezüglich 
der Verordnung der katholischen Kirchengewalt an die Stelle des hiedurch 
unter Beobachtung der Vorschrift des $ 176 der Verfassungsurkunde auf- 
gehobenen zweiten Satzes des $ 72 der Verfassungsurkunde. $ 176 der 
Verfassungsurkunde fordert zur Aufhebung oder Umänderungen der Ver- 
fassung eine qualifizierte parlamentarische Mehrheit. 

®2 In den Diensteid, welchen sämtliche Staatsdiener dem Könige abzu- 
legen haben, ist die Verpflichtung aufzunehmen, die Verfassung gewissen- 
haft zu wahren. 


— m 


\ 
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zu beurteilen. Nach Art. III des Gesetzes vom 7. Sept. 1889! 


ist für die als Strafe verfügte Entfernung vom Amte ein vor- 
gängiges prozessualisches Verfahren nur dann erforderlich, wenn 
damit der Verlust oder eine Minderung des Amtseinkommens 
verbunden ist. Folglich kann nach dieser Gesetzesstelle von einem 


‘geordneten prozessualischen Verfahren dann abgesehen werden, 


wenn mit der Amtsentsetzung weder der Verlust, noch eine 
Minderung des Amtseinkommens verbunden ist. Daß das bei 
der Vornahme der amotio administrativa zur Anwendung gelan- 
gende Verfahren kein geordnetes prozessualisches ist, wurde im 
Laufe der vorstehenden Ausführungen schon einigemale aus- 
drücklich betont. Es fragt sich nun, ob mit der amotio der Ver- 
lust oder die Minderung des Amteinkommens verbunden ist. 
Man wird zugeben müssen, daß, namentlich ‘eine Minderung des 
Amtseinkommens, in der überaus großen Mehrzahl der Fälle, 
dem Strafzwecke der amotio administrativa entsprechend, zu- 
treffen wird, notwendig ist es jedoch nicht, da das Dekret dar- 
über ausführliche Bestimmungen nicht bringt. Das Dekret 
steht also insoferne nicht in direktem Widerspruche mit dem 
staatlichen Rechte; würde dies der Fall sem, dann würde da- 
durch die Plazetierung von selbst ausgeschlossen. Wohl aber 
wird de Anwendung und der Vollzug des Dekretes in den 
meisten Fällen dem Gesetze widersprechen, weil die Absetzung 
ohne Wiederanstellung überhaupt mit dem gänzlichen Verluste 
und die strafweise Versetzung fast immer mit einer Minderung 
des Amtseinkommens verbunden ist. Rechtlich wäre somit die 
Plazetierung möglich, aber politisch wäre es äußerst unklug, 
wenn das Placetum erteilt würde, da der Staat von 100 Fällen 


! Art. V. des Ges. vom 23. April 1875, betr. den Mißbrauch der geist- 

lichen Amtsgewalt, al. 2: der Entfernung aus dem Amte (Entlassung, ” ar- 
setzung, Suspension, unfreiwillige Emeritierung usw. muß ein geordnetes 
prozessualisches Verfahren vorausgehen. — Ges. vom 7. September 1889: 
die Vorschriften des Art. V. Abs. 2 finden in Zukunft keine Anwendung 
auf jene Fälle, in welchen mit der Entfernung aus dem Amte weder der Ver- 
lust noch eine Minderung des Amtseinkommens verbunden ist. 
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der amotio 90 trotz der Plazetierung des Dekretes aus dem 
Grunde verbieten müßte, weil mit der amotio der Verlust oder 
die Minderung des Amtseinkommens verbunden ist. Sprechen 
diese sowohl formellen, wie auch materiellen Bedenken gegen die 
Plazetierung des Dekretes „Maxima cura“, so kommen noch rein 
materielle Gründe in Betracht, die die Erteilung des Placetum 
auf jeden Fall unmöglich machen. Art. X des Gesetzes vom 
23. April 1875', betr. den Mißbrauch der geistlichen Amtsge- 
walt, bestimmt ausdrücklich, daß die Entfernung vom Amte nur 
dann den Verlust des mit der Stelle verbundenen 
Diensteinkommens herbeiführen kann, wenn sich aus den dem 
Ministerium des Innern vorzulegenden Akten ergibt, daß sowohl 
das erforderliche prozessualische Verfahren stattgefunden hat, 
als auch die Entfernung vom Amte selbst materiell weder Staats- 
gesetze, noch allgemein geltende Rechtssätze verletzt. Daß sich 
bei der amotio administrativa hinsichtlich ihres Grundes und 
ihrer Folgen ereignen kann, unterliegt wohl keinem Zweifel, 
muß aber nicht der Fall sein. Die gesetzliche Voraussetzung 
der Durchführung des geordneten prozessualischen Verfahrens 
fehlt aber jeder amotio und kirchlicherseits muß jede amotio den 
Verlust des mit der Stelle verbundenen Einkommens bedeuten, 
da sich die amotio administrativa als eine Entsetzung vom ofhi- 
cium und beneficium darstellt; denn ausgeschlossen ist es, das 
mit einem offictum verbundene beneficium zu genießen, ohne das 
officium selbst zu versehen. 

In dieser Hinsicht steht das Dekret „Maxima cura“ im 
eklatanten Widerspruche mit dem hessischen Kultusgesetze. Da 


ı Eine von der oberen kirchlichen Behörde im Disziplinarwege oder 
sonst wider den Willen des Beteiligten verfügte Entfernung aus dem kirch- 
lichen Amte (Entlassung, Versetzung, Suspension, unfreiwillige Emeritie- 
rung usw.) bewirkt den Verlust des mit der Stelle verbundenen Dienst- 
einkommens nur unter Bedingung, daß Unser Ministerium des Innern nach 
Prüfung der von der oberen kirchlichen Behörde vorzulegenden Akten an- 
erkennt, daß 1. das nach Art. V. erforderliche prozessualische Verfahren 
stattgefunden hat und 2. die getroffene Maßregel weder Gesetze des Staates 
noch allgemeine Rechtsgrundsätze verletzt. 


ren en 
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aber der Verwaltungsakt, durch den das Placetum regium er- 
teilt wird, nicht gegen das Gesetz verstoßen darf, widrigenfalls 
ein Verfassungsbruch begangen würde, so kann das Placetum im 
Großherzogtum Hessen, wo so viele formelle und materielle Be- 
denken, wie auch direkte Widersprüche zwischen dem kirchlichen 
Dekrete und dem staatlichen Gesetze bestehen, nicht erteilt 
werden. Art. XII. des zit. Gesetzes! bringt eine Reihe von 
Strafbestimmungen, die auch hier angewendet werden müssen, 
sie belegen die unerlaubte Vornahme der amotio administrativa 
mit Geld- oder Gefängnisstrafen. Die staatliche Behörde hat 
ex offo einzuschreiten, sobald es ein öffentliches Interesse ver- 
langt, ein Öffentliches Interesse liegt insbesondere dann vor, 
wenn der amotus an der Erfüllung staatsbürgerlicher Rechte ver- 
hindert; aber auch dann, wenn die amotio administrativa an der 
Ausübung staatsbürgerlicher Rechte behindert, hat die Behörde 
einzuschreiten; daneben steht dem amotus nach Art. I des zit. 
Gesetzes? der recursus ab abusu zu. Die Gewährung des bra- 


! Geistliche, Diener, Beamte oder Beauftragte einer Kirche oder Reli- 
gionsgesellschaft, welche den zur Abstellung einer Beschwerde über kirch- 
lichen Amtsmißbrauch, oder den sonstigen in Bezug auf ihr Amt oder ihre 
geistlichen Amtsverrichtungen von Unseren Behörden innerhalb ihrer Zu- 
ständigkeit getroffenen Anordnungen nicht Folge leisten oder den Vor- 
schriften in Art. IIL.—IX. und XI. dieses Gesetzes zuwiderhandeln, werden 
mit Geldstrafen bis zu 600 Mark oder mit Haft oder mit Gefängnis und 
in Wiederholungsfällen mit Geldstrafen bis zu 1500 Mark oder mit Ge- 
fängnis bis zu zwei Jahren bestraft. — Zuwiderhandlungen gegen die Vor- 
schriften des Art. V. des Gesetzes über die rechtliche Stellung der Kirchen- 
und Religionsgemeinschaften im Staate werden in gleicher Weise bestraft. 

? Beschwerden über Mißbrauch der geistlichen Amtsgewalt können 
jederzeit bei Uns oder bei Unseren Verwaltungsbehörden angebracht wer- 
den. Erscheint eine Beschwerde, nach stattgehabter Ermittlung des Sach- 
verhaltes begründet, worüber Unser Gesamt-Ministerium auf Antrag des 
Ministeriums des Innern zu entscheiden hat, so wird zur Abstellung der- 
selben das Erforderliche im Verwaltungswege angeordnet, wegen etwaiger 
Bestrafung des geschehenen Amtsmißbrauches aber die Sache dem zu- 
ständigen Gericht übergeben. — Gegen einen Mißbrauch geistlicher Amts- 
gewalt können Unsere Behörden auch von Amts wegen einschreiten, sobald 
ein Öffentliches Interesse dies erheischt. 
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chium saeculare für die Exekution kirchlicher Disziplinarent- 
scheidungen findet nach hessischem Staatskirchenrechte überhaupt 
nicht statt. 

Es ist nun noch die Rechtslage im Königreiche Sachsen 
zu besprechen; sie ist der bayerischen und badischen ähnlich, 
aber bedeutend verschärft, da $ 3 des Gesetzes vom 23. August 
1876! die Erteilung des Placetum regium nur dann zuläßt, „wenn 
sie vom staatlichen Gesichtspunkte unbedenklich ist*. Schwer 
ist für den sächsischen Rechtszustand zu entscheiden, ob dies 
hinsichtlich des Dekretes „Maxima cura“ der Fall ist oder nicht; 
denn in allen Staaten, deren Staatskirchenrecht in Beziehung 
auf das Dekret „Maxima cura“ bisher besprochen wurde, auch 
in denen, die das Placetum regium, das doch eine gewisse Ga- 
rantie bietet, daß wenigstens das Dekret selbst nichts gesetz- 
widriges enthält, kennen, können sich Amotionen ereignen, bei 
denen es zu bedauerlichen Konflikten zwischen Staatsgewalt und 
Kirche kommen kann und kommen muß, wenn sich die Regie- 
rungen auf den strikten Standpunkt des Rechtes stellen. So 
auch in Sachsen. Die 88 7°? und 8° des sächsischen Kultusge- 
setzes bringen eine ganze Reihe von Bestimmungen, in denen 
die amotio administrativa auf jeden Fall gesetzwidrig sein würde, 
besonders dann, wenn die Ausübung staatsbürgerlicher Rechte 
und die Erfüllung staatsbürgerlicher Pflichten damit im Zusam- 
menhange steht. Kirchlicherseits müssen aber die Amotionen 
vorgenommen werden, ob nun die causa amotionis für den Staat 


ı Siehe S. 238 Anm. 3. 

? Als Straf- und Zuchtmittel dürfen von der katholischen Kirche oder 
deren Organen nur solche angedroht, verhängt, vollzogen oder verkündet 
‘werden, welche dem rein religiösen Gebiete angehören oder die Entziehung 
eines innerhalb der Kirche wirkenden Rechtes oder die Ausschließung aus 
der Kirche betreffen. — Straf- oder Zuchtmittel gegen Leib, Vermögen, 
Freiheit oder bürgerliche Ehre sind unzulässig. 

3 Von den kirchlichen Straf- und Zuchtmitteln darf niemals zu dem 
Zwecke Gebrauch gemacht werden, die Befolgung der Staatsgesetze oder 
der auf Grund derselben von den zuständigen Behörden erlassenen An- 
ordnungen oder die freie Ausübung staatsbürgerlicher Rechte zu hindern. 


956 Abhandlungen. 


gesetzwidrig ist oder nicht. Die Rechtslage in Sachsen wird 
noch dadurch verschärft, daß das Gesetz ausdrücklich die Pflicht 
zum Einschreiten der Regierung von Amtswegen statuiert!, fer- 
ner dadurch, daß auf den Mißbrauch der geistlichen Amtsgewalt, 
als was sich gesetzwidrige Amotionen qualifizieren, Geld- und 
Gefängnisstrafen gesetzt sind, bezüglich deren Verhängung das 
Opportunitätsprinzip besteht?. Alles dies sind Umstände, die 
gegen die Plazetierung sprechen; denn die Erteilung des Place- 
tum ändert an dem rechtsgültigen Bestande des Kultusgesetzes 
nichts. 

Immer aber steht noch die Frage offen, ob es vielleicht nicht 
das größere Uebel wäre, wenn das Placetum verweigert würde. 
Kirchlicherseits ändert allerdings die Plazetierung bezw. Nicht- 
plazetierung an dem verpflichtenden Charakter des Dekretes 
„Maxima cura“ gar nichts; das Dekret ist jus cogens und der 
Bischof muß amovieren. Ohne Plazetierung ist aber jede amotio 
gesetzwidrig und die Staatsbehörde hat einzuschreiten und kann 
Strafen verhängen, während sich nach der Erteilung des Place- 
tum doch Fälle von erlaubten Amotionen ereignen können, näm- 
lich dann, wenn ein Staatsgesetz nicht verletzt wird. Bedenk- 
licher ist es daher, das Placetum zu verweigern und es auf solche 
Weise auf jeden Fall zum Konflikt kommen zu lassen, als das 
Placetum zu erteilen und so der Kirche wenigstens die Möglich- 
keit der erlaubten Anwendung des Dekretes zu bieten. Gegen 
gesetzwidrige Amotionen wird die Regierung aber auch nach der 
Erteilung des Placetum ex offo einzuschreiten haben. Bis jetzt 
ist die Erteilung des Placetum regium in Sachsen nicht erfolgt 
und die Regierung hat die Pflicht, bei allen Amotionen ex offo 
einzuschreiten. Subsidiär steht dem amotus bei allen vor der 
Plazetierung erfolgenden Amotionen und bei allen nach Erteilung 


189 Gegen Verletzung eines Staatsgesetzes durch Mißbrauch der 
kirchlichen Straf- und Zuchtgewalt hat die Staatsregierung von Amts wegen 
einzuschreiten. | 

? Siehe S. 243 Anm. 1. 
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des Placetum gesetzwidrig erfolgenden Amotionen der recursus 
ab abusu zu!., 

Von der Gewährung des brachium saeculare zur Vollstrek- 
kung kirchlicher Disziplinarentscheidungen handelt & 11 des 
sächsischen 'Kultusgesetzes *. Demnach kann das brachium sae- 
culare nur dann gewährt werden: 

l. wenn die Strafe von der zuständigen inländischen Behörde 
erkannt worden ist, | 

2. wenn dem Erkenntnisse ein geordnetes Verfahren vor- 
ausgegangen ist, 

3. wenn die Strafe vom staatlichen Gesichtspunkte nicht zu 
beanstanden ist. 

Damit fallen alle gesetzwidrigen Amotionen vor und nach 
der Plazetierung von selbst weg. Es hängt also davon ab, ob 
der Staat das Amotionsverfahren als „geordnet“ anerkennen 
kann. Festgestellt wurde schon, daß das Verfahren des Dekretes 
nicht als „ordentlich“ im Sinne des österreichischen Kultusge- 
setzes bezeichnet werden kann, auch nicht als „geordnet prozes- 
sualisch* im Sinne des württembergischen, hessischen und preu- 
Bischen Gesetzes. Aber auch nach sächsischem Rechte wird das 
Verfahren kaum als ein geordnetes bezeichnet werden können, 
weil ihm das wichtigste Merkmal eines solchen fehlt: die weit- 
gehendste Zusicherung an den Beschuldigten, sich gegen die 
gegen ihn erhobene Anklage ordentlich verteidigen zu können; 
es liegt vielmehr in der Macht des Ordinarius, ihn der Vertei- 
digung einfach zu berauben. Die Garantie der Verteidigungs- 
18 9all: Auch im Falle erhobener Beschwerde hat sich die Staats- 
regierung auf Prüfung und Entscheidung vom Standpunkte des Staats- 
gesetzes zu beschränken. — Die Staatsregierung darf provisorische Ver- 
fügungen treffen, wenn der Mißbrauch der kirchlichen Straf- und Zucht- 
gewalt ein Zivil- oder Strafverfahren begründet. 

2 Von den Staatsbehörden dürfen Disziplinarstrafen wider Geistliche 
oder andere Kirchendiener vollstreckt werden, wenn die Strafe von der 
zuständigen inländischen Behörde erkannt worden, dem Erkenntnisse ein 


geordnetes Verfahren vorausgegangen und die Strafe vom staatlichen Ge- 
sichtspunkte nicht zu beanstanden ist. 
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möglichkeit ist aber begriffswesentlich für jedes geordnete Ver- 
fahren, ein willkürliches Verfahren kann daher nicht mehr als 
geordnet im Sinne des Staatsgesetzes anerkannt werden. Damit 
ist aber auch gesagt, daß die Gewährung des brachium saeculare 
zur Exekution von Amotionen, die sonst nicht gesetzwidrig sind, 
ausgeschlossen ist. 


Der Seelsorgeklerus der katholischen Kirche hat am 31. Au- 
gust 1911 ein neues Dienstrecht, besser gesagt, ein neues Dis- 
ziplinarstrafrecht bekommen. Dies ist praktisch zweifellos die 
wichtigste Neuerung, die das Dekret „Maxima cura“ gebracht 
hat. In erster Linie handelt es sich dabei um eine intern-kirch- 
liche Angelegenheit und zum mindesten nicht taktvoll wäre es, 
der Kirche Vorschriften aufdrängen zu wollen, wie sie das Dienst- 
recht ihrer Beamten gestalten solle: das ist ihre eigene Sache. 
Aber das kann niemandem verwehrt werden, darüber ein Urteil 
zu fällen, wie das neue Dienstrecht beschaffen ist. Oben han- 
delt es sich um kirchliche Politik, hier handelt es sich um kirch- 
liches Recht und jeder, der unbefangen sine ira et studio den 
geltenden Rechtszustand betrachtet, wird zugeben müssen, daß 
das Dekret „Maxima cura“ allerdings Vorteile gebracht hat, dab 
ihm aber zugleich materiell und formell bedenkliche Mängel an- 
haften. Eine rein sachliche Gegenüberstellung der Vorteile und 
Nachteile, der guten Seiten und der Mängel des Dekretes zu 
geben, das war das Ziel dieser Studie. 

Ebenso bedeutend wie auf innerkirchlichem Gebiete ist aber 
auch die durch das Dekret „Maxima cura“ geschaffene Rechts- 
lage auf staatsrechtlichem Gebiete, besonders in Oesterreich und 
den deutschen Bundesstaaten, wo Staat und Kirche im engsten 
Zusammenhange stehen. Denn der Seelsorger ist nicht nur 
kirchlicher Beamter, sondern auch Staatsbürger, der als solcher 
Rechte und Pflichten hat, die von der Kirche nicht geschmälert 
werden dürfen. Mit einem Wunsche möchte ich meine Ausfüh- 
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rungen schließen : möge das friedliche Verhältnis von Staat und 
Kirche, wie es derzeit besteht, auch durch die geänderte Kirchen- 
politik Pius X. nicht gestört werden, möge sich die Kirche in 
ihrer Gesetzgebung und der Anwendung ihrer Gesetze auf jenem 
Boden bewegen, der ihr ihrer Natur nach zukommt und nicht 
hinübergreifen in Gebiete, deren Behandlung Konflikte mit der 
Staatsgewalt herbeizuführen geeignet ist. Denn Aenderungen 
im kirchenpolitischen Kurse des Staates, geschehen diese nun 
aus eigener Initiative des Staates oder wird er von der Kirche 
selbst dazu gezwungen, gehen ohne schwere Erschütterungen des 
gesamten sozialen Lebens nicht vor sich, am fühlbarsten leidet 
darunter niemand als die Kirche selbst. 
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Zur Lehre von der rechtlichen Natur des kirchlichen 
Aemtertausches nach kanonischem Recht. 


Von 


Gerichtsassessor Dr. Kaskel, Berlin. 


Der kirchliche Aemtertausch (permutatio beneficiorum) war 
der älteren Kirche unbekannt. Erst im 12. Jahrhundert finden 
sich die ersten Ansätze einer rechtlichen Regelung dieses Insti- 
tutes. Urban III. spricht im c. 5 X de rer. perm. III, 19 davon, 
daß Fälle eines kirchlichen Aemtertausches vorgekommen seien: 
sunt enim quidam, qui praebendae suae cedunt et iuri renun- 
ciant, ut maiorem praebendam obtineant, vel ex hoc certam sum- 
mam pecuniae consequantur. 

Die Entwicklung scheint in der Richtung gegangen zu sein, 
daß anfangs die Zulässigkeit eines Benefizientausches schlechthin 
verneint wurde, daß aber kirchenpolitische Erwägungen und 
Zwweckmäßigkeitsrücksichten immer mehr dazu führten, unter ge- 
wissen Kautelen einen Tausch zuzulassen, bis derselbe unter 
Clemens V. als zulässiges Rechtsinstitut anerkannt und ausge- 
staltet wurde. 

Hatte noch Alexander III. auf dem Konzil von Tours 1165 
den Satz ausgesprochen: „Dignitatum permutationem fieri pro- 
hibemus“ !, so bedeutete die Antwort Urbans III. auf die An- 
frage „si commutationes fieri valeant praebendarum“ im c. 5X 


ıc.8X. de praeb. III, 5. 
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de rer. perm. ILL, 19 bereits einen Fortschritt im angeführten 
Sinne. Zwar stellt auch Urban an die Spitze seiner Entschei- 
dung den Satz: commutationes praebendarum de iure fieri non 
possunt und verstärkt ihn noch durch den Zusatz: praesertim 
pactione praemissa, quae circa spiritualia vel connexa spiritua- 
libus labem semper continet simoniae. Doch schränkt Urban 
.diesen anscheinend schroff ablehnenden Standpunkt dahin ein, 
daß der Bischof befugt sein soll, wenn er die Angelegenheit 
untersucht und den Austausch für notwendig befunden hat, eine 
wechselseitige Versetzung der Benefiziaten vorzunehmen (de uno 
loco ad alium transferre). Hiermit wird de facto die Möglichkeit 
eines Austausches kirchlicher Aemter bereits anerkannt und nur 
der eigenmächtige Austausch durch die Benefiziaten selbst ver- 
boten. 

In dieser Richtung ist die Entwicklung fortgeschritten: Der 
eigenmächtige Aemtertausch durch die Benefiziaten selbst soll 
verhindert werden, die Möglichkeit eines Tausches unter Mitwir- 
kung des Bischofes aber bestehen. So erklärte Innocens III. in 
c. 7 h. t. zwei Geistliche, welche ein Archidiakonat und eine 
Praebende anscheinend eigenmächtig ausgetauscht hatten, beide 
ihrer Aemter für verlustig, und spricht in c.8h. t. ausdrücklich 
aus, daß ein eigenmächtig durch die Benefiziaten vorgenommener 
Tausch unwirksam ist: licet ipsi per se de iure non possunt 
ecclesiastica bona permutare. 

Immerhin deutet auf das weitere Fortschreiten der ange- 
führten Entwicklung der Umstand hin, daß Gregor IX. über- 
haupt ‚eine Entscheidung des Inhalts treffen mußte, daß der 
Tausch zwischen Spiritualien und Temporalien unzulässig sei 
(c. 9 h.t.). Bis in die Zeiten Bonifacius VIII. scheint die ältere 
strengere Rechtsauffassung, welche den Aemtertausch schlechthin 
verwarf, ınit der jüngeren dem kirchlichen Aemtertausche gün- 
stigen Richtung noch gerungen zu haben, denn Papst Bonifacius 
VIII. erklärte im c. un. in VI® de rer. perm. III, 10 ausdrück- 
lich, er wolle in dieser Sache der milderen Rechtsauffassung 


Deutsche Zeitschr. f, Kirchenrecht. XXI. 2. 18 
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folgen (aequitatem praeferentes in hac parte rigori). Bonifacius 
VIII. hat dann endgültig zugunsten der Zulässigkeit des kirch- 
lichen Aemtertausches entschieden, indem er weiter a. a. 0. an- 
ordnete, daß der Tausch zwischen verschiedenen Pfründenin- 
habern zulässig sei, wenn sie zu diesem Zweck auf ihre Pfründe 
in die Hand ihres übergeordneten Bischofs resignierten. 

Damit stand die Zulässigkeit des kirchlichen Aemtertausches 
fest, und es war zugleich die Form bestimmt, in welcher dieser 
Rechtsakt in Zukunft vorzunehmen war. Noch fehlte aber eine 
Bestimmung, welche den tauschenden Benefiziaten die Ueber- 
tragung der einzutauschenden neuen Pfründe nach erfolgter Re- 
signation auf die frühere sicherte. ! 

Erst Clemens V. hat auch diesen letzten Schritt getan, in- 
dem er im c. un. Olem. III, 5 bestimmte, es solle die Verleihung 
von Pfründen, auf welche deren Inhaber zum Zwecke des Tau- 
sches resigniert hätten, an andere als die Tauschenden nich- 
tig sein. 

Damit war die Lehre vom kirchlichen Aemtertausche zu 
einem gewissen Abschluß gebracht. Die Zulässigkeit des. Tau- 
sches stand fest, eine bestimmte rechtliche Form, in welcher der 
Tausch vorzunehmen war, war gegeben !, durch das Erfordernis 
der Mitwirkung des Bischofs war dafür gesorgt, daß bei Vor- 
nahme des Tausches die kirchlichen Interessen hinreichend ge- 
wahrt wurden, während andererseits durch die genannte Bestim- 
mung ÜUlemens’ V. den tauschenden Benefiziaten eine enan 
Sicherung geboten war. 

Das praktische Ergebnis der geschilderten Entwicklung be- 
stand also darin, daß es nunmehr zwei Pfründeninhabern ? mög- 


! Bonifacius VII spricht 1. ec. von der „Forma iuris® des Tausehes. 

? Die Verabredung eines Wechsels der Benefizien unter Dreien (oder 
Vieren) in der Weise, daß der zweite das Benefizium des ersten, der dritte 
das des zweiten, der erste das des dritten erhalten soll, sogenannte per- 
mutatio triangularis (oder quadrangularis) ist kein Tausch. Hinschius 
Bd. III S. 285 Anm. 8, Leuren, forum beneficiale pars ‘III qu. 815. Un- 
richtig Silbernagl, Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts, 8. 283 Anm. 14. 
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lich war, ihre Pfründen in der Weise auszutauschen, daß der 
erste die Pfründe des zweiten und der zweite die Pfründe des 
ersten vom Bischof im Wege gegenseitiger Translation übertragen 
erhielt. 

Bezüglich der Zulässigkeit und der äußeren Form eines 
solchen Tauschaktes nach kanonischem Recht besteht kein Streit. 
Zweifelhaft dagegen ist die rechtliche Natur des so geschaffenen 
Instituts im ganzen wie in seinen einzelnen Teilen. 

Ist der kirchliche Aemtertausch analog dem privatrechtlichen 
Tauschvertrage in zwei Abschnitte zu zerlegen, deren erster die 
beiderseitige Verpflichtung der beteiligten (eistlichen zum Aus- 
tausch ihrer Aemter, deren zweiter die Erfüllung dieser Ver- 
pflichtung enthält, oder aber ist der Tausch ein einziger Akt, 
und wie ist derselbe dann juristisch zu formulieren ? 

Zunächst ist davon auszugehen, daß der kirchliche Aemter- 
tausch unter allen Umständen dem öffentlichen, speziell dem 
kirchlichen Recht angehört, und daß das Hineintragen von Mo- 
menten aus dem privatrechtlichen Tauschvertrage höchstens zum 
Zwecke der Analogie in Betracht kommen kann. 

Der privatrechtliche Tauschvertrag besteht in der vertrag- 
lichen Verpflichtung zweier Personen, sich gegenseitig Gegen- 
stände (Sachen oder Rechte) zu übertragen (tradieren bezw. ze- 
dieren). Er ist eine Abart des Kaufes, nur daß an die Stelle 
des in Geld bestehenden Kaufpreises hier ein anderer Gegen- 
stand tritt. Der privatrechtliche Tauschvertrag ist perfekt mit 
der Einigung der Parteien über die auszutauschenden Gegen- 
stäinde. Auf Grund des Tauschvertrages besteht für beide Kon- 
trahenten die Verpflichtung, die ausbedungene Uebertragung der 
auszutauschenden Gegenstände (durch Tradition oder Zession) 
zu vollziehen. Der Tausch ist ein synallagmatischer Vertrag: 
Die beiden Leistungen stehen in einem wechselseitigen Bedin- 
gungsverhältnis. 

Hinschius Bd. III S. 285 fi.! hat diesen privatrechtlichen 


ı Hinschius weicht mit dieser Konstruktion von der bisher herrschen- 


18* 
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Tausch in weitgehender Weise auf den kirchlichen Aemtertausch 
analog anwenden wollen. Nach ihm zerfällt der kirchliche Aemter- 
tausch in 2 Abschnitte: 

a) in den eigentlichen Tauschvertrag eischen den beiden 
Benefiziaten, durch welchen diese sich gegenseitig verpflich- 
ten, einander ihre Benefizien zu verschaffen; | 

b) in die Erfüllung dieses Vertrages. 

Daß das öffentliche Recht, analog dem Privatrecht, über- 
haupt beim Rechtsgeschäft zwischen Verpflichtung und Verfügung, 
zwischen dinglichem und obligatorischem Moment unter scheidet, 
ist zweifellos und bedarf keiner Ausführung. 

Setzt aber das Kirchenrecht speziell beim Aemtertausch 
eine vorherige Verpflichtung, einen sozusagen obligatorischen 
Tauschvertrag voraus !? 

Daß freilich vor dem eigentlichen Austausch, der Vollzie 
hung im Sinne der Hinschiusschen Ansicht, überhaupt eine Be- 
sprechung und Verständigung über die Vornahme des Tausches 
zwischen den beteiligten Benefiziaten stattfinden muß, ergibt sich 
aus der Natur der Sache?. Muß aber diese Verständigung in 
rechtlich bindender Form erfolgen, bedarf es einer 
vorhergehenden juristischen Verpflichtung der Pfrün- 
deninhaber dahin, einander gegenseitig die Benefizien zu ver- 
schaffen, oder handelt es sich hier nur um Vorbesprechungen 
reintatsächlicher Art, lediglich zum Zwecke der Fest- 
stellung eines übereinstimmend auf Austausch gerichteten Wil- 
lens ? | 

Ich möchte das letztere annehmen, und zwar aus folgenden 
Gründen: | 


den Lehre ab, diese ist ihm nicht gefolgt, indessen oh ihren an 
Standpunkt näher zu begründen. 

ı Außer Hinschius scheint dies auch Friedberg S. 363 anzunehmen, 
der aber im übrigen Hinschius nicht folgt. cf. ferner a Chokier, tractatus 
de permutationibus beneficiorum Romae 1700 pars I cap. INo. 2 u. 3. 

? Richtig hierüber Reiffenstuel, Jus Canonicum Universum. lib. I tit. 9 
Nr. 102. 
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a) Der Inhalt eines Tauschvertrages im Sinne von Hinschius 
würde der sein, daß der Benefiziat A verpflichtet sein solle, 
seine Pfründe dem Benefiziaten B zu verschaffen. Als Gegen- 
leistung hierfür würde sich der Benefiziat B im gleichen Sinne 
verpflichten. Wie im Privatrecht würde auch im Kirchenrecht 
ein solcher Vertrag synallagmatische Natur haben, die beiden 
Verpflichtungen würden im gegenseitigen Bedingungsverhältnis 
zueinander stehen und den Charakter von Leistung und Gegen- 
leistung haben. Da es sich hierbei aber auf beiden Seiten um 
Pfründen, also um spiritualia handelt, zu deren Erlangung sich 
der Gegenkontrahent seinerseits zu einer Leistung, nämlich zur 
Verschaffung der mit Einkünften verbundenen eigenen Pfründe, 
verpflichten müßte, so würde ein solcher Vertrag unter allen 
Umständen der Simonie verfallen und nichtig sein. 

Dies wird in den Quellen auch ausdrücklich ausgesprochen: 
Im c.5 X, derer. perm. III, 19 heißt es, wenn der commutatio‘ 
dem eigentlichen Austausch, ein auf Austausch gerichteter Ver- 
trag zwischen den beiden Benefiziaten vorangegangen sei („Pac- 
tione praemissa“), so trage ein solcher Vertrag stets den Makel 
der Simonie !! ” 

Und im c. 7 h. t,, wo die resignatio zum Zwecke der Er- 
füllung („complere“) der vorangegangenen Tauschvereinbarung 
(„quod tractaverat“) erfolgt war, werden die Tauschenden zur 
Strafe hierfür ihrer Pfründen verlustig erklärt. 

b) Ein vorangegangener Austauschvertrag kann kein. essen- 
tiale des kirchlichen Aemtertausches, kein notwendiger Bestand- 
teil oder Abschnitt desselben gewesen sein, vielmehr muß es 
Fälle eines Austausches (commutationes) gegeben haben, ohne 
daß ein diesbezüglicher Verpflichtungsvertrag (pactio) voranging, 
denn sonst wäre die in dem Worte „praesertim“ liegende Wen- 


ı cf. über die Worte „pactione praemissa“ und über das Verbot der 
pactio über spiritualia auch Gonzalez Commentaria zu e. 21 X. de praeb. 
ID, 5, sowie ferner die Glosse zu dem e.51.c.: „quia in spiritualibus vel 
spiritualibus annexis nulla pactio vel conventio debet intervenire*. 
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dung Urbans im c. 5 h. t. unverständlich, daß die Unzulässig- 
keit des eigenmächtigen Tausches dann ganz besonders klar zu- 
tage trete, wenn ein solcher Vertrag geschlossen sei. Es muß 
also zur Zeit Urbans commutationes gegeben haben, bei welchen 
der mit dem Worte „praesertim“ hervorgehobene erschwerende 
Umstand der „pactio praemissa“ nicht vorgelegen hat. Eine 
solche pactio praemissa kann also nicht notwendiger Bestandteil 
des Aemtertausches gewesen sein. 

c) Daß ein auf Austausch der Pfründen gerichteter Vertrag, 
wenn er nur zwischen den Benefiziaten ohne Mitwirkung des 
Bischofs geschlossen ist, nichtig wäre, erkennt auch Hinschius 
an, und verlangt daher bischöfliche Genehmigung desselben zur 
Gültigkeit. 

Nun soll aber ein solcher Vertrag garnicht die Verpflich- 
tung enthalten, einander gegenseitig die Pfründen zu über- 
tragen: Eine Verpflichtung solchen Inhalts würde auf eine 
von vornherein unmögliche Leistung gerichtet sein, da kein Bene- 
fiziat hierzu selbständig imstande wäre, Hinschius läßt den Ver- 
trag daher lediglich darauf gerichtet sein, beiderseits die Mit- 
wirkung des Bischofs zu diesem Zwecke nachzusuchen. Eine 


Genehmigung des Bischofs zu einer solchen Verpflichtung, seine 


eigene Mitwirkung nachzusuchen, erscheint aber mindestens 
zwecklos. | 

d) Wenn ein Vertrag der von Hinschius angenommenen 
Art wirklich geschlossen wäre, so müßte aus demselben auch ein 
rechtlicher Zwang zur Erfüllung der eingegangenen Verpflichtung 
resultieren. Es müßte hier also die Nachsuchung der bischöf- 
lichen Mitwirkung rechtlich erzwingbar sein. Ä 

Von einem solchen Erfüllungszwange ist aber in den Quellen 
nirgends die Rede; die bischöfliche Tätigkeit setzt vielmehr erst 
ein, wenn mindestens von einer Seite die „Erfüllung“ (im Sinne 
der Hinschiusschen Ansicht) eingetreten ist. Aber selbst dann 
findet hinsichtlich des Gegenkontrahenten ein Zwang, die Er- 
füllung nun seinerseits vorzunehmen, keineswegs statt, ja — und 
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dies ist wohl der beste Gegenbeweis gegen die Hinschiussche 
Auffassung — im Falle des c. 8 X. h. t. III, 19, wo der eine 
der beiden Tauschaspiranten seinerseits durch Verzicht auf seine 
Pfründe erfüllt hatte, und der andere sich nunmehr zur Erfül- 
lung weigerte, zwingt nicht etwa der Bischof diesen anderen 
nunmehr zur Erfüllung, sondern der Papst entscheidet lediglich, 
daß aus Gründen der Billigkeit der erste in seine Diözese zu 
restituieren sei! 

e) Endlich ist in keiner der Quellenstellen von einer bischöf- 
lichen Genehmigung des Tauschvertrages, welche dem eigentlichen 
Austausch voranzugehen hätte, die Rede. Wo vielmehr der Mit- 
wirkung des Bischofs gedacht ist, fällt diese ausschließlich in 
den eigentlichen (dinglichen) Tauschakt selbst !. So spricht Urban 
l.c. von der vom Bischof vorzunehmenden Translation, sprechen 
Bonifacius VIII. und Clemens V. in den oben zitierten Stellen 
von der in die Hände des Bischofs geschehenen Resignation und 
der vom Bischof darauf vorzunehmenden Kollation als der für 
den Tausch vorgeschriebenen „forma iuris“. Soweit der Bischof 
vorher überhaupt tätig wird, beschränkt sich diese Tätigkeit dar- 
auf, daß er, nachdem die tauschlustigen Pfründeninhaber ihm 
ihre diesbezüglichen Wünsche mitgeteilt haben, den Fall unter- 
sucht („causam inspicere“*), eine Tätigkeit, die rein vorbereitender 
Natur ist und lediglich die Feststellung bezweckt, ob die 
Voraussetzungen eines künftigen kirchlichen Aemter- 
tausches vorliegen. 

Von einer Genehmigung des Tauschvertrages wird dagegen 
nichts gesagt. 

Aus diesen Gründen ergibt sich das Resultat, daß der 
kirchliche Aemtertausch eines vorhergehenden auf die Ver- 
pflichtung zum Austausch gerichteten Vertrages obligato- 
rischen Inhaltes nicht bedarf, daß der kirchliche Aemtertausch 


: Unrichtig Lotter, De re beneficiaria lib. III qu. 19 Nr. 10 u. 11, wel- 
cher zum Tausch die „simplex superioris admissio“ genügen lassen will, 
so daß es neuer Collation garnicht bedürfe. 
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vielmehr lediglich aus dem eigentlichen (dinglichen, verfügen 
den) Akte des Austausches selbst besteht. Soweit Vorverhand- 
lungen und Beratungen der beteiligten Pfründeninhaber den auf 
Austausch gerichteten Willen der Benefiziaten feststellen, sind 
solche Besprechungen lediglich vorbereitender Natur und nicht 
von juristischer, sondern nur von tatsächlicher Bedeutung !. 

Die juristische Seite des Aemtertausches dagegen begimt 
erst mit dem „Erfüllungsakt“ (im Sinne der Hinschiusschen An- 
sicht), und es ist nunmehr zu untersuchen, wie dieser juristisch 
zu konstruieren ist: 

A Nach Hinschius 1. c. hat der Austausch, die gegenseitige 
Entäußerung und Uebertragung der Benefizien, juristisch den 
Charakter der Erfüllung des vorangegangenen Verpflich- 
tungsvertrages. Dieser Akt entspreche der Erfüllung beim pri- 
vatrechtlichen Tauschvertrage, und es seien auf denselben die 
Grundsätze vom Sachtausch, insbesondere die Grundsätze von 
der Eviktionshaftung, entsprechend anzuwenden. 

Diese Konstruktion ist bedingt durch die oben besprochene 
Ansicht eines voraufgegangenen rechtlich bindenden „obligato- 
rischen“ Vertrages, da es mangels rechtswirksamer Verpflichtung 
auch keine Erfüllung dieser Verpflichtung geben kann. 

Da nach dem Obigen ein rechtswirksamer Verpflichtungs- 
vertrag der von Hinschius angenommenen Art aber nicht besteht, 
so kann daher der „dingliche“ Austausch auch nicht die Erfül- 
lung desselben darstellen. 

Zur analogen Anwendung der privatrechtlichen Eviktions- 
haftung des Sachtausches fehlt es endlich, wie Hinschius übrı- 
gens S. 293 Anm. 1 zugeben muß, an jedem quellenmäßigen 
Anhalt. | 

B Die außer von Hinschius anscheinend ausnahmslos ver- 
tretene Ansicht sieht in dem Aemtertausch einen doppelten be- 
dingten Verzicht, und die Vertreter dieser Ansicht unter- 


i Anscheinend ebenso Reiffenstuel a. a. O. lib. I tit. 9. Nr. 102. 
? Gegen die Konstruktion vom Verzicht unrichtig Hinschius Bd. II 
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scheiden sich im wesentlichen nur bezüglich der Art der Be- 
dingung, welche sie für vorliegend erachten. 

Im einzelnen sind hier folgende Auffassungen vertreten 
worden : | 

.a) Garcias!, van Espen?, a Chokier?, Groß*, Sägmüller , 
anscheinend auch Barbosa® sehen in dem Tausch den Verzicht 
zweier Benefiziaten auf ihre Kirchenämter unter Niederlegung 
in die Hand des kirchlichen Oberen unter der Suspensiv- 
bedingung, daß derselbe jedem das Amt des anderen ver- 
leihe. | 

Diese Auffassung ist mit den Quellen unvereinbar. 

Denn erfolgt der Verzicht auf die eigene Pfründe unter der 
aufschiebenden Bedingung der Verleihung der anderen Pfründe 
an den Verzichtenden, so würde der Verzicht erst mit dem 
Eintritt dieser Bedingung, also mit der Verleihung der anderen 
Pfründe wirksam werden. 

Einmal würden aber dann Schwierigkeiten entstehen, wenn 
die Neuverleihung der beiden Pfründen durch den Bischof nicht 
gleichzeitig erfolgt, denn solange nicht jedem der Beteiligten die 
andere Pfründe verliehen wäre, wäre die Bedingung des Verzichts 
auf die ursprüngliche Pfründe nicht eingetreten, diese also auch 
nicht frei geworden und könnte dem anderen Benefiziaten daher 
nicht verliehen werden, so daß die Neuverleihung beider Bene- 
fizien stets im gleichen Augenblick erfolgen müßte. Davon ist 
aber in den Quellen keine Rede. 

Im Gegenteil setzen die Quellen unzweifelhaft voraus, dab 


S. 291/2, der sich mit dem in den Quellen gebrauchten Wort „resignatio* 
S. 291 Anm. 9 daher nicht abfinden kann. 

! Ivastatus de beneficiis. pars XI. cap. V No. 7. 

?2 Jus ecclesiasticum universum pars H tit. 27 cap. 7 No. 4; van Espen 
nimmt aber gleichzeitig eine Bedingung in favorem tertii an, cf. unten 
S. 271 Anm. 2. 

® a. a. O. pars III cap. 9 No. 3. 

* Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts $. 19. 

® Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts 8. 341. 

° Juris ecclesiastiei universi lib. IH cap. 15 Nr. 171. 
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unmittelbar mit dem Verzicht auf die ursprüngliche Pfründe die- 
selbe erledigt ist: Sowohl Bonifacius VIII. sieht 1. c. das Bene- 
fizium, auf welches sein Inhaber zum Zwecke des Tausches ver- 
zichtet hat, als vakant an (denn sonst wäre seine Entschei- 
dung, daß trotz vorhandener Exspektanzen dieses Benefizium an 
den Gegner des Tauschenden zu verleihen sei, gänzlich über- 
flüssig, da sich Exspektanzen doch nur auf vakante Pfründen 
beziehen können). 

Und ebenso wäre bei dieser Auffassung auch die Entschei- 
dung Clemens’ V. |]. c. unverständlich: dieser erklärt nämlich 
zwar die Verleihung eines Benefizium, auf welches dessen In- 
haber zum Zwecke des Tausches verzichtet hat, an einen anderen 
als den Gegner des Tauschenden für nichtig, aber nicht etwa 
darum, weil ein solches Benefizium noch nicht erledigt und da- 
her einer neuen Kollation noch garnicht fähig sei, sondern „ne 
concessione iuris utentibus illudatur“! | 

Da hiernach die Erledigung der Pfründen bereits vor der 
Neuverleihung schon mit der Resignation gegenüber dem Bischof 
eintritt, so ist die Konstruktion des Tausches als eines doppelten 
Verzichtes unter einer Suspensivbedingung nicht haltbar '!. 

b) Schmalzgruber?, Friedberg?, auch Leuren* suchen den 
Tausch als resolutiv bedingten Verzicht zu kon- 
struieren. | | 

Auch dies ist unzutreffend: denn wäre diese Ansicht richtig, 
so müßte für den Fall, daß der mit dem Verzicht beabsichtigte 
Erfolg nicht eintritt bezw. unmöglich wird, also mit der Erklä- 
rung des Bischofs, daß er die andere Pfründe nicht dem Tausch- 
aspiranten, sondern einem anderen verleihen werde, die alte 
Pfründe ipso iure an den früheren Inhaber zurückfallen. 


! Ebenso Hinschius Bd. III S. 292. 

? Clerus, Saecularis et Regularis III, 19 No. 81. 

: Ss. 363. | | 

* a. a. O. pars III qu. 871 No. 2: „eo quod huius modi conditio magis 
resolutiva quam suspensiva videatur“ cf. aber pars Ill qu. 235 Nr. 3. 
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Dies ist aber keineswegs der Fall. 

Nach dem Zitierten c. 8 X. h. t. III, 19 erhält der ge- 
täuschte Pfründeninhaber seine Pfründe nicht ohne weiteres zu- 
rück, sondern dieselbe ist ihm aus Gründen der Billigkeit zu 
restituieren. Und die zitierten Entscheidungen von Boni- 
facius VIII. und Olemens V. sehen ein Hindernis in der Neu- 
besetzung von Pfründen, auf welche zum Zwecke des Tausches 
resigniert worden ist, nicht in einem etwaigen Rückfall derselben 
an den bisherigen Pfründeninhaber, wie er auf Grund der Re- 
solutivbedingung eintreten müßte, sondern lediglich darin, daß 
eine derartige Vereitelung der Absichten des Tauschenden un- 
billig erscheine, eine Vereitelung, die nach jenen Stellen mit 
dem strengen Recht („rigor“) zwar vereinbar wäre, durch die 
aber den beteiligten Benefiziaten übel mitgespielt würde („illu- 
dere“) und die darum lediglich der „aequitas“ widersprechend 
wäre. 

Auch die Konstruktion eines resolutiv bedingten Verzichtes 
führt also nicht zum Ziel. 

c) Leuren!, auch van Espen?, Helfert®, Phillips‘, Silber- 
nagl?’ vertreten die Ansicht, der kirchliche Aemtertausch sei 
eine doppelte resignatioin favorem tertii. 

Auch dieser Ansicht kann nicht gefolgt werden: 

Einmal ist die resignatio in favorem tertii richtiger Ansicht 
nach ® ebenfalls ein Verzicht unter einer Suspensivbedingung, 
nämlich unter der Bedingung, daß derjenige, zu dessen Gunsten 
verzichtet ist, die Pfründe erhält. 
| ia. 2. O. pars III qu. 235 No. 3. 

? 2.2. O. H tit. 27 cap. 7 No. 4 u. 5, der anscheinend eine doppelte 
Suspensivbedingung annimmt, sowohl auf Erlangung der Pfründe des 
Dritten, wie auf Erlangung der eigenen Pfründe durch letzteren. 

3 Von der Besetzung, Erledigung und dem Ledigstehen der Benefizien. 
Prag 1823 S. 239. Ä 

* Lehrbuch des Kirchenrechts. 3. Aufl. Band 7 8. 840. 


5 Lehrbuch des katholischen Kirchenrechts. 4. Aufl. 8. 283. 
& cf. Hinschius Bd. III S. 279/80. 
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Diese Ansicht unterscheidet sich also von der zu a) bespro- 
chenen nur dahin, daß hier die Bedingung nicht in den eigenen 
Erwerb der gegnerischen Pfründe, sondern in den gegnerischen 
Erwerb der eigenen Pfründe verlegt wird. Es stehen dieser An- 
sicht daher die gleichen Bedenken entgegen, welche, wie. oben 
ausgeführt, überhaupt gegen einen aufschiebend .bedingten ver: 
zicht sprechen. Ä f 

Auch wird diese Konstruktion dem wahren Sinne der Tau- 
schenden wenig gerecht, da es denselben sicherlich hauptsächlich 
darauf ankommen wird, daß sie selbst die neue Pfründe be- 


kommen, während die Erlangung der eigenen Pfründe. durch 


den Gegner für sie nur das Mittel zur Erreichung jenes Zweckes 
darstellt. | 

Es kommt weiter hinzu, daß die reservatio in favorem tertü 
in der Zeit, in welcher nach dem Obigen der Aemtertausch auf- 
kam, von der Kirche noch garnicht zugelassen, sondern erst von 
Clemens V. eingeführt wurde !. | 

Und endlich war gerade die Zustimmung zu der reservatio 
in favorem tertii nur dem Papst vorbehalten ?2, während in den 
Quellen ausdrücklich der Bischof als die zur Yoimans beim 
Tausch zuständige Stelle genannt wird. 

Der kirchliche Aemtertausch kann daher auch keine resi- 
gnatio in favorem tertii sein. | 

Den besten Beweis gegen alle diese Ansichten, daß der 
Tausch ein bedingter Verzicht sei, mag man nun diese Be- 
dingung als suspensive oder als resolutive oder als den Fall der 
resignatio in favorem tertii bezeichnen, bietet indessen m. E. der 
Umstand, daß gemäß der ausdrücklichen Bestimmung ‘von Boni- 
facius VIII. 1. c. die Resignation nach der für den Tausch vor- 
geschriebenen „forma iuris“ erfolgen muß: „libere“, also frei 


i cf. van Espen a. a.O. pars II tit. 27 cap. V Nr. 2, sowie Hinschius 
S. 273 Anm. 2 und daselbst zitierte. 

2 cf. Barbosa a. a. O. liber III cap. 15 Nr. 171, sowie Hinschius Bd. Il 
g. 2758 insbesondere Anm. 7 und daselbst zitierte. 
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 vonjeder Bedingung und Klausel. Mit dieser kla- 
ren Vorschrift setzt sich daher jede Konstruktion in Widerspruch, 
welche die Resignation durch irgend eine Bedingung einschrän- 
ken will. 

Vielmehr kann überhaupt die herrschende Lehre vom Tausch 
als bedingtem Verzicht schon aus diesem Grunde nicht zum Ziele 
führen. | 

Die Resignation der tauschenden Pfrün- 
deninhabererfolgtnichtunter derBedingung, 
sondern unter der Voraussetzung des Erwer- 
bes derauszutauschenden Pfründe. | 

- Bedingung und Voraussetzung als Bestandteile eines Rechts- 
geschäftes, einer Willenserklärung, unterscheiden sich darin, daß 
zwar in beiden Fällen die gewollte rechtliche Wirkung nur bei 
einem gewissen Zustand der Verhältnisse bestehen soll. Während 
aber bei der bedingten Willenserklärung das Dasein der Wir- 
kung von jenem Zustande der Verhältnisse abhängig gemacht 
wird, besteht bei der Voraussetzung die gewollte rechtliche Wir- 
kung, auch wenn die Voraussetzung sich nicht erfüllt. Zwar 
entspricht dies Bestehen dann nicht dem eigentlichen und wahren 
Willen des Urhebers der Willenserklärung, und es wäre bei 
Kenntnis bezw. Voraussicht der Wirklichkeit der Verhältnisse 
der fragliche Wille nicht gefaßt worden. Darum ist das Bestehen 
der rechtlichen Wirkung in diesem Falle zwar formell gerecht- 
fertigt, jedoch materiell ohne rechtlichen Grund !. 

Die Willenserklärung der Benefiziaten beim Aemtertausch 
besteht in einer beiderseitigen Resignation ihrer Benefizien in die 
Hand des Bischofs, und zwar erfolgt diese Resignation nach 
der Bestimmung von Bonifacius VIII. l. c. unter keinerlei Be- 
dingung, sondern als glatte Entäußerung (libere). Wohl aber 
erfolgt sie zu dem (dem Bischof bekannten) Zwecke, das durch 
den Verzicht freiwerdende Benefizium des andern zu erhalten; 


. . * Windscheid, Pandekten Bd. I $ 97. 
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eine solche Resignation würde nicht abgegeben wor- 
den sein, wenn nicht der Benefiziat erwartete, nach ge- 
schehener Resignation nunmehr das Benefizium des an- 
deren zu erhalten. 

Dies ist aber der typische Fall der im Privatrecht sogen. 
Voraussetzung. 

Eine solche Voraussetzung ist im kirchlichen Recht wie im 
Privatrecht an sich ohne unmittelbare rechtliche Bedeutung: 
Weder ist die Wirkung der unter der genannten Voraussetzung 
erfolgten Resignation davon abhängig, daß die erwartete Folge, 
die Uebertragung der anderen Pfründe, nunmehr eintritt und die 
Voraussetzung sich damit erfüllt. Die Resignation ist und bleibt 
vielmehr wirksam, auch wenn der resignierende Benefiziat sich 
in dieser Erwartung getäuscht sieht, seine Pfründe ist und bleibt 
nach formellem Recht mit der erfolgten Resignation vakant (cf. 
Bonifacius VIII. l.c. und dazu oben S. 269) und soll ihm ledig- 
lich aus Gründen der Billigkeit, um dem materiellen Recht gegen- 
über dem formellen zum Siege zu verhelfen, restituiert werden 
(. 8X. h. t. II, 19). 

Andererseits besteht nach strengem Recht (rigor) auf Grund 
jener unter einer Voraussetzung geschehenen Resignation auch 
keinerlei Rechtsanspruch auf Verwirklichung dieser Vorausset- 
zung, also auf Uebertragung der neuen Pfründe. Vielmehr be- 
durfte es hier einer ausdrücklichen Vorschrift, wonach aus Grün- 
den der aequitas ein solcher Benefiziat in die neue Pfründe ein- 
zuweisen ist, um auf diese Weise gegenüber dem strengen for- 
mellen Recht das materielle Recht durchzusetzen. 

DerkirchlicheAemtertausch besteht somit 
in der beiderseitigen bedingungslosen Resi- 
gnation auf die bisherige Pfründe, aber un- 
ter der Voraussetzung der Uebertragung der 
Pfründe desanderen. 

Diese Uebertragung der durch die Resignation aa 
gewordenen Pfründe erfolgt durch den Bischof im Wege der 
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collatio bezw. translatio, zu welcher der Bischof, so- 
weit die aequitas dies verlangt, gemäß ausdrück- 
licher Bestimmung von Clemens V. rechtlich gehalten ist. 

Diese beiden Akte zusammen (Resignation durch die 
Benefiziaten und Kollation durch den Bischof) ergeben in ihrem 
Zusammenwirken den Aemtertausch. In diesem Zusam- 
menwirken verhalten sich diese beiden Akte, wenn auch hier ein 
Begriff aus dem Privatrecht analog herangezogen werden darf, wie 
die Auflassung einerseits und die Eintragung 
andererseits zum Zwecke der Grundstücksübereignung, wo 
die rechtliche Folge der Eigentumsübertragung ebenfalls erst 
durch das Zusammenwirken einerseits der übereinstimmenden 
verfügenden Parteierklärungen, andererseits eines behördlichen 
Aktes eintritt. 

Die Entscheidung einer Anzahl von Zweifelsfragen, welche 
aus dem streitigen Wesen des Aemtertausches folgen !, ergibt 
sich im Sinne dieses Konstruktionsversuches ohne weiteres. Es 
sei nur noch darauf hingewiesen, daß die beiden Resignationen 
nur gültig sind, wenn sie den allgemeinen für Resignationen ge- 
gebenen Bestimmungen entsprechen, daß Gleiches für die beiden 
K.ollationen gilt, daß dieselben also insbesondere Patronats-Ein- 
spruchs-etc. -Rechte zu berücksichtigen haben ?, wobei ebenfalls 
die allgemeinen Bestimmungen über die Kollation und ihre Ein- 
schränkung durch derartige Rechte in Frage kommen, und daß 
für Ereignisse zwischen der Resignation des ersten Benefiziaten 
und der zweiten Verleihung der auszutauschenden Pfründen die 
aequitas entscheidet. | 


ı ef. Hinschius Bd. III S. 285 f., Rebuff, Praxis beneficiorum, Venetuis 
1554 8. 402 ff., Leuren a. a. O. pars III qu. 815 ff. 
? cf. Keiffenstusl Jus Canonicum Universum lib. I tit. 9 Nr. 98. 
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Die Religionsfreiheit im preussischen Staate. 


Randglossen zu D. E. Förster, Entwurf eines Gesetzes betr. etc. 
Tübingen, Mohr 1911. 


Von 


Geh. Konsistorialrat D. Eibach in Dotzheim bei Wiesbaden. 


———.. 


Bei der Beurteilung dieses Aufsehen erregenden und mit 
großer Zuversicht dem Publikum vorgelegten Gesetzentwurfs wird 
es sich vor allem um die Voraussetzungen handeln, von 
denen aus er aufgestellt ist. Diese sind, soweit es die evang 
Kirche angeht, und nur von ihr soll hier gehandelt werden, 
besonders auf Seite 58 und 59 der Erläuterungen mit aller nur 
wünschenswerten Schärfe und Deutlichkeit zum Ausdruck Be 
bracht. | 
Vordersatz: Die Kirche muß ein. Bekenntnis haben. 
Aber: die preußische Landeskirche hat kein Bekenntnis 
mehr, denn 
ihre unierten Teile haben die Bekannkass selbst aufgegeben 
— und Ä 

in den lutherischen bezw. reformierten Teilkirchen kann 
das Bekenntnis nur noch, infolge der theologischen Entwick- 
lung, durch eine große Selbsttäuschung als gültig angesehen 
werden. 


u 
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Folglich: 

kann die Einheit der preußischen Landeskirche nicht mehr 
durch ein gemeinsames Bekenntnis dargestellt und gepflegt wer- 
den — sie hat den Charakter einer „Kirche“ verloren —, son- 
dern sie muß sich auf einem anderen Gebiet, nämlich auf dem 
wirtschaftlichen und Rechtsgebiet — dem Staate 
und den Gemeinden gegenüber — erbauen. 

Auf diesen Voraussetzungen baut sich der Gesetzentwurf auf, 
durch den der Staat und die Kirche, soweit möglich und vor- 
teilhaft, getrennt, die Kirchengemeinden auf ihr eigenes Gebiet 
beschränkt und die Religionsfreiheit garantiert werden sollen. 

Aber keiner dieser Sätze, so wie sie da stehen und von 
dem Verf. näher erklärt wurden, kann als richtig anerkannt 
werden. Ä 
Zunächst nicht der erste. Freilich „hat man hun- 
dertmal so argumentiert: Eine Kirche könne nicht ohne Be- 
kenntnis sein, die Bekenntniseinheit liege in ihrem Begriff ein- 
geschlossen“ (8.59). Aber der Verf. faßt dies Bekenntnis nicht 
etwa juristisch als den Ausdruck für den rechtlichen Bestand 
der Kirche, noch auch historisch als die gemeinsame Grundlage, 
auf der sich die Einheit einer (Landes-)Kirche hergestellt hat, 
noch auch dogmatisch als die Darstellung ihrer als für den Be- 
stand wesentlich anerkannten religiösen Wahrheiten. Er faßt 
Bekenntnis vielmehr als persönliche Zustimmung jedes ein- 
zelnen in einer Kirche mitanderen zusammengeschlos- 
senen Kirchengliedes. Kirche soll Gesinnungs- = Glau- 
bensgemeinschaft sein. Verf. sagt: „Kirchen in diesem Sinne 
entstehen durch prophetische Männer, denen verliehen wird, durch 
ihr Zeugnis die Masse fortzureißen, daß diese darin die Wahr- 
heit erkenne — oder sie entstehen unter Gewissensnöten aus 
dem freien Zusammenschluß einzelner“ (8.58). Er denkt dabei 
offenbar an Erscheinungen wie die „Waldenser Kirche“ oder 
„die Kirche der Wüste“, wie auch an Gemeindebildungen, welche 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 2. 19 
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die Kirche selbst als Sekten empfunden und von sich ausge- 
schlossen hat, wie die Donatisten, die Inspirierten und die heute 
in gewissen Kreisen wieder zu so hoher Geltung kommenden An- 
hänger Schwenckfelds u. dgl. m. Aber es liegt auf der Hand, 
daß er damit den historischen Kirchenbegriff durchaus verlassen 
hat. Denn so gewiß die Kirche stets Bekenntnisse aufgestellt 
und festgehalten hat — schon um sich von ihren Gegnern zu 
unterscheiden —, so wenig ist sie je im Sinne des Verf. eine 
„Gesinnungs- und Glaubensgemeinschaft“ gewesen. Selbst die 
apostolische Gemeinde nicht. Konnte sie doch Heuchler, Miet- 
linge, Gleichgültige, offenbare Sünder nicht von sich fernhalten. 
Das Neue Testament redet in der Beziehung eine ganz deutliche 
Sprache, und das ist eben ein Kennzeichen der „Kirche“ (d.h. 
der Gemeinde des Herrn, &wuında xuptaxn), daß sie die 
Sekte, die eine „Gesinnungsgemeinde“ sein und angeblich die 
Kirche „in ihrer Reinheit“ darstellen will, von sich ausscheidet 
und sich damit begnügt, die in sich zu vereinigen, die Jesum 
als den Christ bekennen und die so eine Gemeinschaft von Ge- 
förderten und Zurückgebliebenen, von Starken und Schwachen 
im Glauben bilden und keineswegs jedes ihrer Glieder einer Prü- 
fung ihres Glaubensstandes unterwerfen und, wenn sie zu leicht 
erfunden werden, kurzer Hand ausschließen. Selbst gegen Un- 
gläubige ist sie tolerant, wenn sie an dem Band der Kirche fest- 
halten. Die „Kirche“ glaubt, duldet, trägt, hofft. Sie hat das 
in verschiedenen Zeiten auf verschiedene, allerdings oft sehr 
verschiedene Art und mit verschiedenem Erfolg getan. Sie hat 
sich auch ehrlich darum abgemüht, durch ihren Unterricht, durch 
Wort, Sakrament und Regierung die bunte Mischung ihrer Glie- 
der in eine homogene Gesinnungsgemeinschaft zu verwandeln, 
sie auf diesen höheren Standpunkt zu erheben, aber sie hat das 
Erreichen dieses Ziels niemals zur Bedingung ihrer Gemein- 
schaft gemacht. | . 
Hier liegt also das npütov deüöcs der ganzen Argumentation 
des Verfs. Es ist begreiflich und entschuldbar . bei dem heute 
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überhandnehmenden Subjektivismus und Individualismus, der 
keinen Sinn mehr für das Wesen und den Dienst der Gemein- 
schaft für den Einzelnen hat, aber wenn es sich um neue Rege- 
lungen von Staat und Kirche handelt, muß dieser Irrtum zu- 
erst ins Licht gestellt werden. 

Und nun der zweite: Die preußische Landeskirche 
hat nach dem Verf. kein Bekenntnis mehr. Sie solle auf den 
Namen einer Kirche verzichten. Wie sollte auch der Staat dazu 
kommen, „eine Kirche zu gründen, die Glaubens- oder gar Be- 
kenntnisgemeinschaft wäre ?“ (8. 58). „Sie ist eine Verbindung, 
die nicht aus einer religiösenBewegung erwach- 
sen ist“ (sie 8. 591). 

Ehe wir auf des Verfs. Gründe für diese Behauptung ein- 
gehen, sei hier zuerst wieder eine falsche Voraussetzung hervor- 
gehoben, von der der Verf. ausgeht. Die evangelische Kirche 
war bis in die Neuzeit Staatskirche. Aber hat sie darum 
auch der Staat gegründet? Wer die Geschichte auch nur 
ganz oberflächlich kennt, weiß, daß das in keiner Weise der 
Fall ist. Da die Bischöfe, die kirchlichen Organe, bei der Re- 
formation leider versagten, hat der Staat sich aushilfsweise und 
als Notbehelf der Kirche angenommen und die Reformatoren 
haben sich gefreut, in der bekannten Jesajasstelle (Jes. 49, 23) 
einen guten Schriftgrund zu finden, um den Fürsten und Köni- 
ginnen das Amt der Pfleger und Säugammen der Kirche zu 
übertragen, und diese letzteren nahmen sich des neuen und un- 
gewohnten Amtes in dem Bewußtsein an, nun nicht etwa neue 
Kirchen zu gründen, sondern die ihrer Obhut be- 
fohlenen Teile der Christenheit, der allgemeinen 
Kirche des III. Artikels, auf diese Weise am besten zu versorgen, 
und vor allem bei dem „rechten einigen Glauben“ zu erhalten. 

Auf dem dem Verf. sehr wohlbekannten Weg der geschicht- 
lichen Entwicklung ist so die aus vielen Partikularkirchen zu- 
sammengeschweißte Preußische Landeskirche entstanden. Auf 
diesem Weg hat sie das ganze Erbe der Vergangenheit ange- 
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treten und ist eine „Kirche“, d. h. eine Gemeinde des Herrn, 
und ihre Glieder dürfen in ihr ein Glied, eine Ausgestaltung der 
Christenheit sehen, in welcher — nach Luthers lebenslang fest- 
gehaltener und im kl, Katechismus zum Ausdruck gebrachter 
Ueberzeugung — die Menschen zu Gott kommen „nicht aus 
eigener Vernunft noch Kraft“, sondern durch das Evangelium und 
das berufende, sammelnde, heiligende und erhaltende Wirken des 
hl. Geistes. Ob diese Kirche nun Staats- oder Volkskirche ist, 
ob Einzelgemeinde oder eine große Gesamtheit, ist an sich gleich- 
gültig, denn der Glaube lebt von den Worten und Verheißungen 
Gottes, nicht von der Gunst des Fürsten, oder der Obrigkeit, 
oder der großen Masse. 

Auch hier muß also einem wesentlichen Irrtum des Verfs. 
von vornherein und mit allem Nachdruck entgegengetreten werden. 

Mit diesen Bemerkungen fällt im Grunde auch die Kritik 
des Verfs. an den Einzelkirchen der preuß. Landeskirche dahin. 
Mag man über die Union denken wie man will, so ist doch 
das sicher, daß ihre Gründer nicht eine neue über- oder unter- 
evangelische Kirche gründen, sondern eben nur die beiden vor- 
handenen zu einer einzigen, und zwar evangelischen zusammen- 
schweißen wollten. Für den Kirchenpolitiker mögen hieraus 
Schwierigkeiten entstanden sein. Er muß sehen, wie er sie über- 
windet, muß aber darum doch mit der Tatsache rechnen. Ebenso 
ist es mit dem Theologen, aber wir wissen ja, wie glänzend 
Schleiermacher diese Aufgabe für seine Zeit gelöst hat, und ein 
späteres Geschlecht sollte vor dieser Aufgabe zurückschrecken?! 
Doch nur dann, wenn es an die Stelle des Einigenden das Tren- 
nende setzt, und des Einigenden bleibt für den Evangelischen 
trotz der historischen Kritik noch so Großes und Vieles! 

Verf. kritisiert dann die nicht unierten Kirchen und ’sagt: 
Ihre Einheit sei höchstens eine negative, denn „indem der Pro- 
testantismus die Frömmigkeit dem Einfluß des geistigen Lebens 
der Nation unterstellte, hat er sie zu einer unübersehbaren Man- 
nigfaltigkeit religiöser Vorstellungen und Stimmungen geführt, 
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die sich alle organisch und natürlich auf dem Boden der Refor- 
mation entwickelt haben und darin heimatberechtigt fühlen“. 
Aber „eine Einheit in Vorstellungen und Stimmungen, die sich 
dann auch zu einer Einheit in Jiehr- und Gottesdienstformen 
ausgestalten ließe, besteht nur noch in kleineren Kreisen als sie 
die Landeskirche bietet“ (S. 59). Also feindliche Brüder, die 
derselbe Mutterschoß getragen hat, die sich aber um die Braut 
streiten, entfremden und vielleicht gar morden! Es wäre schlimm, 
wenn es so stünde. Aber es ist zu hoffen, daß es nicht so steht, 
daß vielmehr die Rufer im Streit von rechts und links lernen, 
nicht bloß sich zu vertragen, sondern auch sich zu verstehen und 
von einander zu lernen. Jedenfalls ist die Einheit bis jetzt noch 
da, und wo sich gesegnete Prediger von rechts oder links finden, 
da hat sich auch noch immer um sie eine nach Erbauung ver- 
langende Gemeinschaft in der gleichen Gottesdienstordnung ge- 
sammelt. Wo aber die rasch zufahrende Jugend in ihrem an- 
geblich hochstrebenden, in Wirklichkeit aber nur ungeduldigen 
Individualismus sich in die gegebenen Verhältnisse nicht schicken 
will, da soll man nicht, wie Fr. Naumann neulich tat, von einer 
„Technik der Bekenntnisheuchelei“ sprechen, sondern die sitt- 
liche Pflicht des Bauens hervorkehren und nicht meinen, der 
Weisheit Letztes sei das Vorhandene zu zertrümmern, um dann 
von Grund aus ein Neues zu bauen, ein Neues, das schließlich 
doch noch weit mangelhafter sein wird als das Alte! Ein guter 
Kerl ist ja noch lange nicht ein guter Musikant, und der 
Träger des Tyrsusstabes ist noch lange nicht ein von Gott Be- 
geisterter. Zum Kirchenbauen gehört mehr als Kritik des Be- 
stehenden und eine hohe Meinung von der eigenen Erkenntnis! 

So kommen wir denn auf des Verfs. positive Vor- 
schläge, doch würde der Raum verbieten, genauer auf alle 
Einzelheiten einzugehen. Wir wollen nur einige Punkte heraus- 
greifen, um an ihnen zu prüfen, ob die vorgeschlagene Neuerung 
auch wirklich eine Besserung in sich schließt. 

Da zeigt sich zunächst das alte Schmerzenskind des staat- 
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lichen Religionsunterrichts. Verf, der sich sehr 
nachdrücklich gegen die Lösung des Problems nach Frankreichs 
Vorgang ausspricht, stellt nicht die radikale Forderung, ihn auf- 
zuheben. Der Staat soll ihn in seinen Schulen für die katho- 
lische, evangelische und jüdische Jugend durch Lehrer des betr. 
Bekenntnisses erteilen lassen; aber der Staat zwingt die Eltern 
nicht, ihre Kinder diesem Unterricht zuzuführen. Das bleibt 
ihrem freiem Entschluß überlassen, soweit nicht die Kirchenge- 
meinde oder der Kirchenverband, dem sie freiwillig angehören, 
die Erziehung der Kinder in dem Bekenntnis der betr. Gemeinde 
von ihnen fordert. 

Wir nehmen an, daß Verf. der Meinung ist, daß der Staat 
für seine Zwecke ein gewisses Maß von religiösen oder doch 
sittlichen Erkenntnissen fordert und aus diesem Grunde in den 
Staatsschulen Religionsunterricht erteilen läßt. Aber warum dann 
nicht auch den dissidentischen Minoritäten, deren Zahl ständig 
zunimmt und nach dem Verf. die Zahl der Juden, denen doch 
der Religionsunterricht zugebilligt wird, bald überschreiten muß? 
Und dann: Wie ists mit dem Bekenntnis der Lehrer? Wer 
entscheidet, ob sie noch im Bekenntnis stehen oder herausge- 
fallen sind? Der Kirchenvorstand, das Kirchendirektorium, der 
Verband oder das Verbandsgericht ? Letzteres soll jedenfalls nur 
ganz formell auf Grund eines Vertrags bei den Geistlichen ent- 
scheiden (S. 57). Seine Kompetenz für die Lehrer ist wohl an- 
zunehmen, aber der Staat sähe sich dann doch bei der Anstel- 
lung wenigstens der evangelischen Religionslehrer in die prekäre 
Lage versetzt, ein Bekenntnis für sie selbst zu formulieren, oder 
etwa von einer bestimmten Gemeinde — NB. wenn es sich der 
Lehrer gefallen läßt! — formulieren zu lassen. Die „Lehrfrei- 
heit“ der Lehrer wäre aber jedenfalls unter dem Gesetzentwurf 
in den Händen der Staatsbehörde unter Umständen weit gefähr- 
deter als im gegenwärtigen Zustand, und der Staat hätte sich 
in Dinge mischen müssen, die nach dem Verf. seiner Natur 
fremd sind. „Ueber die Richtigkeit der Lehre kann es keine 
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autoritative Entscheidung geben“ sagt der Verf. 8. 57f. und 
doch soll hier der Staat darüber entscheiden! 

Wir nehmen als zweites Beispiel die vorgeschlagene 
EBidesformel für Personen, die weder evangelisch, noch ka- 
tholisch, noch Juden sind. Auf ihren Antrag wird ihnen ge- 
stattet, folgende Formel zu gebrauchen: „Ich versichere, daß ich 
die Pflicht der Wahrhaftigkeit anerkenne und gelobe — so wahr 
ich unter dem Schutz des Staates stehe“ ($ 17). 
Wird ein Anarchist oder auch nur ein bewußter Genosse, der sich 
von dem angeblich unter dem Schutz des Staates stehenden Kapi- 
talismus schwer bedrückt fühlt, je diesen Eid mit dem Bewußt- 
sein und Willen, sein Gelübde halten zu wollen, schwören kön- 
nen? Der Schutz des Staates ist ihm Hekuba. Er könnte 
höchstens schwören: „so wahr mich die Majorität der Wähler ge- 
wählt hat“ und im Stillen hinzusetzen: „die ich ganz in meinen 
Händen habe und lenke wie ich will“. Der Eid bei Gott „dem 
Allmächtigen und Allwissenden“ ist unentbehrlich, solange die 
einfache Versicherung, das Ja des Gläubigen, nicht ausreicht, 
und. er muß stets eine Gewissensbedrückung für den Atheisten 
bleiben. Wer kann und mag’s ändern, zumal der Atheist ja auch 
das Gewissen als eine Bindung an ewige Ordnungen nicht mehr 
gelten läßt?! | 

Nebenbei gesagt, macht es einen seltsamen Eindruck, wenn 
Verf. den Juden umihres Gewissens willen ihre besonderen 
Kirchhöfe läßt (8 21 und S. 46), die Rücksicht auf das 
Gewissen aber bei Katholiken und Protestanten im gleichen Fall 


nicht anerkennt, denn ihre Kirchhöfe werden ohne jede Rück- 


sicht auf ihre Anschauungen und wohlerworbenen Rechte kom- 
munalisiert. | 

Es kann hier nun nicht die Absicht sein, auf alle Schwierig- 
keiten und Fragen näher einzugehen, auf die das Gesetz bei 
seiner praktischen Durchführung stoßen würde. Ein Volk, das 
so ganz anders erzogen ist, eine so ganz andere Vergangenheit hat 
als die Völker englischer Zunge und Geschichte, die dem Verf. 


u RE nenne 
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bei seinen Aufstellungen zumeist vorzuschweben scheinen, ver- 
trägt es nicht, ohne vorher schwimmen gelernt zu haben, in 
das Wasser geworfen zu werden. Was dem Engländer und 
Amerikaner natürlich und selbstverständlich ist, daß er sich im 
Neuland des Westens und wohin er sonst kommt, seine Kirchen, 
Schulen, Pfarrer, Prediger-Seminare usw. selbst schafft, kann von 
dem Deutschen nur nach schweren Erfahrungen, nur bei strenger 
Lehrzucht und dann auch nur in beschränktem Maße, mit viel 
Sorge und Kümmernis nachgemacht werden. Die Erfahrungen 
der Deutschen im Ausland haben es zur Genüge gezeigt, wie 
stümperhaft sie sich immer bei der Ordnung der eigenen Kirchen- 
angelegenheiten benehmen und wie sehr sie auf fremden Rat und 
Hilfe angewiesen sind — da sollte der Deutsche in der Heimat 
mehr Geschick beweisen, sich leichter einleben, das kirchliche 
Leben ohne Staatshilfe so leichtlich auf die eigenen Schultern 
nehmen und glatt und ohne die schwersten Erschütterungen neu 
gründen? Wir glauben es nicht und halten unser Volk für viel 
zu gut und die auf dem Spiele stehenden Güter für viel zu 
wertvoll, als daß wir zu einem solchen Experiment die Hand 
bieten könnten. Wir kennen ja den alten Spruch: Experi- 
mentum fiat in re vili! a 
Wie weit sich der Verf. trotz der reichen Gestaltung des 
Lebens in seinem gegenwärtigen Wirkungskreis von. einer ein- 
fachen, nüchternen und klaren Erfassung der Wirklichkeit ent- 
fernt hat, zeige zum Schluß noch ein Blick auf das, was er über 
die Berufung ins Amt sagt, und wie er sie in Zukunft 
gestaltet und Streitigkeiten, die daraus entstehen, entschieden 
sehen will (S. 61). „Bisher“, sagt er, „wurde die Berufungsur- 
kunde (darunter ist hier offenbar beides zu verstehen: die Ordi- 
nation und die Installation) von keinem der Beteilig- 
ten ernst genommen, weil sie gar nicht den Willen der 
berufenden Gemeinde zum Ausdruck brachte. Ihr Inhalt war 
vom landesherrlichen Kirchenregiment vorgeschrieben und diente 
diesem dazu, nicht nur den Geistlichen, sondern auch die Ge- 
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meinde an die kirchliche Lehrordnung zu binden.“ 
Geistliche und Gemeinden kannten ja, wie Verf. meint, diese 
Bekenntnisschriften nicht, die nur „mit einer starken Umdeutung 
den Gemeinden auferlegt und von den Geistlichen angenommen 
werden konnten“. Man staunt, wenn man das liest. Wenn nicht 
einmal Geistliche bei ihrer Ordination und Installation wissen, 
was sie tun und diese Bindung an heilige Pflichten „nicht ernst“ 
nehmen, wie muß es dann erst in anderen Ständen, bei Juristen, 


Aerzten, Lehrern usw. aussehen? Oder ist nur der geistliche. 


Stand so herabgekommen, so alles Sinns für Wahrheit und Pflicht 
entleert, daß er die Verpflichtung des Diensteides nicht mehr 
ernst nimmt? Hätte Verf. Recht, so müßte man klagen: Finis 
Germaniae! Freilich hat Jatho neulich von sich bekannt, daß 
er die Ordination und die amtliche Verpflichtung für eine bloße 
Formalität gehalten habe. Aber sollte er nun wirklich der „pro- 
phetische Mann“ sein, der eine „Kirche“ gründet?! 

An die Stelle der bisherigen angeblich nicht ernst zu neh- 
menden Verpflichtung setzt nun der Verf. einen Vertrag zwischen 
dem Pfarrer und der Gemeinde, der „für alle etwa entstehenden 
Differenzen als gültiger Maßstab verwendet werden kann“, denn 
er enthält genaue Bestimmungen über seine Bezüge und über 
alle seine Pflichten. Das Amt des evangelischen Predigers, Leh- 
rers und Seelsorgers, des Vorbilds und Führers seiner Gemeinde, 
des Jüngers seines himmlischen Meisters, des Vertreters einer 
durchaus idealen Sache und ein Vertrag, der Grundlage in einem 
Gerichtsverfahren über Erfüllung oder Nichterfüllung ist — man 
denke sich die Sache aus und vergleiche sie mit dem Gelübde 
der Ordination und Installation, die stets die ideale Seite der 
Sache in allgemeinen Zügen und größter Weitherzigkeit in den 
Vordergrund gestellt und als das Entscheidende betrachtet haben ! 
Wo wird das Recht der Persönlichkeit mehr gewahrt? Wo wird 
ihr mehr zugetraut und der glaubenskräftigen Initiative des 
Mannes selbst zugeschoben? Hier oder dort? Die Wahl wird nicht 
schwer sein. Wo die alte Ordnung den Geistlichen zu einem 


re 
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Führer der Gemeinde zu machen versucht, wird er bei dem Vor- 
schlag des Verfs. ihr Knecht, aber nicht im Sinne von Matth. 20, 
25—28, sondern im Sinne des Bauers, der dem Knecht, der ihm 
nicht paßt, die Türe weist. Erfahrungen, welche freie Gemeinden 
und ihre Geistlichen mit dem vom Verf. empfohlenen Vertrag 
gemacht haben, sind nicht lockend, weder für die Gemeinden 
noch für die Geistlichen, und nur die Unbekanntschaft mit den 
realen Größen des Lebens kann eine solche Ordnung der Dinge 
empfehlen. Man soll doch schließlich eine Kirchenverfassung und 
die Ordnung der angeblichen Religionsfreiheit nicht auf den Fall 
Jatho aufbauen! 

Alles in Allem — das dürften die Vorschläge des H. Verfs. 
deutlich zeigen — kommt es nicht sowohl auf einen Neubau des 
Verhältnisses von Kirche und Staat an, um „Religionsfreiheit‘ 
zu erlangen, als vielmehr auf eine sorgfältige, umsichtige und vor 
allem treue Pflege und ein Ausbauen und Bessern des Ge- 
gebenen und Vorhandenen. „Religionsfreiheit“ hat zur Zeit schon 
— wer sie haben will und nicht den Anspruch. erhebt, daß sich 
nun Staat und Kirche und die ganze Welt nach seinen An- 
sprüchen modeln müßten. Solange der Staat an seine Bürger 
gewisse sittliche Forderungen stellt, wie z. B. Achtung vor dem 
Gesetz (Autorität), monogamische Ehe (Sittenreinheit), Liebe zum 
Vaterland (Selbstverleugnung und Aufopferung), Einfügung in 
die Gemeinschaft (Nächsten- und Bruderliebe, Gemeinsinn) u. dergl. 
m,, und solange es kein Mittel gibt, dieGewissen für alle diese Dinge 
gleich abzustimmen, so lange sind Konflikte zwischen der subjek- 
tiven Ueberzeugung des Individuums und den das irdische Leben 
beherrschenden und ordnenden Mächten niemals zu vermei- 
den. Die freieste Verfassung hat kein Arkanum dagegen. In 
Gegenteil, sie wird nur neue Reibungsflächen hervorbringen, 
wenn es ihr auch gelungen sein sollte, da oder dort einige zu 
beseitigen. Der von dem Verf. vorgelegte Entwurf würde dock 
nur wieder die alten Erfahrungen bestätigen, wenn an die Stelle 
der Konsistorien seine Direktorien, an die Stelle der Synoden 
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seine Verbände, an die Stelle der bestehenden Disziplinarver- 
fahren und des Gerichtshofs zur Entscheidung über Irrlehre sein 
Verbandsgericht, an die Stelle der historischen Kirchengemeinden 
seine Parochial- und Personalgemeinden, an die Stelle der ge- 
setzlichen eine verabredete Steuerpflicht gesetzt würden. Die 
Majoritäten würden ein strammes Regiment führen und die Mi- 
noritäten könnten sich trotz der gesetzlichen Möglichkeiten ($ 75) 
in Wirklichkeit schwerer durchsetzen und zur Befriedigung ihrer 
Gemeinschaftsbedürfnisse kommen, als es zur Zeit unter dem 
Schutz der „staatlichen“ Kirchenbehörden geschieht. Und wo 
wäre der Unterschied der künftigen Direktorien und Verbands- 
gerichte, deren Mitglieder vom König mit oder ohne Zuziehung 
des Staatsministeriums ernannt werden sollen (8 53, 54), von den 
derzeitigen Konsistorien und Disziplinargerichtshöfen? Gegen 
den so viel beschrieenen „Wind von Oben“ wird keinenfalls eine 
Schutzwehr errichtet, zumal dem Kgl. Hause die Hof- und Dom- 
gemeinde verbleiben soll ($ 51) und diese Gemeinde ohne Zweifel 
ein Vorbild für das ganze Land werden würde. 

Also bleiben wir bei dem, was wir haben. Die Kirchenge- 
meinden und Synodalordnungen, auf die Verf. freilich nicht gut 
zu sprechen ist (S. 55), haben wir seit kaum mehr als 40 Jahren, 
eine kurze Zeit für solche Institutionen, um sich einzuleben und 
einzuüben. Geben wir ihnen also noch eine Schonzeit. Die 
Aenderung eilt nicht, wohl aber nachdrückliche Beteiligung aller 
für die Kirche interessierten Kreise, gehören sie nun zur Rechten 
oder zur Linken. Die übrigen mögen weiter in ihrer Stellung- 
nahme verharren. Für sie brauchen keine Kirchenordnungen ge- 
schaffen zu werden, und sie werden auch niemals „den freien 
Willen der evangelischen Bevölkerung“ zum Ausdruck bringen 
und geltend zu machen im stande sein. Die Kirchekann 
ihnen dienen, kann sie aber nichtalsdie Trä- 
ger ihrer besten Gedanken anerkennen. Und 
wenn bei der gegenwärtigen Ordnung den kirchlichen Antipoden 
der Weg zum Einschlagen gesonderter Wege erschwert ist — 
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um so besser, so mögen sie sich vertragen und an gemeinsame 
Arbeit gewöhnen! Wie viele Ehen sind zu glücklichen Ehen nur 
aus dem Grunde geworden, weil die Scheidung erschwert war 
und doch in jedem der Eheleute ein guter, tüchtiger Kern steckte, 
der durch die Ueberwindung der Widerstände zu voller Entfal- 


tung kam! 
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II. Miszellen. 
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1. Zur Geschichte der Heeresseelsorge. 
Von 


Gerichtsassessor Dr. Burkh. v. Bonin in Wilmersdorf. 


Mit der Seelsorge in den Heeren des 16. und 17. Jahrhunderts 
war es im allgemeinen herzhaft schlecht bestellt. Zwar fehlte es 
an Preedigern beider Konfessionen nicht; im Gegenteile, es wäre 
sogar der Zahl der Geistlichen nach sehr gut für die Soldaten 
gesorgt gewesen — wenn das Material, das für die Prediger- 
stellen zur Verfügung stand, nicht so sehr schlecht gewesen wäre. 
Wie konnte es aber auch anders sein, da sich doch mitunter 
nicht nur jeder Hauptmann, sondern selbst noch der Profoß 
einen. eigenen Kaplan hielt, der nur einen Uebersold, d. h. so 
viel, wie jeder ältere Landsknecht oder jeder Gemeinwebel er- 
hielt ?1 Dieser Beruf war noch gerade gut genug für verkrachte 
Existenzen, für verbummelte Theologiestudierende, denen Raufen 
und Trinken löblicher als das Lernen schien, und mancher Feld- 
preXQiiger mag auch darunter gewesen sein, der außer der Bibel 
nie ein Buch in Händen gehabt hat. 

Schon zu Beginn des 17. Jahrhunderts besserten sich die 


2 y. Bonin, Grundzüge der Rechtsverfassung in d. deutschen Heeren 
zu WBeginn d. Neuzeit 40. 
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Zustände allerdings insofern, als die Fürsten vielfach nur noch 
auf volle Regimenter emen Kaplan bewilligten, der demgemäß 
besser besoldet und an den höhere Anforderungen gestellt wer- 
den konnten. 

War somit zwar von Anfang an eine Heeresseelsorge tat- 
sächlich vorhanden, so fehlte es ihr doch an jeglicher Organi- 
sation und Zusammenfassung. Eine rechtliche Beziehung bestand 
nur zwischen dem Geistlichen, Obersten und Kriegsherrn, nicht 
aber auch zwischen den Geistlichen untereinander oder mit einem 
anderen gemeinsamen Oberhaupte, als ihrem Kriegsherrn. 

Als nun der Große Kurfürst im Jahrzehnt nach 1650 sein 
stehendes Heer organisierte und allenthalben Einrichtungen im 
Heere schuf, die für die Dauer bestimmt waren, bestellte er auch 
bei dem Generalstabe einen besonderen Prediger — gewisser- 
maßen den ersten Feldpropst der Armee. Dieser war rechtlich 
allerdings nicht anders gestellt, als jeder andere Feldprediger — 
nur daß er statt der Angehörigen eines Regimentes diejenigen 
des Generalstabes kirchlich zu versorgen hatte. Erst ziemlich 
spät, im Jahre 1659, wurde er durch ein — vom Verfasser leider 
nicht unterschriebenes — Promemoria veranlaßt, eine Aenderung 
auch hierin eintreten zu lassen. Unter dem 14. August 1659 
betraute er Johann Cunschius und den jeweiligen Generalstabs- 
prediger mit der Aufsicht über die bei der Armee befindlichen 
Prediger, daß sie „einen ehrbaren, stillen und gottseligen Wandel 
führen“, und niemandem durch unordentliches Leben Aergernis 
geben sollen. Prediger aber, die sich nicht so verhielten, sollen 
sie ermahnen und, wenn dies nicht hilft, dem Kurfürsten so- 
fort anzeigen, damit er seine weiteren Entschließungen treffen 
könne. 


Außerdem aber sollten sie sich auch angelegen sein lassen, 


wie im ganzen Heere ein christlicher Leebenswandel gefördert 
werden könne; dabei versprach der Kurfürst, ihnen jede Hilfe 
und Förderung zukommen zu lassen — und bei seinem Charakter 
ist nicht daran zu zweifeln, daß es ihm bitterer Ernst mit diesem 
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Versprechen war. 

Unter dem folgenden Tage, den 15. August 1659, ergingen 
außerdem gleichlautende Befehle an den Generalfeldmarschall 
von Sparr und den Generalfeldzeugmeister Dörflinger, in denen 
nicht nur die Errichtung der Feldpredigerinspektion mitgeteilt, 
sondern auch der Befehl erteilt wurde, streng darauf zu achten, 
daß die Soldaten die Feldprediger so behandeln, wie sie es als 
ihre Wohltäter verdienen. 

Rechtlich bemerkenswert ist bei diesen Befehlen insbesondere, 
daß der Kurfürst die Heeresseelsorge weder seinem Konsistorium, 
noch seinen Heeresbeamten unterstellte, sondern sie sich höchst- 
persönlich vorbehielt. Denn nur in ihm vereinigten sich die beiden 
Stellungen, die für ihre Leitung maßgebend waren: er war so- 
wohl der oberste Bischof, als auch der oberste Kriegsherr. Mit 
gewissen Modifikationen gilt dieser Zustand bekanntlich auch 
noch jetzt. 

Wegen ihrer Wichtigkeit mögen die beiden genannten Ka- 
binettsordern, deren Konzepte vom Freiherrn Otto v. Schwerin 
gezeichnet sind, im Wortlaute folgen. Sie befinden sich im Geh. 
Staatsarchive in Berlin (Rep. 9 K Fasc. 28). 

Nachdem s. c. d. zu Brandenburg, unser gstr. herr, mit be- 
sonderm hohen mißfallen vernehmen, was maßen bey dero armee 
in causis spiritualibus et ecclesiasticis allerhand schadlich miß- 
brauche und unordnungen eingerissen, also daß, wofern solchem 
unwesen nicht zeitlich gestewret würde, gar leichtlich das heilige 
predigambt gar in verachtung gerathen und dadurch des högsten 
Gottes zorn und straffe erreget werden könte; und dan hochstgte. 
s. c. d. alß ein christlicher gotliebender fürst dergleichen un- 
christliche und unverantwortliche proceduren keinesweges langer 
gestatten wollen, denenselben zu begegnen aber kein besser mittel 
finden, alß jemanden die inspection uber die causas ecclesiasticas 
bei der arm&e auffzutragen: 

AIlß haben sie solche dero p. Johanni Cunschio und einem 
zeitigen prediger bey dem general-stab hiemit und in krafft dieses 
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gst. anvertrawen wollen; welche hinführo mit aller sorgfalt und 
ungesparetes fleißes dahin zu sehen haben, damit zuvorderst die 
prediger bey der armee ein ehrbahren stillen und gottsehligen 
wandel führen und niemandten dürch einige excessen oder un- 
ordentliches leben argerniß, sondern vielmehr jedermanniglichen 
dürch ihr exempel zur gottesfurcht und allen tugenden ursach 
und anlaß geben sollen. Gestalt sie dan die jenige, so sich 
dergestalt nicht bezeigen, ernstlich zu ermahnen und, wan solches 
nicht verfangen will, s. c. d. davon alsofort nachricht zu geben 
haben, damit sie alßdan fernere gste. verordnung nach befinden 
darauff machen können. Was sonsten in einem und dem andern 
zu beforderung eines christlichen lebens und wandels bey dero 
gantzen armee, so woll bey predigern und sehlsorgern, alß zu- 
hörern, ersprießlich sein und gereichen kan, solches alles hochst- 
gte. s. c. d. ihnen hierunter jedesmahl alle hulffe und beforde- 
rung erweisen lassen, sie daneben auch wieder menniglich kreftig 
mainteniren und schützen wollen. 
Sign. im feldlager bey Beuthoff den 14. aug. 1659. 
V. | 
| O. f. v. Schwerin. 
Dazu: Kabinetsorder an Dörfling und Sparr. 


Nachdem s. c. d. p. auß erheblichen und hochwichtigen ur- 
sachen gut gefunden, die inspection uber die prediger und sehl- 
sorger bey dero armee, wie imgleichen die direction der causa- 
rum ecclesiasticarum et spiritualium dero p. Joh. Cunschio und 
dem zeitigen prediger bey dem gen.-stab dergestalt aufgetragen, 
dab sie sorgfeltig dahin seehen sollen, damit zu beforderung 
Gottes ehre und erlangung dessen segens alle bißhero eingeris- 
sene unordnungen und mißbreuche aufgehoben und hingegen ein 
gottsehliges leben und christlicher wandel eingeführet und er- 
halten werden möge: 

AIß haben s. c. d. solches dero p. Georg Dorflingern hie- 
dürch nicht allein notificiren, sondern demselben auch hiemit 
gst. anbefehlen wollen, sich hiernach gehorsamblich zu achten, 
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obbenanten beyden predigern in verrichtung dieser hochnötigen 
und nützlichen function alle hulff und beforderung zu erweisen, 
auch darob zu halten, damit ihnen hierunter von jedermannig- 
lich gebuhrender respect und ehre erzeiget werden möge. — Al- 
dieweilen sich auch die sämptliche prediger bey der arm&e höch- 
lich beschweren, daß sie hin und wieder sehr unechtlich gehalten 
und fast einem jeden hindangesetzet werden, zu dem unter den- 
selben die meiste große noth leiden und auß mangel behoriger 
verpflegung vielfeltiges ungemach außstehen müssen: alß wirdt 
er, der g.-feldzeugmeister, einen jeden, welchen s. c. d. prediger 
gut thun, dahin ernstlich anzuweisen haben, daß sie dieselbe der- 
gestalt halten, auch eine solche stelle überall geben sollen, damit 
sie ihres schweren ambts der gebuhr abwarten konnen, und sol- 
ches nicht mit noth, mangel, schimpf, wiederwillen oder seufzen 
verrichten dürfen. 

Signatum im feldlager bey Beuthof den 15. aug. 1659. 

i V. 
In simili eine ordre O. f. v. Schwerin. 
an g.-feldm. Sparr. 
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2. Zwei Fragen zur Trauung Geschiedener. 
Von 


ÖOberlandesgerichtsrat a. D. W. Ch. Francke. 


._——— 


I. 


Das Kirchengesetz vom 6. Juli 1876 über die kirchliche 
Trauung in der evangelisch-lutherischen Kirche der Provinz Han- 
nover verbietet in $ 4 Nr. 3 „die Trauung der Ehen Geschie- 
dener“, wenn deren Schließung von den zuständigen Organen 
auf dem Grunde des Wortes Gottes nach gemeiner Auslegung 
der evangelischen Kirchen für sündhaft erklärt wird. Dies war 
vor fünf Jahren hinsichtlich einer neuen Ehe des Geschiedenen 
X. geschehen, und zwar höchstinstanzlich. Jetzt hat dieselbe 
höchste Instanz die m völlig gleichem Falle erfolgte 
Schließung einer neuen Ehe des Geschiedenen Y (Gremeindege- 
nosse des X) für nicht sündhaft erklärt und demzufolge nun 
dessen kirchliche Trauung zugelassen. Die zuständige untere In- 
stanz will auch jetzt eine etwa noch erbetene Trauung des X 
nicht zulassen, weil er rechtskräftig von Trauung zurück- 
gewiesen sei. M. E. ist X jetzt zur Trauung zuzulassen. 

Das Recht auf Trauung ist nicht ein auf die nächste Zeit 
nach der bürgerlichen Eheschließung beschränktes Recht, son- 
dern ein bis zu seiner Erfüllung zeitlich unbeschränktes Recht. 
Ob dies Recht zu einem bestimmten Zeitpunkt unbehindert be- 
steht, ist daher nach dem Gesetz dieses Zeitpunktes und nicht 
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etwa nach dem Gesetz der Zeit der bürgerlichen Eheschließung 
zu beurteilen. Der Wechsel des Gesetzes läßt auch das Recht 
wechseln; und daß ein Gesuch um Trauung bei früherem Gesetz 
zurückgewiesen war, kann für ein neues Gesuch nicht in Be- 
tracht kommen, weil durch die Zurückweisung nur erkannt ward, 
daß derzeit durch das damalige Gesetz der Trauung ein Hinder- 
nis im Wege stand. 

Die „gemeine Auslegung des Wortes Gottes durch die evan- 
gelischen Kirchen“ möchte aber für kirchliche Rechte einem Ge- 
setz gleich zu stellen und ein Wechsel in dieser Auslegung bezw. 
ein Wechsel in höchstinstanzlicher Auffassung dieser Auslegung 
einem Wechsel des Gesetzes gleich zu achten sein. 


II. 


Nach $ 5 des Kirchengesetzes vom 6. Juli 1876 steht auch 
hinsichtlich des Trauungsgesuches eines „unschuldigen Teiles“ 
die erstinstanzliche Entscheidung nicht dem Pfarrer, sondern 
dem Kirchenvorstande zu, „falls die Scheidung aus anderen 
Gründen als Ehebruch oder böslicher Verlassung erfolgt ist und 
der andere Teil noch lebt, auch sich nicht wieder verheiratet 
hat“, 

7. hatte seiner ersten Frau Ehebruch (i. e. $.) verziehen, 
dann aber Scheidung beantragt und erlangt, als sie in höchst 
verdächtiger und anstößiger Weise, indes ohne eines Ehebruchs 
i. e. S. überführt werden zu können, Verkehr mit dem Ehe- 
brecher fortgesetzt hatte. Höchstinstanzlich ist erklärt, die frühere 
Ehe sei aus anderem Grunde als Ehebruch und böslicher Ver- 
lassung geschieden, die Schließung der zweiten Ehe sei deshalb 
auf Grund des Wortes Gottes nach gemeiner Auslegung der 
evangelischen Kirchen als sündhaft anzusehen und somit eine 
Trauung des Z nicht zuzulassen. 

M. E. ist das Wort „Ehebruch“ in dem angeführten $ 5 
nicht so eng auszulegen, daß unter einer Scheidung auf Grund 
eines Tatbestandes erzählter Art nicht Scheidung wegen Ehe- 
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bruches verstanden werden könnte. Denn es wird doch weder 
im kanonischen noch im gemeinen Recht das Wort Ehebruch im 
engsten Sinne verstanden, und auch auf die Strafen der Kirchen- 
zucht, zu denen die Verweigerung kirchlicher Trauung doch wohl 
zu rechnen, dürfte das In dubio pro reo anzuwenden sein. Im 
vorliegenden Fall aber kommt noch dazu, daß Ehebruch i. e. 8, 
wenn auch verziehen, kraft $ 1573 BGB. den Klagegrund eı- 
gänzte, also wenigstens Mitgrund für die enadung sein konnte 
und sicher gewesen ist. — 
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3, Zum zwischenkirchlichen Recht betrefis religiöser 
brziehung. | 


Von demselben. 


Die kraft Art. 134 EGBGB. in der Provinz Hannover an- 
noch gültige Hannoversche Verordnung vom 31. Juli 1826 be- 
fugt in $ 6 den unehelichen Vater das Glaubensbekenntnis zu 
bestimmen „für diejenigen unehelichen Kinder, welche er aner- 
kannt und in seinem Hause oder auf seine alleinige Kosten ohne 
alles Zutun der Mutter erziehen läßt“; weder das Pr. ALR. 
TI Tit. 2 noch die Pr. Deklaration vom 21. November 1803 
enthalten eine derartige Bestimmung. Zu L. in der Provinz 
Hannover ist von einer hier sich vorübergehend aufhaltenden 
Fabrikarbeiterin landrechtlicher Heimat vor etwa 8 Jahren eine 
uneheliche Tochter geboren, deren Vater gleichfalls landrecht- 
licher Heimat, aber anderer Konfession als die Mutter, derzeit 
sog. kleiner Beamter zu L. war. Das Amtsgericht von L. be- 
stellte damals einen Einwohner dieses Ortes zum Vormund, und 
dieser, derselben Konfession wie der Vater, gab das Mädchen 
bei einer Familie eben dieser Konfession in Pflege, in welcher 
es noch heute, und zwar sehr wohl sich befindet. Die Pflege- 
gelder sind ständig vom Vater bezahlt, während die Mutter sich 
um das Mädchen niemals weiter bekümmerte; sie ist sehr bald 
in ihre landrechtliche Heimat zurückgekehrt, und auch der Vater 
wohnt seit Jahren wieder im Gebiet des Landrechts. Das Mäd- 
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chen besucht die Schule der Konfession ihrer Pfleger, ihres 
Vaters und ihres Vormunds. Nachdem aber jetzt die Gemeinde 
L. einen außerordentlich hohen Zuschlag zum Schulgeld für 
nicht-ortsangehörige Kinder einführte und das Mädchen (wohl 
nicht mit Unrecht) diesen Kindern zurechnete, ist ihre bürger- 
liche und kirchliche Rechtslage bei verschiedenen amtlichen und 
nichtamtlichen Stellen zur Sprache gekommen. Wenigstens nicht- 
amtlich ist u. a. erwogen, ob hier nicht dem Vater die Bestim- 
mung des oben angeführten $ 6 zustehe. Man kann allerdings 
denken: Dem Vater wurde bei der Geburt des Mädchens kraft 
seines damaligen hannoverschen Wohnsitzes solches Bestimmungs- 
recht bedingt erworben. Aber dieser $ 6 bezielt und kann nur 
bezielen Verhältnisse, welche im Lande Hannover sich vollen- 
den; die Bestimmung hätte daher jedenfalls nur bei fortdauern- 
dem hannoverschen Wohnsitz getroffen werden können. Indes 
ist hier der persönliche Rechtsstand des Vaters überhaupt wohl 
nicht ausschlaggebend, sondern der nach hannoverschen wie alt- 
preußischen Gesetzen für den persönlichen Rechtsstand des un- 
ehelichen Kindes der Regel nach maßgebende Rechtsstand der 
Mutter. Denn eine Befugnis wie die des angeführten $ 6 bildet 
nur eine Beschränkung der Rechte einer unehelichen Mutter, 
eine Ausnahme von dem hinsichtlich unehelicher Kinder gelten- 


den Regelrecht. 
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III. Literaturübersicht '‘. 


Von 


Julius Friedrich. 


I. 


Allgemeines — Lehrbücher — Enzyklopädien und Wörterbücher — 
Gesetzes- und Quellensammlungen — Entscheidungen — 
Zeitschriften. 


1. Seitz, Karl Joseph, Dr. in München, Biologie des geschicht- 
lich positiven Rechtes im Kulturleben der Gegenwart. Zugleich zur 
Frage der Versöhnung der Kämpfe unserer beiden großen, durch die 
Voraussetzungen der, a priori falschen nachklassischen Rechtsschulen 
geleiteten, politischen Parteien von Rechts und Links, auf privaten 
wie staatlichen, auf religiösen wie sozialen Gebieten. 1I. Teil der 
Konstruktion: Destruktion oder Verfall des Rechtes durch dessen Nicht- 
konstruktion aus den lebenden Rechtsquellen, I. Abteilung. Leipzig, 06, 
Deichert, LXIII und 396 S. M.9. — II. Abteilung 10, XXXII und 
S. 397—707, M. 6. — III. Abteilung 10, XXVI und 8. 709—1282, M. 9 
(hier: Fragen zur Versöhnung unserer politischen Parteikämpfe auf 
öffentlichen, religiösen und sozialen Rechtsgebieten). Der Verf. hat in 
dankenswerter Weise eine Inhaltsübersicht des gesamten Werkes an 
dessen Schluß gestellt ($ 33 Grundlinien des Werkes.) Ohne diese 

wäre die II. und III. Abteilung nur in Zusammenfassung mit der ersten 
verständlich. Ueberdies ist der Grundgedanke außerordentlich breit 


1 Anm. d. Redaktion. Soweit keine Namen unter den Besprechungen 
stehen, rühren diese von Herrn Prof. Dr. Friedrich in Gießen her. Die 
ausländische Literatur wird von anderer Seite in den nächsten Heften be- 
sprochen werden. 
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und umständlich entwickelt, so daß es schon an sich eines großen 
Fleißes und einer größeren Geduld bedarf, um über die Anschauungen 
des offenbar höchst belesenen, unterrichteten und sowohl universell wie 
philosophisch veranlagten Autors Klarheit zu gewinnen. — Er ver- 
steht unter „Biologie“ Lebenskunde und Entwickelungslehre und er- 
strebt den Ersatz der „falschen Naturrechtsschulen“ durch eine klassi- 
sche Moralschule. Er geht davon aus, daß unsere heutigen Kämpfe 
um Recht und Religion aus jenen falschen Vernunftschulen entstanden 
sind. Ein solches „Vernunftwillkürrecht“ kannte die klassische Periode 
der römischen Republik und Kaiserzeit nicht. Die Vernunft kann 
auch Willkür, Interesse, Politik, Schein bis zur Unmoral und zum 
Verbrechen wollen. Sie hat an die Stelle der „Gerechtigkeit“ des klas- 
sischen, geschichtlich lebendigen Rechtes die Vernunftwillkür (sog. Na- 
turrecht), die Tradition und die Gewalt des Gesetzes an sich gesetzt. 
' Diese falschen Schulen beherrschen noch die heutige rechtliche und reli- 
giöse Gegenwart. Sie sind in nachklassischer Zeit (Ende des zweiten 
bis zum dritten Jahrhundert) entstanden. Seitz sucht an einzelnen 
Beispielen (z. B. daß Ulpian aus egoistischen Motiven den Satz |. } 
D. 1, 4 „quod principi placuit, legis habet vigorem“ aufgestellt habe) 
nachzuweisen, wie man allmählich an Stelle des Gerechtigkeitsrechts 
„Cäsaren-, Menschen-, Vernunft- oder Naturrecht“ zu setzen verstan- 
den habe. Als reines Vernunftwillkürrecht sieht er auch das Dogmen- 
recht der mittelalterlichen Kirche an, ebenso die „Vernunftrevolution“ 


von 1789 und bezeichnet den Gedanken Feuerbachs, daß Gewalt 


des Gesetzes Recht sei, als einen „Wahnschulsatz“. Die „Tradition® 
des römischen Cäsarenrechts wird mit „Routine“ identifiziert. „Die 
(#losse wollte das Naturrecht beseitigen und erhob die gesamte Ver- 
gangenheit allein zur historisch-romantischen Schule; leider übersah 
sie, daß Geschichte und Recht lebt und sich, wenn auch nicht natur- 
rechtlich, so doch geschichtlich entwickeln müsse; so waren die heu- 
tigen bluttriefenden, falschen Vernunftwillkürschulen geschaffen und 
herrschend.“ Diesen Schulen gegenüber seien die Prinzipien der „klas- 
sischen römischen Schule der Gerechtigkeit“ hervorzukehren. — Eine 
klassische Schule der Gerechtigkeit setzt nach römischem Vorbild eine 
empirische Weltordnung voraus. Der schaffende Geist des Rechtes 
und der Religion darf materiell nie von Menschenvernunft willkür- 
lich geschaffen, sondern muß aus einer empirisch lebenden Gewissens- 
stimme der Moralgerechtigkeit der Schöpfung in den Gewissen aller 
Völker durch Scheidung des Guten vom Bösen erfahren werden. For- 
mal ist das Recht aller lebendigen Geschichte rastlose Evolution oder 
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biologische teilweise Entwickelung neuen Rechtes für neu entstehende 
Verhältnisse; bei einer entwickelten Kultur aus einer empirischen Rang- 
ordnung positiver geistiger Rechtsquellen, in welcher Moralquellen über 
autoritäre Rechtsquellen (selbst z. Teil über Gesetze) dominieren. Die 
Technik der Jurisprudenz (ars boni et aequi) nebst der „Interpre- 
tation“ und der „Konstruktion“ (worunter Seitz die Erfahrung der 
Selbstentwickelung des geschichtlich lebenden Rechtes aus dem sich ver- 
körpernden Geiste der allein positiven Rechtsquellen versteht) teilt 
alle lebenden Rechtsverhältnisse, ihrer empirischen Natur entsprechend, 
in lebende Gattungen und Arten von Moralbegriffen, auf die sie ein 
Gleichmaß allgemeiner Regeln anwendet. Die Selbstentwickelung eines 
Weltmoralrechts haben schon Heraklit, Christus und die klas- 
sischan römischen Juristen erkannt; auch Savigny, dem 
aber die Vollendung einer klassisch-römischen Schule der Selbstent- 
wickelung des geschichtlichen Rechtes nicht gelingen konnte, weil er 
den schaffenden Geist des römischen Rechtes und die formale Technik 
der Konstruktion aus sämtlichen positiven Rechtsquellen noch nicht 
kannte. — Seitz steht also auf dem Boden einer universell-positiv- 
rechtlich vergleichenden, aber in gewissem Sinne auch historisch-psy- 
chologisch arbeitenden Methode (vgl. hierüber J. Friedrich, Die 
Bestrafung der Motive und die Motive der Bestrafung, Berlin, 10), 
und sein Gerechtigkeitsmaßstab ist ein durchaus ethisch-religiöser. Des- 
halb ist ihm die „moralische Macht der lebendigen religio erga Deum 
der Völkergewissen eine so gewaltige, daß mittels ihres Rechtes die 
römischen Juristen der besten Zeit ihre morallose heidnische 
Religion moralisch korrigierten, daß vorfühlend auch bereits Zolas 
Paris die durch byzantinische Cäsaren der Moral fakultativ entkleidete 
christliche Religion durch Recht ersetzen wollte, und daß dies der 
Staat Frankreich seit 1905 durch Trennung von Staat und Kirche 
praktisch verwirklichte“. Deshalb ist ihm das vollendete Recht mit 
Religion, namentlich der vollendeten Religion jedes Monotheismus iden- 
tischha Schon Moses hat das scire bonum ac malum und das Prinzip 
der Nächstenliebe entdeckt; die empirisch-technische Konstruktion des 
Rechtes durch die Jurisprudenz ersetzte er durch das Bündnis Jehovas 
mit Abraham. Die monistische Menschenvernunft und Theokratie der 
Pharisäer war ein Abfall von Moses; sie vermischten rein-weltliche 
und religiös-ethische Aufgaben des Staates. Christus hat die Kom- 
petenzen des Staates und der Religion klar geschieden, die Weltreli- 
gion auf den schaffenden Geist des Guten, des Moralgesetzes der Liebe, 
welches identisch ist mit der Weltordnung des römischen Weltmoralrechts, 
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des Reiches der Gerechtigkeit, aufgebaut. In formäilsr Hinsicht kennt 
auch er das Prinzip des Kulturfortschritts, die Erfahrung der Selbst- 
entwickelung der Moralgerechtigkeit oder der „Konstruktion“, das „Le- 
ben“ seiner Religion und des „lebendigen“ Gottes, — Die Religion 
Mosis und Christi gilt es in ihrer Reinheit wiederherzustellen, diese 
empirische Schule der Moral der Gerechtigkeit ist „das einzig denk- 
bare Mittel, um uns aus unseren privaten wie politischen, religiösen 
wie sozialen Vernunftkämpfen zu retten und diese zu versöhnen wie 
zu richten“. — Die vorstehend skizzierten Grundgedanken des ge- 
dankenreichen Werkes sind verbrämt mit einer Fülle von historischen, 
politischen, ethischen, religiösen, technischen Beispielen, Exkursen, 
Vorworten, ja ganzen Essays, so daß sie ein zwar interessantes, aber 
kaum übersehbares Gesamtbild ergeben, und die Lesung des Buches 
eine fast als selbstverleugnend zu bezeichnende Tat ist. Die II. Ab- 
teilung z. B. hat sechs Vorworte und besteht aus einem einzigen Para- 
graphen von über 300 Seiten! Sie ist es allerdings, die für den Ju- 
risten am bedeutungsvollsten ist, denn hier vor allem werden die 
Kämpfe der heutigen politischen Parteien um Recht und Religion ent- 
wickelt, und die Gegenwartsjurisprudenz wird nach ihrer Stellung zur 
klassisch-römischen Moraljurisprudenz kritisiert; Savigny, Puchta, Wind- 
scheid, Jhering, Mommsen, Gnäus Flavius, v. Amira, Gareis, Berolz- 
heimer, Kuhlenbeck u. a. werden mehr oder weniger eingehend, manch- 
mal nicht ohne die Hervorhebung der bitteren Erfahrung, daß des 
Verfassers frühere Arbeiten nicht richtig gewürdigt, ja wohl unlauter 
ausgebeutet worden seien, und nicht immer unter einem ganz objek- 
tiven Gesichtswinkel behandelt. Dennoch wünsche ich dem wertvollen 
und inhaltreichen Werke recht viele verständige Leser. 

2. Kantorowicz, Hermann U., Dr. Privatdoz. der Rechte in 
Freiburg i. Br., Rechtswissenschaft und Soziologie. Tübingen, 1911, 
Mohr. 35 8. M.1. Die Abhandlung ist eine Separatausgabe des am 
22. Oktober 1910 von dem Verfasser auf dem ersten deutschen Sozio- 
logentage gehaltenen Vortrags. 

Kantorowicz kommt von seinem freirechtlichen Standpunkt zu ähn- 
lichen Resultaten, wie ich sie in meinem Buche „Die Bestrafung der 
Motive“ etc. (Berlin 1910) im Kapitel. von der „teleologischen Struk- 
tur des Rechts“ niedergelegt habe. Mit Recht weist er darauf hin, 
daß der Begriff der Rechtssoziologie für die herrschende allgemeine 
Rechtslehre in der Jurisprudenz, die ich eine „formallogische“ genannt 
hatte, nicht existiert, daß aber die Zweckidee den Begriff verlangt, inso- 
weit man mit Hilfe seiner die Erkenntnis des Gesetzeszweckes und 
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die Ausfüllung der Gesetzeslücken vermitteln kann. Desgleichen stimme 
ich ihm darin bei, daß auch bei der Interessenabwägung die Rechts- 
soziologie Dienste zu leisten berufen ist, daß sie die Rechtsdogmatik 


ergänzt, die Rechtsgeschichte befruchtet. Ich vermisse nur die richtige 


Einschätzung ihres notwendigen methodologischen Korrelats, der Rechts- 
psychologie. Soziologie und Psychologie sind die Hebel, mit 
Hilfe deren der Rechtsforschung weiter geholfen werden kann. 

3. Kelsen, Hans, Dr., Grenzen zwischen juristischer und sozio- 
logischer Methode. Tübingen, 1911, Mohr. 64 S. M. 1.50. 

Die kleine Schrift gibt einen Vortrag wieder, den der Verfasser 
in der soziologischen Gesellschaft zu Wien gehalten hat. Seine Ge- 
danken sind zum großen Teil umfassender in seinem Buche „Haupt- 
probleme der Staatsrechtslehre, entwickelt aus der Lehre vom Rechts- 
satze* (Tübingen, 1911, Mohr. M. 16) dargestellt, auf das er auch in 
einer Vorbemerkung ausdrücklich hinweist. Er erblickt den methodo- 
logischen (fegensatz zwischen Soziologie und Jurisprudenz in der Gegen- 
überstellung „Sein“ und „Sollen“ ausgedrückt. Dem kann ich nicht 
beipflichten. Die juristische ist nur eine der möglichen Arten wissen- 
schaftlicher oder praktischer Betrachtung des Rechts, neben der rechts- 
politischen und der rechtsphilosophischen. Bei allen dreien sind sowohl 
individualisierende, namentlich individualpsychologische, als soziologische 
Methoden anwendbar. Bei allen dreien findet sich auch ein Bewertungs- 
maßstab des „Sollens“, den wir Gerechtigkeit nennen. Mehr wie Mate- 
rial und eine Methode kann die „Soziologie“ der Rechtswissenschaft 
ebensowenig liefern wie die Psychologie; und die beschreibende Natur- 
wissenschaft, die Kelsen als „explikative Kausalwissenschaft“ anspricht, 
stellt andererseits der Rechtsforschung einen Wertmaßstab, den natur- 
wissenschaftlich-technischen, ähnlich wie Logik, Ethik (Theologie). Daß 
z. B. der Wesenskern der „Fahrlässigkeit“ im „Sollen“ liegt und nicht 
im psychischen „Sein“ hebt Kelsen vollkommen zutreffend hervor. 
Aber das Resultat ergibt sich nicht bei Anwendung soziologischer son- 
dern bei Anwendung individualpsychologischer Methoden, — die hier 
versagen, versagen müssen. Dennoch ist es, gerade um die herrschenden 
Fahrlässigkeitstheorien ad absurdum zu führen, notwendig die „Bewußt- 
seinslage“ der fahrlässigen Handlung festzustellen, wobei sich ergibt, 
daß Zufall — Fahrlässigkeit — Vorsatz (Absicht) ineinander über- 
gehen (Schuldskala), wie ich dies mit anderen Worten schon in meinem 
Buche „Bestrafung der Motive und die Motive der Bestrafung“ (Ber- 
lin 1910) und im Archiv für Rechts- und Wirtschaftsphilosophie (Bd. IV 
S. 43 ff.) ausgeführt habe. Die „Bewertung“ der Bewußtsseinslage 
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(die nach meiner Formulierung darin besteht, daß eine Vorstellung 
nicht auftaucht, die, wenn sie aufgetaucht wäre die vom Recht erwar- 
tete Handlung oder Unterlassung ausschlaggebend motiviert hätte) ist 
freilich insoweit eine soziologische, als die oben aufgeführten Wert- 
maßstäbe „soziologischer“ Art sind. Sie findet sich aber sowohl in 
der Jurisprudenz als der Rechtspolitik als der eohtsph1losoplie, Also 
sind „juristisch“ und „soziologisch“ keine Gegensätze. 

4, Lehmkuhl, Augustin S. J., Das bürgerliche Gesetzbuch des 
Deutschen Reichs Hobel Kinführungegöretz: Unter Bezugnahme auf 
das natürliche und göttliche Recht, insbesondere für den Gebrauch des 
Seelsorgers und Beichtvaters erläutert. 6. u. 7. Aufl. Freiburg i. Br., 
1911, Herder. XX u. 748 8. M. 6.50, geb. 7.50. 

Der Herausgeber will diejenigen „Punkte beleuchten, in welchen 
der Seelsorger und Beichtvater in seinem Amte mit den Bestimmungen 
des BGB. in Berührung tritt, sei es, daß er dieselben in den häufigen 
Fällen des weiten Gebietes der ausgleichenden Gerechtigkeit als Richt- . 
schnur der aufzulegenden Gewissenspflicht nehmen muß, sei es, daß er 
im Grewissensbereiche dieselben einfachhin oder vorderhand unbeachtet 
zu lassen berechtigt oder gehalten sein mag*.... . „Es gilt da manch- 
mal die diesbezüglichen Bestimmungen an den Rechtssätzen oder — 
Forderungen des natürlich-göttlichen Rechtes, unter Umständen auch 
an denen des kirchlichen Rechtes, zu prüfen“ — wie auf einer einge- 
legten Zettelanzeige zu lesen ist. Eine einleitende Bemerkung han- 
delt von „theologischer und juridischer oder gesetzlicher Schuld“. 
Die erläuternden Zusätze sind in lateinischen Schriftzeichen gesetzt. 
Ob das Buch den Personen, für die es bestimmt ist, den Seelsorgern, 
Beichtvätern etc. nützlich sein wird, müssen diese selbst beurteilen. 

5. Frank, Alfons, Dr. Amtsgerichtsrat a. D., Handbuch des 
Vormundschaftswesens, Leipzig 1910, Pfeffer. IV u. 2858. Geb, 5.75M. 

Berücksichtigt in erster Linie die Preußischen Ergänzungs- und 
Ausführungsvorschriften, aber auch das gesamte Fürsorgewesen und 
muß als wertvolles Hilfsmittel für die rasche Beantwortung der ein- 
schlägigen Fragen in der Praxis hezeichnet werden. 

6. Wretschko, A. v., Prof. in Innsbruck, Die dee 
Grade, namentlich an den österreichischen Universitäten. Rektorats- 
rede. Innsbruck, 1910, Wagner. 124 S. 


7. Aichner, Simon, Compendium iuris ecelesiastici ad usum 
cleri ete. 11. Aufl.; besorgt von Dr. Theod. Friedl. Brüxen, 1911, 
Weger VI, 835 u. 75 8. M. 10. 
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8. Russo, Fortunato, Juris canoniei codex vigens sive legum 
ecclesiasticarum omnium. Coll. 7. De iure personali. Palermo, 1910, 
Pedone Laurice. 342 S. L. 6. 

9. Tauber, Supplementa ad manuale iuris canonici. 3. Aufl. Con- 
tinuo respectu habito ad Hungariam. 70 8. Szanbathely, Egytäz- 
mager Konyvusjonuda, 1910, Nr. 1. 

10. Schoen, Paul, Dr. Prof., Evangelisches Kirchenrecht in 
Preußen, II. Band 2. Abt. Berlin, 1910, Heymann. VIII u. 384 S. 
(S. 315—648) M. 8.50. 

Diese Schlußabteilung bringt die fünf letzten Abschnitte des neun- 
ten Buches (die Funktionen der Kirche), und zwar die geistlichen, so- 
zialen und wirtschaftlichen Funktionen der Kirche, sowie die Betäti- 
gung der Kirche außerhalb des eigenen Verwaltungsgebietes (Unter- 
richtswesen, äußere und innere Mission). Die lange Dauer der Er- 
scheinungszeit (1903—1910) hat eine große Zahl von Nachträgen und 
Berichtigungen nötig erscheinen lassen. Die Vorzüge des trefflichen 
Werkes sind bekannt. Besonders hervorzuheben sind die lichtvolle 
Darstellung, die minutiöse Kleinarbeit in der musterhaften Behand- 
lung des gewaltigen Stoffes, die warme Vertiefung in die Probleme 
des kirchlichen Lebens, und das überall hervortretende Bewußtsein der 
großen Verantwortlichkeit des Verfassers eines so wichtigen Kirchen- 
rechtshandbuchs für den größten Staat im evangelischen Deutschland 
in unserer kirchenpolitisch so bewegten Zeit. Schoens Werk kann 
man getrost als mustergültig für die Bearbeitung landeskirchlichen 
Rechtsstoffes in deutschen Bundesstaaten bezeichnen. 

1l. v. Kirchenheim, A., ao. Prof. an d. Universität Heidel- 
berg, Lehrbuch des Kirchenrechts. 2. Aufl. Heidelberg, 1911, Winter. 
XII u. 344 S. M. 9., in Leinwand geb. M. 10. 

Das erste neu aufgelegte Lehrbuch des Kirchenrechts seit Emil 
Friedbergs Tod (7. IX. 1910). Auch ohne die Zeiteinteilung auf 
Seite XII (für Studien und Wiederholung) tut jede Seite des Buches 
dar, daß es in erster Linie für Studierende der Rechtswissenschaft ge- 
schrieben ist. Die Uebersicht über die verwendeten Parömien und ge- 
flügelten Worte (S. VILI) und das Verzeichnis erwähnter Bibelstellen 
(S. 340-342) dagegen fallen etwas aus dem Rahmen und sind offen- 
bar mehr für Theologen und kirchlich interessierte Laien gedacht. 
Das Verzeichnis päpstlicher Erlasse ist sachdienlich aber selbstver- 
ständlich nach keiner Richtung bin vollständig. Durch die das eigenste 
Forschungsprodukt des Verfassers bildenden zahlreichen „wichtigeren 
Nebenbemerkungen“, zu denen er ebenfalls eine Uebersicht gibt (S. VI 
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bis VILI) ist das Buch mehr belastet als bereichert; denn sie bieten 
dem Studenten zu viel und dem Forscher zu wenig. Dagegen ver- 
dient die Aufzählung der wichtigsten neueren Literatur katholischen 
und evangelischen Ursprungs zu den einzelnen Abschnitten und Para- 


 graphen rühmend hervorgehoben zu werden. Die Darstellung des 


evangelischen Kirchenrechts steht im Vordergrund; das katholische ist 
etwas kümmerlich ausgefallen, wenn auch die Gegenüberstellung der 
beiden Rechtsordnungen häufig das Verständnis erleichtert. Zu be- 
dauern ist nur, daß der Verfasser sich nicht mit objektiver Wieder- 
gabe und Kommentierung des katholischen Kirchenrechts begnügt, 
sondern daß hier sein subjektiver protestantischer Standpunkt stark 
hervortritt. Daß ihm dies das Lob fanatischer protestantischer Theo- 
logen eingetragen hat, beweist nur für die Kritiklosigkeit dieser Herren 
den Bedürfnissen der Rechtswissenschaft und Rechtspolitik gegenüber. 
Ausführungen, wie die auf Seite 73, 54, 41, 57, 79 gehören nicht in 
ein Lehrbuch, das in erster Linie für wissenschaftlich unreife Men- 
schen geschrieben ist, oder der Verfasser hätte seinem Werk den Bei- 
titel „Protestantische Kirchenpolitik“ geben müssen. Auch sonst ließe 
sich mancherlei an der Systematik und den Einzelfeststellungen aus- 
setzen. Gillmann hat dies im Archiv für katholisches Kirchen- 
recht (1911 S. 561) für das katholische Kirchenreeht getan. Hier 
liegen Irrtümer vor, die sich allerdings zum Teil auch in katholischen 
Kirchenrechtslehrbüchern finden, zum Teil wohl auch auf Druckfehlern 
und Redaktionsversehen beruben. Zu eingehender Kritik des prote- 
stantischen Kirchenrechts fehlt mir der Raum. Manche Definitionen 
sind anfechtbar; z. B. die der Rechtsquellen (S. 11 unter Quellen 
des Rechts kann man den inneren Grund des objektiven Rechts ver- 
stehen, die Quellen, aus denen die Rechtssätze und Einrichtungen 
fließen). Immerhin wird das Buch seinen Weg in die Kreise finden, 
für die es bestimmt ist und hier fördernd und anregend wirken. 

12. Eger, Karl, D. Prof. d. Theol. u. Direktor d. Predigersemi- 
nars in Friedberg und Friedrich, Julius, Dr. ao. Professor und 
Landgerichtsrat in Gießen, Kirchenrecht der evangelischen Kirche im 
Großherzogtum Hessen. Bd. II (Das geistliche Amt, die Pflege des 
kirchlichen Lebens). Darmstadt, 1911, Mainz. 488 S. M. 15.50;,geb. 
17.50. Der erste Band wird nach dem Vorwort binnen Jahresfrist er- 
scheinen. 

Von diesem auf zwei Bände berechneten Werke liegt jetzt zu- 
nächst der zweite Band von Eger vor. Es behandelt „das geistliche 
Amt und die Pflege des kirchlichen Lebens“, schließt aber das kirchliche 
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Vermögensrecht aus, welches dem ersten Bande vorbehalten bleiben soll. 
Die Gründe für diese Abweichung vom üblichen System wird das Vor- 
wort angeben. Das Werk verfolgt in erster Linie praktische Ziele und 
ist für den im Amte stehenden Theologen zugeschnitten. Diesem 
Zwecke wird das Buch in der trefflichsten Weise gerecht. Daß dem 
Verfasser aber auch das wissenschaftliche, insbesondere das juristische, 
Rüstzeug nicht fehlt, und daß ihm die Ergebnisse der neuesten juri- 
stischen Forschungen nicht fremd geblieben sind, zeigen die Einlei- 
tungen zu den einzelnen Kapiteln. So können wir das Werk als eine 
höchst erfreuliche Bereicherung unserer Wissenschaft dankbarst be- 
grüßen. Emil Sehling. 

13. Die Religion in Geschichte und Gegenwart von 
Hermann Gunkel, Otto Scheel, Friedrich Michael Schiele und Leopold 
Zscharnack ist nunmehr in der Lieferung 64/65 (Bogen 49—54 des 
III. Bandes) bis „v. Kottwitz“ gediehen. Dem einzig dastehenden 
Riesenwerk moderner gemeinschaftlicher Kulturarbeit auf dem Gebiet 
der Religionswissenschaft ist ein rascher und ebenso erfreulicher Fort- 
gang zu wünschen, wie es ihn seither genommen hat. Eine erstaun- 
liche unübersehbare Stofffülle ist hier verarbeitet. Es ist im ganzen 
ein Sammel- und Nachschlagewerk ersten Ranges, im einzelnen birgt 
es zahllose wertvolle wissenschaftliche Untersuchungen. Für das Kir- 
chenrecht ist aus dem 2. Band der Artikel „Gemeindeverfassung“ 
(Friedrich, Gießen), aus dem dritten „Kirchenzucht“ (Schian), „Kirchen- 
recht“ (Meydenbauer), „Kirchenamt“, „Kirchenhoheit“ ete., „Kirchen- 
verfassung“ III (Friedrich) hervorzuheben — womit nicht gesagt sein soll, 
daß der Benutzer nicht auch aus einer großen Auzahl anderer Artikel 
kirchenrechtliche Belehrung schöpfen könne. Die Disposition des 
Stoffs (in Haupt-, Nebenartikel, Verweisungen und Definitionen) ist 
grundsätzlich zu billigen, wenn es selbstverständlich auch sehr schwierig 
ist, einen solchen feinverästelten Plan von vornherein für alle Artikel 
nach Inhalt und Umfang durchzuführen. Zwischen den Zeilen liest 
man unwillkürlich die Schwierigkeiten, die sich der Durchführung ent- 
gegenstellen. 

14. Von Stengels Wörterbuch des deutschen Staats- 
und Verwaltungsrechts, 2. Aufl. von Prof. Dr. Franz Fleisch- 
mann in Halle a, S. sind bei der Redaktion die 10. und 11. Lieferung 
(Schlußlieferungen des ersten Bandes) eingegangen. Sie umfassen Bogen 
46—55 nebst Titelbogen (M. 4). Kirchenrechtlich ist nur der von 
Philipp Zorn verfaßte Artikel „Evangelische Kirche“ von Bedeutung, der 
eine Uebersicht über das Wichtigste und für die Benutzer des Wörter- 
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buchs Wissenswerteste aus den Kapiteln „Rechtliche Stellung der er. 
Kirche“, „Verfassung der ev. Kirche“ und „Rechtsbildung in der ev. 
Kirche“ bietet. - 


15. Regesta Pontificum Romanorum von Paul Fridolin 
Kehr. Publikation der Göttinger Kgl. Gesellschaft .der Wissenschaften 
Berlin 1910 u. 1911, Weidmann. | 

Von der Germania pontificia liegt der erste und zweite 
Teil des ersten Bandes, der hier die Provinz Salzburg und das Bistum 
Trient behandelt (VII u. 2658. M. 10; XXXIV u. S. 267—412 M. 6), 
von der Italia pontificia der fünfte Band vor, der die Regesten 
der „Aemilia sive provincia Ravennas“ bringt (LIV u. 534 S. M. 20). 
Jene hat Albert Brackmann, diese Kehr selbst besorgt. Das groß- 
angelegte Werk nimmt einen erfreulichen Fortgang. Herausgeber und 
Verlag sind auch zu diesen neuen exakt und zuverlässig gearbeiteten 
Bänden zu beglückwünschen. Dem historisch arbeitenden Kirchen- 
rechtler sind die Regesta pontificum Romanorum längst ein unentbehr- 
liches Hilfsmittel geworden. 

16. Clemen, Karl, Dr. D. .Prof., Quellenbuch zur prakt. Theo- 
logie, 3. Teil, die Quellen zur Lehre von der Kirchenverfassung (Ky- 
bernetik) enthaltend. Gießen, 1910, Töpelmann. 172 S. M. 4, geb. 4.50. 

Damit ist das Quellenbuch zur prakt. Theologie abgeschlossen. 
Der verdienstvolle Herausgeber erstrebte mit Recht nicht Vollständig- 
keit, sondern Auswahl des besonders Charakteristischen. Dieser Zweck 
ist erreicht worden. Das Werkchen ist für Theologen und Juristen 
gleich wertvoll. | 


17. Warneyers Jahrbuch derEntscheidungen. Zum 
Zivil-, Handels- undProzeßrecht liegt der unter Mitwirkung 
des Amtsgerichtsrats Meves in Magdeburg, des Amtsrichters Dr. 
Krause in Dresden und des Landrichters Nollner in Gnesen von Amts- 
gerichtsrat Dr. Otto Warneyer in Leipzig selbst herausgegebene 
9. Jahrgang (Leipzig 1911, Roßberg, XX u. 630 S. M. 10), zum Straf- 
und Strafprozeßrecht der unter Mitwirkung des Amtsrichters 
Hans Braun in Frauenstein von Amtsgerichtsrat Georg Rosenmüller 
in Spandau bearbeitete 5. Jahrgang vor (Leipzig 1911, Roßberg, XXI 
und 868 8. M. 9). Die Vorzüge des Jahrbuchs bestehen nicht nur 
in der Heranziehung der Rechtsprechung, die zu der großen Zahl der 
berücksichtigten Gesetze ergangen ist (im Zivilrecht etc, sind es außer 
den hauptsächlichsten Reichsgesetzen 85 weitere und 172 Landesge- 
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setze, im Strafrecht etc. 83 Reichsstrafneben- und 215 Landesgesetze), 
sondern vor allem auch in den beigegebenen, nach Möglichkeit voll- 
ständigen Literaturübersichten, die den Gesetzen, Gesetzesabschnitten 
und Paragraphen beigegeben sind. Der vierte Jahrgang von War- 
neyers Jahrbuch der Entscheidungen zum Zivilrecht, 
der die offizielle Sammlung der Reichsgerichtsentscheidungen ergänzt, 
ist bis Heft 12 (Entsch. bis 11. November 1911) gediehen. 

18. J. A. Seufferts Archiv für die Entscheidungen der ober- 
sten Gerichte in den deutschen Staaten. Systematisches und Alpha- 
betisches Generalregister über Band 6—10 der 3. Folge (Band 61—-65 
des ganzen Werkes), verfaßt von H. F. Schütt, München und Berlin 
1911. Oldenburg. VII u. 240 S. 

Der Wert dieser neben den Entscheidungen des Reichsgerichts 
dem juristischen Praktiker und Theoretiker wohl unentbehrlichsten 
Entscheidungensammlung ist hinlänglich bekannt. Das Register ist 
zweckmäßig und gründlich durchgearbeitet. Es wird dem Benutzer 
von „Seufferts Archiv“ gute Dienste tun. 


An Zeitschriften! liegen mir vor: | 

19, Archiv für katholisches Kirchenrecht Band 91 
Heft 1—4. An Abhandlungen enthält Heft1: 1. Die „römische Frage“ 
und die kirchenrechtliche Möglichkeit ihrer Lösung (Schluß); 2. E. 
Göller, Zur Geschichte der Rota Romana; Gillmann, Zur Geschichte 
des Gebrauchs der Ausdrücke „irregularis“ und irregularitas“; J. Danner 
S. J., Wiederherstellung der Hierarchia ordinaria in Bosnien und Her- 
zegowina; J. Heiner, Das Kollektieren seitens der Ordensleute; Joh. 
Haring, Das bischöfl. Vorstellungsrecht gegenüber dem apostol. Stuhle; 
Leo Jackowski, Das Verfahren bei kirchl. Bauten nach den für die 
Diözese Breslau geltenden staatl. und kirchl. Bestimmungen. Heft 2: 
Rösch, Die Religionsdelikte im Vorentwurf zu einem deutschen Straf- 
gesetzbuch; 2. P. M. Baumgarten, Beiträge zur Erforschung der 
Eidesformel des Vicarius urbis in spiritualibus generalis; A. Wynen, 
Die bisherigen Entscheidungen der 8. R. Rota; S. Spori, Oesterreichi- 
sche und kanonische Ehegesetze; R. M. Schultes O. P., Was beschwö- 
ren wir im Antimodernisteneid? Heft3: Bellesbeim, Zwei römische 
Tagebücher aus der Zeit der Bulle Apostolicae curae vom 13. XII. 
1896; Wynen, Forts. d. Aufs. in Heft 2; Hellmuth, Die missio ca- 


| a Kirchenrechtlich besonders interessierende Aufsätze sind unter den 
betreffenden Rubriken der Uebersicht besprochen. 
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nonica; Baumgarten, Von den päpstlichen Kaplänen um die Mitte des 
13. Jahrhunderts; Huszär, Gehört die Messe für den Verstorbenen 
zum vollen Begriff des kirchl. Begräbnisses? Heft 4: Hellmuth, 
Die missio canonica (Forts. und Schluß); Wynen, Die bisherigen Ent- 
scheidungen d. S. R. Rota (Forts. und Schluß); Bellesheim, Verfassung 
und Recht d. Kirche in Schottland während des Ma.; Göller, Wilhelm 
Horborch und d. decisiones antiquae d. Rota Romana; Heiner, Das 
Prozeßverfahren bez. d. Ausstoßung oder Entlassung d. Religiosen 
aus d. Orden und rel. Instituten; Heiner, Zwei prakt. Patronatsfragen; 
Adam, Ueber die Gesetzeskraft der allg. Dekrete Clemens VIII de 
reformatione Regularum und de receptione et educatione novitiorum. 
— Außerdem in allen 4 Heften kirchliche und staatliche Aktenstücke 
und Entscheidungen, sowie kleinere Mitteilungen und Rezensionen. 

20. Preußisches Pfarrarchiv. Zitschr. f. Rechtsprechung 
und Verwaltung auf dem Gebiete der ev. Landeskirchen 3. Jahrgang, 
Berlin, 1911, Vahlen. Heft 1: Lüttgert, Rechtsfragen zur kirchl. 
Bestattungsfeier; Karnatz, Der Anschluß auswärt. Kirchengemeinden 
und Geistlicher an die altpreußische Landeskirche S. 11—18; Heft 2: 
Karnatz, Der Anschluß etc, (Schluß) S. 97-—113. Außerdem in beiden 
Heften Gesetze, Entscheidungen, Erlasse, Verfügungen. 

21. Kritische Vierteljahrsschrift für Gesetzge- 
bung und Rechtswissenschaft3. Folge Band XIII (d. ganzen 
Folge XLIX) Heft 3; München, 1911, Ackermann — enthält kritische 
Besprechungen neuerer wissenschaftlicher sowie rechtsgeschichtlicher, 
zivilrechtlicher und -prozessualer, strafrechtlicher und -prozessualer 
Literatur. Kirchenrechtlich ist nur die kritische Abhandlung von Schar- 
nagl über Edgar Mandels Buch „Die primäre Baulast an den Pfründe- 
gebäuden in Altbayern“ (München 1908) von Bedeutung. 

22. Archiv des öffentlichen Rechts Band 27 Heft 3 
und 4, 28 Heft 1. Aufsätze: Theodor Ourti, Der Weltgang des Refe- 
rendums; Otto Nelte, Das neue Verfassungsgesetz für Elsaß-Lothringen; 
Max Salomon, Kants Originalität in der Auffassung der Lehre vom 
Staatsvertrage; Adolf Tecklenburg, Graduierte Stimmgebung und 
d’Houdtsches Proportionalwahlverfahren; Albert Hellwig, Filmzensur 
und Reichspreßgesetz; A. Affolter, Rechtsvorschrift und Verwaltungs- 
vorschrift; Schmid, Das neue Stellenvermittlungsgesetz vom 2. Juni 
1910; Richard Horn, Die Erklärung des Kirchenaustritts vor dem 
Konsul im Auslande im Hinblick auf das preuß. Gesetz v. 14. V. 
1873; Ernst Eckstein, Der Beamtenbegriff im privaten und. öffentlichen 
Recht; Otto Mayer, Die Entschädigung der Mitglieder der Stände- 
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versammlung nach Sächsischem Verfassungsrecht. 

23. Le canoniste contemporain 34. Jahrgang, Paris, 1911, 
Lethielleux. Lieferung 399— 404 (das Aprilheft ist — offenbar versehent- 
lich — ausgeblieben).. Abhandlungen: A. Boudinhon, Le cas de con- 
science sur l’äge de la premiere communion (Forts.) S. 129—145; A. 
Villien, Le decret Maxima cura et le d&placement des cur&s (Forts.) 
S. 146—156, 257—271, 321-330, 385—401; F. Nau, La version syria- 
que de l’Octateuque de Clement, livre IV und V S. 272—277, 412 bis 
418; A. Boudinhon, Les expressions „irregularite“ et „irregulier* d’a- 
pres une &tude recente 8. 331—344; Ders., La reduction des fetes 
d’obligation S. 402—407; Ders., Sur les initia des £pitres de saint 
Paul S. 408—411. Außerdem in allen Heften: Acta sanctae Sedis 
und Bulletin bibliographique. 

24. Zeitschrift für Kirchengeschichtev. Brieger und 
Beß Band XXXII Heft 1—3. Gotha, 1911, Perthes. Untersuchungen 
und Essays: Kalkoff, Zu Luthers römischem Prozeß S. 1—67, 199— 258, 
408--456; Pahncke, Joachim von Berge S. 68—88; Erbes, Ursprung 
und Umfang der Petrusakten I S. 161—185, II S. 353—377; Hauck, 
Kleinigkeiten I S. 186--198, II 378-385; Rauscher, Der Halleysche 
Komet im Jahre 1531 und die Reformatoren S. 259—276; Scheel, 
Ausschnitte aus dem Leben des jungen Luther I 8. 386—407. Außer- 
dem in den 3 Heften Analekten und Nachrichten. 

25. Theologische Quartalschrift von Belser, Koch Säg- 
müller und Rießler in Tübingen. 93. Jahrgang Heft 2—4. Tübingen, 
1911, H. Laupp. Abhandlungen: Rohr, Christuspartei und Schwarm- 
geister in Korinth; Müller, Ein neues Fragment aus dem Schriftkom- 
mentar des Luculentius; Meinertz, Zur Bekehrung d.h. Paulus; Ernst, 
Neue Untersuchungen über Cyprian und den Ketzertaufstreit; Döller, Isaias 


Anspielung auf die babylonische Astrologie; Weber, S., Revision gegen : 


die Freisprechung des ungerechten Verwalters; Ernst, Neue Unter- 
suchungen etc. (Forts.); Belser, Das Johannesevangelium und seine neueste 
Beurteilung; Rießler, Das alte Testament und die babylonische Keil- 
schrift; Krasser, Praecedam vos in Galilaeam in den Berichten der 
Palästinapilger; Gspann, Der Mensch das Abbild des dreieinigen Got- 
tes; Grabmann, Mitteilungen über scholastische Funde in der Biblio- 
theca Ambrosiana zu Mailand; Gaugusch, Leben und Wirken des 
Bruder Berthold von Regensburg. Außerdem in allen Heften Rezen- 
sionen und Analekten. | 
26. Revue d’histoire eccl&siastique von Ladeuze, Cau- 
chie, de Jongh, Lebon et van der Essen, 12. Jahrgang Nr. 2 und 3 Lou- 
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vain, 1911, Bureaux de la Revue. Abhandlungen: J. Flamion, Les 
actes apocryphes de Pierre; L. Brie, Les premiers temps du christia- 
nisme en Suede; G. Constant, La transformation du culte anglican 
sous Edouard VL; J. Lebon, Le version philox@nienne de la Bible; 
Paul Fournier, Le decret de Burchard de Worms. Außerdem ein Ne- 
krolog von Cauchie für Charles de Smedt, comptes rendus, Chroniques 
und Bibliographie. Ä 

27. Revue d’histoireetdelitt6rature religieuses 
2. Jahrgang Nr. 5. Paris, 1911, Nourry. Abhandlungen: Alfred Loisy, 
Le tot&emisme et l’exogamie; E. Ch. Babut, Saint Martin de Tours; 
Armand Dulac, Bernold de Oonstance. Außerdem Chronique biblio- 
graphique, Faits et documents religieux contemporains. | 

28. Historische Vierteljahrschrift von Seeliger. x. 
Jahrg. Heft 3; Nachr. und Notizen II Heft 2 und 3. Leipzig, 1911, 
Teubner. Aufsätze: Hans Schreuer, Wahl und Krönung Konrads I.; 
B. Schmeidler, Zum Archipo&ta; Felix Salomon, Eine neue französi- 
sche Aktenpublikation über den Ursprung des Krieges von 1870/71. 
Außerdem: Kleine Mitteilungen, Kritiken, Nachrichten ete., Biblio- 
graphie zur deutschen Geschichte. 

29. Historisches Jahrbuch der Görresgesellschaft von 
Grauert, Schnürer, Weyman, Kampers und Jansen. Band XXX 
Heft 1—3. Münster, 1911, Herder. Aufsätze: Buchner, Die Ent- 
stehung des trierschen Erzkanzleramts in Theorie und Wirklichkeit; 
Strieder, Ein Kartell deutscher Kaufleute aus dem Jahre 1743; Naegle, 
Die Anfänge des Christentums in Böhmen ; Ehsers, Der Reformentwurf 
des Cardinals Nikolaus Cusanus; Schnürer, Zur ersten Organisation 
der Templer. Außerdem: Kleine Beiträge, Rezensionen und Referate, 
Zeitschriften- und Novitätenschau, Nachrichten. 

30. Nouvelle Revuehistorique de droit francais et &tranger 
von Esmein, Appert, Tardif, Prou, Dareste, Girard und Senn. 35. Jahr- 
gang Nr. 3. Paris, 1911, Recueil Sirey. Aufsätze: E, Jobb6-Duval, 
Les idees primitives dans la Bretagne contemporaine; A. Esmein, 
L’&cole du regime domanial. Außerdem: Vari6tss, Bibliographie, Bul- 
letin des Periodiques. 

31. DeSmedt+, van Ortroy, Delehaye, Poncelet, 
Peeters, van de Vorst, Priester der Gesellschaft Jesu, Ana- 
lecta Bollandiana, Tomus XXX Fasce. II—II, Brüssel und 
Paris 1911. Societ& des Bollandistes und librairie Alphonse Picard 
et fils. Mit einem Porträt de Smedts. X und 272 8. 

Enthält einen Nachruf für de Smedt und. den von Pa.ncelet 
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zusammengestellten Katalog der codices hagiographici latini in den 
Neapolitanischen Bibliotheken. Ferner handelt ein Aufsatz von van 
de Vorst über den heiligen Phokas, Peeters bespricht ein arabi- 
sches Manuskript, das den Fund der Gebeine der Heiligen Valerius, 
Vincentius und Eulalia beschreibt, van Ortroy untersucht die Authen- 
tizität der dem heil. Antonius von Padua zugeschriebenen Sermones 
dominicales und Delehaye berichtet über eine neu aufgefundene 
Marmorinschrift, die zu einem Aquädukt gehört, unter dem Titel „L’a- 
queduc de 8. Sorde & Zenonopolis“. Eine Literaturübersicht der neue- 
sten hagiographischen Publikationen beschließt das Doppelheft, dem 
als Anhang ein zweites Supplement des Repertorium hymnologicum 
von Ulysse Chevalier beigefügt ist. 


v 


11. 
Kirchenrechts- und Kirchenkulturgeschichte. 


1. Brom, Gisbert, Guide aux archives du Vatican. Rom, 1910, 
Löscher. XII u. 104. S. frs.. 4 Der allen Kirchenrechtsforschern 
hochwillkommene Führer durch die Archivschätze des Vatikans gibt 
eine Uebersicht über die Indices-Sammlung Garampis und die wichtig- 
sten Teile des Geheimarchivs, des Archivs von Avignon, der apostoli- 
schen Kammer, der Engelsburg, der Datarie, des Konsistorial- und 
Staatssekretariatsarchivs u. s. w. Die Schrift war Bestandteil von 
des Verfassers Archivalia in Itali@ etc. (le Haye 1908/09), wurde aber 
jetzt auf Veranlassung von Kennern der Verhältnisse des Vatikan. 
Archivs zur selbständigen Veröffentlichung gebracht. 

2. Dolan, Thomas S., Rev., The papacy and the first conneils 
of the church. St. Louis u. Freiburg (Baden), Herder; London und 
Edinburgh, Sands u. Co. 1910. XI u. 183 8. 

Dolan hat unter Benutzung von Mansi, Hardouin, Labbe und 
Cossart, Ballerini, Coustant, Baluze und Hefele eine kurze Geschichte 
der 6 ersten ökumenischen Konzilien geschrieben, die offenbar zunächst 
für Studierende und Laien bestimmt ist. Sein vorber eingenommener 
Standpunkt ist der konfessionell-katholische (First, the Bishop of 
Rome as successor of St. Peter, and Visible Head of the Church of 
Christ, alone possesses the right of summoning an Oecumenical 
couneil; second, none save him has the right to preside at it 
when summoned; and third, to him exclusively belongs the right of 
confirming or rejecting its decrees S. VII). Neben dem Konzil von 
Nicäa (325) behandelt er auch Sardika; desgleichen die „Räuber- 
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synode* (449) und andere kleinere Synoden (645—649). Er schließt 
(S. 176) rückblickend mit der Feststellung, „that the Papacy was not 
only a colossal fact, but a controlling force, in its relation to those 
old assemblies of the Churchs shepherds“. | 

3. Schilling, Otto, Dr. sc. pol., Die Staats- und Soziallehre 
des hl. Augustinus. Freiburg i. B., 1910, Herder. X u. 280 8. 
Mk. 5.60, geb. 6.50. | | 

Diese Schrift des Verfassers von „Reichtum und Eigentum in der 
altkirchl. Literatur“ stellt die im vorigen Jahre in den „Kirchenge- 
schichtlichen Abhandlungen“ von Sdralek (IX Heft 1 Breslau 1%9) 
erschienene kleinere Untersuchung von Seidel über dasselbe Thema 
(vgl. die Kritik des Rez. in der Deutschen Lit.-Zeitg. v. Jahre 1910 
Nr. 3) einigermaßen in Schatten. Schilling untersucht die politischen, 
wirtschaftlichen und sozialen Verhältnisse im Römerreiche, gibt eine 
kritische Darlegung der Staatslehre des hl. Augustinus, auch des Ver- 
hältnisses von Staat und Kirche sowie der verschiedenen Ordnungen 
im Staate und schließt mit einem Hinweis auf die historische Be- 
deutung der Staatslehre Augustin’s, der die Ideen der tatsächlichen 
kaiserlichen Kirchenpolitik zur Grundlage seiner Auffassung gemacht 
habe, und mehr, als dies seither geschehen sei, als Kind seiner Zeit 
beurteilt werden müsse. 

4. Schnitzer, Joseph, Hat Jesus das Papsttum gestiftet? 
Eine dogmengeschichtliche Untersuchung. Augsburg, 1910, Lampart. 
VII u.798. Die Schrift ist eine Umarbeitung und Erweiterung eines 
Literaturberichts, den der Verf. über die Stiftung des Papsttums in 
mehreren Artikeln des „Neuen Jahrhunderts“ (1910, Nr. 8—10) er- 
stattet hat. Die Frage wird historisch-kritisch- geprüft und verneint. 

5. Holtzmann, Heinrich Julius, D. Dr. weil. Professor ın 
Straßburg, Lehrbuch der neutestamentlichen Theologie in 2 Bänden. 
2. Auflage von Prof. D. C. Jülicher und Lic. W. Bauer in Marburg. 
2. Lieferung (Bd. I Bogen 11—20) S. 161-320. Tübingen, Mohr, 
1911. Mk. 3.50. Ä 

Das Heft führt die „Voraussetzungen“ weiter, handelt von der 
Stellung zum Gesetz, Gott und Mensch, dem Reich Gottes und dem 
Messianismus. Kirchenrechtlich ist allenfalls die Stellung der Ver- 
fasser zu Sohms bekannter These (Die Kirche Christi ist jenseits aller 
Rechtsordnung) von Interesse (z. B. S. 233). er 

6. Jordan, Hermann, Lic. theol., Professor an der Universität 
Erlangen, Geschichte der altchristlichen Literatur, Leipzig 191l, 
Quelle u. Meyer, XVI u. 521 S. Mk. 16.— geb. 17.—. 
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Das Buch wird Manchen überrascht haben; und zwar sowohl die 
Tatsache seines Erscheinens, als die Methode des Verfassers. Jordan 
will „die Geschichte der ganzen altchristlichen Literatur über Eusebius 
hinaus bis zum Beginn der mittelalterlichen Epoche zur Darstellung 
bringen und diese ganze Literatur von dem rein literarischen Gesichts- 
punkte aus erfassen“. Kein Nachschlagebuch wollte er schreiben son- 
dern eine innere geschichtliche Entwicklung, nicht eine Quellenkunde 
sondern eine Geschichte der Literatur selbst, der „literarischen Formen“, 
wie es Franz Överbeck formuliert hat. Deshalb ist ihm Harnacks 
Gesch. d. altchristl. Lit. nur eine der „quellenmäßigen Voraussetzungen 
der Literaturgeschichte“, wenn auch eine grundlegende. Im Verhältnis 
zur Patrologie alten Stils bedeutet ihm eigentlich nur Krügers Ge- 
schichte der altchristl. Lit. in d. ersten 3 Jahrhunderten einen tüchtigen 
Fortschritt; aber auch K. hat sich nach seiner Ansicht zum Teil noch 
nicht energisch genug von dem alten Schriftstellerkatalog gelöst. Ob Jor- 
dan mit seinem Buch das Ziel erreicht hat, das er sich gesteckt hatte, 
mögen die alten Historiker unter den Theologen entscheiden. Für den 
Kirchenrechtler bedeutet das Buch ein brauchbares Hilfsmittel, das 
sich auch vom rein literarischen Standpunkt aus betrachtet angenehm 
liest und manches wertvolle Material enthält, das man nicht darin 
vermutet, z. B. eine literarkritische Betrachtung der Evangelien, der 
Briefe und der Apokalypse des neuen Testaments und vor allem: der 
Formen der Literatur der kirchlichen Ordnungen (S. 345—369), der 
Symbole und Glaubensregeln (S. 370—374). Dies wurde möglich, da 
Jordan den Begriff „Literatur“ sehr weit faßt, nämlich darunter ver- 
steht: solche veröffentlichte Schriftwerke, die mindestens an irgend 
einem Punkte in formaler oder inhaltlicher Hinsicht das selbständige 
Geistesprodukt des Schreibers sind. 

7. Gillmann, Fr., Prof. Dr. in Würzburg, Zur Geschichte des 
Gebrauchs der Ausdrücke „irregularis“ und „irregularitas‘. Er- 


weiterter Separatabdruck aus dem Archiv für kath. Kirchenrecht 


XCI, 1. Mainz, 1911, Kirchheim 44 8. 

Die Termini stehen weder mit dem 3. noch mit dem 17. Kanon 
des Nicaenums in Zusammenhang. Sie sind in letzter Linie auf eine 
von Augustinus gebrauchte Wendung zurückzuführen. Rufinus hat 
die Augustinische „integritas regularis personae“ verwertet und ver- 
wendet als erster den Ausdruck „irregularitas*. Gillmann geht dann 
auf die weitere Geschichte der Begriffe ein. Die Schrift verdient die 
günstige Beurteilung durch N. Hilling (Arch. f. kath. KR. .1911 
S. 577) sehr wohl. 


I 
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8. Ludwig, Der päpstliche Primat in der Beurteilung neuerer 
protestantischer Kirchenhistoriker. Passauer theol. prakt. Monatsschr. 
XX, 1910 S. 275 ff. Der faktische Primat der römischen Gemeinde 
seit Ende des ersten Jahrhunderts werde jetzt auch von protestanti- 
schen Gelehrten (Möller, Schubert, Harnack) mehr oder weniger un- 
umwunden anerkannt. 

9. Kneller, L. A. Theodor, Abucara über Papsttum und 
Konzilien. Innsbrucker Ztschr. f. kath. Theol. 1910 S. 419 #. Der 
Bischof Theodor von Haran, der in arabischer Sprache schrieb, ver- 
teidigte in der 1. Hälfte des 8. Jahrhunderts das chalcedonische Be- 
kenntnis gegen die Nestorianer, Jakobiten, Julianisten, Monotheleten. 
Die Konzilien, deren Einberufung der Bischof von Rom befiehlt, oder 
der er wenigstens zustimmt, sind legale Autoritäten für die Kirche. 
Die Kaiser hatten nur das Recht der Berufung, nicht aber das Recht 
der Prüfung der Lehre oder der Konzilsschlüsse. 

10. Schreiber, @., Priester der Diözese Hildesheim, Kurie u. 
Kloster im 12. Jahrhundert. 2 Bände. Stuttgart, 1910, Enke. Heft 
65 bis 68 der kirchenrechtl. Abh. v. Ulrich Stutz. XXXIV und 296, 
VI u. 4638. Mk. 11 u. 16. 

Studien zur Privilegierung, Verfassung und Bosnien zum Eigen- 


kirchenwesen der vorfranziskanischen Orden vornehmlich auf Grund 


von Papsturkunden von Paschalis IL. bis auf Lucius III. (1099-1181) 
nennt der Verfasser sein Werk, dessen günstiger Beurteilung durch 
E. Göller (Arch. f. kath. KR. 1911 S. 582 ff.) ich mich im allge- 
meinen anschließen kann. Auch ich halte Schreibers Arbeiten mit 
für die bedeutendsten der Stutzschen Sammlung. Allerdings teile 
ich auch (iöllers Bedenken und halte seine Ausstellungen für zu- 
treffend. Das Buch setzt zu viel voraus und liest sich infolgedessen, 
und weil die Zusammenhänge mit der allgemeinen kirchlichen Rechts- 
geschichte nicht erkennbar sind, schwer und ohne einen andern Genuß, 
als den, Belehrung empfangen zu haben. Den Ausgangspunkt des 
Forschers bot die Entstehung der in der Sammlung päpstlicher Kanzlei- 
ordnungen von Michael Tangl (Innsbruck 1894) enthaltenen Formeln 
für Ordensprivilegien. Schutz und Exemtion der Klöster‘ (insbeson- 
dere das päpstliche Eigenkloster S. 9—26), die Beziehungen des 
Klosters zum Ordinarius, das klösterliche Zehntwesen werde quellen- 
mäßig untersucht und erfahren vielfach eine ganz neue und eigen- 
artige Beleuchtung. Die Aufzählung der zahlreichen wertvollen Einzel- 
ergebnisse würde zu weit führen. 

11. Seppelt, Franz Xaver, D. Privatdoz. a. d. Univ. Breslau, 
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Studien zum Pontifikat Papst Cölestins V. Abh. z. mittl. u. neueren 
Gesch. von v. Below, Finke, Meinecke, Heft 27. Berlin u. Leipzig, 
1911, Rothschild. VII. u. 57 S. Mk. 2. (Eine ausführliche Kritik 
v. Hugo Laemmer im Arch. f. kath. KR. 1911 S. 578 ff.) 

Eine Habilitationsschrift und, wie sie der Verfasser im Vorwort 
nennt, eine „Nebenfrucht“ von Studien zu einer größeren Quellen- 
publikation. Die Vorarbeiten stammen teilweise von Professor Dr. 
M. Sdralek. Die Römischen Bibliotheken und Pariser Handschriften 
haben das Material für den demnächst erscheinenden ersten Band 
der „Monumenta Coelestiana“ geliefert. Vor allem wird das opus 
metricum des Kardinals Jakob Stefaneschi nebst den glossae inter- 
lineares neu herausgegeben und durch textkritische Anmerkungen er- 
läutert werden; die Vitae Cölestins von Pierre d’Ailly und Maffeo 
Vegio sollen folgen, die ältesten Statuten des Üölestinerordens und 
die Akten des Kanonisationsprozesses den ersten Band beschließen ; 
im zweiten soll das Register des Papstes rekonstruiert werden. Die 
Abhandlung schildert die Wahl Cölestins, seine Abdankung und die 
Wahl Bonifaz VIII. sowie die sich an Cölestins Abdankung anschlie- 
ßBende publizistische Kontroverse. Die Schriften von Petrus Olivus, 
des Aegydius Oolonna und anderer gegen und für die Möglichkeit der 
renunciatio papae werden eingehend und kritisch gewürdigt, wobei 
Finkes „Aus den Tagen Bonifaz VIII.“ die Grundlage für die Unter- 
suchung des Anlasses zum Streit abgibt. 

12. Hilling, Nikolaus, D. Dr. jur. et phil. ao. Professor in 
Bonn, Die Offiziale der Bischöfe von Halberstadt im Mittelalter. 
Heft 72 der kirchenrechtl. Abh. v. Ulrich Stutz. Stuttgart, 1911, 
Enke. VII u. 134 S. Mk. 5. (Vgl. auch die Rez. von Sägmüller in 
Theol. Quartalschrift 93, 486). 

Hilling handelt von Ursprung und rechtsgeschichtlicher Bedeutung 
der bischöflichen Offiziale im allgemeinen, den ältesten bischöflichen 
Offizialen in Halberstadt und den benachbarten Bistümern (nebst den 
bischöflichen Offizialen für bestimmte Teilbezirke in den Diözesen 
Münster, Halberstadt und Hildesheim), den Persönlichkeiten der 
Halberstädter Offiziale im Mittelalter, ihren Titulaturen, Ehren- und 
Rangbezeichnungen, ihrer rechtlichen Stellurg als Beamte, ihrer amt- 
lichen Tätigkeit (Streitige-, Straf-, Disziplinar- und Freiwillige-Gerichts- 
barkeit, Notariat, Verwaltungstätigkeit) und gibt am Schlusse eine 
Uebersicht über die Organisation der Offizialatsbehörde zu Halber- 
stadt. Damit ist die 1902 erschienene Abhandlung des Verfassers 
über die Halberstädter Archidiakonate im Mittelalter in erfreulicher 


318 Literaturübersicht. 


Weise ergänzt worden. Die mittelalterliche Geschichte des Bistums 
Halberstadt ist, wenn erst die im Vorwort versprochene Geschichte 
der Dekanatsverfassung auch vorliegen wird, durch Hilling wesentlich 
gefördert worden. Interessant ist in der Schrift über die Offiziale die 
Parallele mit den ihnen entsprechenden weltlichen Beamten, die 
Hilling für die Vorläufer jener hält. Die Schrift bietet vielfach mehr, 
als der Titel verspricht und greift häufig auf Nachbardiözesen über. 
Alles in Allem eine sehr wertvolle Untersuchung. 

13. Poetsch, Joseph, Dr. jur. Gerichtsassessor u. Privatdoz. in 
Münster i. W., Die Reichsacht im Mittelalter und besonders in der 
neueren Zeit. 105. Heft der Untersuchungen zur Deutschen Staats- 
und Rechtsgeschichte v. Gierke. Breslau, 1911, Marcus. XIV u. 2618. 
Mk. 8.60. 

Poetsch setzt sich in der Einleitung mit der vorhandenen Literatur 
auseinander, geht im 1. Teil (Grundlegung) auf Begriff und Ursprung 
der Reichsacht sowie die Bezeichnung der Reichsacht ein, behandelt 
im 2. Teil die wesentlichsten Anwendungsfälle (Verfestung, Folge des 
Kirchenbanns, vertragsmäßige Uebernahme, im 3. Teil die Arten der 
Reichsacht (sofortige Friedlosigkeit, einfache Reichsacht und Ober- 
oder Aberacht sowie die Privation), im 4, Teil das Verfahren (Zu- 
ständigkeit im allgemeinen und über Reichsstände im besonderen; 
Verfahren vor und nach 1495), im 5. Teil die Folgen der Reichsacht 
in persönlicher und vermögensrechtlicher Hinsicht, im 6. die Voll- 
streckung und die zeitweilige Suspension der Reichsacht, im 7. die 
Lösbarkeit, ihre Voraussetzungen, das Achtabsolutionsverfahren vor 
und nach 1495 und die Wirkungen der Achtabsolution, im 8. Teil 
die rechtliche Natur der Reichsacht. In letzterer Hinsicht stellt 
Poetsch den Ansichten von Hälschner, R. Löning, Franklin, Hugo 
Meyer, Planck und Frensdorff seine eigene Ansicht gegenüber. Er 
erblickt für die Periode vor 1495 in der einfachen Reichsacht nur ein 
prozessualisches Zwangsmittel, dessen Zweck war, den Aechter zu be- 
wegen, zu Recht zu stehen. Die sofort oder durch Verkündung der 
Oberacht zur vollen Friedlosigkeit gesteigerte Reichsacht war dagegen 
nach seiner Meinung eine wirkliche Strafe, und zwar sowohl des Un- 
gehorsams als des Verbrechens. Für die Zeit nach 1495, in der es 
eine einfache Reichsacht nicht mehr gab, unterscheidet er zwischen 
der allein wegen Ungehorsams und der wegen Missetat, namentlich 
wegen Landfriedensbruchs verhängten Reichsacht. In dieser sieht er 
eine Strafe, in jener (der Kontumaxacht) ein rein prozessuales Zwangs- 
mitte. Die Kontumaxacht mußte in vermögensrechtlicher Hinsicht 
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stets durch Einsetzung des Klägers in die Güter des Geächteten, die 
Deliktsacht konnte vom Exekutor nach freiem Ermessen vollstreckt 
werden. Jene mußte bei Erfüllung der vorgeschriebenen Voraus- 
setzungen stets gelöst werden. Die Lösung von der Deliktsacht war 
ein reiner Gnadenakt. Vor 1495 war der Kaiser allein zur Ver- 
hängung und Lösung der Reichsacht zuständig, nach 1495 auch das 
Reichskammergericht. Seit dem Ende des 16. Jahrhunderts erkannte 
dieses auch auf Geldstrafe statt der Acht, was die Reichsgesetzgebung 
bestätigte. Für Zivilsachen wurde die Ungehorsamsacht außer gegen 
Tutoren und Kuratoren 1654, vollständig 1711 beseitigt. Die Voll- 
streckungsreichsacht wurde 1654 auf den Fall der tätlichen Wider- 
setzung gegen die Exekution beschränkt. Zum letzten Male ver- 
hängte das Reichskammergericht im Jahre 1698 die Reichsacht, der 
Kaiser noch im 18. Jahrhundert, durfte jedoch gegen Reichsstände 
seit 1711 nur mehr auf ein Erkenntnis der Reichsversammlung hin 
die Acht aussprechen, wozu es indessen nicht mehr kam. — Das 
staatskirchenrechtliche Interesse an der Arbeit beschränkt sich auf 
wenige Seiten (S. 36—41 f., 169—171). 

14. Stenton, F.M., Types of manorial structure in the northern 
Danelaw und Neilson, N., Customary rents (Oxford studies in 
social and legal history edited by Paul Vinogradoff Vol. II) Oxford 
1910, Clarendon Press, IV u. 219 S., 12 8. 6. d. 
| Stenton hat die verschiedenen Typen der „manorial institutions“, 
der „manorial structure“ in den Grafschaften Northern Danelaw- 
York, Derby, Nottingham, Leicester, Lincoln und Rutland in den Ur- 
kunden der Anglo-dänischen Periode festgestellt und Unterschiede in 
der Entwicklung zwischen dem durch die Kolonisation der Dänen 
geschaffenen Recht und dem Süden und Westen von England festge- 
stellt. Die Abhandlung ist für die Wirtschafts- und Rechtsgeschichte 
Englands im 11. und 12. Jahrhundert, namentlich für die Entstehung 
des Lehenswesens von Bedeutung. Neilson (eine Dame) behandelt die 
verschiedenen Arten von Zinsen und Renten, eine crux der mittel- 
alterlichen Geschichte, und zwar die Foodrents, rents commuting 
labour services, pasture and estovers, condition rents, .miscellaneons 
rents (in alphabetischer Folge), dann die royal rents (administrative 
und judicial) und schließlich (auf 14 Seiten) die church rents. Eine 
tabellarische Uebersicht, ein Quellenregister und ein ausführlicher 
Index sind beigefügt. 

15. Schwalm, J., Das Formelbuch des Heinrich Bueglant. An 
die päpstliche Kurie in Avignon gerichtete Suppliken aus der 1. Hälfte 
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des 14. Jahrhunderts. Mit einem Anhang verwandter Stücke. Ham- 
burg 1910, Lukas Gräfe. XLIV u. 188 S. und 5 Faksimiletafeln in 
Lichtdruck. 

237 Suppliken werden wiedergegeben, in der Einleitung die Hand- 
schriften beschrieben, die Beziehungen Bucglants und Vrackels zum 
Formelbuch dargetan, seine Entstehung, Niederschrift und Inhalt sowie 
Allgemeines über das Supplikenwesen mitgeteilt. Ein Anhang, ent- 
haltend Suppliken aus einer Erfurter Handschrift, Luxemburgische 
Suppliken etc. nebst einem ÖOrts- und Personenregister bildet den 
Schluß. Vier besonders wichtige Stücke der Hamburger Handschrift 
sind im Lichtdruck reproduziert. Schwalm kommt zu dem Resultat, 
daß, ehe die offiziellen Supplikenregister durch Benedikt XII. einge- 
führt wurden, jeder der Notare der Supplikenbüros ein eigenes Register 
über die ihm zugegangenen und von ihm erledigten Petitionen führten, 
Aus solehen Quellen hat wahrscheinlich Bucglant geschöpft. Sein 
Formelbuch ist 1340 entstanden. 

16. Finke, Heinrich, Dante als Historiker. Histor. Zitschr. 104, 
1910 Nr. 3 8. 43 ff. Charakterisiert Dante, dessen Monarchie er vor 
allem benutzt, als Kirchenpolitiker. 

17. Göller, Emil, Dr. Prof., Die päpstlichen Reservationen und 
ihre Bedeutung für die kirchliche Rechtsentwicklung. Internat. 
Wochenschr. 4, 1910, 337—848, 363—378. Diese Freiburger Antritts- 
rede ist nicht ohne Bedeutung für die Beurteilung der Reservation. 
Das vatikanische Archiv ist mit Erfolg benutzt. | 

18. Haller, Johannes, D. Prof. in Gießen, Die Kirchenreform 
auf dem Konzil zu Basel. Korrespondenzbl. d. Gesamtverbands der 
deutschen Gesch. u. Altertumsvereine 58, 1910, Sp. 9 ff. Legt den 
Kodex über amtliche Schriftstücke des Präsidenten des Konzils, Juliat 
Cesarini, aus der Bibliothek des Hospitals in Cues a. d. N. seinen 
Forschungen zugrunde und führt aus, daß die Nachwirkungen des 
Konzils bis zum Vaticanum gedauert haben, und daß von einem Siege 
des Papstes auf dem Konzile den Staaten gegenüber umsoweniger 
die Rede sein könne, als die Kirche gerade infolge der Baseler Be- 
schlüsse vielfach nationalisiert und territorialisiert worden sei, eine 
Tatsache, die der Reformation vorgearbeitet habe. 

19. Jackowski, Die päpstlichen Kanzleiregeln und ihre Be- 
deutung für Deutschland. Arch. f. kath. KR. 90, 1910, 3 ff., 19 #, 
432—462. Namen, Begriff, Entstehung und Entwicklung werden ein- 
leitend behandelt, dann die reservatorischen Kanzleiregeln historisch 
geprüft und die in Deutschland rezipierten Regeln festgestellt. 


Kirchenrechts- und Kirchenkulturgeschichte. 321 


20. Parayre, R., Le dime ecclösiastique, ä& propos d’un livre 
recent. L’Universit& catholique 65, 1910, S. 373—8%, setzte sich mit 
P. Viard, Histoire de la dime ecclösiastique, principalement en France 
jusqu’an decret de Gratien (Dijon, 1909) auseinander. 

21. Stutz, Ulrich, Prof. Dr. in Bonn, Der Erzbischof von Mainz 
und die deutsche Königswahl. Ein Beitrag zur” deutschen Rechts- 
und Verfassungsgeschichte. Weimar, 1910, Böhlau. Vgl. die Selbst- 
anzeige in der Ztschr. d. Savignystiftung für Rechtsgeschichte 1910 
S. 444 ff. und die Rez. im Arch. f. kath. KR. 91, 775 (Spretter). 

22. Werminghoff, Albert, Nationalkirchliche Bestrebungen 
im deutschen Mittelalter. Heft 61 d. kirchenrechtl. Abh. v. U. Stutz. 
Stuttgart, 1910, Enke. M. 7. 

23. Veit, Andreas Ludwig, Dr., Priester in Mainz, Kirchl. 
Reformbestrebungen im ehemal. Erzstift Mainz unter Erzb. Jos. Phil. 
v. Schönborn 1647—1673. Stud. u. Darst. aus d. Geb. d. Gesch. 
v. Grauert, VII Heft 3. Freiburg, 1910, Herder. XIV u. 119 Ss. M, 3. 
Der Verfasser benutzt bisher ungedruckte archivalische Dokumente und 
nutzt sie sorgfältig aus. Die Mainzer Gegenreformation, die kirchl. 
Verwaltungsorganisation in Mainz im 17. Jahrhundert, die rechtl. Be- 
ziehungen des Erzbischofs zum Kollegial- und Regularklerus, die 
Schaffung des Generalvikariats, die Reform des Seelsorgeklerus, gottes- 
dienstliche und sittenpolizeiliche Verordnungen, die Schulorganisation 
und der Religionsunterricht werden in genügender Vollständigkeit 
behandelt. Beilagen und Register erhöhen den Wert der kleinen 
Schrift. 

24. v.Schubert, Hans, Bekenntnisbildung und Religionspolitik 
1523/30 (1524—1534) 7 Gotha, 1910, Perthes. Vereinigt 2 Artikel aus 
der Ztschr. f. Kirchengeschichte (Nr. 29 u. 30: Beitr. z. Gesch. d. ev. 
Bündnis- und Bekenntnisbildung 1529/30) in Gestalt einer Broschüre, 
in der er wichtige Urkunden, z. B. Melanchthons Gutachten über das 
Verhältnis der Evangelischen zu Kaiser und Reich neu abdruckt. 
Der Kaiser kam dem Landesherrn gegenüber nicht mehr als „Obrig- 
keit“ in Betracht. 

25. Müller, Karl Dr., Prof. in Tübingen, Gemeinde und welt- 
liche Obrigkeit nach Luther. Christl. Welt 1910 Nr. 22 u. 23. Sp. 
510—516, 529—540. Der Aufsatz ist eine Art Auszug aus der ähn- 
lich betitelten größeren Arbeit Müllers. Er folgt im Streit Drews- 
Hermelink jedem von beiden eine Strecke. Im Gesamtergebnis gibt 
er keinem von beiden recht. Bei Drews findet er die falsche Auf- 
fassung der geschichtlichen Grundlagen von Luthers Anschauungen 
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zu tadeln, Hermelink operiert ihm zu viel mit okkamistischen, apo- 
kalyptischen und neuplatonischen Elementen. 

26. Holl, Karl D., Professor in Berlin, Luther u. d. landes- 
herrliche Kirchenregiment. Erstes Ergänzungsheft zur Zeitschrift für 
Theologie und Kirche 1911. Tübingen, Mohr. 60 S. M. 1.50. 

Holl nimmt zu dem Streit Hermelinks und Drews, den Karl 
Müller dadurch geschlichtet zu haben schien, daß er jedem der Gegner 
bis zu einem gewissen Punkte recht gab, Stellung. Er tritt im 
wesentlichen Müller und damit überwiegend Hermelink bei, nimmt 
demgemäß an, daß Luther sich zwar in ‘den Jahren 1519—1527 in 
seinen Ansichten entwickelt, aber mit sich selbst in den Grundzügen 
in Uebereinstimmung geblieben sei. Nur in einem Punkt tritt er 
Müller entgegen, nämlich dessen Behauptung, daß die kurfürstliche 
Instruktion von 1527 und Luthers Vorrede zu den Visitationsartikeln 
sich innerlich aneinander anschlössen und sich gegenseitig ergänzten. 
Ob ihm die Widerlegung Müllers gelungen ist, darüber werde ich mich 
mit ihm an anderer Stelle auseinandersetzen. 

27. Scheel, Otto D., ao. Prof. in Tübingen, Dokumente zu 
Luthers Entwicklung (bis 1519). Tübingen, 1911, Mohr. XI u. 1468. 
M. 3, geb. 3.50. 

Die Sammlung ist als 9. Heft der 2. Reihe aungerählten kirchen- 
und dogmengeschichtlicher Quellenschriften erschienen, die als Grund- 
lage für Seminarübungen unter Leitung von Gustav Krüger (Gießen) 
herausgegeben worden. Die Auswahl ist gut getroffen. Das Wesent- 
liche wird geboten. Die Ordnung ist chronologisch. Die Quellen 
„2. u. 8. Rangs“ hätte man vielleicht lieber denen ersten Rangs un- 
mittelbar sachlich oder chronologisch angereiht gewünscht, sie. sind 
in einen besonderen Teil verwiesen. Nach meinem Empfinden ist in 
der Geschichtsforschung alles ersten Rangs, nämlich positiv’ oder 
negativ gleich wichtig. Luthers eigne briefliche und sonstige Aeuße- 
rungen lassen sich doch nur gezwungen in dieser Weise klassifizieren. 

28. Helle, Philipp in Bonn, Die Konferenzen Morones mit 
Kaiser Ferdinand I. (Mai 1563) und ihre Einwirkung auf den Gang 
des Trienter Konzils. Rent: 1911, Georgi. Inaugural-Dissertation 
66 S. 

Die Schrift bestätigt im essshlichen die Ansicht M.- Ritters 
(deutsche Gesch. 1 S. 175), daß „die Sendung Morones nur die eine 
Bedeutung hat, daß er sich in freundlicher Weise mit dem Kaiser 
aussprach und unter dem Scheine eines näheren Einverständnisses 
schied“. Veränderungen ' zugunsten der Kurie in der Einwirkung 
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Ferdinands auf die Verhandlungen des Tridentinums hat die Sendung 
Morones nicht herbeigeführt. 

29. Schreuer, Hans Dr., Professor in Bonn, Die rechtlichen 
Grundgedanken der französischen Königskrönung. Mit bes. Rück- 
sicht auf die deutschen Verhältnisse. Weimar, 1911, Böhlau VI u. 
180 S. M. 6. Heinrich Brunner und Otto Gierke zum 70. Geburts- 
fest gewidmet (88 5-—7 waren Bestandteil der Festschrift für Brunner, 
Weimar 1910, Böhlau, von $ 15 ist ein Auszug in der Festschrift für 
Gierke erschienen, Weimar, 1911, Böhlau). Das für die rechtliche 
Stellung des Königtums und der Stände so wichtige Thema findet in 
Schreuer einen würdigen Bearbeiter. Kann doch nur von hier aus 
auch die Geschichte des Kurfürstentums aufgeklärt werden; ebenso 
die Geschichte der Pares Franciae von ihrer Krönungsfunktion aus. 
Schreuer will zunächst nur das objektive Krönungsrecht darstellen, 
also die äußeren Krönungshandlungen als Staatsakte und kirchliche 
Zeremonien beschreiben, endlich deren Tragweite und Rechtswirkung 
ins Auge fassen. Nach kurzer Skizzierung der Aufgabe und der 
Quellen wird ein Gesamtbild der Zeremonien gezeichnet, dann werden 
das Wahl- und Erbrecht, die Wahlkapitulationen, die Insignien, die Sal- 
bung und Krönung, die Thronerhebung und Huldigung behandelt. 

30. Niedner, Johannes Dr., Professor in Jena, Die Entwick- 
lung des städtischen Patronats in der Mark Brandenburg. 73. u. 
74. Heft der kirchenrechtl. Abh. v. Ulrich Stutz. Stuttgart, 1911, 
Enke. VI u. 286 8. M. 10. 

Das Patronatrecht gehört zu den interessantesten, aber auch. 
schwierigsten Materien des Kirchenrechts; insbesondere das städtische. 
Die Kirchenrechtswissenschaft ist daher dem verdienstvollen Verfasser 
zu Dank verpflichtet, daß er sich der Aufgabe unterzogen hat, die 
Entwicklung des städtischen Patronats in der Mark darzutun. Auf 
einen einleitenden Abschnitt über die städtische Kirchenverwaltung 
zur Reformationszeit, in dem namentlich die ruhigen, objektiven Ur- 
teile über die Stellung der Reformatoren zur Kirchenverwaltung 
sympathisch berühren, folgt die Darstellung des Rechts der Refor- 
mationsordnung von 1573, der Rechtslage im 17. u. 18. Jhd., des 
Einflusses des Allg. Landrechts und schließlich der Entwicklung im 
19. Jhd. Ein Urkundenanhang sowie ein Quellen- und Sachregister 
erhöhen den Wert der Schrift, der im allgemeinen darin zu erblicken 
ist, daß das Verhältnis der politischen Gemeinde zur kirchlichen eine 
neue Klärung erfährt und im besonderen darin, daß mit ihr eine 
Geschichte der städtischen Kirchenverwaltung in Deutschland be- 
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gonnen ist, von der wir bis jetzt nur sporadische Fragmente besitzen. 
Die Märkischen Kirchenordnungen von Sehling (III Leipzig 1909) 
haben der Arbeit die quellenmäßige Unterlage gegeben. 

31. Redlich, Otto R., Jülich-Bergische Kirchenrpolitik am Aus- 
gange des Mittelalters und in der Reformationszeit. 2 Bd. Visitations- 
protokolle und Berichte; 1. Teil: Jülich (1533—1589), mit urkund- 
lichen Beilagen von 1424—-1559. Bonn 1911, Hanstein. XXXLJ u. 
948 S. M. 32. | 

Dieser 28. Band der Publikationen der Gesellschaft für Rheinische 
Geschichtskunde bringt die Jülicher Visitationsprotokolle und Berichte, 
während die Bergische Erkundigung einem zweiten Teil, also einem 
weiteren Band vorbehalten bleibt. Die Reihenfolge der einzelnen 
Aemter ist alphabetisch geordnet, ebenso innerhalb des Kreises der 
Aemter die Reihenfolge der Ortschaften. Die Unterherrschaften sind 
gesondert behandelt. Den einzelnen Berichten sind kurze erläuternde 
Zeit- und Quellenangaben sowie Mitteilungen über die Veranlassung 
der Erkundigung beigegeben. Neben der Literatur sind auch Archı- 
valien (aus den Staatsarchiven Düsseldorf und Koblenz, den Samm- 
lungen von Alfter und Gelenius in Darmstadt, den Farragines Gelenü 
im Stadtarchiv Köln, aus Pfarr- und Gemeindearchiven) benutzt wor- 
den. Wichtige Stellen sind gesperrt, Regesten kursiv gedruckt. Von 
letzteren ist namentlich bei den Berichten von 1582 ff. Gebrauch ge- 
macht worden. Inhaltlich gliedert sich der Band in 1. Instruktionen, 
Anweisungen und Fragestücke (1532—1589), 2. Protokolle und Be- 
richte (nach Aemtern, Ortschaften und Unterherrschaften), 3. Beilagen 
(1424—1559). Ein Verzeichnis der Abkürzungen und ein Verzeichnis 
der nach Ausweis der Visitationsprotokolle in den Händen der 
amtierenden Geistlichen befindlichen Literatur sowie ein Orts- und 
Personenregister ist beigefügt; das Sachregister soll erst am Schlusse 
des zweiten Teils des II. Bandes kommen. 

32. Kahl, Wilhelm Dr., Prof. in Berlin, Der Rechtsinhalt des 
Konkordienbuchs. Sonderdruck aus der Festgabe für Gierke. Breslau, 
1910, Marcus. 47 S. Kahl untersucht das Verhältnis des Konkordien- 
buchs zum kanonischen Recht, seine Stellung zum Verhältnis der welt- 
lichen und geistlichen Gewalt, die darin enthaltenen Grundlagen der 
evangelischen Kirchenverfassung, die Bestimmungen über die Kirchen- 
zucht und die Ehe, die Anschauungen über das ius divinum. Als 
Sammlung der am Ende des 16. Jahrhunderts in den deutschen 
evangelischen Landeskirchen anerkannten Bekenntnisschriften ist das 
Konkordienbuch v 25. VI. 1580 von hervorragender historischer Be- 
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deutung, und die wertvolle Monographie Kahls mit Freuden zu be- 
grüßen. 

33. Galante, Andrea, Prof. Dr. in Innsbruck, La correspon- 
denza del Card. Cristoforo Madruzzo, Innsbruck, Wagner 1911. 
XI u. 35 8. M. 4.30. 

Diese mit dem Porträt des DEN Kardinals von Tizian 
geschmückte Publikation ist nicht ohne Bedeutung für die Kirchen- 
. rechtsgeschichte. Sie bringt in einer Einleitung eine kurze Lebens- 
beschreibung Madruzzos, den Hinweis auf die zahlreichen bedeutenden 
Persönlichkeiten, mit denen er im Laufe seines Lebens (1512—1578) 
in Berührung gekommen ist, und geht dann auf den im Innsbrucker 
Staatsarchiv befindlichen Bestand seiner Korrespondenz näher ein, 
von dem Galante selbst sagt (S. IX) daß er „lungi d’all essere com- 
pleta“ ist, von der aber auch sagen durfte (S. XI), daß sie von großem 
historischem Interesse ist und späteren Studien als Wegweiser dienen 
kann. Es folgt eine chronologische Uebersicht über die gesamte in 
Innsbruck vorhandene Korrespondenz des Kardinals von 1539—1567, 
eingeteilt in 3 Teile und fortlaufend numeriert. Dies Verzeichnis 
enthält Datum, Absender, Absendungsort und Seitenzahl sowie die 
Sprache, in welcher der Brief geschrieben ist. Ein Namens- und ein 
Ortsverzeichnis bilden den Schluß. 

33a. Galante,A., Kulturgeschichtliche Bilder aus der Trienter 
Konzilszeit. Innsbruck 1911. 

Diese Schrift des rühmlichst bekannten Kanonisten kann allen, die 
an der Geschichte des Konzils von Trient ein Interesse haben, und 
also auch den Lesern unserer Zeitschrift auf das wärmste empfohlen 
werden; sie erhalten hier ein lebensvolles Bild des historischen und 
kulturellen Rahmens des Konzils (wobei sich die Darstellung Galantes 
bis auf die kleinsten Details erstreckt) und der kirchenrechtlichen Vor- 
gänge auf dem Konzil. Die Schrift stellt eine vermehrte Vebersetzung 
der italienischen Originalausgabe dar; die VUebersetzung in das Deutsche 
hat Eduard Spitaler besorgt. Vortrefflich ausgewählte Bilder erhöhen 
den Genuß der Lektüre. Emil Sehling. 

34. Brückner, H., Vom Bischof zum Konsistorium :in Kur- 
sachsen. Hilgenfelds Ztschr. f. wiss. Theologie 22, 1910 8. 147 f. 
geht auf Luthers Ansicht über Wensndens Gomeindebildung und 
weltliche Obrigkeit ein. 

35. Richard. P., Origines et d&veloppement de la secretairerie 
apostolique (14171828). Revue d’histoire Br XI, 1910, 
. Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. I. 2. 22 
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S. 56 ff. Behandelt einleitend die Brevensammlung des vatikanischen 
Archivs. 

36. Ansorge, Kirchenzucht in der Mitte des 18. J ähkhunderte, 
Zitschr. d. V. f. Kgesch. d. Prov. Sachsen VII. 1, 1910, 8. 97—107, 

37. Nottarp, H., Dr. in Bonn, Netordnung der kirchl. Ver- 
hältnisse in Altpreußen durch die Bulle de salute animarum. Theo- 
logie und Glaube, Paderborn 1910 S. 450—458, Geht auf die durch 
die Einführung der Bulle notwendig gewordenen Verfassungs- und 
Zirkumskriptionsänderungen ein und gedenkt dabei des kirchlichen 
Exekutors, Bischof Joseph von Ermland. 

38. Rauch, Karl, Stiftsmäßigkeit und Stiftsfähigkeit in ibrer 
begrifflichen Abe hun Ein Rechtsgutachten, zugleich ein Beitrag 
zur Geschichte des deutschen Adelsrechts. Weimar, 1910, Böhlau. 
Sonderabdruck aus der Festschrift für Brunner. 24 8. M. 0.8. 
Stiftsmäßig ist nur das Geschlecht, das bereits einmal bei einer Ahnen- 
probe mit Erfolg aufgeführt worden ist. Die Stiftsfähigkeit ist ein 
durchaus relativer Begriff. 

39. Ebert, Ludwig, Dr., Der kirchenrechtliche Territorialismus 
in Bayern im Zeitalter der Säkularisation. Ein Beitrag zur Ge- 
schichte des Verhältnisses von Staat und Kirche in Bayern. Heft 9 
der Sektion f. Rechts- und Sozialwissenschaft der Görresgesellschaft. 
Paderborn, 1911, Schöningh. X u. 980. M. 4. 

Die Arbeit stellt lediglich das kirchenpolitische Verhältnis der 
bayerischen Regierung zum ÖOrdinariat Freising in der fr. Zeit dar, 
entspricht also insofern nicht ganz dem Titel. Ebert führt alle da- 
maligen Ereignisse und Erscheinungen kirchenpolitischer Art auf 
Seiten des Staates auf 2 Prinzipien zurück, Säkularisation und Terri- 
torialismus, — worin er recht haben dürfte. Er behandelt die Epoche 
von 1800—1809 (Religionsedikt) auf Grund archivalischer Studien im 
Kgl. Oberbayerischen Kreisarchiv und im Erzbischöflichen Ordinations- 
archiv, geht auch auf die zeitgenössische publizistische Literatur ein. 
Er teilt den Stoff in 9 Kapitel (Säkularisation, Territorialismus, Papst 
und Konkordatsfrage, Diözesen, Domkapitel, Pfarreien nebst Bene- 


fizien u. Patronat, Klerus, Kirchenvermögen, Ehe). Fast zu viel ver- 


schiedenes Material, sodaß einzelnes zu kurz kommt, z. B. das Kirchen- 
vermögen auf nur 9 Seiten. In einer Schlußbetrachtung spricht Ebert 
seine Ansicht über die Säkularisation dahin aus, daß es ein „System 
gewesen sei, das man für gut, recht und richtig gehalten habe“, dab 
aber anders als die Tatsache der Säkularisation : die Art ihrer Ein- 
leitung und Durchführung zu beurteilen sei. Er findet für Freising 
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Soll und Haben aus der Säkularisation im Budget des Staates nahezu 
balanziert. Mit Recht hebt er hervor, daß eine auf Quellenforschung 
beruhende Geschichte der Säkularisation bei der demnächstigen Ver- 
mögensauseinandersetzung zwischen Staat und Kirche eine brauchbare 
Grundlage bilden kann. 

40. Bachem, Jul. u. Karl, Die kirchenpolit. Kämpfe in Preußen 
gegen die kathol. Kirche, insbes. d. große Kulturkampf der Jahre 
1871—1887. Freiburg, 1910, Herder IV u. 86 S. M. 0.60. 

41. Lewald, Die bad. Gesetzgebung des Jahres 1908. Zitschr. 
f. bad. Verwaltung 1, 1910 S. 1—8. Behandelt die Kirchengesetz- 
novelle, die Pfarrdotation, die Kirchensteuer. 


III. 
Staat und Kirche. Staat und Religion. 
1. Allgemeines. 


1. Ahlbrecht, Religionsgesellschaften und Registerrichter. 
Deutsche Juristenzeitung 1910, 2. S. 123—-127. 

2, Ascani, Giovanni, Posizione giuridica della chiesa nel diritto 
italiano. Rom, 1910, Desclee. 32 8. L. 0.40. 

8. Bruce, F. D., The legal and constitutional Relationship 
between Church and State in England. London, 1910, Century Press. 
198 8.8. 3.d. 6. 

4. Curtius, Fr.,, Für das Recht der Frauen in der Kirche. 
Berlin, 1910, Curtius. 32 S. M. 0.50. Tritt für das im Verfassungs- 
entwurf der Augsburgischen Kirche in Elsaß-Lothringen den Frauen 
gewährte Recht der Mitgliedschaft des Kirchenrechts etc. mit guten 
Gründen ein. | 

5. von Czapski, N., Die prinzipiellen Elemente und die recht- 
liche Natur der Konkordate. Berlin, 1910. Diss. 56 8. 

6. Elyers, A. J. O., Die Entwicklung der Kirche in Amerika. 
Das freie Wort X, Frankfurt, 1910, S. 53. 

’. Eyschen, P., Staat und Kirche in Luxemburg im Staatsr. 
d. Gr. Luxemburg 1910, S. 185—207. | 

: 8 Kirchenpolitische Briefe Das neue Jahrhundert 
N. 9, 11, 14, 1910. 
. Kusnrcezow, Das Gesetz über die Religionsfreiheit, 1910. 

10. Friedrich, Julius, Das Verhältnis von Staat und Kirche 
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in Portugal. Grenzboten 1911. 

11. Murri, Romolo, Delle religione, della chiesa e dello State. 
Milano, 1910, Treves. 340 8. L. 4. | 

12. Osning, H., Kirche und Staat. Hammer. Leipzig, 1910, 
S. 285. | 

13. Paquet, A, und Naumann, Fr., Eine unterbliebene Um- 
frage, Staat und Kirche. Die Christliche Welt, Marburg 1910 Nr. 3. 

14. Regierung und Bischöfe. Allg. ev. luth. Kirchen- 
zeitg. 1910 Nr. 3. 

15. Zur arten der reichsländ. Bi 
schöfe mit der Regierung. Histor. polit. Blätter Bd. 145, 
München, 1910, S. 218—227. Bespricht die bekannten Vorgänge im 
allgemeinen deutschen Lehrerverein und der reichsländischen Lehrer- 
schaft. | | 

16. Die Romfahrt der Bischöfe v. 3. XII. 1909 behandelt 
die wissenschaftl. Beilage der Germania 1910 S. 51 ff. und versieht 
den Artikel mit geschichtl. Rückblicken. 

17. Die „römische Frage“ und die kircheurecht 
liche Möglichkeit ihrer Lösung (von einem deutschen 
Kanonisten).. Archiv f. kath. KR. 90, 1910 8. 68—83, 209-277, 
503—515. 

18 v. Savigny, L., Preußische Kirchenpolitik in der Beleuch- 
tung Bachems. Deutsche Wacht, Bonn 1910 Nr. 12 S. 181—183. 

19. Seeland, Die Lage der katholischen Kirche in Braun- 
schweig. Hildesheim 1910, Steffen. 

20. Selbst, Dr., Kirchliche Zeitfragen. Der Katholik 90, 1910 
Ss. 53—68, 216—226. Behandeln die nn den Schulkampf 
und die Borromäusenzyklika. 

2]. Sell, Karl, Der Frsenmankäng von Befsriation und poli- 
tischer Freiheit, in Theolog. Arbeiten aus d. rhein. wiss. Prediger- 
verein N. F. XII. Tübingen, 1910, Mohr. 79 8. 

22. Taube, M. A., Die gegenwärtige yölsomiechluche, Lage des 
Papstes. 1910. 15 8. 

23. Viragh, Gg., A magyar vellasi jog &s fadesgar (Das ungar. 


Religionsrecht und seine Auswüchse), Beakö, 1910. 94 S. Kr. 1.50. 


24. Loesche, Prof. Dr, Von der Duldung zur Gleich- 
berechtigung. Archivalische Beiträge zur Geschichte des Prote- 
stantismus 1781—1861. Zur 30jährigen Erinnerung an das zur 
stantenpatent. Wien und Leipzig 1911. 

Mit Recht beginnt der Verfasser sein Vorwort mit dem Satze 
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„Um die Wichtigkeit des Protestantenpatentes vom 8. April 1861 
für die evangelische Diaspora Zisleithaniens und den österreichischen 
Staat, die Geschichte der Kirche, der Religion, und des Rechtes, end- 
lich die Einzel- und Volkspsychologie zu ermessen, muß man die 
achtzig Jahre seit den sieben heiligen Sätzen des „Toleranzpatentes“ 
sich vergegenwärtigen, den mühseligen Weg zwischen den beiden 
josefinischen Polen nachwandern“. Das tut nun der Verfasser mit 
bewunderungswürdiger Gründlichkeit und Subtilität, auf nicht weniger 
als 52 Seiten Einleitung (die in knappen Zügen den allgemeinen histo- 
rischen Rahmen bietet), 654 Seiten Text und 145 Seiten Beilagen und 
Anmerkungen. Er bietet uns eine im wesentlichen auf archivalischen 
Forschungen beruhende und darum unsere Kenntnisse dieser nicht 
bloß für Oesterreich interessanten Periode in dankenswertester Weise 
bereichernde Darstellung dieser achtzigjährigen Protestantengeschichte 
von 1781—1861, vom Toleranzpatente Josefs I]. bis zum Protestanten- 
patente Josefs II. vom 8. Juni 1861. Der Verfasser hat sich in liebe- 
vollster Weise in seinen Stoff versenkt und seiner Darstellung merkt 
man es überall an, daß er mit ganzer Seele dabei beteiligt war; so 
gewährt denn die Lektüre dieses Werkes staunenswerter Gelehrsam- 
keit in seiner herzenswarmen, eigenartig frischen Form einen erhöhten 


Genuß. Emil Sehling. 


2. Die Trennung von Staat und Kirche. 


25. Bittwolf, R., Die Frage der Trennung von Staat und 
Kirche im badischen Landtagee Der Monismus, Berlin, 1910 
8. 204—210. 

26. Friedrich, Julius, Dr. Landgerichtsrat u. ao. Prof. in 
Gießen, Die Trennung von Staat und Kirche in Spanien. Die Grenz- 
boten 69, 1910 S. 615—623. Bespricht die gegenwärtige staatskirch- 
liche und kirchenpolitische Lage in Spanien auf der Grundlage ihrer 
historischen Entwicklung und äußert sich über die Aussichten der 
Trennungsbewegung. | 

27. Mack, F., Die Trennung von Staat und Kirche, Eine Schrift 
zur Aufklärung für d. kath. Volk. Trier, 1910, Paulinusdruckerei. 
IV u224 S. M. 2. Beschreibt und kritisiert die Geschichte der 
Trennungsbewegung in Frankreich und in den anderen „Trennungs- 
staaten“. Es steht viel Richtiges in der Schrift, aber auch viel Ten- 
_ denziöses und einseitig Konfessionelles. Die Literatur ist ziemlich 
willkürlich verwertet, das Ganze keine wissenschaftliche Untersuchung 
sondern eine kirehenpolitische Agitationsschrift. 
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3. Kirche und Schule. Kirche und Universitäten. 


28. Burbach, F., Ist die Trennung von Kirche und Schule in 
Meiningen vorbildlich. Christl. Welt 1910 Nr. 15 S. 3483553. 
Hält das Aufhören der Verpflichtung der Lehrer, den Kantoren- und 
Örganistendienst zu übernehmen, sowie die Lösung der organischen 
Verbindung zwischen Kirche und Schule nicht für vorbildlich. Mit 
Recht verlangt er die Mitgliedschaft des Lehrers im Kirchenvorstand 
und des Pfarrers im Schulvorstand, 

29. Erdzieck, Zur Reform der kirchl. Zustände und des Reli- 
gionsunterrichts. Leipziger Lehrerzeitung 1910 Nr. 21. 

30. Geigel, Die Grenzen staatl. u. kirchl. Gewalt, namentlich 
betr. des Religionsunterrichts und der Wahlen. Els.-Lothr. Juristen- 
zeitg. 2, 1910, S. 106—110. | 

31. Stephan, Horst, Die kirchl. Stellung des Religionslehrers. 
Berlin, 1910, Reuther und Rheinhard. 23 S. M. 0.40. Vortrag, mit 
besonderer Berücksichtigung der sächsischen Verhältnisse, verlangt als 
Religionsunterricht einen in sich selbständigen volkskirchlichen Dienst. 
Die Religionslehrer sollen dem Prediger als Diener der Kirche neben- 
geordnet sein, der gesamtkirchlichen Aufsicht unterstehen und sich 
der Verwaltung des landesherrlichen Gesamtorganismus widmen. Ihre 
Vertretung in der kirchlichen Selbstverwaltung ist zu fordern. 

32. Mulert, H., Privatdoz. d. Theologie in Halle, Anti-Moder- 
nisteneid, freie Forschung und theologische Fakultäten. Mit Anhang: 
Der Anti-Modernisteneid, lateinisch und deutsch nebst Aktenstücken. 
Halle, 1911, Verlag des Evangel. Bundes. 64 8. 

Mulert untersucht den Begriff der freien Forschung, die bisherige 
Abhängigkeit der katholisch-theologischen Fakultäten von der katho- 
lischen Kirche, die Stellung der evangelisch-theologischen Fakultäten 
zur evangelischen Kirche und die Möglichkeit staatlicher Maßnahmen 
gegen den Modernisteneid. Ein Anhang enthält 12 Aktenstücke, die 
sich auf die Materie beziehen. Er führt aus, wie die Bischöfe eine 
kontrollierende Macht über die katholischen Fakultäten ausüben, und 
als Beispiel an, daß der Professor des Kirchenrechts Heiner sich nach 
seiner eignen Erklärung zwar als Angestellter nicht aber als Lehrer 
des Staats, vielmehr als solcher der Kirche betrachtet babe. Der 
inneren Abhängigkeit der katholischen Gelehrten der Kirche und dem 
Dogma stellt er den innerlich freien evangelischen Forscher gegenüber. 
Er hält es für rechtlich unmöglich, daß jenen anderweite förmliche 
Verpflichtungen einseitig von der Kirche auferlegt werden, ohne daß 
sie sich zuvor mit dem Staat ins Einvernehmen gesetzt hätte. Die 


Staat und Kirche. Staat und Religion. 331 


Zustimmung zu einer Reihe von Punkten der Eidesnorm widerspreche 
dem selbständigen Suchen nach Wahrheit. Öberlehrer, die den Eid 
geschworen hätten, müßten auf den katholischen Religionsunterricht 
beschränkt, so gebundene Priester könnten nicht Kreisschulinspektoren 
oder Seminardirektoren werden. 

33. Meurer, Christian, Dr. iur. et phil., Professor in Würzburg, 
Der Modernisteneid und das bayerische Plazet. Würzburg, 1911, 
Kellner. 27 8. M. 0,80. (Vgl. die Kritik von Prof. Eichmann in 
Prag in der Literar. Beilage zur Köln. Volkszeitg. vom 16. März 1911, 
52. Jahrg. Nr. 11 8. 81.) 

Meurer steht auf dem Standpunkt, daß das motu proprio über 
den Modernisteneid zur Publikation und Gültigkeit in Bayern des 
„Plazets“ bedurft hätte. Die Einwendungen: 1. daß es eine innere 
Kirchenangelegenheit betreffe; 2. daß es nur aus einer plazetierten 
Verordnung hervorgehe; 3. daß der Eid nur eine Abschwörung bereits 
verurteilter Irrtümer sei; 4. daß das motu proprio keinen schädigen- 
‚den Einfluß auf die Wissenschaft habe, werden gewürdigt. Die Rechts- 
folgen der Nichtplazetierung, insbesondere für die Beschwerde wegen 
Mißbrauchs der geistlichen Gewalt, werden untersucht. Der Erlaß 
richtet sich nach Meurer nicht bloß gegen eine dogmenfeindliche Rich- 
tung der Wissenschaft, sondern gegen die Wissenschaft selbst. Außer- 
dem kann bei zielbewußter und fester Handhabung des Plazetrechts 
der religiöse Friede leichter gewahrt werden. Publikation und Vollzug 
des motu proprio sind nach seiner Ansicht Verfassungsverletzungen, 
und die Disziplinierung der Opfer ist ein Grund zum recursus ab 
abusu. — Das einzige wesentliche von N. Hilling (Archiv f. kath. 
KR. 1911 S. 575) gegen Meurers Beweisführung vorgebrachte Argu- 
ment, daß das Recht von 1818 nicht mehr das von heute sei, und 
daß der 1818 publizierte Wortlaut des Gesetzes jetzt anders inter- 
pretiert werden müsse als im Jahre seines Erlasses, ist m, E. un- 
beachtlich. 


4, Begräbniswesen. 


34, Fay, E., Les cimetiöres et la police des s&pultures. Trait6 
pratique de l6gislation 3. Aufl. Paris, 1910, Berger-Levrault. 229 S. 
Fra. 3.50. 

35. Seber, Jos. Bapt., Der Eigentumsstreit wegen der Kirch- 
höfe auf der linken Rheinseite. Trier, 1910, Paulinusdruckerei. 59 8. 
M. 1,50, 

Die Zivilgerichte weisen das Eigentum an den fr. Friedhöfen meist 
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nicht der Pfarr- sondern der Zivilgemeinde zu. Seber hält sie für 
Zubehör der Kirchengebäude und deshalb für Eigentum der Pfarr- 
gemeinde. Die Friedhöfe der säkularisierten Filialkirchen seien mit 
diesen den Pfarrkirchen restituiert worden; diejenigen der ev. Ge 
meinden seien nie Eigentum des Staats gewesen und deshalb auch nicht 
den Zivilgemeinden restituiert worden. 

36. v. Krogh, Regierungsrat in Königsberg i. Pr Der Ent- 
wurf eines Feuerbestattungsgesetzes für Preußen. Deutsch-Evangelisch 
von Kahl u. Schian, Leipzig, 1911, Hinrichs, S. 292—301. 

v. K. gibt eine Geschichte des Preußischen Entwurfs und der 
Feuerbestattung in Deutschland, wobei er das Ausland streift. Dann 
bespricht er die 10 Paragraphen des Entwurfs (Anlagen — Verfahren — 
Strafbestimmungen), wonach nur die Anlage landespolizeilich zu ge- 
nehmigen ist, nicht aber die Bestattung, die Ortspolizei des Ver- 
brennungsorts wenigstens 24 Stunden vor der Bestattung von dieser 
in Kenntnis zu setzen ist, und der Nachweis der eignen Anordnung 
des über 16 Jahre alten oder derjenigen des gesetzlichen Vertreters 
bei dem unter 16 Jahre alten Verstorbenen erbracht werden muß. 

37. Goes, Eberhard, Pfarrer in Langenbeutingen, Kirchliche 
Würde und Weitherzigkeit an Friedhöfen in Ansehung des politischen 
Bekenntnisses, der Feuerbestattung und der Selbstmörderfrage. 
Monatsschrift für Pastoraltheologie, 7, Berlin, 1911, Reuther u. Rei- 
chard. S. 185—194, 236—248. Tritt für die Feuerbestattung ein und 
widerlegt die dagegen vorgebrachten Bedenken mit hygienischen und 
nationalökonomischen Gründen. Sie ist sowenig heidnisch, wie .die 
Beerdigung spezifisch christlich. Staat und Kirche haben beide ein 
dringendes Interesse an der Feuerbestattung. 

88. Lüttgert, Dr. Konsistorialrat in Koblenz, Rechtsfragen zur 
kirchl. Bestattangsfeier: Preuß. Pfarrarchiv, Berlin, 1911, Vahlen, 
S. 1—10 behandelt die Begriffsbestimmung der Bestattung nebst den 
Zuständigkeitsfragen, die Verweigerung der kirchl. Bestattung, die 
denkbaren Störungen der Feier und die Feuerbestattung. 


5. Ordens- und Klosterwesen. 


39. Falck, Karl, Die Rückwirkung einer Aufhebung des Jesuiten- 
gesetzes auf die in den deutschen Einzelstaaten schon früher bestan- 
denen Verbotsgesetze über den Orden der Gesellschaft Jesu. Zitschr. 

f, Völkerrecht 1910 8. 1—50. 

40. Rett, Franz, Die Gewalt der Raul über Ge- 

lübde. Ztschr. f. kath. Theologie XXXIV, 1910 S. 641—658. Auch 
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separat, Innsbruck, 1910, Rauch. 20 S. 

Die Regularen haben das Privileg, vota etiam iurata zu kom- 
mutieren, d.h. in Werke umzuändern, die mit dem Materialobjekt des 
Gelübdes noch im Verhältnis stehen; ebenso hinsichtlich der iuramenta 
sola, wenn diese nicht dem Recht eines Dritten Vorschub leisten. 

41. Bastien, Peter, 0.8. B. Konsultor d.h. Kongregation f. d. 
Ordenswesen, der päpstl. Kommission f. d. Kodifizierung d. kanon. Rs. 
usw., Kirchenrechtliches Handbuch für die religiösen Genossenschaften 
mit einfachen Gelübden. Nach den neuesten Erlassen des heil. Stuhls. 
Aus d, Französischen übertragen von Konrad Elfner OÖ. S. B. Frei- 
burg i. Br., 1911, Herder. XIX u. 456 8. M. 4.50, geb. 5.30. 

Seit die Rechtsverhältnisse der, teils unter bischöflicher teils unter 
päpstlicher Jurisdiktion unmittelbar stehenden, religiösen Genossen- 
schaften mit vota simplicia durch die Constitutio Leos XIII. Conditae 


& Christo einheitlich geregelt worden sind, ist eine zusammenfassende . 


Darstellung dieses neuen Rechts und der Ausführungsbestimmungen 
der Kongregation (normae) ein Bedürfnis, das noch dringender wurde, 
als Pius X. durch die in der Oonstitutio Sapienti consilio vom 29. VI. 08 
geschaffene Kongregation für das Ordenswesen diese Kodifikation in 
gewissem Sinne abgeschlossen hat. Das Material ist unter 579 Num- 
mern gebucht. Ein Anhang enthält die sich auf die Barmherzigen 
Schwestern des h. Vinzenz von Paul beziehenden Bestimmungen und 
die neusten Dekrete und Entscheidungen im Wortlaut. Im übrigen 
ist der Stoff nach der sog. „Kodifikationsmethode“ übersichtlich ge- 
ordnet. Auf eine geschichtliche Einleitung folgt im ersten Teil die 
Betrachtung des Ordenslebens und seiner Verpflichtungen, im zweiten 
die äußere und im dritten die innere Leitung der Institute mit ein- 
fachen Gelübden. 

42. Linneborn, Johannes, Dr. Prof. d. Theol., Paderborn, Die 
Ausweisung und Entlassung von ÖOrdenspersonen aus den Orden nach 
d. Dekret d. S. Congr. de religiosis „Quum singulare“ vom 16. V. 1911, 
in Theologie und Glaube 3, Paderborn, 1911, Schöningh. S. 489—496. 

43. Oesterle, P. Gerard, O. S. B. in Abtei h. Joseph b. Coes- 
feld, Die Dispensgewalt der Regularen bei einfachen Gelübden der 
Weltleute, in Theologie und Glaube 3, Paderborn, 1911, Schöningh. 
S. 389 —402. 

44. Grauer, Anton, Dr. jur. et rer. pol., Das katholische Ordens- 


_ wesen nach bayerischem Staatskirchenrecht. Kempten, 1911, Kösel. IV 


u. 133 S. M. 2. In Bayern hat der Inhaber der Landeshoheit die 
Oberaufsicht über die Klöster — wie überall. Gesetzlich geordnet 
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sind aber nur die bürgerlich-rechtl. Verhältnisse. Die öffentlich-recht- 
lichen sind der Rechtsverordnung überlassen. Diese Normen sind 
zerstreut und nicht übersichtlich. Grauer hat sie gesammelt und 
systematisiert. Er gibt eine historische Einleitung über die Entwick- 
lung der Kirchenhoheit seit dem Mittelalter, behandelt dann die Orden, 
ihre Niederlassungen und ihre Mitglieder und schließt mit dem Wunsch, 
daß der Gesetzgeber das ganze einschlägige Gebiet einheitlich und 
gesetzlich regeln möge, worin ihm beizustimmen ist, 


6. Religionsdelikte. 


45. Rösch, Ad., Dr. in Freiburg i. B., Die Religionsdelikte im 
Vorentwurf zu einem deutschen Strafgesetzbuch, im Arch. f. kath. KR. 
1911 S. 201—221. 

Rösch ist mit der Neuformulierung der Religionsdelikte im Ent- 
wurf nicht einverstanden, insbesondere fällt ihm die milde Ausge- 
staltung der Strafsätze auf (S. 208). Die Verbesserungen sind ihm 
nur formelle. Die Ausmerzung einzelner Tatbestände (Einrichtungen 
u. Gebräuche; Schutz gegen Hinderung persönlicher Gottesdienstaus- 
übung), die Einführung des Moments der „Böswilligkeit“ des Handelns 
u. a. läßt ihm den schon seither mangelhaft geschützten religiösen 
Frieden noch mehr gefährdet erscheinen als unter der Herrschaft des 
geltenden Rechts. Das Gesetzwerden des Entwurfs würde nach seiner 
Ansicht (8. 221) die letzte Etappe zur vollständigen „Trennung von 
Staat u. Kirche“ im Gebiet des Strafrechts bedeuten. 

46. Moser, Adolf, Religion und Strafrecht, insbes. die Gottes: 
lästerung. Abh. v. Bennerke 110, 1910; VI u. 105 S. M. 2.60. 

47. Wulffen, Erich, Staatsanwalt, Vergehen in Bezug auf die 
Ausübung der Religion ete. Die Reform des Reichsstrafgesetzbuches. 
Berlin, 1910, Guttentag, 35 S. M. 0.80. 

48. Weizsäcker, Hugo, Kammergerichtsrat in Berlin, Der 
Vorentwurf zum neuen deutschen Strafgesetzbuch und die Eidesfrage. 
Deutsch-Evangelisch von Kahl u. Schian, Leipzig, 1911, Hinrichs. 
S. 433—437. 

Stimmt den oft gehörten prinzipiellen Bedenken gegen die Ver- 
wendung des religiösen Eides im Staats- und Rechtsleben nicht zu, 
fordert aber für seine Beibehaltung „dringende praktische Gründe*. 
Darunter versteht er unter anderem, daß das unwägbare Gemüts- 
moment des Geheimnisvollen und Mystischen, das sich für uns seit 
frühester Kindheit mit der Anrufung Gottes verbindet, dem Eide eine 
Bedeutung verleiht, die anderswie nicht zu ersetzen ist. W. scheint 
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von der klaren und durchsichtigen Treue und Wahrhaftigkeit des 
Manneswortes nicht viel zu halten. 


7. Eherecht 


(einschließlich der religiösen Kindererziehung). 


49. Ford, Douglas M., Marriage, divorce and separation: Law 
and morals in relation to Church and State, the Divorce Court etc. 
London, 1910, Simpkin. 84 S. 8.3.d. 6. 

50. Gebhard, Rich., Russisches Familien- und Erbrecht. Berlin, 
1910, Guttentag. 122 S. M. 2. 

5l. Graf von Montgelas, Albrecht, Dr. jur. in Leipzig, 
Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen im König- 
reich Sachsen. Leipzig, Roeder u. Schunke (Roßberg), 1911, VII u. 
708. M. 1.50. 

Die konfessionelle Kindererziehung (vgl. den Artikel K.K. des 
Rez. in „Religion in Geschichte und Gegenwart“) ist eine der reiz- 
vollsten Materien der Kirchenrechtswissenschaft. Problematisch wer- 
den die einschlägigen Fragen im Mischeherecht. Es ist daher dankbar 
zu begrüßen, daß hier der Versuch gemacht wird, die auf einem be- 
grenzten Territorium geltenden Gesetze und Verordnungen (S. 7—18) 
im Rahmen einer geschichtlichen Einleitung (S. 1—6) und der sich 
aus der positiven Gesetzgebung ergebenden Grundsätze (S. 19—25) zu 
interpretieren. Besonderes Gewicht wird auf die Bestimmung des 
Begriffs der „aufgenommenen“ Religionsgesellschaft gelegt. Die Kon- 
fession der Kinder aus Mischehen zwischen Ausländern, der unehe- 
lichen und adoptierten Kinder, der Dissidentenkinder, auch der Kon- 
fessionswechsel wird kurz aber anregend behandelt (8. 26—65). Als 
willkommene Ergänzung des Stoffes, den der Titel verspricht, ist ein 
kurzer Abschnitt über die Dispensationen und den Rechtsweg bei 
Streitigkeiten über die religiöse Erziehung anzusehen (8. 66, 67). 
Nicht eigentlich zum Thema gehören die Schlußworte (8. 68—70) über 
die religiöse Erziehungsfrage in ungemischten Ehen. Einigermaßen 
störend wirkt bei der Lektüre, daß die Literaturzitate in den Text 
aufgenommen, und die Namen der Autoren nicht durch Dan, 
hervorgehoben worden sind. 

52. Maier, Ehescheidungsklagen kath. Oesterreicher vor reichs- 
deutschen Gerichten, in Arch. f. kath. KR. 90, 1910, S. 84—86. 

53. Meyding, Die religiöse Erziehung der Kinder aus ge- 
mischten Ehen, in Württ. Z. f. Rspflege 1910, 8. 7—8, 213—232. 
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54. v. Moers, Verlöbnis u. Ehe-Anfechtung, Nichtigkeit und 
Scheidung der Ehe nach BGB. Berlin, 1910, Beck. 96 S. M. 1.50, 

55. Neustadt, Max, Krit. Studien zum Familienrecht d. BGB.1. 
Das Eherecht. Berlin, 1910, Ourtius. IX u. 574 S. M. 12. 

56. Roland, P., Die Wirkungen der Ehescheidung und die Auf- 
hebung der ehel. Gemeinschaft nach BGB. Berlin, 1910, F. Stahn. 
928. M. 2. 

57. Schmitz, L., und Wichmann, A., Die Eheschließung 
im internationalen Verkehr. Duisburg-Ruhrort, 1910, Daubenspeck u. 
Fastenrath. 2. Bde. XVIII u. 155, XIII u. 386 S. M. 4 und 8. Ein 
überaus nützliches und dankenswertes Unternehmen, dem Praktiker 
wie dem Theoretiker gleich willkommen. Der erste Band, der von 
den Eheerfordernissen für Ausländer handelt, ist namentlich für Stan- 
desbeamte und deren Aufsichtsbehörden von Wert; der zweite stellt 
das große Material des Eheschließungsrechts und des Rechts über die 
Legitimation unehelicher Kinder fast für sämtliche Kulturstaaten der 
Erde übersichtlich zusammen. 


58. Balog, Elemer, Die Eheformvorschriften der Dekrete 
Tametsi und Netemere und die Bestrafung des Religionsdieners wegen 
Vollzugs der Trauung vor dem Nachweis der Zivilehe, in Festschrift 
für Kohler. Auch separat: Stuttgart, 1910, Enke. VIII u. 85 8. 
M. 3. 

59. Gillmann, Das Ehehindernis der geist. Verwandtschaft 
aus der Buße, in Arch. f. kath. KR, 90, 1910 S. 236—261. 

60. Bischof Korum, Hirtenbrief über die gemischten Ehen 
v. 26. I. 1893. Trier, 1910, Paulinusdruckerei. M. 0.60. Die Misch- 
ehen „widersprechen in ihrem Wesen dem göttlichen Plane bei der 
Einsetzung des Sakraments der Ehe und bringen in ihren Folgen den 
Glauben und das ewige Heil des katholischen Gatten sowie der Kin- 
der in Gefahr“. 

61. Noldin, H., Decretum de sponsalibus et matrimonio s. C. Ü. 
2. V. 1907 cum declaratione. Innsbruck, 1910, Rauch. 22 S. M. 2.10. 

62. Rösch, Zur beabsichtigten Reduktion der Ehehindernisse 
der Blutsverwandtschaft und Schwägerschaft auf die näheren Grade, 
in Arch. f. kath. KR. 90, 1910 S. 323—327. 

63. Schaub, Franz, Die neuesten Bestimmungen auf dem Ge- 
biet des kath. Eherechts nebst Hinweis auf die ehefeindliche Tendenz 
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im 20. Jahrhundert. Regensburg, 1910, Coppenrath, III u. 49 NS. 
M. 0.60. 


64. Faurey, J., Le droit eccl&siastique matrimonial des calvini- 
stes frangais. Paris, 1910, Larose et Tanin. 153 8. 


IV. 
Kirchenverfassungs- und Kirchenverwaltungsrecht. 


1. Kann ein Ungetaufter Mitglied einer Kirche 
sein? Allg. ev.-luth. K.-Z. 1910, Nr. 21. 

2. Di Pauli, A., Dr., Der Wiedereintritt des Konfessions- 
losen in die verlassene Kirche in Beziehung auf. den $ 64 ABGB. 
(Oesterreich) in Arch. f. kath. KR. 90, 1910, S. 316—8322. 

3. Müller, N, Sind Ungetaufte Mitglieder der Kirche? Der 
Dissident. Beil. 2 zu Das freie Wort, Frankfurt, 1910, S. 21. 

4. Terenger, Absalon, Das norwegische Kirchenrecht. Vor- 
lesungen (Geschichte des KR. und KVerfassung). Kristiania, 1910, 
Kammersmeyer. 62 8. Kr. 1.80. 

5. Horn, Richard, Die Erklärung des Kirchenaustrittes vor dem 
Konsul im Auslande im Hinblick auf das Preußische Gesetz v. 14. V. 
1873. Archiv f. öff. Recht 27, Tübingen, 1911, Mohr. S. 430446. 

Eine Frage des Völkerrechts oder richtiger des Internationalen 
Verwaltungsrechts. „Einen Deutschen, der bis etwa 1907 seinen Wohn- 
sitz in Berlin im Amtsgerichtsbezirk Berlin-Mitte hatte, hält seine be- 
rufliche Tätigkeit während der letzten drei Jahre dem Inlande fern, 
er bereist England, Frankreich und Spanien. Im Jahre 1909 nimmt 
der deutsche Generalkonsul in London unter Zuziehung zweier Zeugen 
von ihm die Erklärung des Austritts aus der ev. Landeskirche zu Pro- 
tokoll entgegen.“ Dies der Sachverhalt. Horn fragt nun: Ist diese 
Erklärung rechtswirksam? Kann hier das Personalitätsprinzip Gel- 
tung finden? Die Praxis hat die Frage bejaht. Horn kommt nach 
eingehender gesetzeskritischer Untersuchung, in der er sich mit der 
Literatur (namentlich Neumayer) auseinandersetzt, zum Ergebnis, daß 
der „Jurisdiktionskonsul“ die Kirchenaustritte entgegennehmen kann, 
nicht aber der „Handelskonsul“ (Berufskonsul) weil dieser nicht „Rich- 
ter“ ist, 

6. Freisen, Josef, Die bischöfl. Jurisdiktion über die Katho- 
liken im Großh. Sachsen-Weimar-Eisenach. Sonderabdr. aus d. Fest- 
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schrift für Hugo von Burckhard. Stuttgart, 1910, Enke. 218. M. 1.20. 
Die Schrift ist ein Vorläufer des demnächst erscheinenden größeren 
Werkes des Verf. „Das katholische Staatskirchenrecht des Großh. 
Sachsen“ und bringt interessante historische Ausführungen über das 
Thema für die Zeit um die Wende des 18. und des ersten Drittel des 
19. Jahrhunderts. 

7. Friedrich, Julius, Dr. Landgerichtsrat und ao. Professor 
in Gießen, Die Borromäusenzyklika vom kirchenrechtl. Standpunkt aus, 
in Deutsch-Evangelisch Heft 7, 1910, S. 422—428. Stellt fest, daß 
nach geltendem katholischem Kirchenrecht das in der Note des Kar- 
dinalstaatssekretärs vom 13. VI. 1910 erwähnte Publikationsverbot 
keinen Rückzug des Papstes bedeutet, da die Publikation der Enzy- 
klika rechtsgültig in den Acta Sedis Apostolicae damals bereits er- 
folgt war. 

8. Heiner, Franz, Der kirchl. Zivilprozeß. Köln, 1910, Bachen. 
144 S. M. 2.20. 

9. Linneborn, Johannes, Prof. in Paderborn, Die Eintfornung 
eines Pfarrers aus dem Amte auf dem Verwaltungswege. Theologie 
und Glaube 2, 1910, S. 731—747. Paderborn, Schöningh. Behandelt 
das bekannte Dekret der Konsistorialkongregation vom 20. VIII. 1910, 
indem er eine Uebersicht über dessen Bestimmungen gibt, den Text 
bringt und einen kurzen Kommentar beifügt. 

10. Martin, M. J., The tribunals of the Roman Curia,. The 
ecclesiastical Review 43, 1910, S. 1 ff. bespricht die neuorganisierten Ge- 
richtsbehörden der römischen Kurie. 

11. Pistolese, Giuseppe, La decadenza nel diritto eccelesiastico. 
Torino, 1910, Unione Tip. Editr. Torinese. 144 S. L. 2.50. 

12. Hilling, N., D. Dr. Professor in Bonn, Die Amtsenthebung 
der Pfarrer im Verwaltungswege. Der Katholik 91. I., Mainz, 1911, 
Kirchheim. 8. 192—211, S. 265—277, S. 327—344. 

13. Parayre, R., La S. Rote Romaine, cour d’Appel du monde 
catholique. Une institution judiciaire de !’Eglise. l’Universit6 catho- 
lique 67, Lyon, 1911, Vitte. 'S. 63—104. 

14. Derselbe, La deplacement administratif de: cures. D’aprös 
la droit nouveau, in l’Universit& catholique 66, Lyon, 1911, Vitte. 
S. 210 —254. 

15. Haring, Johann, Dr. Professor in Graz, Das Laienelement 
in der Verfassung und Verwaltung der katholischen Kirche. Theo- 
logie und Glaube 3, Paderborn, 1911, Schöningh. S. 190—199. 

16. Ojetti, B., De curia Romana. Commentarium in constitu- 
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tiinem Apostolicam Sapienti consilio seu de Curiae Piana reformatione, 
Rom, 1910, Manuzio. Enthält den Gesetzestext, einen kurzen Kom- 
mentar, Literaturübersichten, allgemeine Erörterungen über das frühere 
und heutige Recht unter Hervorhebung der Trennung der Justiz von 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit nebst den neueren Entscheidungen der 
Konsistorialkongregation. 

17. Hagen, Siegfried, kath. Pfarrer, Zwangszölibat oder Prie- 
sterehe. Ein Aufruf. Würzburg, 1911, Memminger. M. 0.60. 

Tritt für die Gestattung der Priesterehe und den freiwilligen 
Zölbat aus menschlichen und rechtlichen Gründen ein. 

18. Rhenanus CGlericus, Der hl. K. Borromäus und das 
Rundschreiben Pius X. vom 26. Mai 1910. 6. u. 7. Aufl. Mainz, 1910, 
Kirchheim. 88 S. M. 0.50. 

Die Schrift will der Aufklärung des katholischen Volkes dienen. 
Der Verfasser beschreibt das Leben und den Oharakter des h. Borro- 
mäus und sucht die protestantischerseits beanstandeten Stellen der 
Enzyklika in versöhnlichem Sinne zu interpretieren. 

19. Die Verfassung des landeskirchl. Augsburgi- 
schen Bekenntnisses in der siebenbürg. Landeskir- 
che Ungarns. Hermannstadt, 1910, Michaelis, 103 S. M. 1.50. 

20. Bunke, F., Zur Spruchkollegiumfrage, in Die Reformation 
1910, Nr. 21. | 

21. Friedrich, Julius, Dr. LGR. und ao. Prof. in Gießen, 
Landeskirche und Gemeindekirche, in Deutsch-Evangelisch Heft 3, 1910, 
Ss. 1—14. Sucht das Wesen der beiden Arten von Rechtskirchen zu 
erfassen und macht Vorschläge, wie jene in diese überzuleiten ist. 

22. Mulert, Hermann, Lic., Wahrhaftigkeit und Lehrverpflich- 
tung. Tübingen. 1911, Mohr. Vu. 718. M. 1.50. 

Der Verfasser ist ein kompetenter Beurteiler der Frage. Er hat 
die Lehrverpflichtungsformeln für Deutschland und die Schweiz her- 
ausgegeben (2. Ausg. mit Nachtrag 1906), kennt also die Verhältnisse. 
Er erkennt der Lehrverpflichtung gegenüber nicht nur die Pflicht der 
Wahrhaftigkeit, sondern auch diejenige der Pietät gegen den Glauben 
der Väter und gegen bewährte Einrichtungen der Kirche an. Er geht 
von der Tatsache aus, daß in weiten Kreisen die Aufrichtigkeit der 
evangelischen Pfarrer bezweifelt wird. Er denkt an die Möglichkeit 
einer Aenderung der Verpflichtungsformeln, so „wie es dem evangeli- 
schen Verständnis der Sache entspricht“. Mulert scheint im wesent- 
lichen auf dem Boden der „modernen Theologie des alten Glaubens“ 
oder der „modernen positiven Theologie“ im Sinne Kaftans und See- 
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bergs zu stehen, nur geht er noch über sie hinaus und erkennt die 
große soziale Wirkung einer Betätigung des Bekenntnisses & la 
Naumann und Bodelschwingh an. Aber auch er formuliert das neue 
Bekenntnis nicht. Die von ihm aufgeworfene Frage, ob Maßregelungen 
von evangelischen Geistlichen wegen ihrer Lehre unvermeidlich und 
ob sie nicht die notwendige Folge eines Zusammenstoßes zwischen den 
Ueberzeugungen eines Pfarrers und der ausdrücklichen Leehrordnung 
seiner Kirche oder doch der Macht des Gemeingeistes, ohne den über- 
haupt keine Gemeinschaft, keine Kirche zu bestehen vermag (8. 22, 
23), — ist vom kirchenrechtlichen Standpunkt aus unbedenklich zu be- 
jahen. Er fordert Aenderung der Verpflichtungsformeln. Das |Preußi- 
sche Irrlehregesetz hält er mit Recht für einen wertvollen „formellen* 
Fortschritt. Ä 

23. Evjen, John O., Ph. D., Professor of church History in Augs- 
burg Seminary Minneapolis (Minnesota), Lutheran Germany ‚and the 
book of concord. Minneapolis 1911. Free church book concern. 768. 
% 5. | 

E. untersucht die Stellung des deutschen Luthertums den luthe- 
rischen Symbolen und dem Konkordienbuch sowie der Konkordien- 
formel gegenüber. Er stellt die diesbezüglichen gesetzlichen Bestim- 
mungen im unierten Preußen (Ost- und Westpreußen, Posen, Pommern, 
Brandenburg, Berlin, Schlesien, Sachsen, Westfalen, Rheinprovinz, 
Hohenzollern) den Preußischen Provinzen außerhalb der Union (Han- 
nover, Hessen-Nassau, Schleswig-Holstein) gegenüber und schließt die 
in Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Hessen, Mecklenburg-Schwerin 
und Strelitz, Sachsen-Weimar und -Meiningen, Oldenburg, Braunschweig, 
Sachsen-Altenburg und -Koburg-Gotha, Anhalt, Schwarzburg-Rudol- 
stadt und -Sondershausen, Waldeck, den beiden Reuß, Lippe und 
Schaumburg-Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg und Elsaß-Lothringen 
herrschenden Anschauungen über sein Thema an. — Die mehr theo- 
logische denn juristische Abhandlung ist auch für den Kirchenrechtler 
als Zusammenstellung und als Materialsammlung für die Frage nach 
der Rechtskraft des Bekenntnisses nicht ohne Interesse. 

24. Lehmann, N., Pastor, Ist unser gegenwärtiger Modus der 
Besetzung vakanter Gemeinden praktischP_ Magazin für Evang. 
Theol. und Kirche, 39, St. Louis, 1911, Eden Publish. House. 8.17 
bis 26. | | Ä 

25. Mayer, F., Dr., Pastor, Die Rechtspflege auf der letzten Gene- 
ralsynode oder eine Entscheidung des Synodalgerichts. Magazin für 
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Evangel. Theol. und Kirche, 39, St. Louis, 1911, Eden Publish. House. 
S. 178—186. 

26. Förster, Erich, Eine Anklage auf Irrlehre wider die Preuß. 
Landeskirche. Christl. Welt Nr. 16, 1910, Sp. 362—377. 

Förster setzt sich in der Irrlehregesetzfrage mit Kahl, Sohm; 
Geffcken, Harnack und Kaftan auseinander. Die These Sohms, von 
der Förster ausgeht, daß „die evangelische Kirche keine Lehrgewalt 
habe“, .aber das Irrlehregesetz ihr solche geben wolle, ist m. E. un- 
richtig. Wenn die evangelische Kirche keine Lehrgewalt und kein 
Bekenntnis hat, gibt es keine Theologen, keine Geistlichen, überhaupt 
keine sichtbare Kirche. Das Spruchkolleg — zu dem ein Vertreter 
der Gemeinde nur dann gehören würde, wenn es sich um das Bekennt- 
nis der Gemeinde handelte — schafft keine Lehre sondern stellt 
nur Abweichungen vom Bekenntnis fest; jedes folgende Spruchkolleg 
kann sie anders feststellen. 

27. Karnatz, Konsistorialassessor in Berlin, Der Anschluß aus- 
wärtiger Kirchengemeinden und Geistlicher an die altpreuß. Landes- 
kirche. Preuß. Pfarrarchiv, Berlin, 1911, Vahlen. 8. 11—18, 
S. 97—113. Ein interessanter Aufsatz, auf dessen Einzelseiten einzu- 
gehen zu weit führen würde. 

28. Friedrich, Julius, Dr. LGR. und ao. Prof. in Gießen, Der 
Ausbau des Protestantismus zur Weltkirche, in Ztschr. £. Politik 1910. 
Auch separat Berlin, 1910, Heymann. 47 8. M. 1. 

Untersucht die psychologischen Grundlagen des Verhältnisses von 
St. u. K., insbesondere der „Trennung von Staat und Kirche“ und 
verlangt den Ausbau des deutschen Protestantismus zur Nationalkirche 
und zu einer Weltkirche mit weitem und weitherzigem Bekenntnis. 

29. Geigel, F., Die Kirchenordnung des Augsburg. Bekennt- 
nisses im Reichslandee Annalen des Deutschen Reichs f. Gesetz- 
gebung, Verwaltung und Volkswirtschaft 43, Nr. 4, 1910, S. 264—271. 

Geht auf die finanzielle kirchliche Selbständigkeit dem Staat gegen- 
über, die Bekenntnisselbständigkeit der Einzelgemeinde dem Kirchen- 
regiment gegenüber, ferner auf das Staatsoberhaupt als Schiedsrichter 
in Bekenntnisstreitigkeiten, der auch die Präsidenten des Kirchenregi- 
ments ernennt, endlich auf die landeskirchliche Synode, die Kreis- 
synoden, die Gemeindevertretungen, das Dienststrafgericht, die Selb- 
ständigkeit des Kirchenregiments gegenüber dem Staatsregiment ein 
und spricht seine Wünsche aus. 

30. Lietzmann, Hans, Liturgische Texte. VII: Die Preußische 
Agende im Auszug. VIII: Die Sächsische Agende im-Auszug. Bonn, 
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1911, Markus und Weber. 42 u. 36 S. Je M. 0.80; geb. 1.—. 
Die Texte leisten in theologischen und philologischen Vorlesungen 


und Uebungen gute Dienste. Auch zur Vorbereitung des Geistlichen 


in der Sakristei sind sie geeignet. 

31. Drews, Paul, D. Professor in Halle, Curtius, Friedrich, 
Dr. Präsident des Direktoriums und des Ober-Konsistoriums der Kirche 
Augsb. Konfession in Elsaß-Lothringen, Friedrich, Julius, Dr. 
Landgerichtsrat und ao. Professor in Gießen, Grundfragen der evange- 
lischen Kirchenverfassung. Darmstadt, 1911, Bergsträßer. 

Drei Vorträge, die in Darmstadt auf Veranlassung der Freien 
landeskirchlichen Vereinigung für das Großherzogtum Hessen gehalten 
wurden. Drews sprach über die Entstehung der protestantischen 
Kirchenverfassungen, insbesondere der hessischen, Curtius über die 
neuesten kirchlichen Verfassungsarbeiten in Elsaß-Lothringen und der 
Schweiz, Friedrich über Vorschläge für den Umbau der hessischen 
Kirchenverfassung. 

32. Hofmann, Aug., Die Besetzuzg der selbständigen niederen 
Kirchendienerstellen in Bayern, in Bayer. Gemeindezeitung 5, 1910, 
S. 60—65, 86—89. 

33. Hennecke, Dr. Lic. P., Weltkongreß für freies Christen- 
tum, in Kirchl. Gegenwart 9, Nr. 18, 1910, Sp. 295-—297. 

34. Friedrich, Julius, Dr. Landgerichtsrat, ao. Professor in 
Gießen, Die Furcht vor der Rechtskirche in „Deutsch-Evangelisch“ v. 
Kahl und Schian, Berlin, 1911, Glaue (jetzt Leipzig, Hinrichs). $8. 43 
bis 51. 

Verfasser untersucht die Gründe für die unter den oläubigin Pro- 
testanten so weit verbreitete Furcht vor rechtlicher Ordnung der sicht- 
baren Kirche und findet sie vornehmlich in der Unkenntnis über die 
psychologischen und rechtsphilosophischen Grundlagen der Rechtsord- 
nung (Ordnung, Freiheit und Gerechtigkeit) fordert eine evangelisch- 
deutsch-nationale Weltkirche mit möglichst weitem und weitherzigem 
Bekenntnis, verwirft die „Volkskirche“ als Rechtsbegriff und streift 
das Preußische Irrlehregesetz. 

35. Hubrich, Eduard, Das Verfahren gegen Geistliche bei Lehr- 
irrungen. Berlin, 1910, Pos. Union. 20 8. M. 0.60. 

36. Hunzinger, Warum halten wir an der Landeskirche fest? 
Allg. ev.-luth. Kirchenzeitung 1910, Nr. 21. 

37. Kaftan, Julius, Dr. Prof. Oberkonsistorialrat in Berlin, 
Reine Lehre und Tändeskirshe, in Deutsch-Evangelisch 1910, Heft 1, 
Ss. 10—20. 
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Weist mit Recht darauf hin, daß das Regiment der Kirche das 
Prinzip der reinen Lehre nicht nur zu proklamieren, sondern auch unter 
gegebenen Verhältuissen durchzuführen hat. Sonst ist der Bestand 
der Landeskirche gefährdet. Diese hat in der Tat das Recht festzu- 
stellen, daß ein Prediger der Landeskirche die Anschauungen der 
überwiegenden Majorität der Kirchenglieder nicht mehr verkün- 
det — oder es gibt keine sichtbare evangelische Kirche. 

38. Kahl, Wilhelm, Das neue Preußische „Irrlehregesetz“, in 
Deutsch-Evangelisch 1910, Heft 1, S. 21—47. 

Bespricht das Wesen der evangelischen Kirchenzucht und der 
Disziplinargrenzen gegen Geistliche. Tritt mit Recht für die Lehrge- 
bundenheit der Geistlichen, auch in der evangelischen Kirche, ein. Be- 
handelt dann den Inhalt des Irrlehregesetzes, von dem er zutreffend 
sagt, daß es die Lehrabweichung nicht strafen, sondern nur feststellen 
will. Die ipso iure eintretenden Folgen dieser Feststellung sind frei- 
lich identisch mit den denkbar härtesten Disziplinarstrafen. Die Kirche 
muß sich aber gegen solche „Unfähigkeit zum kirchlichen Lehramt“ 
schützen können, wenn sie sich als sichtbare Bekenntnisgemeinschaft 
nicht selbst aufgeben will. 

39. Kapler, Dr. Ob.Kons.rat in Berlin, Die Neuregelung des 
Verfahrens bei Beanstandung der Lehren von Geistlichen in der Preuß. 
Landeskirche, im Preuß. Pfarrarchiv II, 1910, S. 97—128. 

40. Lilge, H., Die Gesetze und Verordnungen über die Verfas- 
sung und Verwaltung der ev. Landeskirchen in den älteren Provinzen 
der Monarchie. 8. Aufl. Berlin, 1910, Max Pasch. IV w 3188. M.3. 

41. Nieders, Das Dienstaltersrecht der ev. Geistlichen Preußens, 
im Preuß. Pfarrarchiv 2, 1910, S. 1—20. 

42. Verhandlungend.6. ord. Gen.synode.d. ev. Lan- 
deskirche Preußens über d. Kgesetz betr. d. Verfahren bei Be- 
anstandung der Lehre von Geistlichen. Sonderabdruck. herausg. v. 
ev. Oberkirchenrat. Berlin, 1910, Wiegand und Grieben. 248 8. 

43. Die Kirchengemeinde- und Synodalordnung f. d. ev.-luther. 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein. 6. Aufl. Schleswig, 1910, 
Berges. VII u. 128 8. 

44. Schneider, J., Kirchl. Jahrbuch f. d. ev. Landeskirchen 
Deutschlands. Gütersloh, 1910, Bertelsmann. X u. 536 S. M. 5. 

45. Streich, H., Der rechtliche Charakter der Synoden in den 
ev. Landeskirchen Preußens. Breslau, 1910. Diss. IX u. 52 8. 

46. Stuckert, Karl, Lic. Pfarrer in Schaffhausen, Kirchenkunde 
der ref. Schweiz. Studien z. prakt. Theologie v. Clemen IV, 2. Gießen, 
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1910, Töpelmann. IV u. 1808. M.5. 

'47.Sydow, E. Kirchenzucht. Gütersloh, 1910, Bertelsmiin, 
888. M. 1.50. 

48. Theinert, Dr. Ass. in Magdeburg, Unwürdiges erhal 
„ordinierter Kandidaten“ nach dem Rechte der altpr. Landeskirche, im 
Preuß. Pfarrarchiv II, 1910, 8. 289—297. 

49. Wolf, Georg, Die Verfassungsreform der Kirche Augebiig: 
Konfession in Elsaß- -Lothringen, in Deutsch-Evangelisch 1910, N. 114 
bis 124. 

Behandelt die historische Grundlage, die äußere Vorgeschichte und 
den Inhalt des Entwurfs, von dem er die „Selbständigmachung“ der 
Kirche erwartet. 


V. 
Kirchenvermögensrecht. 


1. Amrhein, August, Kultusbaurecht und Kultusbauverhält- 
nisse im Gebiete des Mainzer Landrechts. Würzburg, 1910, Bauch. 
IV u. 141 8. M. 2. 

Eine von Prof. Meurer in Würzburg veranlaßte Arbeit, die in 
erster Linie eine rechtsgeschichtliche Lücke ausfüllen will. Der Ver- 
fasser untersucht nach einer kurzen literarhistorischen Einleitung das 
gemeine Kultusbaurecht, den Begriff der Pfarrkirche und deren Akze- 
sorien, die baupflichtigen Rechtssubjekte, die Rechtswirkung der In- 
korporation der Pfarrkirche hinsichtlich der Baulast, desgl. diejenige 
der Dismembration, um schließlich im 2. Teil die Kultusbauverhält- 
nisse der Pfarrkirchen in Bayern, dem Kreis Unterfranken und Aschaf- 
fenburg in alphabetischer Ordnung der in Betracht kommenden Orte 
zu besprechen. Ebenso verfährt er mit den Pfarrkirchen in und auber- 
halb der Diözese Mainz, den Pfarreien im Großherzogtum Baden (Erz- 
diözese Freiburg) sowie den Pfarreien und Kirchen mit besonderem 
Kultusbaurecht (Baden, Hessen-Nassau, Preußen). Eine tabellarische 
Uebersicht beschließt das dankenswerte Schriftchen. | 

2. Eibe, Pfarrer in Neuhofen, Kirchenbau oder Kirchenerweiterung 
und Zehntbaupflicht, in Passauer theol. prakt. Monatsschrift 1910, 
S. 700 ff. verlangt die Bejahung der Bedürfnisfrage im Einzelfall, ferner 
daß der Zehntberechtigte zur Baulast herangezogen wird, und macht 
praktische Vorschläge. 

3. Falso, Mario, Ricordinamento della proprietä ecclesiastiec. 
Torino, 1910, Bocca. 264 S. L. 4. : 
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4. Giese, Friedrich, Deutsches Kirchensteuerrecht. Grundzüge 
und Grundsätze des in den deutschen Staaten für die ev. Landeskir- 
chen und für kath. Kirchen gültigen kirchl. Steuerrechts. Kirchen- 
rechtl. .Abh. 1 U. Stutz, Heft 69—71. Stuttgart, 1910, Enke. XVI 
u. 630 S. Geb. 22 M. Eine sehr fleißige, stoffhaltige und verdienst- 
liche — von U. Stutz angeregte — Arbeit, die in gewissem Sinne 
als grundlegend bezeichnet werden kann. Jedenfalls stellt sie die erste 
zusammenfassende Bearbeitung des umfangreichen Materials dar und 
ist als solche vom systematischen wie rechtsvergleichenden Standpunkte 
zu begrüßen. Als besonders wertvoll und interessant sind ferner die 
Grundzüge der geschichtlichen Entwicklung des Kirchensteuer- 
rechts zu bezeichnen, die einen nicht unbeträchtlichen Raum (199 S.) 
einnehmen. Dieser quellengeschichtliche Teil dient ebenso wie die 
systematische Uebersicht über die in den einzelnen deutschen Staaten 
geltenden kirchlichen Steuerrechtsordnungen (S. 203—486) dem eigent- 
lich wissenschaftlichen oder theoretischen Teile (S. 487 bis z. Schluß) 
als Forschungsgrundlage. Zu dieser Anordnung des Stoffes ist der 
Verf. zu beglückwünschen. Sie bekundet ein feines Verständnis für 
historische Methodik und logischen Aufbau einer Monographie. — 
In dem 1. (geschichtlichen) Teile schickt Giese der Sonderentwicke- 
lung des Kirchensteuerrechts in den einzelnen deutschen Staaten und 
Kirchen einen Ueberblick über die allgemeine Entwickelung des kirch- 
lichen Abgabewesens seit der Reformation uud des Kirchensteuer- 
wesens im 19. Jahrhundert voraus. Die Sonderentwicklung teilt er in 
eine solche derjenigen Staaten, die ein selbständiges kirchliches Be- 
steuerungsrecht ausgebildet haben und solche, die dies nicht getan 
haben. Zu den letzteren sind die Bayerische Pfalz, Braunschweig, 
Sachsen-Koburg-Gotha, Reuß j. L., Elsaß-Lothringen und Mecklenburg- 
Schwerin, -Strelitz zu zählen. — Die Feststellung der Grundzüge des 
geltenden Kirchensteuerrechts ergibt wiederum zwei Gruppen: 1. der 
Staaten, in denen das Besteuerungsrecht zu kirchlichen Zwecken von 
den kirchlichen Verbänden ausgeübt wird und 2. der Staaten, in denen 
das Besteuerungsrecht zu kirchlichen Zwecken von den politischen Ge- 
meinden ausgeübt wird (Bayerische Pfalz, Braunschweig). Zu dieser 
Gruppierung, namentlich der Stellung Hessens in ihr, sowie zu dem 
ganzen 3. Teil, der das „Rechtsinstitut der Kirchensteuern® nach 
seinem inneren Aufbau und im Rahmen des kirchlichen und staatlichen 
Rechtes behandelt, kann ich in diesem Zusammenhange nicht Stellung 
nehmen, verspare mir dies vielmehr für eine andere Gelegenheit auf. 
— Alles in allem ist das Werk eine außerordentlich tüchtige und wich- 
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tige Arbeitsleistung. 

5. Hiller, Const., Die kirchl. Gesetze betr. Pension der ev. 
Geistlichen, Fürsorge für die Hinterbliebenen, Stellvertretung im Kir- 
chendienst, die Anstaltsgeistlichen mit Gehaltsordnung, sonstige wich- 
tige Nebenbestimmungen, Pensionstabelle und Sachregister. Stuttgart, 
1910, Heft 3. VIu848.M. 1-—. 

6. Homscheid, Pfarrer, Das Vermögen zu Schulzwecken nach 
dem neuen Volksschulunterhaltungsgesetz, Stiftungen, in Pastor bonus 
LXXII 1910, S. 472 ff. Behandelt die einschlägigen Fragen, insbeson- 
dere diejenige, inwieweit kirchliches Vermögen herangezogen werden 
kann — nach den Kommentaren von Antoni, Marx und Schiffer. 

7.Schmitgen, C,, Das Pfälzische Kirchengemeindeumlagerecht. 
Mit Berücksichtigung des Entw. d. bayer. KGO. Würzburg, 1910. 
Diss. 146 S. 

8. Schmitt, Zur Auslegung des Art. 210 des Kirchensteuerge- 
setzes, in Bad. Verw.-Z. 1910, S. 101, 113. 

9. Tourneau, Das Preuß. Gesetz betr. d. Diensteinkommen der 
kath. Pfarrer v. 26. V. 1909 im Arch. f. kath. KR, 90, 1910, 8. 83 
bis 120, 278—315, 464-502. 

10. Vogt, Jos., Das kirchl. Vermögensrecht. 2. Aufl. Köln, 1910, 
Theissing. VII u. 299 Ss. M. 3. 

11. Paul, Geh. Reg.-Rat, Vortr. Rat i. Kultusminist. in Berlin, 
Die Vordussskringen der kirchl. Steuerpflicht nach $ 2 des Kirchen- 
steuergesetzes für die ev. Landeskirchen der älteren Provinzen, im 
Preuß. Pfarrarchiv 1910, S. 193—207. 

12. Piloty, R., Prof. in Würzburg, Die Kirchengemeindeordnung 
im bayer. Landtag, im Arch. für öf. R. XXVI, 1 8. 1—66. Auch 
separat Tübingen, 1910, Mohr. VIII u. 66 S. M. 1.20. 

Der Aufsatz ist die Antwort auf Meurers „Grundfragen aus dem 
Entwurf einer bayer. KGO. und der Bericht des Referenten der Ab- 
geordnetenkammer“. Piloty weicht vom Standpunkt der Staatsregie- 
rung grundsätzlich ab. Er nimmt daher gegenüber der Tendenz des 
Entwurfs, einerseits eine Aenderung der Staatsverfassung zu vermeiden, 
andererseits Bedenken über die Verfassungsmäßigkeit des Vorgehens 
der Regierung aus dem Wege zu gehen, zu den Grundfragen des 
Streites Stellung. Er formuliert diese Grundfragen folgendermaßen: 
Ist die Regelung der ortskirchlichen Vermögensverwaltung eine innere 
oder ist sie eine weltliche Angelegenheit der öffentlichen Glaubensge- 
sellschaften? Er hält sie nach wie vor (gegen Meurer) für eine innere 
Angelegenheit und den Entwurf für verfassungswidrig. 
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13. Meurer, Christian, Prof., Würzburg, Das Problem der Ge- 
haltsaufbesserung auf dem Pfründegebiet, Sonderabdruck aus der Fest- 
schrift für Hugo von Burckhard, Stuttgart, 1910, Enke. 27 8. 
Er fordert, daß die Pflicht der Kirchengemeinden, für den Unterhalt 
ihrer Seelsorger aufzukommen, ihren Ausdruck im Pfründegesetz finden 
und zur Aushilfe die allgemeine$Kirchensteuer bereitgestellt werden 
soll. Er hält mit Recht für das Ideal einer jeden Pfründegesetzgebung 
und Aufbesserungspolitik, daß die Kirchen finanziell auf eigene Füsse 
gestellt werden. Ebenso hält er mit Recht die gesetzliche Festlegung 
der kirchengemeindlichen Aufbringpflicht auf dem Pfründegebiet, also 
die Erweiterung der Ortskirchenbedürfnisse in das Pfründerecht hinein, 
um deswillen für bedeutsam, weil sich hier der Anlaß und Grund für 
eine Einschränkung und schließlich wohl auch Aufhebung der Staats- 
zuschüsse ergeben kann. Denn diese freiwilligen Staatszuschüsse müssen 
verschwinden, wenn eine wirtschaftliche Auseinandersetzung zwischen 
Staat und Kirche eintritt, wenn die Kirche zur Befriedigung der ört- 
lichen wie allgemeinen Kirchenbedürfnisse eine ausreichende Finanz- 
grenze besitzt. — Der in erster Linie preußische und bayerische Ver- 
höltnisse ins Auge fassende Aufsatz gewährt auch für die Beurtei- 
lung des kirchlichen Vermögensrechts anderer Bundesstaaten manche 
Anregung. 

14. Derselbe, Das Gehaltsrecht der Pfarrer in Preußen nach 
der Gesetzgebung vom 26. Mai 1909. III u. 96 S. Stuttgart, 1910, 
Enke. 3 M. 

15. Derselbe, Kirchenstiftung und Kirchengemeinde Nach 
dem Entwurf einer bayer. Kirchengemeindeordnung. III u. 60 8. 
München, 10, Schweitzer. 2.60 M. Ist eine Richtigstellung der von 
den Berichterstattern über den Entwurf einer bayerischen KGO. im 
bayer. Landtage dem Verf. imputierten Rechtsanschauungen. Die 
„Grundfragen aus dem Entw. d. bayer. KGO.* desselben Verf. waren 
die Antwort auf den 1. Teil des Berichts des Referenten der bayer. 
Abgeordnetenkammer. Die vorliegende Arbeit ist die Antwort auf 
den 2. Teil jenes Berichts und auf das Korreferat. Inzwischen hatte 
der besondere (IX.) Ausschuß der Kammer mit der Vorberatung des 
Entwurfes begonnen. Im Mittelpunkte der Verhandlungen stand das 
Verhältnis von Kirchengemeinde und Kirchenstiftung. Hier setzt 
Meurer ein. Er disponiert den Stoff in die Eigentumsfrage, wor- 
unter er die Kirchenstiftung als Stiftung und Anstalt, sowie die — 
nach seiner Ansicht wertvolle, weil streitvorkehrende (S. 23) — Du- 
plizität von Kirchenstiftung und Kirchengemeinde begreift, und in die 
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Verwaltungsfrage, die eine historische und eine sachliche Rechtferti- 
gung der kirchengemeindlichen Stiftungsverwaltung einschließlich einer 
Beurteilung des bayerischen Kirchengemeindestreits und eine Betrach- 
tung des gemeindlichen Umlagenrechts, als Antwort erhält. Aus histo- . 
rischen Gründen kommt Meurer (8. 36) zu dem Resultate: Die Kir- 
chengemeinde ist Verwaltungskörper des Kirchenstiftungsvermögens, 
und zwar nicht etwa erst auf Grund des Gewohnheits- resp. Juristen- 
rechts, das sich nach 1834 (RGE.) allmählich entwickelt hätte, und 
auch nicht erst auf Grund von Ministerialvorschriften, die natürlich 
keine Gemeinden im Rechtssinne hätten schaffen können, sondern auf 
Grund der RGE. selbst, das nach seinem eigenen Willen aller- 
dings erst durch die Ministerialvorschriften seine volle Vollzugsfähig- 
keit erhielt. Vom sachlichen Standpunkt aus hält Meurer daran 
fest, daß der Staat keineswegs das bisherige Verwaltungsgeleise beibe- 
halten muß, daß er sich von der geschichtlichen Entwicklung frei 
machen kann (S. 37). Für die Kirchenverwaltung durch die Kirchen- 
gemeinde und Abhängigkeit jener von der Kirchenversammlung und 
für den Zusammenhang von Kirchenstiftung und Kirchengemeinde der- 
art, daß die Kirchenstiftungsverwaltung. einen kirchengemeindlichen 
Ursprung fordere, werden gute Gründe beigebracht. Die verfassungs- 
mäßige Zulässigkeit des Kirchenumlagerechts, auch der Zwangsetati- 
sierung wird zum Schlusse hervorgehoben. 

16. Viard, Paul, Docteur en droit, Licenci& ös lettres, Kleve de 


 1’Ecole des hautes &tudes, Philippe le bel et les dimes insolites. Dijon, 


1911, Jobard. 13 S. 

Die Schrift ist ein Nachläufer der größeren Arbeit desselben Ver- 
fassers „Histoire de la dime ecclesiastique, principalement en France, 
avant le d&cret de Gratien* (Dijon, 1909) und ein Vorläufer einer 
weiteren größeren Arbeit. Behandelt die Streitigkeiten zwischen Phi- 
lipp dem Schönen und dem französischen Klerus gegen die von diesem 
auferlegten außerordentlichen Zehnten, die vor den Parlamenten verhan- 
delt und von diesen abwechselnd zugunsten der einen oder der andern 
Partei entschieden wurden. Philipp der Schöne erkannte die Zustän- 
digkeit des Parlaments ausdrücklich an, ohne sich für das staatliche 
Einschreiten auf ein lehensrechtliches Prinzip zu berufen oder einen 
„Cas royal“ aus der Sache zu machen. Viard kommt dann auf die 


sog. „Philippine“ zu sprechen, eine Ordonnanz über die außerordent- 


lichen Zehnten, die zuerst in $ 1 Titel 35 de decimis in den ÖOrdina- 
tiones regiae antiquae erwähnt und bald Philipp bald Philipp August 
(Papon, Recueil d’arröts, 1601 p. 33) zugeschrieben wird. 
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I. Abhandlungen. 


Alttestamentliche Grundlage der Sonntagsfeier'. 
Der Sabbat. 


Von F 


Landrichter Dr. iur. G. Förster in Freiberg Sa.?. 


— mn ‘N 


8 1. 
Einleitung. 


Im Jahre 1904 hat Pinches in den Proceedings of the So- 
ciety of biblical Archaiology S. 51 ff. ein sumerisch-babylonisches 
Tagesverzeichnis veröffentlicht, in dem sich der 15. Tag als $a- 
pat ti bezeichnet findet. Gestützt auf diese Veröffentlichung führt 
Meinhold in seiner Untersuchung Sabbat und Woche im Alten 
Testamente, Göttingen Vandenhoeck und Ruprecht 1905, in Ueber- 
einstimmung mit Zimmern in der Zeitschrift der deutsch-mor- 
genländischen Gesellschaft 1904 S. 199 f. S. 458f. aus, daß bei 
. den Babyloniern sabattum, 3apattum, sapatti Bezeichnung des 
15. gewesen ist, und kommt auf diese Weise zu dem Ergebnis, 
1 Auf’ die vorausgehenden Abhandlungen in dieser Zeitschrift: Die christ- 
liche Sonntagsfeier bis auf Constantin den Großen Bd. 16 (1906) S. 100 f. 


und Römisch-rechtliche Grundlagen der Sonntagsruhe Bd. 20 (1910) 8. 211 f. 


wird verwiesen. 
2 Der Verfasser erlaubt sich auch hierdurch, Herrn Prof. Dr. Guthe in 


Leipzig für die ihm bei Anfertigung dieser Abhandlung gegebenen Rat- 
schläge ergebenen Dank auszusprechen. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 3. 24 


zen 
- 
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daß auch in den älteren Stellen des Alten Teestamentes, in denen 
vom Sabhbat die Rede ist, nämlich in Am. 8,5; Hos. 2, 13; Jes. 
1,13; 2. Kön. 4, 23f£.; 11, 5f., nicht der nach Ablauf von sechs 
Tagen wiederkehrende Sabbat der jüngeren Zeit, sondern der 
Vollmondtag gemeint sei. 

Scheidet man diese Stellen und 2. Mos. 16,4 und 5, einen 
in die Erzählung des Priesterkodex eingefügten Abschnitt, den 
die einem dem Jahvisten, die andern dem Redaktor zuschrei- 
ben, aus, so findet der Sabbat in Stellen, die nicht zweifellos 
der hesekielschen oder nachhesekielschen Zeit angehören, nur 
noch im Dekalog 2. Mos. 20, 8f. und 5. Mos. 5, 12f. und in 
den Bundesworten 2. Mos. 34, 21 Erwähnung und wird in dem 
zum Bundesbuche gehörenden Gebote 2. Mos. 23, 12, wenn nicht 
ausdrücklich namhaft gemacht, so doch nach herrschender An- 
sicht als diesem bekannt vorausgesetzt. 

Unerwähnt bleibt der Sabbat in den älteren Geschichts- 
büchern sowohl als Festtag wie als Mittel, die Ereignisse kalen- 
dermäßig zu bestimmen. Auch das Deuteronomium kennt, von 
dem ihm zugehörenden Dekalog 5. Mos. 5 abgesehen, den Sabbat 
nicht. Während es in der nach dem Exile in Stelle 
3. Mos. 23, 15f. heißt: 

„Sodann sollt ihr vom Tage nach dem Sabbat es — von 

dem Tage ab, wo ihr die Webegarbe darbrachtet, sieben volle 

Wochen zählen, bis zum Tage nach dem siebenten Sabbat 
sollt ihr zählen, [volle] fünfzig Tage; alsdann sollt ihr Jahve 

ein Speisopfer von neuem Getreide darbringen.“ 
wird in der entsprechenden Stelle des Deuteronomiums 5. Mos. 


16, If. gesagt: 


„Sieben Wochen sollst du: dir äbzählen. von da an, wo man 

zuerst die Sichel an die Halme legte, sollst du anfangen, 

sieben Wochen zu zählen, und sollst dann ‘Jahve, deinem 

Gotte, das Wochenfest halten . . .* 

Die Untersuchung über den Ursprung =” Bedeutung des 
Sabbat hat sich daher auf die wenigen Gesetzesstellen über das 
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Sabbatgebot und die mit ihm zusammenhängenden Gebote zu be- 
schränken. Den Schlüssel zu ihrem Verständnisse bietet die Sieben 
als mystische Zahl. 


$ 2. 
Die Sieben als mystische Zahl. 
Ursprung. 


Die Sieben wird im Alten Testamente häufig als mystische 
Zahl gebraucht, d. h. mit ihr und den durch sie zusammenge- 
setzten Zifiern, wie 7 + 7, 7 x 7, 777 usw. eine von ihrem 
Zahlenwerte unabhängige Vorstellung verbunden. u 

Ueber den Ursprung der Siebenzahl gehen die Meinungen 
auseinander. Nach der Ansicht der einen, sie werden von Ro- 
scher namhaft gemacht !, ist er in der Siebenzahl der Planeten 
zu suchen; er würde also im wesentlichen auf babylonische Astro- 
logie zurückgehen. Im Gegensatze hierzu leiten ihn andere, 
unter ihnen Roscher selbst, von den vier Phasen des Mondum- 
laufs ab. In diesem Sinne haben sich schon die Pythagoreer 
geäußert. Schol. Arat. 806, p. 122 Bekk: tobrwv d& [d. i. der 
Mondphasen] aftiav ol Ilvdayopınol Tov Enta Apıdudv Orrotidevrar, 
PLOLAWTATOV TE al Yaupaorov eivar Acyovres. Kant (F. Boll in 
der 247. Beilage zur Allgem. Ztg. Jahrg. 1900 8. 4 ff.) schreibt: 
„Der periodische Monat (Zeit des wirklichen Umlaufs des Mon- 
des) besteht aus 3 mal 9 (27) Tagen und sieben Stunden. Da- 
gegen der synodische (Zeit von einem Neumonde zum anderen) 


ı W. H. Roscher, Die enneadischen und hebdomadischen Fristen und 
Wochen der ältesten Griechen, ein Beitrag zur vergleichenden Chronologie 
und Zahlenmystik, 21. Bd. der Abhandlungen der philol.-hist. Klasse der 


- KKönigl. Sächs. Gesellschaft der Wissenschaften, Nr. IV, Leipzig 1903, S. 4 


und 


Derselbe, Die Hebdomadenlehren der griechischen Philosophen und 
Aerzte, ein Beitrag zur Geschichte der griechischen Philosophie und Medi- 
zin, 24. Band derselben Abhandlungen, Nr. VI, Leipzig 1906, S. 160. Vgl. 
Adrian, Die Siebenzahl im Geistesleben der Völker, Mitteil. der anthropo- 

—&ogischen Gesellschaft in Wien. B. XXT, 1901, S. 225—274. 
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aus 291/, Tagen. Die Zahl 9 scheint also zur Einteilung des 
ersteren, die Zahl 7 zur Einteilung des letzteren am geschickte- 
sten zu sein“, Hierzu führt Roscher, Fristen und Wochen 
S. 5f. aus: „Die Dauer des Mondmonats kann verschieden be- 
stimmt werden, je nachdem er synodisch oder siderisch oder auch 
als ‚Lichtmonat’, d. h. als der Zeitraum, während dessen der 
Mond wirklich am Himmel sichtbar ist, gefaßt wird. Im ersteren 
Falle dauert er bekanntlich ungefähr 29!/,, in beiden andern 
Fällen ungefähr 27'1/; Tage. Alle drei Arten des Monats sind 
im Altertum wohl bekannt gewesen und namentlich von den ba- 
bylonischen Astronomen genau berechnet worden, ja es ist wahr- 
scheinlich, daß ihre Kenntnis bereits der vorhistorischen Zeit ange- 
hört, die verschiedenen uralten Einteilungen des Monats einerseits 
in 5- oder 10tägige, andererseits in 7- oder 9tägige Fristen (Wochen) 
kaum anders als aus der verschiedenen Länge des synodischen und 
des siderischen bez. des ‚Lichtmonats’ sich erklären lassen “. Selbst 
Assyriologen, unter andern Zimmern ! nehmen in neuster Zeit 
denselben Standpunkt ein. Zimmern schreibt: Daß die Siebenzahl 
nicht ohne weiteres auf den Planetenkult zurückgeführt werden 
darf, „gilt insbesondere auch von der 7tägigen Woche, die ge 
wiß in den 4 Mondphasen (vgl. dazu z. B. auch III R 64, 18b, 
wo vom 7., 14., 21., 28. Monatstage in Verbindung mit dem 
‚Monde die Rede ist) ihren Ursprung hat und erst sekundär mit 
den 7 Planeten verknüpft worden ist“. 


83. 
Die Sieben als mystische Zahl. 
Bedeutung. 
_ ___Verschieden von der Frage nach dem in vorhistorischer Zeit 


1 Schrader, Die Keilinschriften und das Alte Testament, 3. Aufl., neu- 
bearbeitet von Zimmern und Winckler, Berlin, Verlag von Reuther & Rei- 
chard, 1902, S. 621, Anm. 5. 

Vgl. auch Joh. Hehn, Siebenzahl und Sabbat bei den Babyloniern und 
im Alten Testament, eine religionsgeschichtliche Studie, Leipzig, Hinrichs- 
sche Buchhandlung, 1907, S. 50. 
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zu suchenden Ursprunge der Sieben als mystische Zahl ist die 
Frage nach ihrer Bedeutung und dem Ursprunge ihrer Bedeu- 
tung in den auf uns überkommenen Quellen des Alten Testa- 
mentes, Obwohl sich der Gebrauch der Sieben von den vier 
Mondphasen herleitet, ist es möglich, daß nachträglich mit ihm 
bestimmte, dem babylonischen Planetenkulte entnommene Vor- 
stellungen übertragen worden sind. Wie dem auch sei, jedenfalls 
läßt sich nachweisen, daß Vorstellungen, die sich bei den Ba- 
byloniern mit der Sieben verbinden, mehr oder weniger bei den 
Israeliten wiederkehren und hier den Ausgang einer Reihe durch 
den Gebrauch der Sieben gekennzeichneter Gesetze bilden. 

Von den reichhaltigen Zusammenstellungen, die auf diesem 
Gebiete gemacht worden sind, soll unter besonderer Anlehnung 
an Hehn, Siebenzahl und Sabbat, folgendes hervorgehoben wer- 
den: 


A. Bedeutung der Sieben beiden Babyloniern. 


Die Sieben dient zur Bezeichnung des Großen, Weiten, Er- 
habenen, ist Ausdruck der höchsten Fülle und Kraft und inso- 
fern die allesumfassende Zahl!. Die sieben Götter sind die Ge- 
samtheit der Götter”? und die sieben Dämonen der Inbegriff 
alles Schlechten?®. Häufig findet sich die Sieben bei magisch- 
liturgischen Handlungen. Ein Beispiel gibt Hehn a. a. O. 
S. 35 (Bußpsalm IV R 10 Rev. 45 ff.): | 

„Mein Gott, meiner Sünden sind siebenmal sieben, vergib 

meine Sünden! 

Meine Göttin, meiner Sünden sind siebenmal sieben, vergib 

meine Sünden! 

Bekannter, unbekannter Gott, meiner Sünden sind siebenmal 

sieben, vergib meine Sünden! 


! Hehn a. a. O. 8. 19. 
*2 Hehn a. a. O. S. 20. 
® Hehn a. a. ©. 8. 29. 
* Hehn a. a. O. S. 34. 
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Bekannte, unbekannte Göttin, meiner Sünden sind siebenmal 
sieben, vergib meine Sünden! 

„Der siebenfachen Sünde entspricht dann auch die sieben- 
malige, d. h. vollständige Lösung der Sünde.“ So. wird die 
Sieben zur Zahl der Sühne und Läuterung. „Der. Bitte um 
siebenfache d. h. vollständige Läuterung entspricht im symboli- 
schen Ritus die siebenmalige Besprengung mit Wasser, das na- 
türlich die Abwaschung andeutet“!. Haupt, ASKT Neo. 11, Col. 


DI 1-—6°: 


„Asaru-alim-nun-na (d. i. Marduk), 

Erstgeborener von Eridu, 

mit geweihtem Wasser, reinem Wasser, 

‘ mit hellem Wasser, mit glänzendem Wasser, 
mit Wasser 7mal 2mal (d. h. 2mal 7 mal) 

besprenge ihn, 

reinige ihn, 

läutere ihn!“ 

Zur Heilung eines Skorpionstiches muß man siebenmal im 
Flusse untertauchen. Rm. 2, 149 Rev. 15 ff.®. Die Lustration eines 
Hauses erfolgt mittels 7 Räucherbecken, 7 Fackeln, 7 huldubbä 
(ein Lustrationsgerät), 7 Schafen, 7 Ferkeln usw. 7mal soll der 
Fieberkranke mit der verordneten heilkräftigen Salbe eingerieben 
werden (IV R 26, 49h). 7mal soll Marduk die Sünden des 
Büßers lösen (King, Magic No. 11, 37). — 7mal soll sich der 
Büßer, nachdem er das Büßergewand angezogen und sich die 
Seiten geschlagen, nach rechts und 7mal nach links kehren, ehe 
er dann in Trauer niederhockt (Craig, Rel. Texts I 17, 17f)‘. 

Die Sieben bei Zeitangaben kommt in doppelter Weise zur 
Anwendung. | 


i Hehn a. a. O. 8. 35. 
?2 Hehn a. a. O. S. 35. 
3 Hehn a. a. O. S. 36. 
4 Schrader a. a. O. 8.621. 
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a. Die Sieben zur Bezeichnung eines aus 
sieben Teilen bestehenden Zeitraumes. 

Die Siebenperiode. Sechs Tage und sieben Nächte verweilt 
Eabani bei der Hure!, ebenso darf sich Gilgames sechs Tage 
und sieben Nächte nicht schlafen legen’. Der Sturm bei der 
Sintflut dauert sieben Tage?®. „Wenn Eabani sieben Tage und 
sieben Nächte wie ein Wurm auf sein Antlitz hingestreckt liegt 
und Gilgames um seinen Freund sechs Tage und sieben Nächte 
weint, so läßt sich daraus wohl auf eine babylonische Sitte, um 
den Toten sieben Tage zu trauern, schließen“*. Im Sühne- und 
Beschwörungsritual kommt die Sieben als Sühne- und Läute- 
rungszahl in Betracht. Nabünädin-Sum schreibt an den König 
in dem Briefe 81—2—4, 49 Z. 6fi.°: 

„In betreff dessen, daß mein Herr König mir schrieb: ‚Ueber 

die Ausführung unseres Dienstes ‚schreibe’ (so ist folgendes 

zu antworten): In seinem Ritual ist vorgeschrieben: 7 Tage 
soll er im urigallu verweilen, Sühnungen sollen an ihm vor- 
genommen werden. Der Dienst wird für ihn wie für einen 

Kranken vorgenommen. (Rev.) Innerhalb der 7 Tage ver- 

richten wir vor den Göttern der Nacht unsere Gebete, und 

gleichzeitig wird die Sühnung gegen alles Böse vollzogen. 

7 Tage hindurch, während wir im urigallu verweilen, erweist 

er seinem Gott und seiner Göttin ihren Dienst. Sobald als 

der König sagt: Jetzt tut [es]! Der 8. Tag ist gut zum Voll- 
zug.“ 

„Hiezu ist zu vergleichen K 174, 6 ff., wo derselbe Nabü- 
nädin-sum an den König schreibt: 


1 Keilinschriftliche Bibliothek, Sammlung von assyrischen und baby- 
lonischen Texten in Umschrift und Uebersetzung, herausgeg. von Eberh. 
Schrader, Berlin, Reutber & Reichard. Bd. VI Assyrisch-babylonische My- 
then und Epen von Jensen, 8. 127, 2. 21. 

2 Keilinschriftliche Bibliothek Bd. VI S. 245, Z. 208. 

® Keilinschriftliche Bibliothek Bd. VI S. 239, Z. 129. 

* Hehn a. a. O. S. 42. 

5 Hehn a. a. O. S. 43. 
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„Was das betrifft, daß mein Herr König zu mir sagte: 
‚Sprich mit Basi’, so habe ich mit ihm gesprochen. Er 
sagte: Am 15. Tage soll er sich niederlassen, am 22. möge 
er aufstehen, am 24. möge der König an den Fluß gehen, 
seinen Dienst verrichten.“ 
„Die sieben Tage symbolisieren die Periode, in der die Reinigung 
vollständig vollzogen ist“ !. 

b. DieSieben zurBezeichnung des siebenten 
Teiles eines Zeitraumes. Der siebente Teil der 
Periode ist der kritische Zeitpunkt, sei es, daß die Wendung 
zum Guten oder zum Bösen eintritt. In dem keilinschriftlichen 
Sintflutenbericht auf der 11. Tafel des Gilgames-Epos heißt es?: 

„Sechs Tage und Nächte 

geht dahin der Wind, die Sturmflut, der Orkan fegt das 

Land nieder. | 

Wie der siebente Tag herankommt, wird der Orkan, die 

Sturmflut, der Schlachtsturm (nieder)geschlagen, 

die wie ein(e) ... . gekämpft hatten. 

Es ward ruhig das Meer und der Unheilsturm ward still, 

die Sturmfiut hörte auf.“ 

Nachdem sich das Schiff am achten Tage von Beginn der 
Sintflut an auf dem Berge Nisir festgesetzt hat, verbleibt es 
dort unverändert volle sechs Tage hindurch. Hierauf fährt der 
Bericht fort: | 

„Einen Tag (lang), einen zweiten Tag, daß... der Berg 

Nisir, daß... 
Einen dritten Tag, einen vierten Tag, daß... der Berg 
Nisir, daß... 

Einen fünften, einen sechsten, daß... der Berg Nisir, daß... 

Als der siebente Tag herankam, 

ließ ich hinaus und ließ eine Taube los.“ 

Die Furcht vor der Wendung zum Bösen macht die oben 


ıi Hehn a. a. 0. S. 48. 
? Keilinschriftliche Bibliothek Bd. VI S. 239, Z. 12Y9£. 
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& 2 besprochenen Tage der Monate Elul II und Marscheswan 
zu dies religiosi und führt zu dem Verbote, dem Kranken am 
siebenten Tage der Kur Knoblauch zu geben. 


B. Bedeutung der Sieben bei den Israeliten. 


Bei den Israeliten dient die Sieben zunächst zur Steigerung 
des mit ihr verbundenen Begriffs. „Wenn Gen. 4, 15 mit einer 
sieben-, 4, 24 mit einer siebenundsiebzigfältigen Rache gedroht 
wird, so soll das doch nichts anderes bezeichnen, als eine voll- 
kommene, allseitige Rache. In demselben Sinne spricht Ps. 79, 12 
von einer siebenfältigen, d.h. allseitigen Vergeltung. Lev. 26, 18. 
21. 24. 28 wird ebenso siebenmalige Züchtigung angedroht. Des- 
gleichen lesen wir Sir. 7, 3 von einer siebenfältigen Ernte des 
Bösen, 35, 13 von siebenfacher Vergeltung, 40, 8 von sieben- 
fältiger Mühsal“!. Wird das Alter Lamechs auf 777 Jahre an- 
gegeben (1. Mos. 5, 31), so besagt das nicht mehr, als daß es 
ein sehr hohes Alter gewesen ist. „Oft drückt sieben das 
Massenhafte, Gewaltige aus: Sanıson hat nach Richt. 16, 13. 19 
sieben Locken, er wird gebunden mit sieben Stricken, 16, 7. 
‚Jes. 30, 26: ‚Das Licht des Mondes wird dem Lichte der Sonne 
gleichen und das Licht der Sonne wird siebenfach sein (wie das 
Licht von sieben Tagen)’; Dan. 3, 19 wird der Ofen siebenmal 
so stark als gewöhnlich, d. h. so stark als möglich geheizt. Ganz 
klar ist der Sinn auch Deut. 28, 7: Die Feinde kommen auf 
einem Wege, fliehen aber auf sieben Wegen, d. h. nach allen 
Seiten hin ?.“ 

Im engeren Sinne kommt der Sieben die Bedeutung der 
Sühne und Läuterung zu. Sieben Altäre baut Bileam und 
opfert auf ihnen sieben Rinder und sieben Widder (4. Mos. 23, 1). 
Siebenmal soll der Priester mit dem Blute der jungen Kuh die 
Stiftshütte besprengen (4. Mos. 19, 4). Ebenso oft wird der, der 
sich vom Aussatze reinigen läßt, und das mit diesem behaftete 


! Hehn ara. O. S. 77. 
? Hehn a. a. O. S. 78. 
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Haus besprengt (3. Mos. 14, 7, 51). Siebenfache Züchtigung steht 
dem sündigen Volke bevor (3. Mos. 26, 18), usw. 

a. Die Sieben zur Bezeichnung eines aus 
sieben Teilen bestehenden Zeitraumes: 

Dieser ist der in bestimmter Richtung qualifizierte Zeitraum. 
Sieben Tage dauert die Brautwoche (1. Mos. 29, 27 f.; Tob. 11, 16) 
und ebenso lange die Totenfeier (1. Mos. 50, 10). Judith trauert 
sieben Tage (Judith 2, 13; vgl. Sir. 22, 13). „Durch die sieben 
Tage, die volle Periode, wird gleichfalls die umfassende Freude 
und Trauer treffend symbolisiert“ !. 

Häufig bezeichnet der aus sieben Teilen berechnete Zeitraum 
eine zur Reinigung und Läuterung bestimmte Frist. So soll der 
zum Priester Designierte sieben Tage lang die Kleider Aarons 
tragen, ihm sollen sieben Tage lang die Hände gefüllt und an 
ihm sieben Tage hindurch Sühnehandlungen vollzogen werden 
(2. Mos. 29, 30. 35. 37). Wer einen Toten berührt, ist sieben 
Tage unrein (4. Mos. 19, 11). Der, bei dem der Verdacht des 
Aussatzes vorliegt, lebt sieben Tage abgesperrt (3. Mos. 13, 4. 
26. 31. 50) und der vom Aussatze Gereinigte muß noch sieben 
Tage außerhalb seines Zeltes bleiben (3. Mos. 14, 8). Die Unrein- 
heit infolge krankhafter oder natürlicher Ausflüsse erfordert eine 
siebentägige Waschung des Körpers und der Kleider (3. Mos. 
15, 13; zu vgl. 19. 24. 28). Sieben Tage bleibt das Haus, bei 
dem man Aussatz findet, verschlossen (3. Mos. 14, 38). Sieben 
Tage soll man den Altar entsündigen und reinigen (Hesek. 43, 26). 

b.DieSieben zurBezeichnung des siebenten 
Teileseines Zeitraumes: | 

Der siebente Teil des Zeitraumes ist der Teil, an dem sich 
die entscheidende Wendung vollzieht. Er ist der kritische Zeit- 


punkt. Am siebenten Tage verrät Simson seinem Weibe die 


Lösung des Rätsels (Richt. 14, 17 f.).. Am siebenten Tage fällt 
die Stadt Jericho (Jos. 6, 15). Sieben Tage lang lagern die 
Aramäer und Israeliten einander gegenüber, am siebenten Tage 


ı Hehn a. a. O. S. 87. 
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aber kommt es zur Schlacht, in der die Israeliten hunderttausend 
Mann Fußvolks an einem Tage erschlagen (1. Kön. 20, 29). 
Nachdem sich sechs Jahre Joab verborgen gehalten, wird im 
siebenten Jahre die gottlose Achalja gestürzt (2. Kön. 11, 3 f.; 
2. Chron. 23, 1£.). 

Der siebente Teil des Zeitraumes ist nicht eine Zeit der 
Ruhe und ängstlicher Bedachtsamkeit, sondern eine Zeit mutigen 
und nach Entscheidung drängenden Handelns. Diese erfolgt 
nicht durch ein blindes Schicksal, sondern durch die gerechte 
Hand Jahves. Am siebenten Tage und im siebenten Jahre greift 
Jahve für sein Volk und für die Getreuen in ihm ein und ver- 
nichtet die Feinde. Zu dieser Zeit offenbart sich seine Herr- 
lichkeit. Sechs Tage hüllt sich diese auf dem Berge Sinai ein, 
am siebenten Tage aber stellt sie sich den Augen der Israeliten 
dar, wie ein verzehrendes Feuer (2. Mos. 24, 15 f.). 

Ist der siebente Zeitpunkt auf der einen Seite eine Zeit 
der Strafe und Vergeltung, so wird er auf der anderen Seite 
eine Zeit der Befreiung und Erlösung. Am zweimal siebenten 
Tage des ersten Monats schlägt Jahve alle Erstgeburt und.am 
dreimal siebenten Tage befreit er das Volk aus der Knechtschaft 
(2. Mos. 12, 15 f.; 3. Mos. 23, 4 f.). Hierher gehört auch die Er- 
zählung 2. Sam. 12, 15 f. von der Erkrankung und dem Tode des 
von Urias Weibe geborenen Kindes. David, der zunächst durch 
Fasten den Zorn und die Strafe Jahves abzuwenden sucht, wird 
am siebenten Tage, dem Tage der Krisis und der Vergeltung, 
von der auf ihm lastenden Schuld befreit. Daher richtet er 
sich jetzt,. nachdem ihn die Strafe Jahves getroffen hat, in seinem 
Schmerze auf und geht von Neuem den Beschäftigungen des 
täglichen Lebens nach. | 

Wie einem aus sieben Teilen bestehenden Zeitraume kön 
dem siebenten Teile dieses Zeitraumes die Bedeutung der Reini- 
gung und Läuterung zu. Als sich das Volk versündigt hat, be- 
fiehlt Mose 4. Mos. 31, 19: „Ihr selbst müßt sieben Tage lang 
außerhalb des Lagers bleiben, ihr alle, die ihr Menschen ge- 


\ 
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tötet und Erschlagene berührt habt, müßt euch am dritten und 
am siebenten Tag entsündigen samt euren Gefangenen.“ V. 24: 
„Wenn ihr am siebenten Tage eure Kleider gewaschen habt, 
so werdet ihr rein sein, und darnach dürft ihr [wieder] ins 
Lager kommen.“ Wer einen Toten berührt hat, soll sich am 
dritten oder siebenten Tag entsündigen (4. Mos. 19, 12). Am 
siebenten Tag erfolgt die Besichtigung eines Aussätzigen durch 
den Priester (3. Mos. 13, 5. 6. 32. 51; 14, 9), weil an diesem 
Tage die Reinigung zu erhoffen ist. 

Der Gebrauch eines aus sieben Teilen bestehenden Zeit- 
raumes führt bisweilen zur Hervorhebung des achten Zeitteiles, 
der durch Ablauf des vorausgehenden Zeitraumes der Läuterung 
und Reinigung besonders qualifiziert ist. So bezeichnet Nabü- 
nädin-Sum in dem oben wiedergegebenen Briefe den 8. 15. und 
22. Tag als zum Handeln besonders geeignet. Dieselbe Er- 
scheinung findet sich im Alten Testamente. Erst nachdem ein 
Tierjunges sieben Tage bei der Mutter geblieben ist, soll es am 
achten Tage Jahve dargebracht werden (2. Mos. 22, 29; 3. Mos. 22, 
27). 3. Mos. 12, 3f.: „Wenn ein Weib niederkommt und einen 
Knaben gebiert, so bleibt sie sieben Tage unrein, ebenso lange, 
als ihre Unreinheit infolge des (Monats-)Flusses währt, ist sie 
unrein. Am achten Tlage aber ist seine Vorhaut zu beschneiden.“ 
Zu vgl. 1. Mos. 17, 12; 21,4. Nach einer siebentägigen Reinigung 
des Altars wird am achten Tage das Opfer dargebracht (Hesek. 43, 
26 und 27). Auf den 15. Tag des siebenten Monats fällt das 
Laubhüttenfest. 

Eine Folge der im wesentlichen gleichen Bedeutung der 
Sieben als Zahl der Sühne und Läuterung bei einem aus sieben 
Teilen bestehenden Zeitraume, wie bei dem siebenten Teile eines 
Zeitraumes ist, daß ein prinzipieller Unterschied in der Ver- 
wendung des siebenten und des achten Zeitteiles nicht besteht. Je 
sieben Jahre muß Jakob um Lea und Rahel dienen (1. Mos. 29, 
18 f.), bereits im siebenten Jahre aber erhält ein Sklave hebrä- 
ischen Stammes die Freiheit (2. Mos. 21, 2). Das Halljahr fällt 


ren 
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je nach der Verwendung der Sieben als mystische Zahl in das 
siebenmalsiebente Jahr oder in das Jahr nach Ablauf der sieben 
mal siebenjährigen Periode. 


8 4. 
Das Gebot der Freilassung hebräischer Sklaven. 
2. Mos. 21, 2—11; 5. Mos. 15, 12—18. 


Die rechtliche Stellung der Sklaven ist von den politischen 
und wirtschaftlichen Verhältnissen eines Volkes und den dadurch 
bedingten sittlichen Anschauungen abhängig. Eine umfängliche 
Sklavenwirtschaft setzt politisch eine feste staatliche Organisation 
mit einer ausgebildeten Polizeigewalt und wirtschaftlich eine durch 
Handel und Arbeitsteilung ermöglichte Scheidung in Produzenten 
und Consumenten voraus. Die politischen wie wirtschaftlichen 
Verhältnisse sind bei den älteren Israeliten derart-ursprüngliche, 
daß sich eine Sklavenwirtschaft, wie bei den Assyrern, Aegyptern 
und Römern nicht erwarten läßt. Soweit sich bei ihnen Sklaven 
finden, nehmen sie eine von den Sklaven jener Völker ver- 
schiedene Stellung ein. Der Ausdruck „Sklave“ (73%) dient zur 
Bezeichnung jedes Abhängigkeitsverhältnisses. Der Sklave ist 
der Gewaltunterworfene, der wie der Familienangehörige dem 
Familienhaupte untersteht. Sein Verhältnis zu diesem ist dem 
der Familienangehörigen nachgebildet. Der Patron gibt Unter- 
halt und Schutz. Der Sklave schuldet Gehorsam und Treue. 
Das Verhältnis ist noch ein patriarchalisches. Beide Teile 
sind aufeinander angewiesen. Der Sklave, aus dem Macht- 
bereiche seines Herrn ausgestoßen, ist, auf sich selbst angewiesen, 
schutz- und obdachlos. Freilassen ist ausstoßen, dem Untergange 
anheimgeben, kein Geschenk, sondern Strafe. Andererseits hält 
der Trieb der Selbsterhaltung den Herrn von Uebergriffen fern. 
Ein Herr ohne einen ihm zur Seite stehenden polizeilichen Schutz 
ist nicht imstande die in seinem eigenen Hause aufkommende 
Unzufriedenheit niederzuhalten; er beraubt sich, wenn er die 
Treue der Sklaven auf das Spiel setzt, des besten Schutzes gegen 
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Angriffe von außen. Ein Beispiel des patriarchalischen Verhält- 
nisses zwischen Herrn und Sklaven gibt die Gestalt Eliesers, 
1. Mos. 15 £. | 

Die Lage der Sklaven ändert sich zu ihren Ungunsten, nach- 
dem die Israeliten zum seßhaften, Ackerbau treibenden Volke 
geworden sind, und sich eine feste Staatsgewalt ausgebildet hat. 
Assyrische und ägyptische Verhältnisse werden vorbildlich. Das 
zeigt sich zuerst bei den öffentlichen Sklaven: den Fronarbeitern. 
Will das Alte Testament das harte Los der Sklaven schildern, 
so denkt es an diese. 2, Mos. 1f. Aber auch der Privatsklave 
sinkt, wo sich Großgrundbesitz ausbildet, vom Hausgenossen zur 
bloßen Arbeitskraft seines Herrn herab. Das sittlich Erniedri- 
gende, das in seiner Stellung liegt, tritt schärfer hervor und 
kommt dem Volke zum Bewußtsein. | 

In diese Zeit fällt das in Israel erwachende Nationalgefühl. 
Durch die Eroberung des Landes Kanaan sind die Israeliten in 
enge Beziehung zu einem ihnen kulturell überlegenen Volke ge- 
treten. Es besteht die Gefahr, daß es durch fremdländischen 
Einfluß absorbiert wird. Um dieser Gefahr zu begegnen, setzt 
eine wohl von Elia ausgehende und von Elisa fortgeführte Re- 
aktion gegen alles, was ausländisch ist, eine nationalreligiöse 
Bewegung, ein!. 

Mit ihr geht eine sozial-politische Bewegung Hand in Hand. 
Die Eroberung und Besiedelung der Städte, der von den Kana- 
nitern übernommene Handel? und der immer weitergreifendere 
Einfluß der benachbarten Kulturvölker führt zu einer durch 
Arbeitsteilung gesteigerten wirtschaftlichen Tätigkeit. An Stelle 
des Zustandes der wirtschaftlichen Gleichheit, wie er bei einer 
primitiven Landwirtschaft gewöhnlich ist, tritt Reichtum und 
Luxus auf der einen, Armut und Not auf der andern Seite. 


ı Zu vgl. Alfr. Bertholet, Die Stellung der Israeliten und der Juden zu 
den Fremden, Freiburg i. B. und Leipzig, Akademische Verlagsbuchhand- 
lung von J. C. B. Mohr, 1896 S. 794. | 

® Bertholet a. a. O. S. 82. 


Förster, Alttestamentliche Grundlage der Sonntagsfeier. 363 


Die wirtschaftlich Schwachen geben sich in Abhängigkeit der 
wirtschaftlich Starken und verfallen mit ihren Angehörigen der 
Knechtschaft. So führt die Verschiebung der Vermögensverhält- 
nisse zu einer Verschiebung der sozialen und rechtlichen Stellung. 
Es bildet sich unter den eigenen Volksgenossen ein Stand der 
Unfreien. Diese Entwicklung droht die Eigenart des Volkes 
zu zerstören. Je größer die sozialen Gegensätze, um so mehr 
müssen die nationalen Unterschiede schwinden. Neben armen 
Israeliten gibt es reiche Fremde. Wir finden diese als Herrn 
und jene als Sklaven. 3. Mos. 25, 47 f. Die gleiche Lebensweise 
verbindet Stammfremde und soziale Unterschiede scheiden Voiks- 
genossen. Die Propheten erkennen die Gefahr. Indem sie für 
die national religiöse Sache eintreten, eifern sie mit unerbittlicher 
Strenge gegen Reichtum und Luxus. Ihr soziales Empfinden steht 
im Dienste der religiösen Idee. Von dieser aus sprechen sie 
über die Herrschaft der Reichen in der Stadt und auf dem Lande 
das Verdammungsurteil (Jes.5,8; Am. 6, 4, 8; Hos. 8, 14; Jes. 
5, 11£.). 

Aus dem national-religiösen und sozial-politischen Gedanken 
heraus entspringt das Gebot der Freilassung der Sklaven als 
erster Schritt auf dem Wege einer allgemeinen Reform. Das. 
Gebot knüpft an die mit der Sieben verbundene Vorstellung an. 
Wenn ıhm nicht die siebenjährige Frist, sondern der siebente 
Zeitpunkt der Frist zugrunde gelegt ıst, so erklärt sich das wohl 
aus dem praktischen Grunde, der Zeit der Knechtschaft, die bei 
den Assyrern, freilich mit der Beschränkung auf die Schuld- 
knechtschaft, nur drei Jahre dauert (zu vgl. das Gesetz Hammu- 
rabis [Winckler] 8 117), nicht eine zu lange Dauer zu geben. 
Der siebente Zeitpunkt ist der kritische Zeitpunkt, und die 
Sieben, wie auf sittlichem und religiösem, so auch auf sozialem 
Gebiete und dem Gebiete des Rechts die Zahl der Sühne und 
Läuterung. Wie im siebenten Zeitpunkte ein sittliches und 
religiöses Verschulden gehoben wird, so soll der Sklave im 
siebenten. Jahre der Knechtschaft von der auf ihm. lastenden 
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Schuld, die er durch sechsjährigen Dienst abgetragen hat, be- 
freit, die alte Gleichheit mit den Volksgenossen erneuert und, 
das Volk dem idealen Zustande der Vorzeit zugeführt werden. 

Das Gebot der Freilassung ist aus politischen und wirt- 


schaftlichen Gründen von verschiedenen Ausnahmen durchbrochen. 


Es erstreckt sich nicht auf die im Hause geborenen und in 
ihm verbleibenden Sklaven. Das Verhältnis dieser zu dem Herrn 
ist, wie das Gesetz annimmt, ein patriarchalisches, das der alten 
Zeit. Entwürdigend für einen Volksgenossen ist erst, wenn er 
nicht als Mensch, sondern als Sache angesehen, und als solche 
Gegenstand des Handels wird, sei es, daß er durch das Handels- 
geschäft die Freiheit verliert, oder daß über ihn als einen be- 
reits im Hause geborenen Sklaven verfügt wird. Hat er seinem 
Herrn keinen andern als Geldwert, — und nur einen solchen hat 
der durch Rechtsgeschäft erworbene Sklave, — so muß diesem die 
Möglichkeit zustehen, sich durch Erstattung des Geldwertes die 
Freiheit zu erkaufen. Einer Mittelsperson, wie im römischen Rechte, 


bedarf er, da er trotz seiner Knechtschaft Person ist, nicht. Wie 


stark sich aber auch hier noch die patriarchalische Anschauung 
über das Verhältnis der Sklaven zu ihrem Herrn geltend macht, 
beweist das dem Sklaven gegebene Recht, auf die Freilassung im 
7. Jahre zu verzichten. Als Grund des Verzichts wird nicht 
nur die Liebe zu den in der Knechtschaft verbleibenden An- 
gehörigen des Sklaven, sondern auch die Anhänglichkeit an den 
Herrn hervorgehoben. 

Das Gebot der Freilassung erstreckt sich nur auf die Arbeits- 
sklaven, gleich ob männlichen oder weiblichen Geschlechts, nicht 
auf eine von einem Israeliten verkaufte Tochter, die nicht als 
Arbeitskraft, sondern als Konkubine zur Vermehrung des Sklaven- 
bestandes verwendet wird. Sie ist durch natürliche Beziehungen 
enger als ein Arbeitssklave an das Haus des Patrons gebunden. 
Sie kann sich auch nicht so leicht wie ein Arbeitssklave eine 
selbständige Existenz schaffen. Daher spricht ihr das Gesetz in 
ihrem Interesse nur dann die Freiheit zu, wenn der Herr, der sie 
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sich als Konkubine genommen hat, die ihr gebührende Fleisch- 
nahrung, Kleidung und Beiwohnung versagt. 

Der Sklave erhält nur die rechtliche Gleichstellung mit den 
freien Israeliten wieder. Die Folgerung, auch wirtschaftlich den 
alten Zustand zu erneuern, dem Sklaven also das durch Ver- 
schulden verlorene Besitztum zurückzugeben, zieht das Gesetz 
nicht. Das Deuteronomium als Sittengesetz begnügt sich mit 
der Forderung, den Freigelassenen mit einem Vermögen zur 
Begründung einer eigenen Existenz auszustatten. Erst der 
Priestercodex stellt als letzte Konsequenz den Rückfall des Erb- 
besitzes im Halljahre fest. 3. Mos. 25, 8f. Das Halljahr ist in 
potenziertem Sinne das Jahr der Läuterung und Befreiung der 
durch Verschulden in rechtliche und wirtschaftliche a 
geratenen Israeliten. 


85. 
Das Gebot des Brachjahres. 


Das Gebot findet sich als Sittengesetz im Bundesbuche 
2. Mos. 23, 10 f. und als vorwiegend religiöses Gebot im Heilig- 
keitsgesetz 3. Mos. 25, 3f. Es befaßt sich zunächst mit der Art 
der Bewirtschaftung des Kulturlandes, sodann mit den Rechts- 
verhältnissen an dessen Ertrage. 

Die Israeliten haben nach Eroberung des Landes Grund 
und Boden durch Ausmessen und Auslosen unter sich verteilt. 
5. Mos. 32, 9!. Das dem einzelnen zugefallene Land ist als 
dauernder Familienbesitz gedacht. Es den Nachkommen zu er- 
halten, gilt als Ehrensache. 1. Kön. 21. Dennoch hat im Laufe 
der Zeit die Not einen großen Teil des Volkes zum Verkaufe 
des Erbbesitzes gedrängt. Dadurch ist eine Verschiebung der 
in der Vorzeit beabsichtigten Gleichheit und Gleichberechtigung 
eingetreten. Auf der einen Seite hat sich Großgrundbesitz, auf 
der anderen ein Stand besitzloser Volksgenossen gebildet. 


' Vgl. Nowack, Hebräische Archäologie 1. Bd. S. 350. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. XXI. 3. 5 
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Gibt das Gebot der Freilassung den hebräischen Sklaven 
im siebenten Jahre der Knechtschaft die Freiheit, so will das 
Gebot des Brachjahres den Bedürftigen des Volkes im siebenten 
Jahre der Bewirtschaftung des Grund und Bodens den Mitgenuß 
am Ertrage verschaffen. Das siebente Jahr ist auch hier ein 
Jahr der Läuterung, das, wenn auch nur für dieses Jahr, die 
durch Verschuldung Verarmten in ihre alten Rechte einsetzt. 

Neben diese national-religiöse Anschauungsweise, die allein 
den Schutz der Volksgenossen bezweckt, tritt eine kosmopolitische 
Weltanschauung. Das Bundesbuch fordert, daß das, was die 
Bedürftigen des Volkes übrig lassen, den wilden Tieren zufällt, 
und das Heiligkeitsgesetz, daß außer dem Sklaven, der Sklavin, 
dem Lohnarbeiter und Beisassen auch das Vieh und das Wild 
am Genusse des Ertrages mitberechtigt sein soll. 

Dieser kosmopolitische Gedanke erklärt sich aus den Vorstel- 
lungen des Volkes von der goldenen Zeit. Die goldene Zeit ist 
die Zeit, in der der Boden den auf ihm lebenden Wesen: Menschen 
und Tieren aus freien Stücken in unbeschränkter Fülle Ertrag 
bietet, in der es noch keine drückende Arbeit gibt, eine Zeit 
mühelosen, ungetrübten Genusses. Wo niemand Mangel leidet, 
wo sich jedem bietet, wonach er begehrt, da gibt es noch keine 
Sonderrechte. Es herrscht eine allgemeine, uneingeschränkte 
Freiheit. Alles steht allen zur Verfügung und der gemeinsame 
Genuß wird nicht durch sich widersprechende Interessen getrübt. 
Unbekannt ist das Recht des Stärkeren, der nach eigener Be- 
friedigung strebend den Schwächeren unterwirft. Die Welt bietet 
Raum für alle. 

Die goldene Zeit ist durch Verschulden des Menschen ver- 
loren gegangen. Auf die Zeit des Friedens und Genusses folgt 
eine Zeit der Arbeit, es ist die Welt der Gegenwart, unter Ar- 
beit, in erster Linie das Bearbeiten des Bodens mit all seinen 
Mühen und Sorgen verstanden. Das Land bietet nicht mehr aus 
freien Stücken in unbeschränkter Fülle, wonach der Mensch ver- 
langt. In saurer, mühevoller Arbeit, in ständigem Kampfe mit 
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der Natur muß er sich das, was er zur Befriedigung seiner Be- 
dürfnisse braucht, erwerben. Eine Folge der Arbeit ist das 
Streben nach Besitz. Wer den Boden bestellt, macht sich zum 
Herrn des Bodens. Er verdrängt andere. An die Stelle der 
Freiheit Aller treten die beengenden und drückenden Schranken 
des Rechtes. Die Arbeit bringt Unfrieden, sie zerstört das un- 
getrübte Zusammenleben von Menschen und Tieren und führt 
zum Kriege Aller gegen Alle. 

Die Hoffnung auf eine Erlösung von dem auf der Gegen- 
wart lastenden Fluche lebt im Volke. Sie bewegt sich zunächst 
in den Schranken national-religiöser Ideale, auf die Wiederher- 
stellung der alten Herrlichkeit des Reiches gerichtet. Am. 9, 
11-15. Sie erweitert sich durch den Einfluß kosmopolitischer 
Vorstellungen zu der Hoffnung auf eine Erlösung der gesamten 
Natur. Hos. 2, 16—25. Jahve führt das Volk in die Wüste 
(V.16). Es erneuert sich dessen Jugendzeit (V. 17), die Zeit, 
in der Recht und Gerechtigkeit, Güte und Liebe herrscht (V. 21). 
Der Fluch wird vom Boden genommen (V.23f.).. Damit kehrt 
der alte Wohlstand wieder (V. 17, V. 24 £.). Es gibt keine Arbeit 
und keinen Krieg mehr. Es herrscht, wie in der Uırzeit, eın 
allgemeiner Frieden in der Natur (V. 20). Wie mit seinem 
Volke, ist Gott mit der gesamten Welt ausgesöhnt (V. 25). Die- 
selben Gedanken kehren bei Jes. 11, 6--9; 65, 25; Hiob 5, 22 
und 23 wieder. 

Der aus der national-religiösen Idee erwachsene und durch 
die Erinnerung an die Nomadenzeit im kosmopolitischen Sinne 
erweiterte Glaube an die goldene Zeit und an ihre Wiederkehr 
in der Endzeit findet einen Ausdruck in dem Gebote über das 
Brachjahr. | 
Das siebente Jahr, das Jahr der Sühne und Läuterung 
hebt den Fluch der Arbeit vom Grund und Boden. Was dieser 
trägt, trägt er aus freien Stücken, im Frieden. Der Mensch soll 
nicht im Kampfe mit der Natur seinen Unterhalt suchen. Das 
den Schwächeren verdrängende Sonderrecht des Stärkeren 
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schwindet. Alle, auch die im Kampfe um das Dasein Unter- 
drückten, selbst die Feinde des Menschen, die wilden Tiere, 
treten, wie einst, gleichberechtigt neben einander. Sie genießen 
in friedlichem Zusammenleben, was das Land bietet. 

So verbindet sich hier zum ersten Male mit der Freiheit von 
dem Drucke der Arbeit der Gedanke der Gleichberechtigung und 
der Gleichheit Aller und der Wiederkehr eines allgemeinen Frie- 
dens in der Natur. 


S 6. 
Das Sabbatgebot. 


Das gemeinhin als Sabbatgebot bezeichnete Gebot zerfällt 
in zwei von einander scharf zu scheidende Bestandteile, die erst 
im Dekalog zu einem einheitlichen Ganzen verschmolzen sind!, 


I.. Das Gebot über die Arbeitsruhe. 


Es richtet sich an das einzelne Familienhaupt, als den Ar- 
beitgeber, je am 7. Tage von der Arbeit zu ruhen, damit die 
ihm Unterworfenen Arbeitsruhe finden. 


II. Das Gebot der Sabbatheiligung. 


Es richtet sich an das Volk in seiner Gesamtheit, an das 
Familienhaupt und seine Glieder, an dem von Jahve geweihten 
Sabbat zu ruhen, um durch diese Ruhe den Sabbat zu heiligen. 

Das Gebot über die Arbeitsruhe ist ım Bundesbuche er- 
halten. Es lautet 2. Mos. 23, 12: 

„Sechs Tage hindurch magst du deine Arbeit verrichten; 

am siebenten Tage aber sollst du feiern, damit dein Rind 

und dein Esel ruhe, und der Sohn deiner Sklavin, sowie 
der Fremdling einmal aufatme“. 

Das Gebot der Sabbatheiligung stellt sowohl das a 
gesetz wie der Priesterkodex auf. 


: Ueber die Herkunft des Dekaloges gehen die Ansichten weit ausein- 
ander. Die einschlagende Literatur gibt Meinhold, Sabbat und Woche, 
S. 37. 
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Das Heiligkeitsgesetz 3. Mos. 19, 30: 

„Meine Ruhetage sollt ihr beobachten nnd euch vor meinem 

Heiligtume scheuen“. 

Der Priesterkodex 2. Mos. 35, 2 £: 

„Sechs Tage hindurch darf Arbeit verrichtet werden: den 

siebenten Tag aber sollt ihr heilig halten als einen Jahve 

geweihten Tag unbedingter Ruhe. Jeder der eine Arbeit 

an ihm verrichtet, soll getötet werden“ . 

Hierher gehört vermutlich auch das in die Bundesworte ein- 
geschobene Gebot 2. Mos. 34, 21: 

„Sechs Tage hindurch magst du arbeiten, aber am siebenten 

Tage sollst du ruhen, selbst während der Zeit des Pfiügens 

und Erntens solist du ruhen“. 

Der Unterschied ist offensichtlich. Der Zweck des Gebotes 
über die Arbeitsruhe ist ein sozialer. Das Aussetzen der Arbeit 
wird von dem Arbeitsherrn gefordert, um durch dieses den von 
ihm Abhängigen Arbeitsruhe zu verschaffen. Das Ruhen des 
Arbeitsherrn ist Voraussetzung, das Ruhen der von ihm Abhängi- 
gen Folge. Ersteres Pflicht, letzteres eine durch Erfüllung 
dieser Pflicht bedingte Wohltat. Von einem bestimmten zur 
Arbeitsruhe geweihten Tage spricht das Gebot nicht. Es sagt 
nur, daß je nach sechs Tagen der Arbeit ein Tag der Ruhe 
folgen soll. Noch weniger ist die Rede davon, daß diesem Tage 
der Ruhe eine religiöse Bedeutung zukommt. Das Gebot ist 
kein Gebot des Kultus. 

Von ganz anderer Art ist das Gebot über die Sabbatheili- 
gung. Es verlangt in gleicher Weise von dem Familienhaupte 
wie von den ihm Unterstehenden das Aussetzen der Arbeit. Die 
Arbeitsruhe dieser tritt koordiniert neben die Arbeitsruhe jenes. 
Das Ruhen des Arbeitsherrn wird nicht in Beziehung gebracht 
zur Ruhe der von ihm Abhängigen, sondern das Ruhen beider 
aus gleichem Grunde und in gleicher Weise als religiöse Pflicht 
gefordert. Das Gebot setzt einen bestimmten, je nach sechs 
Tagen wiederkehrenden Festtag voraus. Es ist ein Gebot des 
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Während das Gebot über die Arbeitsruhe einen Bestandteil 
des Bundesbuchs bildet und der vorexilischen Zeit angehört, 
findet sich das Gebot der Sabbatheiligung erst im Heiligkeitsge- 
setz und Priesterkodex. Eine Verschmelzung beider Gebote ent- 


hält das Sabbatgebot. 
2. Mos. 20, 8 f£. 

8. Denke daran, den Sabbat- 
tag heilig zu halten. 

9. Sechs Tage hindurch sollst 
du arbeiten und alle deine Ge- 
schäfte verrichten. 

10. Aber der siebente Tag 
ist ein Jahve, deinem Gotte, ge- 
weihter Sabbat; da sollst du gar 
kein Geschäft verrichten, weder 
du selbst noch dein Sohn oder 
deine Tochter; weder dein Sklave, 
oder deine Sklavin, noch dein 
Hausvieh, noch der Fremde, der 
sich in deinen Ortschaften auf- 
hält. 

11. Denn im Verlaufe von 
sechs Tagen hat Jahve den 
Himmel und die Erde, das Meer 
und alles, was in ihnen ist, ge- 
macht; hierauf ruhte er am sie- 
benten Tage. Daher hat Jahve 
den Sabbattag gesegnet und für 
heilig erklärt. 


Dieses lautet: 


5. Mos. 5, 12. 

12. Beobachte den Sabbattag, 
daß du ihn heilig haltest, wie 
dirJahve, dein Gott, befohlen hat. 

13. Sechs Tage hindurch sollst 
du arbeiten und alle deine Ge- 
schäfte verrichten. 

14. Aber der siebente Tag 
ist ein Jahve, deinem Gotte, ge- 
weihter Sabbat, da sollst du 
keinerlei Geschäft verrichten, 
weder du selbst, noch dein Sohn, 
noch deine Tochter, noch dein 
Sklave, noch deine Sklavin, noch 
dein Ochse, noch dein Esel, noch 
eines deiner (Last-) Tiere, noch 
der Fremde, der sich in deinen 
Ortschaften aufhält, damit dein 
Sklave und deine Sklavin ruhen 
können, wie du. | 

15. Denke daran, daß du 
(selbst) Sklave gewesen bist ın 
Aegypten, und daß dich Jahre, 
dein Gott, mit starker Hand und 
ausgestrecktem Arm von dort 
hinweggeführt hat. Darum hat 
dir Jahve, dein Gott, befohlen, 
den Sabbattag zu begehen. 
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Der Unterschied in der Fassung am Eingange des Gebotes 
ist von geringfügiger Bedeutung. Es heißt in der Fassung 
2. Mos. 20, 8: 

„Denke daran, den Sabbat heilig zu halten“. 
und in der Fassung 5. Mose 5, 12 etwas umständlicher: 

„Beachte den Sabbattag, daß du ihn heilig haltest, wie dir 

Jahve, dein Gott, befohlen hat“. 

Der Sinn ist hier wie dort der gleiche. Welche von beiden 
Fassungen die ältere ist, läßt sich nicht sagen. 

In dem folgenden Abschnitte des Gebotes, der sich damit 
befaßt, wer alles ruhen soll, tritt nur ein Unterschied hervor. 
Während es im 2. Mos. 20, 10 schlechthin heißt: 

„noch dein Hausvieh“ 
wird in 5. Mos. 5, 14 einzeln ausgeführt: 

„noch dein Ochse, noch dein Esel, noch eines deiner (Last-) 

Tiere“, 

Da in dem Gebote über die Arbeitsruhe und in dem zehnten 
Gebote des Dekaloges sowohl in der Fassung 2. Mos. 20, 17 wie 
in der Fassung 5. Mos. 5, 18 von Haustieren nur der Ochse 
und Esel Erwähnung finden, wird sich auch das Gebot 5. Mos. 
5, 14 ursprünglich auf diese beiden Tiergattungen bezogen haben. 
Nachdem dann als drittes Glied die übrigen Last- oder wohl 
richtiger Haus-Tiere hinzugefügt worden sind, hat man zur Ver- 
einfachung des Gebotes statt der Aufzählung der einzelnen Tier- 
klassen den allgemeinen Begriff „Hausvieh gewählt. 

Während das Gebot 2. Mos. 20, 10 mit der Aufzählung 
der zur Ruhe Verpflichteten abschließt, enthält 5. Mos. 5, 14 
den Zusatz: 

„Damit dein Sklave und deine Sklavin ruhen können, wie du“. 
Dieser Zusatz entspricht in seiner Konstruktion dem Nachsatze 
in dem Gebote über die Arbeitsruhe: 

„Damit dein Rind und dein Esel ruhe, und der Sohn deiner 

Sklavin, sowie der Fremdling einmal aufatme“. 

Er geht, wie dieser Nachsatz davon aus, daß die Ruhe des Arbeits- 
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herrn geboten wird, um den von diesem abhängigen Sklaven Ruhe 
zu geben. Die Arbeitsruhe des Sklaven und der Sklavin steht 
nicht koordiniert neben der Ruhe des Arbeitsherrn, sondern ist 
von dieser abhängig. Der Zusatz paßt nicht zu den Worten: 

„Beobachte den Sabbattag, daß du ihn heilig haltest, wie 

dir Jahve, dein Gott, befohlen hat... . Aber der siebente 

Tag ist ein Jahve, deinem Gotte, geweihter Sabbat, ..... 

weder du selbst, noch dein Sohn, noch deine Tochter, noch 

dein Sklave, noch deine Sklavin, noch dein Ochse, noch 
dein Esel, noch eines deiner (Last-) Tiere, noch der Fremde, 
der sich in deinen Ortschaften aufhält . , .“ 
Er gehört vielmehr zu dem inhaltlich mit dem Gebote über die 
Arbeitsruhe übereinstimmenden Vordersatze: 

„Sechs Tage hindurch sollst du arbeiten und alle deine Ge- 

schäfte verrichten, (am siebenten Tage aber sollst du feiern).* 
Diesem Vordersatze, der bis auf die Worte „am siebenten Tage 
aber sollst du feiern“ in 5. Mos. 5, 14 erhalten ist, und nicht 
dem durch Ueberarbeitung eingefügten Gebote über die Sabbat- 
heiligung entspricht die Ermahnung : 

„Denke daran, daß du selbst Sklave gewesen bist in 

Aegypten .. .“ | | 
Aehnlich wird im Bundesbuche 2. Mos. 22, 20 das Gebot, die 
Fremden nicht hart zu behandeln, mit den Worten eingeschärft: 

„Denn ihr seid (auch) Fremdlinge gewesen in Aegypten.“ 
und in 2. Mos. 23, 9: | 

„Ihr wißt ja, wie es dem Fremden zu Mute ist, weil ihr 

selbst Fremdlinge gewesen seid in Aegypten.“ 

Die Ermahnung setzt ein an den Arbeitsherrn gerichtetes 
Gebot und ein Gebot um der von ihm abhängigen Personen 
willen voraus. In dem Zusammenhange freilich mit dem ihr 
beigefügten Zusatze erhält sie in 5. Mos. 5, 15 einen von ihrer 
ursprünglichen Bedeutung völlig abweichenden Sinn. 

„e... und daß dich Jahve, dein Gott, mit starker Hand 

und ausgestrecktem Arm von dort hinweggeführt hat. Da- 
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rum hat dir Jahve, dein Gott, befohlen, den Sabbattag zu 


begehen.“ 
Während die Ermahnung ursprünglich den einzelnen Israeliten 


durch das Beispiel aus der Geschichte des Volkes an das harte 


Los der Sklaven und in 2. Mos. 22, 20 und 23,9 an das der 
Fremden erinnern und dadurch das Mitgefühl wecken will, führt 
es in der nunmehr erhaltenen Fassung dem Volke in seiner Ge- 
samtheit die von Gott übernommene und eingehaltene Verpflich- 
tung vor Augen, um ihm die als Gegenleistung auferlegte Pflicht 
der Sabbatheiligung einzuschärfen. 

Der Dekalog 2. Mos. 20 läßt die in 5. Mos. 5 enthaltene 
Ermahnung fallen und gibt statt dessen eine dem Gebote über 
die Arbeitsruhe fremde Begründung, die an die Schöpfungsge- 
schichte anknüpft und nur sich auf das kultische ($ebot der 
Sabbatheiligung bezieht. 


8 7. 
Das Gebot der Arbeitsruhe. 
Aeltere Fassung. 


„Sechs Tage hindurch sollst du arbeiten und alle deine Geschäfte 


verrichten, am siebenten Tage aber sollst du feiern, damit dein 


Sklave und deine Sklavin ruhen können, wie du. Denke 


daran, daß du selbst Sklave gewesen bist zu Aegypten.“ 

Das Gebot, daß ein Volksgenosse im siebenten Jahre der 
K.nechtschaft die Freiheit wiedererlangen soll, hebt die Stellung 
des hebräischen Sklaven über die des nicht hebräischen Sklaven. 
Dies hat eine Reihe weiterer Bestimmungen zur Folge, die sich 
mit seiner Stellung während der Zeit seiner Knechtschaft be- 
fassen. Der ihnen gemeinsame Gedanke ist, den Sklaven vor 
Uebergriffen seines Herrn sicher zu stellen, durch die dieser 


die Freilassung im siebenten Jahre tatsächlich illusorisch machen 


könnte. Je näher bei einem Sklaven das Jahr der Freilassung 
heranrückt, um so geringer wird sein Wert für den Herrn, um 
so mehr schwindet damit aber auch das materielle Interesse des 
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Herrn am Wohlergehen des Sklaven. Ein Herr wird sich daher 
bei einem Sklaven hebräischen Stammes, zumal in der Zeit vor 
dessen Freilassung, bei einer sei es nun verdienten oder unver- 
dienten Züchtigung leicht zu Mißhandlungen hinreißen lassen, 
die das Leben des Sklaven gefährden. Das Gesetz 2. Mos. 21, 20 
in seiner ursprünglichen Fassung ! bestimmt daher: | 

„Wenn jemand seinen Sklaven und seine Sklavin (he- 

bräischen Stammes) mit dem Stocke schlägt, so dab er 

stirbt, so soll er (mit dem Tode) bestraft werden.“ 

Neben der Gefahr einer Ueberschreitung des Züchtigungs- 
rechtes besteht die weitere sehr naheliegende Gefahr, daß der 
Herr, um die auf dem Sklaven lastende Schuld reichlich zurück- 
zufordern, dessen Arbeitskraft durch rücksichtslose Inanspruch- 
nahme in einer den Sklaven schädigenden Weise ausnutzt. Dem 
zu begegnen, ist der Zweck dieses Gebotes. Einntstanden ist es 
durch parallele Anwendung der Sieben als mystische Zahl. Die 
in dem Gesetze über die Freilassung mit der Sieben verbundene 
Vorstellung wird vom siebenten Jahre auf den siebenten Tag über- 
tragen. Wie der Sklave in jenem die Freiheit von der Knecht- 
schaft erlangt, so findet er an diesem Tage, wenn auch nur auf ihn 
beschränkt, Freiheit von dem Drucke der Knechtschaft. Der siebente 
Tag ist entsprechend dem siebenten Jahr ein Tag der Freiheit. 
Während aber bei dem Gebote der Freilassung bei jedem ein- 
zelnen Sklaven die siebenjährige Frist gesondert und nur einmal 
von dem Zeitpunkte des Eintrittes in die Knechtschaft bis zur 
endgültigen Freilassung gerechnet wird, schließt sich bei dem 
Gebote der Arbeitsruhe bei allen Sklaven des Herrn gleich- 
mäßig der Tag der Freiheit nach Ablauf von sechs Tagen an 
den vorausgehenden Tag der Arbeitsruhe an. Wie das Gebot 
des Brachjahres zu der Jahrwoche führt, so führt das Gebot der 
Arbeitsruhe zu einer in ununterbrochener Reihe fortlaufenden 
siebentägigen Woche. 


ı Vgl. Der Verfasser, Pentaden und Dekaden im Bundesbuche, in dieser 
Zeitschrift Bd. 19 (1809) 8. 671. 
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Das Gebot der Arbeitsruhe. 


Jüngere Fassung. 


„Sechs Tage hindurch magst du deine Arbeit verrichten, 
am siebenten Tage aber sollst du feiern, damit dein Rind 
und dein Esel ruhe, und der Sohn deiner Sklavin, sowie 

der Fremdling einmal aufatme.“ 2. Mos. 23, 12. 

Das Gebot, daß ein Arbeitsherr je am siebenten Tage ruhen 
soll, damit seine Sklaven hebräischen Stammes ruhen können, 
muß mehr oder weniger ein Ruhen des ganzen Hausstandes zur 
Folge haben. Der ursprünglich nur für die Volksgenossen be- 
rechnete Vorteil kommt auch den Sklaven nicht- hebräischen 
Stammes, den als Lohnarbeiter dienenden Fremdlingen und dem 
Arbeitsvieh zu statten. So erweitert sich aus natürlichen Grün- 
den das Ruhen des Arbeitsherrn zu Gunsten einer bestimmten 
Klasse ihm unterworfener Personen zu einer Arbeitsruhe aller 
Unterworfenen. Sie alle können von dem Drucke der Arbeit 
aufatmen. 

Diese Veränderung findet durch die an Stelle der national 
religiösen Bestrebungen tretenden kosmopolitischen Anschauungen 
eine theoretische Begründung. Im Sinne dieser Anschauungen 
wird das Gebot umgestaltet. Vorstellungen, die sich an den Ge- 
brauch der Sieben in dem Gebote des Brachjahres knüpfen, finden 
bei dem Gebote der Arbeitsruhe analoge Anwendung. Die Sie- 
ben ist auch hier die Zahl der Reinigung und Liäuterung. Wie 
im siebenten Jahre zur Wiedererneuerung des Urzustandes der 
Fluch der Arbeit von dem Boden genommen wird, so soll sich 
je am siebenten Tag der Mensch durch Aussetzen der Arbeit 
von der auf ihm lastenden Schuld reinigen. Während sich aber 
das Gebot des Brachjahres auf das Objekt der Arbeit bezieht, 
— der Grund und Boden ist das erste und wesentlichste Objekt 
der Arbeit, — verbietet das Gebot der Arbeitsruhe die Arbeit 
schlechthin, diese als ein vom Grund und Boden losgelöster, 


r 


N ui 2.2 
—r 


376 Abhandlungen. 


selbständiger Begriff gedacht. Vorstellungen, die sich am Grund 
und Boden entwickelt haben und diesen als den mit einem Fluche 
belegten Ernährer des Menschen erscheinen lassen (l. Mos. 3, 17), 
werden jetzt verallgemeinert mit der Arbeit als abstrakten Be- 
griff verknüpft. Die Arbeit ist Folge der auf dem Menschen 
lastenden Schuld. In ihr findet der Kampf um das Dasein, das 
sich von Tag zu Tag wiederholende Hasten und Abmühen, das 
Ansichraffen materieller Güter zur Befriedigung eigener Bedürf- 
nisse, das Verdrängen und Unterjochen Anderer, das Unterliegen 
und Dienen, der Krieg Aller gegen Alle den schärfsten Aus- 
druck. 

Das Ruhen von der Arbeit ist der Verzicht auf alles egoistische 
Streben. Es breitet sich als Segen von den Herrschenden über 
die Beherrschten aus. Diese treten wieder in ihre alten Rechte. 
Die Schranken des täglichen Lebens fallen. Die goldene Zeit: 
die Freiheit und Gleichheit aller erneuert sich. Der siebente 
Tag ein Tag der Erinnerung an das verlorene Paradies, zugleich 
ein Tag des Hoffens auf künftige Erlösung von dem auf der 
Welt lastenden Fluche und der Wiederkehr des Friedens aller 
auf Erden lebenden Wesen. 


8 9. 
Ursprung des Sabbat. 


Soweit die Gebote des Alten Testamentes in der zweiten Per- 
son Singularis abgefaßt sind, richten sie sich in der geschicht- 
lichen Umkleidung, in der sie uns in der Tora begegnen, als von 
Jahve gegebene Gebote, an das Volk, das bald als die Summe 
der ihm angehörenden Stamm- und Familienhäupter, bald als die 
Summe aller ihr gegenwärtig und zukünftig angehörenden Glie- 
der zu denken ist (5. Mos. 29, 13 £.). 

Werden die Gebote von dieser Umkleidung losgelöst, so erwei- 
sen sie sich zum großen Teil als Sittengesetze, die unmittelbar aus 
dem Volke hervorgegangen sind, oder als Rechtssätze, die dem 
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profanen Rechte angehören!. 

Wer bei ihnen in ihrer ursprünglichen Gestaltung der mit 
„Du* Angeredete ist, läßt sich nur von Fall zu Fall entscheiden. 
Ursprung und Wesen der Gebote machen es jedoch wahrschein- 
lich, daß sie an den einzelnen Volksgenossen gerichtet sind. 

Zweifellos wendet sich das Gebot der Freilassung hebräischer 
Sklaven, wie wir es am Anfange der Mispatim finden, für sich 
betrachtet, an die Adresse des einzelnen Israeliten, der Herr 
über Sklaven ist. An ein Gebot an die Gesamtheit des Volkes 
ist zunächst nicht gedacht. Erst im Rahmen der mosaischen Ge- 
setzgebung, namentlich in der deuteronomischen Fassung, 5. Mos. 
15,12 £., in der das Gebot durch einige Abänderungen und 
Zusätze kultische Bedeutung erhält, erscheint es zugleich als eine 
dem Volke auferlegte Pflicht. Will es ursprünglich, daß jeder 
Sklave hebräischen Stammes im je siebenten Jahre, nachdem er 


gekauft ist, die Freiheit erhält, so fordert jetzt Jahve von dem 


Volke in der Gesamtheit die Freilassung der Volksgenossen. 
Zu vgl. Jerem. 34, 14 f£. Es handelt sich nicht mehr um einen 
bei den einzelnen Sklaven verschiedenen Zeitpunkt der Freilas- 
sung, sondern um ein gemeinsames Jahr der Freilassung, das 
allen hebräischen Sklaven gleichzeitig die Freiheit bringt. 
Dasselbe was von dem Gebote der Freilassung gesagt ist, 
gilt entsprechend von dem Gebote des Brachjahres 2. Mos. 23, 
10 f. Auch dieses richtet sich ursprünglich an den einzelnen 
Hausherrn. Der einzelne Israelit soll nachdem er sechs Jahre 
sein Feld, seinen Weinberg und seinen Oelgarten bestellt hat, 
es im siebenten ‚Jahre ein Jahr unbestellt lassen. Das Brachjahr 
wird, wie schon wirtschaftliche Gründe nötig machen, bei jedem 
Stück Land ein verschiedenes gewesen sein. Anders stellt sich 
das Gebot dar, wenn es als Glied der mosaischen Gesetzgebung 
als ein an das Volk in seiner Gesamtheit gerichtetes Gebot er- 
scheint. Es fordert als solches, daß das ganze Land des Volkes 
nach sechs Jahren ein Jahr ruhen soll und macht damit das 


ı Vgl. der Verf., Pentaden und Dekaden im Bundesbuche, a. a. O. 8. 77. 
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Brachjahr zu einem allgemeinen Ruhejahr. 

In diesem Sinne erhält das Gebot der Freilassung und das 
(sebot des Brachjahres eine konsequente Fortbildung in dem 
Gebote über den Schulderlaß. 5. Mos. 15, 1 f. Auch hier ist 
von einer Pflicht die Rede, die vom Volke in ein und demselben 
Jahre zu erfüllen ist. Es handelt sich hierbei nicht bloß um 
eine sittliche, sondern zugleich kultische Pflicht. Der Erlaß wird 
zu Ehren Jahves ausgerufen. 

Ist es nicht naheliegend, daß sich die gleiche Eintwickelung 
wie bei dem Gebote der Freilassung und des Brachjahres auch 
bei dem Gebote der Arbeitsruhe vollzogen hat? Wie jene wird 
dieses ursprünglich den einzelnen Israeliten, der Herr über 
Sklaven, Fremdlinge und Arbeitsvieh ist, im Auge gehabt haben. 
Ist dieses aber der Fall, so setzt das Gebot, ebensowenig wie 
das Gebot der Freilassung und des Brachjahres ein gemeinsames 
Jahr der Freilassung und der Brache gekannt hat, einen sich auf 
alle Teile des Volkes gleichzeitig erstreckenden Tag der Ruhe 
voraus. Es wird auch hier, soweit das Gebot Beachtung gefun- 
den hat, in dem einen Haushalte dieser und in dem anderen 
jener Tag zur Erfüllung der im Gebote der Arbeitsruhe aufer- 
legten Verpflichtung verwendet worden sein. Erst wenn man das 
Gebot als einen Bestandteil des mosaischen Rechts auffaßt, 
wird es, wie die übrigen Gebote, zu einem Gebote an die Ge- 
samtheit des Volkes und zu einem (febote eines von diesem gleich- 
zeitig einzuhaltenden Ruhetages. Während aber das Jahr der 
Freilassung, des Schulderlasses und der Brache in vorexilischer 
Zeit, so weit es überhaupt Geltung erlangt, von Fall zu Fall 
ausgerufen wird, bildet sich durch die Befolgung des Gebotes 
der Arbeitsruhe ein von selbst nach Ablauf von sechs Tagen 
wiederkehrender allgemeiner Ruhetag aus. Sein Ursprung fällt 
vermutlich in die Zeit, in der das Reich nur noch aus Jerusalem 
und dessen nächster Umgebung bestanden hat. Der Gang der 
Entwicklung läßt sich im einzelnen nicht mehr erkennen. Ver- 
mutlich hat sich zunächst unter der Priesterschaft und den ihr 
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nahestehenden Kreisen ein bestimmter Tag als Tag der Ruhe her- 
ausgebildet. Der in den maßgebenden Familien als siebenter 


Tag anerkannte Tag wird den übrigen Gliedern des Volkes als 


allgemeiner Ruhetag zur Pflicht gemacht. Dabei treten die rein 
sozial-ethischen Gesichtspunkte zurück. Das Volk wird in der 
Zeit politischer Bedrängnis nur wenige Volksfremde in seiner 
Mitte gehabt und die Sklavenwirtschaft nur eine untergeordnete 
Rolle gespielt haben. So bekommt das Gebot der Arbeitsruhe 
einen andern Inhalt. Alle Israeliten sind Sklaven und Beisassen 
Jahves. War ihr Ruhen von der Arbeit bisher Voraussetzung 
der Arbeitsruhe ihrer Sklaven und Beisassen, so wird es jetzt 
als Folge der Arbeitsruhe ihres Herrn Jahve aufgefaßt. Die 
Ruhe des Volkes wird mit der Ruhe Jahves begründet. So er- 
hält die Ruhe kultische Bedeutung. Aus dem Gebote der Arbeits- 
rube wird das Gebot der Sabbatheiligung. Während sich ersteres. 
an den Arbeitsherrn richtet und ein Gebot um der ihm Unterwor- 
fenen willen ist, fordert letzteres die Arbeitsruhe von den Jahve 
Unterworfenen um Jahves willen. Die Unterworfenen sind die Glie- 
der seines gesamten Herrschaftsbereiches. Die Arbeitsruhe der 
Sklaven, Fremdlinge und des Arbeitsviehs tritt koordiniert neben 


die Arbeitsruhe der freien Israeliten. Die Ruhe dieser wie jener 


bildet in gleicher Weise eine durch die Heiligkeit des Tages. 
geschaffene Pflicht. Sie dient zugleich als ein äußeres Merkmal 
der Zugehörigkeit zu der Herrschaft Jahves und wird als solches. 
neben der Beschneidung zum Bundeszeichen des Volkes. Die 
Heiligkeit der Ruhe Jahves strahlt gleichsam vom Tempel zu 
Jerusalem aus und verbreitet sich, je mehr Jerusalem zum alleinigen 
Sitze des Jahvekultus wird, mit diesem und als ein ihm wesent- 
licher Bestandteil. Der erste, der dem Gedanken der Sabbat- 
heiligung Ausdruck gibt, ist Hesekiel. Hesekiel macht dem 
Volke nicht zum Vorwurf, daß es das Gebot der Arbeitsruhe 


nicht befolgt hat. Die Uebertretung des Gebotes läßt er bei 


Aufzählung der dem Volke zur Last fallenden Verschuldung un- 
erwähnt. Das in Zeiten des wirtschaftlichen Aufschwungs ent- 
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standene Gebot sieht er sich umso weniger veranlaßt zu erwähnen, 
als es Sklaven und Fremdlinge, deren Wohlfahrt das Grebot be- 
zweckt, in der Zeit des Krieges und Exils kaum gegeben hat, 
und soweit dieses der Fall ist, die Israeliten mit ihnen das gleiche 
Schicksal teilen. Wohlaber macht er dem Volke zum Vorwurfe, 
daß es nicht den von Jahve zur Ruhe gewählten Tag heilig ge- 
halten hat. Er sagt 22,8: „meine Heiligtümer verachtest du 
und meine Sabbate entheiligst du“. Zu vgl. Hesek. 20, 13, 16, 
21,24. Er bezeichnet auch als erster den Sabbat als Bundes- 
zeichen zwischen Jahve und dessen Volke. Hesek. 20, 12; „Auch 
meine SNSabbate gab ich ihnen, daß sie ein Zeichen seien 
zwischen mir und ihnen, damit man erkenne, daß ich, Jahve, es 
bin, der sie heiligt“. Hesekiel will nicht ein neues Gebot schaffen, 
sondern dem Gebote der Arbeitsruhe eine neue Bedeutung geben. 
(Hesek. 22, 7 u. 8). | 

Tatsächlich aber fordert er etwas anderes. Er macht das 
Sittengesetz der Arbeitsruhe mit ausgesprochen kosmopolitischen 
Gedanken zu einem Gebote des Kultus der jüdisch -religiösen 
Gemeinde. | 


Ss 10. 
Die Sabbatfeier unter Hesekiel. 


In den vorexilischen Stellen, in denen vom Sabbat die Rede 
ist, sucht Hesekiel dem von Jahve gewählten Ruhetag als all- 
gemeinem Ruhetag des Volkes Geltung zu verschaffen. Der 
Schwerpunkt liegt hier auf dem mit Sabbat verbundenen Pro- 
nomen „mein“. Zu vgl. Hesek. 20, 12. 13. 16. 21. 24; 22, 8. 26; 
44, 24 (hierzu 3. Mos. 19, 30; 26, 2). 

Was Hesekiel angestrebt hat, scheint verhältnismäßig schnell 
gelungen zu sein. Da sich in der letzten Zeit vor dem Unter- 
gange des Reiches dieses auf ein nur enges Gebiet beschränkt, 
bietet sich leicht die Möglichkeit, dem am Heiligtume zu Jerusalem 
begangenen Ruhetag allgemeine Geltung zu verschaffen. Jedenfalls 
gehen bereits die jüngeren, der exilischen Zeit angehörenden 
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Stellen Hesekiels davon aus, daß der Ruhetag Jahves ein dem 
Volke bekannter und von ihm anerkannter Festtag ist. Hesekiel 
spricht nicht mehr von „meinem“ (Jahves) Sabbat, sondern vom 
Sabbat schlechthin. Er befaßt sich nicht mehr mit dem Tage, 
sondern mit der Art seiner Feier. Hesek. 45, 17; 46, 1. 

Durch das Exil sind die israelitischen Feste, insbesondere 
die Erntefeste ihrer natürlichen Grundlage beraubt. Dadurch 
bietet sich für Hesekiel Gelegenheit, ihre Feier von neuem und 
einander gleichartig, wenn auch zunächst nur theoretisch umzu- 
gestalten. Sämtliche Feste werden zu einander in Beziehung 
gebracht. Sie bilden einen geschlossenen Festzyklus. Sie grup- 
pieren sich in Jahresfeste, Monatsfeste und in den wöchentlich 
wiederkehrenden Sabbat. 

Was die Art der Feier anlangt, so entnimmt Hesekiel der 
Neumond- und Vollmondfeier den Gedanken des Opfers, diesen 
und dem Sabbat den der Arbeitsruhe!. Sämtlichen Festen ist 
sonach wesentlich: | 

1. das Heilighalten der Tage durch Aussetzen der Arbeit, 
2. die Darbringung bestimmter Opfer. 

Die zur Zeit des Exils noch undurchführbaren Opfer sind 
im Gregensatz zu den alten Familienopfern am Volksheiligtume 
zu Jerusalem darzubringen. Sie liegen nach der Vorstellung 
Hesekiels von dem wiederaufzurichtenden Reiche dem „Fürsten“ 
ob. Die Art der Opfer ist genau bestimmt. Hesek. 45, 17; 46, 3. 

Den Uebergang von der älteren zu der jüngeren Sabbatfeier 
zeigt 3. Mos. 23, 3. Während ursprünglich nur gefordert wird: 
„Da dürft ihr keine Arbeit verrichten in allen euren Wohnsitzen“, 

! Ueber die Neumondfeier und seine von der Sabbatfeier verschiedene 
Gestaltung vgl. Der Verf. Die Neumondfeier im Alten Testamente, Zeitschr. 
f. wissensch. Theol. N. F. XIV 1 (05). Die Neumondfeier gehört ursprüng- 
lich dem Gentilkultus an und steht mit der sozialen Reform, der der Sabbat 
seinen Ursprung verdankt, außer Zusammenhang. Das Ruhen von der Ar- 
beit bei der Neumondfeier ist unmittelbar aus dem Gentilkultus hervorge- 
gangen, die Sabbatruhe hat damit nichts zu tun. Erst unter Hesekiel wer- 


den, wie die Feste überhaupt, auch Neumond- und Sabbatfeier schematisch 


gleichartig ausgestaltet. 
Deutsche Zeitschr. f., Kirchenrecht. XXI. 3, 26 
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findet sich jetzt der Zusatz „ein Tag unbedingter Ruhe mit 
Festversammlung am Heiligtume*“. 

Als letztes Erfordernis stellt Hesekiel auf, am Sabbat den 
innern Vorhof des Tempels offen zu halten. Hesek. 46, 1£. 


8 11. 
Die Sabbatfeier des Deuterojesaja. 


Im Gegensatz zu der Auffassung des Hesekiel von der Sabbat- 
feier tritt diejenige des Deuterojesaja. Zwar erkennt auch er 
die Bedeutung des Sabbats als Bundeszeichen an (Jes. 56, 3f.). 
Ist doch gerade für die in der Verbannung Verstreuten die 
Sabbatfeier durch Aussetzen der Arbeit die dem Einzelnen allein 
mögliche und seine Zugehörigkeit zu dem Volke Jahves klar be- 
zeugende Form des Kultus. 

Neben die formal-kultische Bedsnkung stellt sich aber hier 
wieder die sozial-ethische Seite des Gebotes in den Vordergrund 
(Jes. 58). Dabei werden die sozial-ethischen Pflichten als Pflich- 
ten gegen Jahve aufgefaßt (Jes. 56, 2; 58, 13). Sie sind andere, 
als wir sie bei dem Gebote der Arbeitsruhe kennen gelernt haben. 
An Stelle der Sklaven und Fremdlinge finden wir bei der eigenen 
Not des Volkes die Bedrängten und Bedürftigen im allgemeinen 
erwähnt. So wird das Gebot des Sabbats zu einem Gebote des 
sittlichen Handelns schlechthin (Jes. 56, 2), der Sabbat ein Tag 
der Freiheit von dem auf dem Volke lastenden Verschulden und 
in diesem Sinne ein Tag der Erlösung und Wiederkehr glück- 
licher Zeiten (Jes, 58, 8f. u. 14). 

Die Sabbate sind Tage der Freude und Wonne (Jes. 58, 13), 
nicht Tage des Fastens. Kopfhängerisches Wesen will Jahve 
nicht (Jes. 58, 5). 


8 12. 
Abschließende Entwicklung der Sabbatfeier. . 


Die nachexilische Zeit sucht den Kultus, wie ihn Hesekiel 
theoretisch ausgestaltet hat, praktisch durchzuführen. Die von 
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Hesekiel abweichenden Bestimmungen über die Sabbatfeier sind 
daher verhältnismäßig geringfügig. 

Zunächst müssen die Opfer, die nach Hesek.45, 17 und 46, 3. 
dem Fürsten auferlegt werden, mangels eines solchen von der 
Gemeinde in der in 4. Mos. 28, 9 f. geregelten Weise vollzogen 
werden. Neh. 10, 33 f.; 2. Mos. 28, 1 f. 

Die von Hesekiel angestrebte gleichartige Feier der Jahres- 
feste, der Neumondfeier und des Sabbats wird nicht konsequent 
durchgeführt. 

Die Festgesetze 3. Mos. 23 ignorieren die Neumondfeier. 
Der Priesterkodex weist ihr in 4. Mos. 10, 10 nur eine unter- 
geordnete Stellung an. Auch bei den meisten Jahresfesten 
wird nicht mit demselben Nachdrucke, wie beim Sabbat das Ge- 
bot der Arbeitsenthaltung aufgestellt. Während das Heiligkeits- 
gesetz an dem Versöhnungstage und dem Sabbat gebietet, „keinerlei 
Arbeit“ zu verrichten (3. Mos. 23, 3, 30), begnügt es sich bei den 
übrigen Festen mit dem Verbote der „Werktagsarbeit“ (3. Mos. 
23, 7, 8, 21, 25, 35, 36). 

Trotz dieser Abweichungen erhält sich die Zusammenstel- 
lung des Sabbats mit der Neumondfeier und den Jahresfesten 
(Neh. 10, 34; 1. Chron. 23, 31; 2. Chron. 2, 3; 8, 13; 31, 3; 
Jes. 66, 23). 

Neu ist die Vorschrift, daß am Sabbat die Schaubrote zu 
erneuern sind. 3. Mos. 24, 8. Wichtiger ist eine sich aus der 
veränderten Vorstellung von der Person Jahves ergebende Ab- 
änderung des Begriffs der Sabbatruhe. Jahve wird vom Gotte 
des Volkes zum Gotte der Welt. Dementsprechend verwandelt 
sich der Sabbat von dem Tage der Ruhe Jahves im Tempel zu 
Jerusalem zum Tage, an dem Gott als Schöpfer der Welt von 
seinem Werke ruht. 1. Mos. 2,11. 

In diesem Sinne gilt jetzt der Sabbat als heiliger Tag in 
der gesamten Natur. 1. Mos. 2,3f. Trotzdem bleibt der Sabbat 
neben der Beschneidung (l. Mos. 17, 11) Bundeszeichen. Ihn 
heilig zu halten, ist nach wie vor eine der Gemeinde Jahves ob- 

26 * 


y. 
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liegende Vertragspflicht. 2. Mos. 31, 13 f. In dieser doppelten 
Bedeutung findet das Gebot der Sabbatheiligung im Bean Auf- 
nahme. 

Jede Uebertretung eines Gebotes, zumal aber die Ueber- 
tretung des Sabbatgebotes stellt sich als ein unmittelbarer An- 
griff auf die Person Jahves dar. Sie macht die gesamte Ge- 
meinde unrein und fordert das Ausscheiden des unlauteren 
Gliedes. Das Gebot der Sabbatheiligung wird zum Strafrechts- 
satz. 2. Mos. 31, 14f.; 2. Mos. 35,2. Die Todesstrafe wird als 
ein Akt der Läuterung von der Gesamtheit der Gemeinde voll- 
zogen. 4. Mos. 15, 35 f. 

Für eine strenge Durchführung der Sabbatfeier tritt vor 
allem Nehemia ein (Neh. 9, 14; 10, 32, 34; 13, 15f.), Er er- 
streckt die Sabbatruhe auf das bereits durch die Neumond- und 
Vollmondfeier bekannte Verbot, sich mit Handelsgeschäften zu 
befassen (Am. 8, 5), und zwar sollen nicht nur die Handelsge- 
schäfte der Israeliten untereinander, sondern auch der Israeliten 
mit den von auswärts kommenden Fremden verboten sein. Ne- 
hemia geht davon aus, daß die Handelsgeschäfte als Arbeit in 
dem im Dekaloge gedachten Sinne und als auf den Erwerb von 
Vermögen gerichtete Handlungen unrein sind. Nur durch eine 
Torsperre und mit Hilfe einer levitischen Torwache gelingt es 
ihm, dem Grebote Geltung zu verschaffen. Neh. 13, 15£. 

Nach dem Alten Testamente gilt sonach als verboten: 

die Landarbeit. Zu vgl. der Dekalog 2. Mos. 20, 81. 


5. Mos. 5, 12 f. Das Gebot spricht von der Arbeit schlechthin. 


2. Mos. 34, 21. Im einzelnen wird verboten: 

das Einsammeln von Speisen 2. Mos. 16, 22 f. (Manna), 

das Lesen von Holz 4. Mos. 15, 32. 

die Hausarbeit. Sie fällt unter. den Begriff der Arbeit 
im Dekaloge. Im einzelnen wird verboten: 

das Anzünden von Feuer 2. Mos. 85, 3.. Es erfordert eine 
langwierige, anstrengende Tätigkeit. 

Handelsgeschäfte: Neh. 10, 32; 13, 15 f. 
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Transportarbeiten: Jer. 17, 21. 

das Reisen: 2. Mos. 16, 29 £. 

Das Verbot der Arbeit erstreckt sich sonach durchgängig 
nur auf die private Tätigkeit des Einzelnen. Es fehlt noch irgend 
ein Hinweis, daß öffentliche Handlungen (Rechtsprechung, Ver- 
waltungsmaßregeln usw.) unzulässig sind. Ein Beispiel der Fest- 
nahme, Aburteilung und Strafvollstreckung am Sabbat gibt 
4. Mos. 15, 32 ff. 

Die auf eine Strafvollstreckung gerichteten Handlungen sind 
nicht unrein. Sie bezwecken im Gegenteil die Reinigung der 
Gemeinde. 

Unbekannt ist schließlich das Gebot der Arbeitsruhe in dem 
Sinne, daß lautes Geräusch als im Widerspruch mit der Fest- 
tagsfeier verboten ist. Mit dem Begriff der Heiligkeit verbindet 
sich nicht der Gedanke an eine „feierliche Stille“. Klagel. 2, 7. 

Da der Tag bei den Israeliten vom Abend zum Abend ge- 
rechnet wird (3. Mos. 23, 32), beginnt die Sabbatfeier am Freitag 
Abend und endet mit. Sonnenuntergang. Neh. 13, 19. 


Zu den Akten der kursächsischen Visitationen 
v. J. 1528/29 und 1535/36. 


Von 


Pfarrer Dr. Georg Berbig in Neustadt, Herzogt. Coburg. 


Die drei ersten kursächsischen Kirchen- nnd Schulvisitati- 
onen, die auf persönlichen Befehl der beiden Landesherren und 
Kurfürsten Johann des Beständigen (F 1532) und Johann 
Friedrich des Großmütigen (+ 1554) fast gleichzeitig in allen 
Territorien des damaligen ernestinischen Sachsenlandes, Thür- 
ingens und Frankens zustande kamen, bieten eine Fülle interessan- 
ten kirchen- und kulturgeschichtlichen Urkunden-Materials, wie 
es für keinen anderen Gebietsteil der deutschen Kirche in jener 
Zeit vorliegt. Nach dem Zusammenbruch der alten, römischen 
Kirche, der sich, von dem Mittelpunkt des damaligen geistigen 
Lebens im nördlichen Deutschland, von der Universität Witten- 
berg, seit 1517 und besonders seit 1521 im schnellen Tempo 
über das ganze Land hin vollzog, setzte unmittelbar die Um- 
gestaltung oder der Wiederaufbau in neuen Formen der Kirche 
des Evangeliums ein. Predigtamt, Kultus und Gottesdienst 
empfingen neue Ordnungen. War Luthers grundlegende deutsche 
Schrift v. J. 1523: „Von ordenung gottis diensts in der Gemeine“! 
in erster Linie maßgebend für alle Neuerungen der Folgezeit 
auf gottesdienstlichem Gebiete, so blieb es doch der fünf Jahre 


! Cfr. E. Sehling, Die evang. Kirchenordnungen des 16. Jahrh. Leipzig, 
O. R. Reisland 1902. 8. 2£. 
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später einsetzenden I. kursächsischen Kirchenvisitation vorbehalten, 
eine einheitliche Umgestaltung der Dinge in allen Gemeinden 
des kursächsischen Landes herbeizuführen. Es geschah dies in 
den Jahren 1528/29. 

Eine wertvolle Ergänzung zu den diesbezüglichen bereits 
veröffentlichten Verordnungen und Aktenstücke! bieten einige 
im herzoglicheu Haus- und Staats-Archive zu Koburg enthaltene 
Urkunden, welche die Gesichtspunkte, welche bei jener Um- 
gestaltung des gesamten kirchlichen Lebens maßgebend waren, 
deutlich erkennen lassen. Und noch mehr! Hier ist der geistige 
Niederschlag gleichsam vorhanden, der sich nach Jahren heißen 
Geistesringens, seit dem Thesenanschlag durch Luthers Hand 
und seiner kühnen Haltung zu Worms, in der Form der Kirche 
und evangelischen Gemeinde immer mehr verdichtete. 

Die Aktenstücke, im Herzoglichen Haus- und Staats- Archiv 
Koburg aufbewahrt, sind verfaßt im Zeitraum kurz nach der 
zweiten Visitation des kursächsischen Gebietsteiles im Franken- 
land (Henneberger Pflege) 1528/29: „Verordnung, wie sich das 
Predigtamt in Predigung göttlichen Worts und administrirung 
der Heyligen Sacramente zu verhalten“ ?. 

In einundzwanzig Punkten wird das Programm der neuen 
Gottesdienstordnung kurz klargelegt, und zwar, wie sowohl am 
Eingang, wie am Ausgang des Schriftstücks (Nr. I) gesagt wird, 
um einer gewissen Gleichförmigkeit willen in der Lehre, Predigt 
und auch in den Zeremonien. Auf Befehl des Kurfürsten selbst 
wurde diese Ordnung aufgestellt, jedenfalls um die damals be- 
sonders stark gemachten Angriffe der Gegner zu entkräften, als 
verlöre sich der evangelische Gottesdienst in Willkür und Zer- 
splitterung innerhalb der einzelnen Gemeinden. | 

Die Einheit der evangelischen Lehre bedinge gleichförmige 
Predigt des Evangeliums von Jesu Christo, die darinnen bestehe, 
daß man lehre im Namen Jesu Christi Buße und Vergebung der 


1 Vgl, E. Sehling, Die ev. KO. KO. a. a. O0. 8. 174. 
? Gob. H. u. St.-Archiv F. VI. 4. e. No. 3. 
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Sünde. Die Predigt der Buße bedinge die Predigt des Gesetzes 
(X. Gebote). Deshalb solle man „sonderlich die zehn Gebote 
fleißig predigen“. Dann folge nach der Buße die Vergebung 
der Sünde, und die Gerechtigkeit aus dem Glauben, der durch 
gute Früchte bewiesen werde. Daraus folgere die christliche 
Freiheit, ihr Wesen und rechter Gebrauch innerhalb der Gemeinde, 
als einer Versammlung der Gläubigen. 

Es folgt die Lehre vom freien Willen, vom Gebet, von der 
Obrigkeit, von der Taufe (mit besonderer Beziehung auf das 
bereits vorhandene .Taufbüchlein Luthers), vom Abendmahl mit 
voraufgegangener Beichte. Sehr beachtenswert ist die Einzel- 
erforschung der Gewissen und die Formel der Absolution. Nicht 
minder kirchenrechtlich interessant ist die Behandlung der Ehe 
und der Verlöbnisse. Auch hier wird auf das „Traubüchlein 
im Katechismo“ verwiesen. 

Im 15. und 16. Punkt wird über Leiden und Krankheit 
unterrichtet, woher sie gekommen, wozu sie geschaffen und wie 
sie zu ertragen sind, und zum christlichen Begräbnis übergeleitet. 
Es folgt im 18. Punkt die Aufzählung der Feiertage, wobei zu 
beachten, daß neben den Hauptfesten der Kirche auch noch 
die Marientage. Purificationis, Annunciationis, Visitationis und 
Mariae Magdalenae, die Johannistage, der Stephanstag und Onm- 
nium Apostolorum in der Koburger Kirche gefeiert werden. 
Eingeschärft wird die Katechismuspredigt, — jährlich mindestens 
dreimal. Die Messe der alten Kirche geht, wie Punkt 20 be- 
merkt, in die Abendmahlsfeier mit Psalmverlesung und Lektionen 
über, besteht also noch als eine selbständige gottesdienstliche 
Feier. Der letzte Punkt betrifft die Vesper, d. h. den Nach- 
mittagsgottesdienst an Sonn- und Feiertagen in den Städten und 
auf dem Lande, wochentags aber nur in den Städten und zwar 
lateinisch, um der Schüler willen. 

Es wurde schon eingangs bemerkt, daß sich diese Ordnung 
unmittelbar aus den Resultaten der zweiten Visitation in Koburg 
ergab. Als Verfasser kommt entweder der erste Koburger 


Berbig, Zu d. Akten d. kursächs. Visitationen v. J. 1528/29 u. 1585/36. 389 


Superintendent Balthasar Düring (} 1529), oder sein Nachfolger 
Johannes Langer, Luthers Freund, in Betracht. 

Noch deutlicher kommt diese Verordnung seitens der kirch- 
lichen Leitung des Landes im zweiten vorliegenden Schriftstück 
zum Ausdruck, welches bei der Feiertagsordnung der neuen 
Kirche anknüpft (vgl. No. II)! und einleitend bemerkt, daß vor 
allem eine christliche Ordnung auf Grund des Paulinischen 
Wortes, Kor. XIV., aufzurichten sei, zur Meidung von Irrtümern 
aller Art, die sich auf der verschieden gehaltenen Feste ergeben 
hätten. Die Feiertage werden noch einmal festgesetzt. Dabei 
wird verordnet, daß jede Sonntagsarbeit fortan verboten ist, be- 
sonders unter der Predigt, außer im Falle dringender Not. 
Ebenso sind alle Tänze an den Hauptfesttagen zu meiden. 

Sehr bezeichnend ist die Begründung dieser Festfeiern und 
des Arbeitsverbotes. Im Gegensatz zur Auffassung der alten 
Kirche wird darauf hingewiesen, daß es bei Befolgung dieser 
Ordnung nicht auf ein direktes Gebot Gottes oder der heiligen 
Apostel ankomme, auch nicht auf ein Verdienst, das sich der 
erwirke, der jene streng einhalte, auch nicht darauf, daß ein 
Mensch dadurch vor Gott fromm werde. 

Die Hauptsache sei vielmehr die, daß an diesen Tagen Gottes 
Wort getrieben, die Predigt gehört, die Lehre empfangen werde. 
Die Predigt erfordere auch den Zeiten nach eine bestimmte Ord- 
nung, zur Unterweisung der Gemeinde, die doch wissen müsse, 
wann siezusammenkommen solle, welche Gedanken zur Behand- 
lung kämen etc. Die Feiertage einiger Heiligen seien deshalb 
beibehalten, weil man nicht etwa ihre Fürbitte brauche, sondern 
weil man sich an ihrem christlichen Beispiel und Exempel er- 
bauen wolle und müsse. Alle Legenden seien indessen abzutun. 
— Schließlich wird nochmals betont, daß „das grobe dienende 
Volk“ wochentags ja viel zu beschäftigt sei, — um der leiblichen 
Nahrung willen, das Wort Gottes zu hören. Neben der gottes- 
dienstlichen Feier muß indessen auch die Sabbatruhe zu ihrem 


1 Herzogl. Haus- u. Staats-Archiv Coburg sub F. VI. 4, e. No. 2. 
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Rechte kommen, „daß nymand aus solcher Freiheit Ursach 
nehmen wolle, zu Sünden, als.in Fressen, Saufen und Gots- 
lesterung zu leben“. 

Wichtig ist der Hinweis am Schluß, daß für weitere Er- 
klärungen über die Feiertage und die Zeremonien auf den „Unter- 


richt der Visitatorn des Churfürstenthumbs Sachsen“, — gemeint 
ist der im Jahre 1528 erschienene Unterricht der Visitatoren an 
die Pfarrherren etc. — verwiesen wird. 


Offenbar zu derselben Zeit ist das dritte vödliegande Stück 
(vide Nr. III) entstanden, welches, ebenfalls im herzoglichen 
Haus- und Staatsarchiv vorhanden, ein Verzeichnis der verbotenen 
Artikel darstellt, die in der ersten kursächsischen Visitation nach 
dem Laut der vorher ergangenen kurfürstlichen Instruktion an 
die von den Visitatoren jeweilig untersuchten Gerichte und Aemter 
erlassen worden sind. 

Hier handelt es sich um eine Art Kirchenzucht, wie dieselbe 
seitens der weltlichen Obrigkeit gesetzlich durchzuführen und im 
Falle der Nichtachtung vom Richter zu bestrafen ist. Hier 
kommt der Grundsatz zur Geltung, daß die weltliche Obrigkeit 
der Kirche des Evangeliums ihren Arm leihen muß zum Schutze 
wider die Angriffe und Ausfälle, die seitens der Gemeinde etwa 
auf Kirche und Evangelium gemacht werden können. Zunächst 
wird die Sonntagsfeier gesetzlich geschützt. Verboten wird Wein- 
und Bierschank während der sonntäglichen Predigt. Der Ueber- 
treter — es sei Wirt oder Gast — soll mit Gefängnis bestraft 
werden. Ausgenommen sind Reisende. Die Familienväter haben 
ihre Kinder, ihr Hausgesinde etc. zum Kirchgang anzuhalten, — 
bei Geldstrafe. Die Richter haben die Befolgung dieser Vor- 
schriften persönlich zu überwachen durch die Kontrolle bei Haus- 
besuchen. Während der Predigt, bei der sich die ganze Ge- 
meinde im Gotteshaus einzufinden hat, ist müßiges Umherstehen 
auf den Märkten und Friedhofsplätzen untersagt. Ebenso ver- 
boten ist alles Kaufen und Verkaufen während des Gottesdienstes. 
Doch — merkwürdig genug — während der an denselben an- 


Berbig, Zu d. Akten d. kursächs. Visitationen v. J. 1528/29 u. 1535/36. 391 


schließenden Kommunion und Austeilung des Sakramentes ist 
öffentliches Feilhalten und Kaufen erlaubt. Einsprechen während 
der Predigt ist untersagt. Doch mag der Prediger nach der 
Predigt mit Anstand angesprochen werden, Der Prediger soll 
sich seinerseits, bei Vermeidung harter Strafe, aller Beleidigungen 
auf der Kanzel enthalten, insonderheit sich hüten, in das welt- 
liche Regiment einzugreifen, und gegen den regierenden Stand 
zu hetzen. | 

Besonders eingeschärft wird das Verbot der G@otteslästerung. 
Es wird direkt über ein Einreißen dieses Lasters Klage ‚erhoben 
bei Androhung peinlicher Strafe gegen alle Uebertreter und 
gegen solche, die eine Anzeige bei dem zuständigen Richter 
unterlassen. Ebenso wird — bezeichnend genug — über den- 
jenigen Strafe verhängt, der ein Kruzifix, „das ein Zeichen und 
Bedeutung ist unsers Erlösers und Seligmachers“ abreißt oder 
abhaut. Mitwisser oder solche, welche eine diesbezügliche An- 
zeige beim Richter unterlassen, werden ebenfalls in Strafe ge- 
nommen, Es geht daraus mit Bestimmtheit hervor, daß in der 
ersten Zeit der evangelischen Kirche — etwa bis 1530 — Feld- 
und Straßenkruzifixe gegen den Mutwillen der Schänder auch 
innerhalb des evangelischen Territoriums amtlich und gesetzlich 
geschützt wurden. Zauberei — auch der Verdacht solcher — 
ist nach dem bestehenden Rechte peinlich zu strafen, be- 
. sonders dann, wenn ein Nachteil an Leib oder Gut bereits ein- 
getreten ist. Aber auch der Vorsatz ist strafbar. Verdächtige 
sind gefänglich einzuziehen und auf Eid zu befragen. 

„Bei Vermeidung schwerer Strafe und eventueller Landes- 
verweisung“ wird Strafe angedroht, wer in Bier- oder Wirtshäusern 
leichtfertig gegen das Evangelium spricht, besonders gegen die 
heiligen Sakramente, wie sie nach dem Evangelium eingesetzt sind. 
Ebenso sind öffentlich verboten alle unzüchtigen Lieder von 
Manns- oder Weibspersonen, um die „edle Jugend“ nicht zu 
verderben. | | 

Bei schwerer und harter Strafe wird Ungehorsam der Kinder 
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gegen die Eltern verboten, mag jener nur in Schmähworten oder 
gar im Handanlegen bestehen. Ausdrücklich verboten wird eine 
Ehe der Kinder ohne Vorwissen der Eltern. Ebenso wird der 
Ehebruch peinlich bestraft nach dem Aufsatz der Rechte; ledige 
unzüchtige Weiber sollen „mit Stauppen geschlagen“ und aus 
dem Gericht verwiesen werden. Kuppler werden mit Geldstrafen 
belegt oder des Gerichtes verwiesen. 

Ein besonderes Verbot gilt bei „Schwächung der Jungfrauen*. 
Gegen Notzucht soll mit peinlicher Strafe vorgegangen werden. 
Geschah es mit Willen des weiblichen Teiles, so soll die Ehe 
geschlossen werden, besonders wenn ein heimlicher Verspruch 
vorauf ging. Geschah dies nicht, so hat für den Fall, daß die 
Ehe nicht geschlossen wird, eine „redliche Wiedererstattung ihrer 
Ehre“ d. h. eine Geldentschädigung einzutreten. Konkubinate 
sind bei Landesverweisung des einen und harter Strafe des andern 
Teils verboten. 

Besondere Verordnungen erfahren „Spiel und Zutrinken*. 
Ersteres ist verboten wegen der daraus folgenden Gotteslästerung. 
Letzteres wird zu den „hohen Lastern und Hauptsünden“ ge- 
rechnet. Es wird über ein Ueberhandnehmen dieses Lasters bei 
allen Ständen geklagt. Deshalb ist nicht mit Geldstrafen, sondern 
mit Leibesstrafen dagegen vorzugehen, unnachlässig bei Androhung 
des Stauppenschlages und der Landesverweisung. Dabei wird 
eine besondere Ordnung aufgestellt. Nach neun Uhr abends soll 
niemand mehr zechen, — also Polizeistunde. Beim Läuten der 
Weinglocke sind die Tore zu schließen. Im Winter um sieben 
Uhr, im Sommer um acht Uhr abends soll der Wirt den Zech- 
leuten Feierabend gebieten. Eine Ausnahme bilden fremde Gäste 
in Öffentlichen Gasthäusern. 

Zum Schluß wird dieser Befehl den Amtsleuten, Schossern 
und Räten und den adligen Gerichtsherren zur Befolgung noch- 
mals zur Pflicht gemacht und die sittliche Pflicht auf Grund 
einer neuen evangelischen Lebensordnung betont. 

In einem besonderen Abschied — vide Nr. IV — werden 
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die Amtleute, Schosser, Räte und Super atten denten auf Grund 
der vorhandenen Instruktion noch einmal auf ihre besonderen 
Aemter aufmerksam gemacht. 

Zum Zweck einer einheitlichen aan des geistlichen 
Amtes und einer Gleichmäßigkeit der als richtig anerkannten 
Lehre des Evangeliums werden im ganzen Lande Superintenden- 
turen errichtet, d. h. Aufsichtszentralen, die über Lehre und 
Wandel der amtierenden Geistlichen ihres Bezirkes zu wachen 
haben. Sitz der Superintendenturen sind die wichtigsten Städte 
des Landes. Werden an irgend einem Prediger falsche Lehre 
oder Mängel in der Sakramentsverwaltung bemerkt, so hat der 
Superintendent eine Untersuchung einzuleiten, den Angeschuldigten 
zu vernehmen und zu verwarnen, im Falle des Leugnens eine 
weitere Erkundigung einzuziehen und die Sache mit Bericht an 
die Regierung weiterzugeben. 

Auch die Ehesachen erfahren durch den „Abschied“ eine 
Neuerung. Nachdem sich nämlich ergeben hat, daß vor Zeiten 
einzelne Geistliche in Ehesachen selbst entschieden haben, sich sogar 
Scheidungen von Ehen angemaßt, ohnegründliche Prüfung und Er- 
forschung des schuldigen Teils, so wird dem Pfarramt der Ein- 
griff in das Eherecht fortan entzogen. Dergleichen Händel sind 
vielmehr von der Superintendenz anzunehmen, in, wichtigen 
Fällen aber dem Amtmann und Schosser, also der weltlichen 
Gerichtsbarkeit zu übergeben. In geordnetem Verfahren sind 
Superintendent, der betreffende Pfarrer, in dessen Parochie sich 
der Ehefall zugetragen, sowie der Rat, falls die Parteien in einer 
Stadt sitzen, sowie namentlich letztere selbst vorzuladen, gegen 
einander zu verhören, und dann erst eine Entscheidung zu 
treffen, eventuell nach vorheriger Mitteilung des Falles an die 
Regierung des Landes. | 

Im dritten Teil werden die Geistlichen ferner verabschiedet, 
ihres Predigtamtes allein zu warten, sich aller weltlichen Hand- 
lung und der „Hadersachen“ zu entschlagen. 

Im vierten Teil werden die Amtleute, Schosser, Richter en 
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Räte, auch die vom Adel mit eigenerGerichtsbarkeit, vermahnt, 
Schutz zu halten gegen alle Uebergriffe, Mißhandlungen und 
Uebeltaten, als Mord und Totschlag, auch diese Sachen zu 
strafen, besonders auch den leichtfertigen Schwur und den Mib- 
brauch des Namens Gottes. Desgleichen ist vorzugehen gegen 
Völlerei, Sauferei, Spiel, besonders Müßiggang, Grlaubens- 
schmähung, Schandgesang, Ehebruch, Hurerei, Ungehorsam der 
Kinder, heimliche Verlöbnisse derselben, u. a. 

Zum Schlusse wird allen Pfarrern und Predigern die genaue 
 Befolgung der neuen Visitationsordnung v. J. 1528 zur strengen 
Pflicht gemacht, — bei Verlust der Stelle. Sehr beachtens- 
wert ist der letzte Passus im „Abschied“, wonach es nicht die 
Meinung der kurfürstlichen Regierung sei, „Jemand zu verbieten, 
was er halten oder glauben soll“. Doch zur. Verhütung von 
Aufruhr und Trennung dürften Sekten im Lande nicht ge 
duldet werden. Endlich wird der Geistlichkeit des Landes das 
anschlagsmäßige Einkommen der Pfarrstellen an Renten, Zinsen, 
Decem usw. seitens der Regierung des Landes rechtlich zu- 
gesichert. 

Obige Urkunde ist ein Beweis dafür, daß die erste kur- 
sächsische Visitation i. J. 1528/29 auch im Ortslande zu Franken 
eine planmäßige Reorganisation nicht bloß der kirchlichen, son- 
dern auch der damit im Zusammenhang stehenden sittlich-reli- 
giösen Verhältnisse schuf. Bewiesen wird ferner, daß noch mit 
manchem Restbestand der alten Kirche aufzuräumen war, mit 
manchem Widerstand gegen die evangelischen Neuerungen nicht 
nur seitens der Gemeinden, sondern besonders auch seitens der 
Kirchendiener, d. h. der Geistlichen und Prediger. War auch 
in den Jahren 1528 und 1529 der Boden für die neue Saat des 
Evangeliums im Frankenland längst durch Schrift und Wort 
vorbereitet, so leicht war es doch nicht, nun wie mit einem 
Schlage das ganze Bild zu ändern. Der fränkische Volkscharakter 
lehnte sich nicht zuletzt gegen alle Neuerungen auf. Der Franke 
— und das waren doch die Leute im Ortslande der Pflege Ko- 
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burg — ist im Grunde seines Wesens konservativ, festhaltend 
am alten Recht, an altem Brauch und Sitte, auch soweit es 
kirchliche Verhältnisse betraf. Dazu aber kam noch die Nähe 
der Grenze der beiden großen geistlichen Bistümer Bamberg 
und Würzburg — ein fortwährendes Einfluten der alten An- 
schauungen und kirchlichen Gepflogenheiten. Es bedurfte daher 
mehr als eines Dekretes, die maßgebenden Stellen der Regierung 
in Stadt und Land von den Absichten des obersten Kirchen- 
regiments auf dem Laufenden zu erhalten. 

Auch der Stadtrat von Koburg nahm Gelegenheit, auf die 
neuen Forderungen durch eine besondere „Ordnung und Gebot“ 
bei den besonderen Fällen von Hingaben (Verlobungen) Hoch- 
zeiten und Kindtaufen hinzuweisen. Aufs engste stand damit 
im Zusammenhange eine Verordnung wegen des Tanzes. Diese 
Ordnung erschien ebenfalls bald nach Vollendung der ersten 
Visitation Herbst 1529 oder Frühjahr 1530, also etwa zur selben 
Zeit, als der Reformator Martin Luther persönlich auf der 
Veste Koburg weilte. 

Diese neue Hochzeits- und Taufordnung — cfr. Nr. V meiner 
Akten — erschien auf einstimmigen Beschluß des Koburger 
Stadtrates. Darnach war die „Hingabe“, Verlobung ganz einfach 
zu halten. Es gab zum Essen nur ein Gericht, meist einen 
Braten. Bei der Hochzeitsfeier gab es am ersten Tag nicht 
mehr als fünf Gerichte, am zweiten nicht mehr als vier. Die 
Zahl der Gäste wurde auf höchstens 24 Paare beschränkt, bei 
Hochzeiten, die im Hause stattfanden. Für jede Person darüber 
war ein Gulden Buße zu zahlen. Das Austragen von Essen 
(Suppe) am Hochzeitmorgen, wie es ehedem gang und gäbe war, 
wurde abgeschafft. Es war eine alte Sitte, solche Hochzeits- 
suppe zu schicken in die Schule, dem Kirchner, dem Torwärter, 
dem Stadtknecht, dem Bader, in deren jeweiligem Bezirk das 
Hochzeitshaus lag. Ebenso war es Sitte, am Hochzeitsabend 
das Junggesinde der Freundschaft oder Verwandtschaft, Knechte 
und Mägde, zum Bade zu laden und für dieselben das Badegeld 
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in der Badestube zu bezahlen. Manche Ausschreitungen mögen 
dabei vorgekommen sein. Der. strengere Sittlichkeitsbegrifi der 
neuen Kirche schaffte diese Gepflogenheiten ab. Ebenso wurde 
verboten, den Junggesellen am Hochzeitstag zur Nacht Sulze, 
Brot, Wein und Bier zu reichen. Jede dieser Uebertretungen 
wurden bei einer Buße von vier Pfund bestraft. 

Selbst die Höhe des Hochzeitsgeschenkes wurde geregelt. 
Soweit es die nächste Verwandtschaft betraf (Blutsverwandte) 
also Vater, Mutter, Schwester, Schwieger, Schwager etc. stand 


. die Höhe des Geschenkes frei. Die Sippe und Freundschaft 


sollte als Paar nicht mehr als im Werte von vier Pfund,. als 
einzelne Person nicht mehr als im Werte von zwei Pfund 
reichen. 

Im gewissen Gegensatz zu diesen zweitägigen, im Hause 
der Eltern der Braut gefeierten Hochzeiten, standen die sog. 
„angedingten Hochzeiten“, d. h. solche, die meist von ärmeren 
Personen, Handwerkern etc., welche ein eigenes Haus nicht be- 
saßen, einem Hauswirt übertragen worden waren. Aber auch 
solchen Hochzeiten fehlte es nicht an einer gewissen Reichhaltig- 
keit, Allerdings sollten nicht mehr als 16 Paare, d. h. 32 Per- 
sonen dazu geladen werden. Für jede Person darüber war ein 
Gulden Buße zu zahlen. Ueber fünf ordentliche Gerichte durften 
nicht gegeben werden. Für jede Person war nur ein halber 
„Ort“ — zirka 5 M. — Aufwand zu machen. Suppenaustragen, 
Einladung der Jugend zum Bade, Nachtessen der jungen Ge- 
sellen waren verpönt. Jede Uebertretung wurde mit einem halben 
Gulden Buße geahndet. | 

Auch die Geschenke für diese Hochzeiten zweiten Grades 
waren inhaltlich ihres Wertes beschränkt, und zwar auf einen 
Ort, jede einzelne Person auf einen halben Ort, sodaß sich 
Einnahme und Ausgabe für die Hochzeit gleichsam für den 
Veranstalter deckte. Verboten war das früher beliebte Heim- 
schicken vor dem Hockzeitsschmaus, oder das „mit nach Hause 
nehmen“. Auch die Kinder pflegten die am Hochzeitsschmause 
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teilnehmenden Eltern zu besuchen und von ihrem Essen mit 
heimzutragen. Ohne Wissen und Willen der Wirte wurde diese 
Gepflogenheit fortan untersagt. 

Man erkennt aus diesen Verfügungen des Stadtrates von 
Koburg ein Stück sozialer Fürsorge für die Einwohnerschaft, 
deren Ausgaben auch bei Festlichkeiten durch eine heilsame 
Einschränkung geschützt werden sollen. Jedem Luxus und jeder 
übertriebenen Ausgabe, die doch nur die materielle Leistungs- 
fähigkeit des Einzelnen für die Zukunft schwächen konnte, sollte 
energisch bei Strafandrohung gesteuert werden. 

Aehnliche Vorschriften gelten bei den Kindtaufen. Auch 
hier setzte der Stadtrat mit der Abschneidung alles überflüssigen 
Pompes ein. Beim Kirchgang sollten nicht über acht Weiber 
mitgenommen werden. Das Kindtaufessen sollte möglichst ein- 
fach sein: Brot, Käse, Obst und ein Trunk dazu. Bei Strafe 
eines Gulden war eine übrige Mahlzeit während der sogenannten 
Sechswochen verpönt. Selbst die Patenkleidung wurde be- 
schränkt: nicht mehr denn ein Taufkittel, der nicht über einen 
halben Gulden kosten durfte. — 

Nach alter deutscher Sitte war mit jeder Hochzeits- und 
Tauffeier ein Tanz verbunden. Dementsprechend sah sich der 
Stadtrat genötigt, auch ein Tanzregulativ zu erlassen. Es wurde 
getanzt auf dem Kaufhause, in den Gassen, in Häusern und 
Städeln. Dabei kamen allerlei Ungehörigkeiten vor: „Unver- 
schämptes Umbdrehen, Herumbschwenken, unziemliches Lauffen, 
Geberden und Geschrei“. Fortan sollte das alles verboten sein, 
besonders das „ehrbare und züchtigliche Verdecken der Schame“. 
Die Uebertreter sollten vom Tanz weg in das Gefängnis geführt 
‘ werden. Die Fremden und Auswärtigen, die etwa das Verbot 
nicht kannten, sollten von den Stadtknechten aufs erste verwarnt, 
in Wiederholungsfalle aber ebenfalls mit Gefängnis gestraft 
werden. 

Dem Aktenstück des Stadtrates liegt im Konzept eine Ver- 
fügung des damaligen fürstlichen Verordneten (des Schossers) 
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bei, die an einheimische Edelleute, jedenfalls an solche mit 
eigener Gerichtsbarkeit (siehe oben) erging. Die Verfügung be- 
traf die Erlasse bei Taufen und Hochzeiten, denen in Zukunft 
auch auf dem Lande nachgegangen werden sollte. — 
Wichtig für das damals in Erscheinung tretende Eherecht 
sind zwei Erlasse, die, wie im Beisatz bemerkt, an allen Zent- 
gerichten öffentlich zu verkündigen waren. 

Aus Nummer VI unserer Akten geht hervor, daß das Ehe- 
verbot in nahen Graden der Verwandtschaft an allen Zenten 
und Gerichten öffentlich verkündigt wurde. Desgleichen das 
Verbot der sog. heimlichen Verlöbnisse, ohne Wissen und Willen 
der Eltern und der Vormünder. Umgekehrt sollte bei Heiraten 
kein Zwang der Eltern gegen die Kinder ausgeübt werden. Die 
Uebertreter waren ebenso wie ihre Ratgeber und Helfer an Leib 
und Gut zu strafen. 

In Nr. VII unserer Akten befindet sich ein erweiterter Er- 
laß dieses Eheverbotes. Dieses war durch die Zentgrafen in 
den Zentgerichten Öffentlich zu verkündigen und anzusagen, 
auch öffentlich in allen Pfarrkirchen anzuschlagen. Leichtfertige 
Ehen, d. h. ohne Vorwissen der Eltern oder des Vormundes 
geschlossen, waren streng verboten bei gefänglicher Annahme. 
In strittigen Fällen war der fürstliche Bescheid einzuholen. Auch 
das heimliche Verlöbnis war bei gleicher Strafe untersagt. 

Wenn vorstehend beschriebene Aktenstücke vorzugsweise 
sich auf die erste Visitation des Frankenlandes in den Jahren 
1528/29 beziehen, so steht das folgende in direkter Verbindung 
mit der zweiten Visitation v. J. 1535. Es handelte sich damals 
um den Bau und die Erhaltung der Pfarrhäuser und Pfarrge- 
bäude, wohl auch der Kirchner- und Schullehrerwohnungen, und 
der Adel (die Patrone) waren zu solchen Baupflichten seitens 
der Visitations-Kommissare mit herangezogen worden. Der Adel 
hatte aber in einer Eingabe an den Landesherrn zum ‚großen 
Teil gegen eine solche Baupflicht protestiert und um Nachlassung 
der Anordnung und Verpflichtung gebeten. Das vorliegende 
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Antwortschreiben der kurfürstlichen Regierung bescheidet die 
Edelleute abfällig und erwartet genaue Befolgung des Befehls. 
Charakteristisch ist die persönliche Einschiebung von des Kanz- 
lers D. Bruck Hand: „Wo solches aber von euch nicht beschehe, 
würden wir verursacht, darin selbst Einsehung und Verschaffung 
zu thun“. Offenbar will die Regierung unter Androhung der 
staatlichen Gewalt den Mängeln Abhilfe schaffen. Es läßt sich 
aus dem Regierungsschreiben aber erkennen, wie ernstlich gerade 
damals die kurfürstliche Regierung um die Erhaltung des kirch- 
lichen Bauwesens besorgt war. 

Nicht minder wichtig ist der folgende kurfürstliche Regie- 
rungserlaß an den Ritter Wilhelm von Hutten! zu Oberlauringen 
in Franken. Es handelt sich um die wiederholte Niederdämp- 
fung der aufrührerischen Wiedertäufer, die sich, wie aus früheren 
Akten? erweislich, besonders in der Gegend zwischen Königs- 
berg ı. Franken und der Stadt Würzburg ein Feld ihrer Tätig- 
keit gesucht hatten. Obschon die Maßnahmen, die bereits im 
. Verlaufe der ersten Visitation getroffen wurden, außerordentlich 
strenge waren, — gegen die Wiedertäufer und die der Wieder- 
täuferei Verdächtigen wurde unnachsichtig mit der Verhängung 
der Todesstrafe vorgegangen, — so hatte diese religiös-soziale 
Bewegung dennoch nicht aufgehört. Die zweite Visitation hatte 
vielmehr ergeben, daß das mit Gewalt zurückgedämpfte Feuer 
an verschiedenen Orten, besonders im Frankenland wieder her- 


vorbrach, besonders da, wo die bischöflichen Grenzen in der 


Nähe waren und der starke Arm der territorialen weltlichen 
Gewalt doch fehlte. Auch die kaiserlichen Mandate, die zu ver- 
schiedenen Malen gegen die Anhänger der Wiedertäufer-Sekte 
den Einzelregierungen zugefertigt worden waren, hatten im Kur- 


ı Die von Hutten (auf Birkenfeld) gehörten zur rittermäßigen Land- 
schaft des Kursachsentums, die zu den ausgeschriebenen Landtagen einzu- 
kommen aufgefordert wurde. Vgl. Thür. Geschichtsquellen C. A. H. Burk- 
hardt: Ernestin. Landtagsakten, Band I, S. 203 u. ö, 

® fr. Deutsche Zeitschr. f. KR. XIH, 3. S. 291 ff. 
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fürstentum Sachsen Veröffentlichung gefunden, wie eingangs des 
Aktenstückes (Nr. IX) ausdrücklich betont wird!. Der kurfürst- 
liche Erlaß vom Jahre 1536 geht darauf zurück, mit der Er- 
innerung, daß sich niemand „dem Wiedertauff anhängig machen 
wolle“. Das Predigen sei nur den ordentlichen Pfarrern etc. 
erlaubt. Hausandachten sind verboten, soweit sie öffentlich sind. 
Der Erlaß des Kurfürsten Johanns v. J. 1529 sei vielfach über- 
treten worden. Auswärtige Verführer zur Wiedertäuferei seien 
ins Land gekommen, hätten Anhänger und Herberger gefunden. 
Todesstrafen seien verhängt worden. 

Das Mandat wird nun erneuert und artikelweise die Irrlehre 
der Wiedertäufer beschrieben, die sich richte gegen Obrigkeit, 
Eid, Eigentum, Ehe, und besonders gegen die Kindertaufe. 
Sämtliche Irrtümer seien nunmehr in ein „kurtz gedruckt Büch- 
lein“ zusammengefaßt, welches hierbei folge. Wilhelm von Hut- 
ten möge dieses seinem Pfarrer zustellen, mit dem Befehl, sich 
darnach zu richten, dasselbe jeden dritten Sonntag von der 
Kanzel dem Volk vorzulesen und zu erklären, bei Vermeidung 
ernster Strafe. Verfasser dieses „Büchleins“ war, wie ange- 
geben, der Coburger Superintendent Johann Langer, wie aus 
Hönns Chronik (s. u.) hervorgeht. Langer aber war Luthers 
persönlicher Freund und Gesinnungsgenosse, der ihm einst bei 
der Durchreise durch Naumburg im Jahre 1521 das Bildnis 
des Savonarola verehrt haben soll?., 

- Für die Geschichte der Visitationen wie für die der Wie- 
dertäuferei ist dieses Schriftstück interessant genug. Es beweist, 
mit welchen Gewaltmaßregeln damals die Sekte, deren seltsames 
Regiment kurz zuvor durch den Zusammenbruch des Reiches in 
Münster genugsam beleuchtet worden war, auch im Frankenlande 
bekämpft wurde. | 


! Gemeint ist jedenfalls das kaiserliche Mandat vom 23. April 1529 aus 
Speier. Cfr. Deutsche Zeitschr. f. KR. XET, 8, 8. 350 ff. 

” Cir. G. Berbig, Bilder aus m VaRaa Band LS. 69. u. 
und Band II, 104 ff. 
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Wurde auf der einen Seite die Berechtigung der Kinder- 
taufe in jener Zeit hart angefochten, so gab andererseits, wie 
aus dem Aktenstück No. X. hervorgeht, dieselbe Taufe nach der 
Ansicht einflußreicher Persönlichkeiten den Kindern, auch denen 
von unehelicher Geburt, das gleiche Recht als zukünftige Staats- 
bürger. Kein anderer als der bekannte fränkische Ritter Hans 
Schott vertrat, wie aus dem „Artickel* hervorgeht, den Rechts- 
standpunkt, daß, entgegen der seitherigen Gepflogenheit der 
Innungen der Stadt Coburg, uneheliche Kinder gleich den 
ehelichen zur Erlernung eines ehrbaren Handwerks zugelassen 
werden sollten. Letzterer Auffassung sollte nun durch persön- 
lichen Vortrag des einflußreichen Ritters Hans Schott auf Hel- 
lingen beim Kurfürsten von Sachsen, Johann Friedrich, ın Tor- 
gau oder in Weimar gelegentlich einer Audienz Raum verschafft 
werden. Das war im Jahre 1540, also zu einer Zeit, wo die 
zweite Visitation noch nicht lange vollzogen war und das alte 
Kurfürstentum Sachsen auf der Höhe seiner kulturellen Ent- 
wicklung und Machtentfaltung stand. 


No. I. 


Verordnung, wie sich das Predigamt in Predigung göttlichen 
Worts und administrirung der Heyligen Sacramente zuver- 
halten!. 


Aus unsers gnedigsten Herrnn des Churfursten zu Sachssen zu 
beuelch Gleichformigkeit in der ler vnd predig des Ewangelio 
(sic!), sampt der reichung der Sacrament und Ceremonien zu halden, 
seyn hie kurtzlich angezeigt die furnemste stuck, der rechten Euan- 
gelischen lehr, Sacrament und Ceremonien, welche allenthalben sollen 
nach gottes wort, rein, lautter, in der einfalt gleichformig gelert vnd 
gehalten werden. 

Jam ersten sol man predigen das Ewangelion, welches darinne 
steht, das man predige in dem namen Jesu Christi busse vnd verge- 
bung der sunde Luce 24. 


! Cob. H. u. St.-Arch. F. VI. 4. e. No. 8. 


vr 
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Zum Andern die predig der busse fordert das Gesetz durch wel- 
ches kompt die sunde, davon sol man lernen, was gesetz sey, wie 
manchfeltig es ist, was sein Krafft ist, in welcher gestalt es aufgeho- 
ben sey, vnd sonderlich sol man die zechen gepot vleissig predigen. 

Zum dritten nach der predigt der busse folget vergebung der 
sunde, so durchs Ewangelion sol angezeigt werden, da mit von noten 
sein zu leren, was das ewangelion sei, was es fur ÜUrafft hat, was fur 
ein vnterscheidt sei, zwischen dem gesetzte vnd dem Ewangelio. 

Zum vierdten, so aber das Ewangelion durch den Glauben muß 
gesagt werden, sol man darnach predigen von glauben, wass er sei, ob 
wir alles durch den glauben gerechtigkeit worden, wie man den erlange, 
vnd sonderlich die artickel vnsers glaubens sollen offt mit fleis gepre- 
digt werden. | 

Zum fünfften von guten Wercken, welche sint früchte vnd be- 
weisung des glaubens sol man predigen was gute werk sein, warumb 
man sie thun sol, dieweil der glaub allein rechtvertigt, wie man vor- 
nehmen sol die schriefft, welche saget von verdienst der wercken. 

Zum Sechsten von Chriestlicher freiheit sol man leren, was die sei, 
wurinne sie steht, wie ferne man Ihr brauchen sol. 

Zum Sibenden, von der Christlichen kirchen vnd gemeine sol ge- 
predigt werden, was die sei, wie ferne man Ihr brauchen sol. | 

Zum Sibenden von der Christlichen kirchen vnd gemeine sol ge- 
predigt werden, was die sei, was sie fur gewalt hat, vnd von wem sie 
es hat, was die Comun fur Ürafft haben. 

Zum achten von menschlichen satzung sol man vntterichten, welche 
zu halden sein, welche nicht, warumb man sie halden sol, wie vnd 
welche ergernus man meiden sol. 

Zum Neundten von freien willen sol man lehren, In welchen tingen 
der mensch einen hat, vnd In welchen keinen. | 

Zum Zechenden Von dem gebet sol gepredigt werden, was es sei, 
wurauf es gegrund sol sein, was zu einen rechten Christlichen gebet 
gehor, vnd sonderlich sol das vater vnser fleissig gepredigt werden, 
vnd das volck vermant werden zu bitten für alles anligen der Ohristen- 
heit, fürnemlich für friden, das wir In denselbigen ein gotseligs leben 
mugen füren, vnd vns gottes wort trosten, mit besserung vnsers lebens. 

Zum eilfften Von weltlicher obrigkeit, das man Ihr gehorsam sei, 
vnd wie weit sich der gehorsam strecke. 

Zum Zwolfften Vom Sacrament.der Tauffe sol man vntterrichten, 


was die tauff sei, wurinne sie stehe, was sie nutz sei, das die kinder 
tauff recht sei. 


Berbig, Zu d. Akten d. kursächs. Visitationen v. J. 1528/29 u. 1535/86. 403 


Vnnd so man ein Kindt zu der tauffe brenget sol man die paten 
vnd die andern bei der tauff ermanen vnd erinnern gots gebot vnd 
verheisung zu betrachten mit der vorrede, So in der heiligen tauffe 
ist vnsers herrn Christi gebot, welches er seinen jüngern gegeben, da 
er spricht mathei am letzten: Gelet hin in alle welt, leret alle hei- 
den vnd taufft sie im namen des vaters vnd des sonns vnd des heili- 
gen geists. Auch sein gotlich verheißung darinnen ist, wie er sagt, 
Marci am letzsten, wer da glaubt vnd getaufft wird, der wirt selig, 
wer aber nit glaubt, der wird verdampt, sollen die zwei gots gebot 
vnd verheizung die ursach sein, warumb Ihr das Kindt alhieher ge- 
bracht habt, das es in namen gottes getaufft werde. Derhalben horet 
nun zu vnd last vns betten: 

Far aus etc. wie das tauffbuchlein In dem kleinen Oathechis- 
mo martini Luthers angezeigt. 

Wan aber das kindt nothtaufft werde, vnd darnach zu der kirchen 
bracht wird, sol der kirchendiener erstlich fragen, ob das kind in rech- 
ter form vnd weiß getaufft sey mit den worten, vnd in dem wasser, 
als Christus die tauff hat eingesetzt. So das geschehen, sol der kir- 
chendiener dasselbige bestettigen, vnd die paten zu singen anziehen, 
darneben geb man den kind ein namen, wenn es vorhin keinen hat. 

Unnd das des alles geschehe mit einer rechten andacht, so lese 
man darnach das ewangelion maria, wie es steht in dem tauffbüchlein. 
Nachdem vermane man die paten vnd das ander volck dabei gott zu- 
bitten mit einem Vater unser nidergekniet, das er das kindt, welches 
er in die Zcal der seinen aufgenommen hat wolt erhalten vnd stercken 
in einen rechten Christlichen Glauben. Endlich so man von dem ge- 
bet ist aufgestanden, lese der kirchendiener das letzte gebet im tauff- 
büchlein, der almechtige ewige got etc. mit dem beschlus, friede mit 
dir... also las man das Kind vnd die paten wider anheim in friden 
dess Herrn. So aber nit die recht form mit den wortten, vnd dem 
waßer gehalten war, sol man das Kind tauffen, wie das buchlein auss- 
weist. 

Zum dreitzechenden vom Sacrament des leibs vnd bluts Christi 
sol man leren, was es sei, warumb man es nehmen sol, wie man sich 
darzu bereiten sol. - 

Nimands sol das heilig sacrament gereicht werden, er hab sich 
denn zuvor angezeigt, viel vngeschickligkeit vnd missbrauch zuverhüten. 

‘In der anzceigung sollen die kirchendiener die leut mit aller be- 
scheidenheit nach gegebenheit der person erforschen, ob sie die zechen 
gebot, den glauben vnd das vater vnser konnen, ob sie von heiligen 
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Sacrament halten vnd wissen, was es sei, warumb sie es nemen, vnd 
so an einem Christlicher verstand erlangt wird, ist es nicht von noten 
das man den sol alleweg von neuem wider erforschen. 

Es sollen auch die leut, ehe sie zum Sacrament gehen, sich lassen 
absolvirn, nicht das man die leut dringe alle sunde zuerzcelen, so solchs 
nit muglich ist, psal: 18. Wer kennet die missethat? sonder allein 
so sie schwere feel der gewissen hetten, das sie derhalben vnttericht 
vnond getrost werden mit dem trostlichen wort der absolution, welche 
doch zu achten ist, den sie ist nicht des menschenn wort, sonder gotes 
wort, der die sünde vergibt, denn sie wirt an gots stat vnnd aus got- 
tes beuelch besprochen. So Christus saget zu seinen iungern, nemet 
hin den heiligen geist. Welchen Ir die sunden vergebt, den seind sie 
vergebenn etc. 

Form der absolution. 

Der almechtige vnd barmherzige vergibt dir deine sunde, vnd ist 
aus bevelch vusers herrn iesu Christi an stadt der heiligen kirchen sag 
dich frei ledig vnd loss aller deiner sünde in namen dess vaters vnd 
des sons vnd des heiligen geists. amen. Gehe hin vnd sundige nicht 
mer, sunder besser dich on vnterlass, das helff dir got. amen. 

Zum viertzcehendten von dem ehelichen stande sol gepredigt wer- 
den, warumb er von got sei eingesatzt, wie man den ansehen sol christ- 
lich vnd erstlich mit wißen vnd willen der eldern denn heimliche 
gelübt seind verboten durch got vnd den landesfursten. 

Wie man verlobte gelubt verkunden vnd einlaitten sol, zceigt an 
das trau büchlein in Oathechismo. 

Und fur der ainlaittung sol man erstlich dermassen sie anreden. 

Dieweil ir nach gotlicher ordnung begert anzunemen den heiligen 
stand der ehe, welcher steht in aller beider rechter hertzlicher vnd 
vngezwungener verwillung, weil von noten sein, das yhr dieselbig ewr 
hertzlich meinung, so ir zueinander habt, allhie durch eußerliche wort 
vnd zceichen zuerkennen gebt fur der gemeine als zeugen ewrs ehe- 
lichen standes. Derhalben frag ich dich hans wiltu Greta etc... Sein 
sie vor nit zusamen gegeben, so füge ire beide rechte hand zusammen 
vnd sprich Was got zusammen etc. Nein sie aber vor zusammengeben, 
sol man sie anreden mit vorgeschriebener vorrede, vnd wan sie in Be- 
willigung haben angezeigt, so sol man sagen: So horet nun gottes 
wort vom ehelichen stand, die geschrieben stehen im ersten Buch moisi 
am 1 cap: vnd got der her sprach etc. ut in Cathechismo. 

Zum funfzechendten von dem Creutz und leiden sol man vntter- 
richten, wuvon widerwertigkeit kompt, ob es von menschen, oder got 
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herkome, warumb gott strafft, was man in leiden ansehen, vnnd 
wie man sich darinnen trosten sol. 

Zum Sechzcehendten, die Krancken sollen vnttericht werden, wie 
alle vnsere Dorfftigkeit von der sunde kome vnd das vns die sunde 
durch den glauben an Christum vergeben werde, davon sie denn ver- 
ursacht werden Ire sunde zubekennen, vnd zubegern des heiligen Sacra- 
ments, welches so sie entpfangen haben, sol man sie auch vntterrichten 
von der tauffl, Creutz und leiden, vnd zu gedult vermanen. 

Zum Siebentzcehenden des begrebnus halber sol man auch das 
volck vermanen, das es dasselbige ehrlich halde umb der auferstehung 
willen, vnd die kirchendiener sollen auch darbei sein vnd singen ge- 
benedeiet sei got der her von Israel etc., mitten in dem Leben etc. 

Zum achtzcehendten die feiertage sollen gehalten werden über 
den sontag, Natalis Christi, Stephan, Joannis, Circumeisionis, Epipha- 
niae, purificationis, annunciationis, pasce cum sequenti di tantum, As- 
censionis, Pentecostes cum sequenti solum, visitationis, Joannisbaptiste, 
Marie Magdalene, Michaelis, omnium Apostolorum. 

Zum Neunzcehenden den Cathechismum sol man offt vnd fleissig 
predigen, sonderlich nach der unterrichtung D. Martini Luthers vnd 
aufs wenigste im jar drei mal. 

Zum Zwaintzigsten,, die mess sol nit gehalden werden, es sein 
den Communicanten furhanden: vnd die wort des abentsmals sollen 
mit lauten, verstendigen, deutschen worten gesungen vnd gelesen wer- 
den, vnd so nit communicanten da weren, sol man singen einen psalm 
zwei oder drei und lectiones lesen wie bisher der brauch gewesen ist, 
auch die wochen vber, welchs noch sol fleißig gehalten werden. 

Zum einvndzwaintzigsten, die vesper sol auch gehalden werden 
mit deutschen psalm vnd lection am Sontag, feiertagen in Stedten vnd 
Dorffern, aber die wochen vber allein in stedten lathenisch vmb der 
schüler willen. 

Summa: In allen kirchen brauch vnd gottesdienst mit predigen, 
singen vnd lesen, sollen sich die kirchendiener, so vil muglich ist: 
gleich vnd einhellig halten. 


No. II! 


Auff das in allen dingen bey denn vnsernn ein christliche ord- 
nung wie Paulus sagt zum Corinthernn am vierzehenten Capitell, 
gehaltenn vond sovill mancherley vngeschickt Rede, die sich 


ı F. VL 4. e. No. 2. Die Aufzählung der Sonn- und Festtage findet 
sich auf einem gleichzeitigen besonderen Aktenstück sub F. VI. 4. e. No. 4. 
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itzund aus misverstand der feyertag begeben vntterpliebenn 
werdenn mochtenn, haben wyr bey vnserm gemeinde mit wol- 
bedachtem Raht aus gutter cristlicher meynung, nachgeschriebne 
Feyertag zuhalten verordnent, 
Nemlich vnd zum forderlichstenn 
Alle Sonntag durch das gantz Jar, 
den heyliegen weyhennachten tag vnd den 
nechstvolgenden sanct Steffanstag, 
den heyliegen ostertag vnd den Montag dornach 
den heyliegen pfingstag vnd den Montag dornach 
die beschneidung Cristi oder Newen Jarstag 
der heyligen drey Konig oder weysentag 
die auffart cristi vnsers heylands, 
Vnser frawen tag zu Lichtmess, 
den tag der verkundung Mariae 
den tag der heymsuchung 
den tag der hymelfart 
Aller Appostell tag 
Sanct Johannis des Tauffers 
Sanct Magdalena tag 
Sanct Michels tag, 
Doch verordnen wir solche fest, 

Zium erstenn mit solcher erleuterung vnd bedingung, das nymannd 
an solchen tagen vnd in sunderheit vnter dem ampt, der Prediger ar- 
beiten oder wercke, oder sein gesynd, oder dienstbottenn, zu wercken 
oder zu arbeiten zwing oder treng, es seyn dann sachen, das man 
gross notwendig ursachenn dar zu hette, als ob jmand Landarbeit fuer- 
füle mag er dieselbigen thun, auch sollen auff obbemelte vier hoch- 
zeitliche fest, vnd vnser frawen tagen, dessgleichen an abenden alle 
tentz vnd Spiele zc. vermieden werden. 

Zum andern soll ydermenigklich mit vleiss vnd ernst mercken, 
das wyr solche feyer gar nicht der meynung verordnen zuhalten, 

Zum Ersten das sy vns christen von got oder den heyliegen Appo- 
steln zuhalten oder auf gesetzt werden. 

Zum andern, das ein mensch beym bann oder todsund (wie es 
etlich annemen) solche zuhalten verpflicht wern. 

Zum dritten auch nit der meynung das eyn tag heyliger dann 
der sey. 

Zum vierten, das an solchen tagen arbeitten an Im selbst sund 
were. 
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Zum Funfften nochvilweniger ordnen wyr so darbey, das feyern 
an Im selbst ein gottes dienst sey oder das man durch feyer fur die 
sund genug thue oder for got frum werde. 

Aus diesen oberzelten vnd andern mhern vnterschidlichen vrsachen 
gar keyner haben wir solche fest oder feyer verordnet zuhalten, sonder 
viell mher aus hernachvolgenden Cristlichen vrsachen nemlich: 

Zum Ersten wird furnemlichsten aus dieser cristlichen vrsachen: 

Das man solchen festen oder feyer sonderlich vnd mit vleiss gottes 
wort treib, predig vnd hore, vnd daraus gottes willen lernen, erkennen, 
vosern glauben stercken, die eristliche vnd bruderliche lieb, mehren, 
vnd gedult in allen anfechtumen zu tragen lernen, Dann alles das ge- 
schrieben ist, sagt paulus, ist vns zur lere geschrieben, auf das wir 
durch gedult vnd trost der schrifft Hoffnung haben, vnd darumb synd 
alle solche fest, allein vmb gottes wort willen furnemlich verordnet, 
auf das man wisse, wenn man zusamen kommen vnd gottes wort lernen. 

Zum andern darumb, 
dieweil man die historien der heyligen Ewangeli bey allen gemeinden 
(aus etlichen ursachen) nicht ganz vnd gar nach der ordnung der hi- 
storien predigen kann, ist ser nutz vnd cristlich, das man solche fest 
bleiben las vnd den Armen einfeltigen cristen dieselbigen historien 
des heyligen Ewangely stuckweis nach forderung der fest, predig vnd 
lere, wie dan ein etlicher geschickter pfarrer, wol weiß zuthun, nem- 
lich das er auf Ostern insonderheit die Frucht vnd den nutzen der 
frolichen auferstehung, dergleichen an andern obangezeigten festen 
Cristi vnsers heylands, derselbigen frucht vnd nutz seyn volck vleissig 
lere vnd vnterweyss. | 
Zum dritten. 

So verordnen wir auch zuhalten die obangezeigte fest der heiligen 
nit darumb, das wir verhoffen durch ir verdienst vnd furbit, selig zu- 
werden, oder das man der heiligen furbiet, domit wolt bestetigen, vnd 
das sy vnser mitler gegen got wern, das das alles suchen vnd haben 
wir allein inn durch cristum vnsern herrn, sonnder der Cristlichen 
meynung verordnen wir sy auch zu halten, das man auch daran son- 
derlich vnd vleissig gottes wort leren vnd horen, vnd dye lieben hey- 
liegen dem armen Volck als ein spigel gotlicher gnaden vnd barm- 
hertzigkeit, ja als schone Exempel des glaubens, lieb vnd der gedult 
furpild vnd predig, also wenn wir aus warhafftigem gottes wort horen, 
was got seynen lieben heyliegen fur gnad gethan hab, das wir dardurch 
erinnert werden sollen zur gutten hoffnung, Er werds auch thun, denn 
wie gleich petrus, paulus vnd andere heyliegen vnsers fleischs bluts 
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vnd schwachheit, durch Gottes gnad vnd den glauben selig werden, 
also empfangen wir trost durch diese Exempel, er werd vns vnser 
schwachheit auch zu gut halten, vnd schencken, wenn wir inen im rech- 
ten glauben anruffen, doch sollen abgethan werden, was cristlich le- 
genden oder gesenge darinnen befunden wirt. 

Dann wiewoll man das heilich gotteswort alle tag bey vns treybt 
vnd lert, vnd solchs alles auch an wercken tagen treiben, lern 
vnd predigen mocht vnd konnt, so ists doch leider am tag, das im 
das Volck die leibsnarung mehr zu hertzen lest geen, dann der selen 
heils, derhalben nicht so vleissig an wercken tagen gottes wort horet 
als an feyertagen, derhalben verordnen, verordnen wir solche fest, das 
wir so groben vnachsamen menschen zu gottes wort vrsach geben. 

So ist es auch offenbar, das etlich herschafft irn dienstpotten key- 
nen werckentag, ja noch schwerlich die fest oder feyertag gottes wort 
zu horen vergonnen. Auff das aber dieselbigen dienstpotten, auch 
mugen Raum haben, gottes wort zu horn. synd angezeigte fest vnd 
Feyertag furgenomen, vnd verordnet worden. Und das auch dieselbi- 
gen Dienstpotten nicht allein gottes wort horen, zu trost Irer seln 
heyll, sonder auch (das dann die lieb erfordert) ein erquickung oder 
ruhe an Iren leib haben mugen. DBeschliesslichen haben wir solche 
fest, oder feyer auch aus dieser vrsachen verordennt, das man nicht 
allein an solchen tagen gottes wort treibe, lere, predig, vnd hore (das 
doch die furnembste vrsach ist), sonnder auch das man do zusamen 
kome, zubetrachten alle wolthat gottes, vnd im dancksagen vnd bie- 
tende fur alle anliegende noth, Nemlich fur ein obrickeit, fur ein zeit- 
lichen frieden, fur die frucht auf dem velde, welchs alles gottes gabe 
sind, vnd er auch darumb gepetten will sein. Auch das man aldo in 
der versamlung das nachtmal des herren halt, zum gedechtnus seines 
leydens, vnd den armen vnser Almusen in den gemein Casten pringen, 
ja auch auf solchen tag, sonderlich die krancken besuchen vnd sie 
trosten. 

Aus solchen vnd mehrn cristlichen vrsachen synd wir bewegt, 
solche fest vnd feyertag zuverordnen, doch in keynen weg, der mey- 
nung, das man ein gepott daraus machen, oder der menschen gewies- 
sen damit beschweren oder gefangen nemen wolt, sonder allein das 
ein ordnung, wie oben gemelt. vnter vns gehalten werde. 

Mit dieser angehefften ernstlichen byt, das nymand aus solcher 
freyer vrsach nemen wolle, zu sunden, als in fressen, sauffen, vnd gots- 
lesterung zuleben, wie leider geschicht, sonder villmehr durch vleissige 
horung gottes wort seyner seln heyln suchen, darzu dan auf das vleis- 
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sigste alle pfarrer ir volck vermanen sollen. 

Ein frommer Crist bedarff keynes gepets, sonder weiß sich aus 
rechtem glauben vnd bruderlicher lieb in diesen vnd andern Üeremo- 
nien zur besserung seynes nechsten wol zuhalten. 

Got sey die Ere. 

Weitter erklerung von den feyertagen vnd dergleichen Ceremonien, 
wer das begert zu wiessen, der less die vntterrichtung der visitatorn 
des Churfurstenthumbs Sachssen 

vnsers gnedigsten Herrn. 


No. IH. 
Verzeichnus der verpottnen Artickel so die verordente Churfurst- 
liche Visitatores lauts Churfurstlicher Instruction, In Idem Ampt 
vnd gericht, Irer gehaltner Visitacion gelassenn. 


Vom dienst gottes 
verpott. 

Erstes sol kein Wein noch Bierschenck oder auch Wyert, vntter 
der predig vnd ampt der Feyerteg vnd sonderlich am sontag kein wein 
noch Byer verkauffen, Sondern seynen gesten vnnd hausgesynd an- 
sagen, Zu predig vnd dem ampt Zugehn, von weme solchs vbergangen 
es sey Wyert oder Gast, der sol vnnachlessig mit gefencknus am leyb 
gestrafft werden. 

Aber wanderleuten vnd denen dye fürzyhen, mag man wol essen 
vnd trincken geben, dye sollen In diesem gepott nit begrieffen noch 
dem vntterworffen sein. 

Es soll auch sunsten in keynem haus es sey gross oder klein, 
vntter der predig vnd Ampt, Zcechen weder an wein noch Byer Örtten 
gehalten werden, bey vermeidung obvermelter pene. 

- Zum andern sol ein yezlicher Hauswiert seyne Kynder vnd ge- 
synde darzu halten, das sye sonderlich am Sontag zu predig vnd Ampt 
gehn, vnd gottes reich, vnd sein heyligs wortt suchen, vnd anhoren. 
Welcher hausvatter hyrinnen seumig oder aber des gesynnde solchs 
verachten würde, sollen der herschafft pussfellig sein. 

Es sol auch der Rychter, mit eczlichen so darzu verordent wer- 
den, zu zeijtten vmbgehn, vnd besehen, ob Jmandt solch gepott vber- 
gehet oder verachtet. 

Es soll auch nymant, es sey Man oder Fraw am Sontag vntter 
dem Ampt, vnd sonderlich der predig auf dem Kirchhoff oder Marck 
stehn, sondern sollen in die Kirchen gehn, das Ampt vnd wort gottes 
horen, vnd welcher darüber auf dem Kirchhoff oder Marck müssig 
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stehendt, befunden wirt, der sol wie oblaut am leyb mit gefencknus 
gestrafft werden. 

Desgleichen sol man vntter dem Ampt vnd der predig am Sontag 
nichs verkauffen, noch offentlich feyl haben, wen aber dye Communi- 
cacion geschicht, vnd dye leut das hochwirdig Sacrament empfangen, 
mag man alsdan wol offentlichen fayl vnd kauff geben. 

Es sol auch nymandts dem prediger, vntter vnd In Zeit der pre- 
dig eynrede thun, sondern der predig mit vleis zuboren, vnd ob als- 
dan Jmands mangel oder fehl haben würde, der mag den prediger 
nach dem Ampt syetlich vnd züchtig darumb ansprechen, vnd seyner 
leer, bericht vnd ferner vntterweysung von Ime begern. 

Es sollen auch pfarrer, prediger, Caplan, Schulmeister vnd Kir- 
.chendyener vor Idermenigklich vnbeschwerdt vnd vnbeleydigt pleiben, 
dieselbige nit zubeleydigen noch zubeschweren, weder mit Wortten 
noch Wercken, vnd sonderlich Irer lerr vnd predighalb, wol dieselbig 
in gottes Wort gegrundt vnd fundirt sei, bey vermeidung der heır- 
schafft harter straff. 

Der pfarrer, prediger, Caplan, Schulmeister vnd andere Dyner 
der Kyrchen sollen sich auch, wie Inen Irem standt nach zuthun ge- 
pürt, fridlich vnd zeüchtigklich halten, auch nimant mit der Thatt oder 
wortten beleydigen oder beschweren, Dan woe es beschehe, sol mit 
Inen dawon gehandelt werden straff zuvermeiden. 

Dye Diener des wortt Gottes vnd der Kirchen sollen sich in 
keynerleyweiß dem weltlichen Regiment, eynlaßen, oder sich weltlich 
etwas das Inen nit bevolhen zuregirn vntterstehn, auch zu aufrur vnd 
empörung wider die obrigkeit nit predigen, Sonnder woe sy befunden, 
das ettwas von Weltlichen Regenten, als der Herrschafft vnd Iren 
Dyenern, Burgermeistern, Rath, Rychtern vnd dergleichen wyder das 
wortt Gottes, das zuverdamnus der seln, vnd zuergernus des nechsten 
reichen möcht, gehandelt oder fürgenomen würde, sollen sye solchs 
denselbigen ansagen, mit anzeig, das solchs wider das Wort gottes 
sey, vnd in Christo sye vermanen, davon abzustehn, vnd sich dem Wort 
gottes gleichformig zuhalten, damit sye nit gevrsacht werden, nach 
vermug des heyligen Ewangeliums solchs der Kirchen anzusagen, vnd 
das also in den fellen, Brüderlich vnd Cristlich gehandelt, vnd aufrur, 
ergernus, vnwyl, sovil müglich, verhüt werde. 

Von gottes lesterung 

Nachdem auch das lestern gottes vnd seyner lieben heyligen wyder 
vast vnd vil vberhandt genomen, vnd gemein worden ist, so sol kein 
Mensch in diesen Ampt vnd Gerichten, Got vnd seine heyligen mit 
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wortten lestern, dan welcher das nit lassen, vnd des vberkommen 
würde, das er gott gelestert, gegen demselbigen sol gepürlich peinlich 
straff nach aufsaczung der Recht fürgenommen werden. 

Item so Jmandt spricht zu seynem nechsten, das dich Gott 
schende, oder das dich sanct Valteins oder eyns andern heyligen plag 
bestehe vnd dergleichen, darinne got leichtvertigklich vnd seyne hey- 
ligen genant werden, der sol so offt ers thut, vnnachlessig, nach ge- 
legenheyt der verwurckung gestrafft werden, welche es auch anhoren 
'vnd dem Rychter nit vermelden, sollen, als die es verhengen, in glei- 
cher straff stehn. 

Item welcher auff dem veldt, oder anderswoe ein Crucifix, das ein 
zeichen vnd bedeutung ist vnsers erlosers vnd seligmachers zureyssen, 
oder abhauen, des oder dieselbigen, so solchs thun, sollen mit staup- 
pen gehauen, gestrafft vnd der Gericht verweist werden. Würde auch 
Jmand darbey sein und dys ansehen, vnd den Gerichten nit ansagen, 
sondern verpergen helfen, der oder die sollen als mitwissende vnd 
verhenger gestrafft werden. 

Alle die so mit Zcauberey vmbgehen, es sey Mans oder Weybs- 
bilder, dieselbige sol man nach aufsaczung der Recht peinlich straffen 
vnd sonderlich so jmands von Inen, an leyb oder güttern dardurch be- 
schwerdt oder beleidigt werden. Were auch auff Jmands eyn argk- 
wohn der Zecanherey hette, Also das sich eyns vernemen Iyss, er wolt 
eynem andern dys oder Jhens thun, vnd sich an Ime rechen vnd den- 
selbigen person, ettwas beschwerlichs an Iren leyben, kyndern, hauss- 
gesyndt, vyhe oder güttern, den vorgelauten dreulichen wortten ge- 
wyss widerfürhe, den oder dieselben sol man gefencklich anzcyhenn 
vnd sye hertter dan vff den eyd befragen, vnd so sye schuldig befun- 
denn, Inen Ir Recht thun, damit souil muglich, dieselbige bossheit 
der Zcauberey ausgerottet vnd verhüet werde. 

Von den eltern ge- 
horsam zuseyn. 

Weyl auch Got der almechtig gebotten hatt, den Eltern gehor- 
sam zu sein, vnd dieselbige zueern, So sol kein kyndt, es sey Mans 
oder Weibsperson, sich vntterstehn, die eltern mit wortten oder 
wercken zubeschwern, vnd sonderlich, das sye vermeiden. handt an sye 
zulegen, oder Inen ettwas schmehelichs zuzusagen, bey vermeidung 
hertter vnd schwerer straff, hyrzu sol auch ’kein Kyndt, sich on willen 
vnd wyssen der Eltern, vnd sonderlich wider Iren willen nicht ver- 
ehelichen, Auch bey Vermeidung hartter straff die in gefallen des. 


Amptmans oder des Raths, wie hoch er dye aufseczen werde, stehn. 
soll. 
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Vonn Schamplyedern. 

Es sol auch nymants weder Mans noch Weybs person vnzüchtig 
vnd schampbare lyed offentlich singen, ‚dan die Edele Jugent vnd 
schambhaftige kynder vnd leut, dardurch geergert werden, welches in 
alweg zuverhütten ist. 

Das man vom Ewangelio 
nichts leichtvertigs rede. 

Des gleichen sol man in den Wein oder Byer darzu Trinckheu- 
sern, von den sachen den glauben berürendt in voller weiß oder sun- 
sten leichtvertigklich nit reden noch handeln, noch Zangk darinnen 
suchen, vnd sonderlich wider dye heyligen Sacrament, als sye Christus 
vnser herr eingeseczt, nicht reden noch schreiben, bey Vermeidung 
schwerer straff, vnd verweisung der Gericht oder stat. 

Vonn Ehebrechern. 

Wan sol auch kein Eheprecher noch Eheprecherin leyden noch 
alhye zu wohnen gedulden, vnd wo es ein Vberhurer ist, oder der eyn 
Eheweyb hatt, vnd mit eyner andern Ehefrauen vnzeüchtige Werck 
verbringt, die sollen beyde, so es unlaugenbar ist, peinlich mit der 
straff nach aufsaczung der Recht, gestrafft werden, Hat aber ein Ehe- 
mann oder Ehefrau mit eyner ledigen person in vnzüchten zuthun, 
der oder die sollen mit Stauppen geschlagen, vnd aus dem Gericht 
verweist werden, wo Ime die herrschafft nit sonderlich gnad erzeigen 
vnd sein bettgenoss inen nit wider annemen wolt; welche auch in Iren 
heusern dergestalt Ehepruch, wie obvermelt, heymlich gestatten vnd 
verhengen helffen, dye sollen als mitverwilliger auch nach gelegenheit 
der Oberhandt, an gelt gestraft, oder Inen die Gericht verpotten werden. 
Ä Von schwechung der Junckfrauen. | 

Würde auch ein lediger ein ledige Dyrn vnd Junckfrau mit ge- 
waldt schwechen vnd solchs kuntlich, wie sich gepurt, gemacht wurde, 
gegen demselbigen sol die peinlich straff des Rechten gepraucht wer- 
den. Geschehe es aber mit Irem wyllen, sol er sye zur Ehe nemen, 
vnd sonderlich, woe er sye Eelich zunemen versprochen het vnd sich 
des mit seynem eyd nit ausfürhn würde; hette er aber Ir die Ehe nit 
versprochen. vnd sye auch nit zunemen bedacht, sol er Ir nach er- 
kentnus der herschafft, oder derselben verwalter, nack seynem ver- 
mugen, ein Redliche Widerstattung Irer ern thun, vnd sieh nach ge- 
fallen der herrschafft vertragen, oder aber dye Gericht ewigklich ver- 
meyden. 


Von denen die ann der Unehe syczen. 
Es sol auch nymant gedult werden, dye mit vnd beyeinander an 
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der Unehe wohnen, sondern woe sy sich nit verehelichen, aus den ge- 
richten vertrieben werden, welcher sye auch hyrüber in seynem haus 
enthalten würdet, den sol man hertigklich in straf nemen. 

Vom Spyell. 

Weyl das Spyel ein sonderlich werck ist vnd vyl Gotteslesterung, 
auch Zcanck und Hader daraus eruolgt, sol ein Jczlicher sich vnnücz- 
lichs Spylns enthalten. Welcher aber solchs vbergeht vnnd der Wyert, 
der es in seynem hauss gestattet, der sol zu straf genomen werden. 

Vom Zutrincken. 

Dieweil vntter den hohen lastern vnd hauptsünden das Zutrincken, 
daraus die Trunckenheyt eruolget, nit das mynst oder kleynst ist, 
vnd leyder an vyl ortten vnd bey allen stenden, vberflussigklich vber- 
handt genomen, daraus dan vil großer hauptsünden vnd vbelthat ent- 
springen, als gotslesterung, dodtschlag, ehepruch, vnd sonsten boser 
wnzymlicher wyll, auch verachtung vnd vervolgung des nechsten, mit 
Afterkosen vnd schmehen, das aus eynem vernünftigen, ein unver- 
nünftiger mensch, einem Thyer gleich, aus eynem weysen ein Nar, 
aus eynem Gotforchtigen ein gotteslesterer, Aus einem keuschen 
eyn unreiner Mensch , Aus eynem verschwygenen ein Wescher, aus 
eynem güttigen ein Ungüttiger, aus eynem bedachten eyn kyndt wirdet, 
vnd dergleichen vnzceliche vngeschickligkeit der laster daraus entstehn, 
wie man dan teglich durch dye erfarung syhet, darumb sich gebürn 
wyl, demselben laster souiel muglich zubegegen. Nachdem aber die 
Trunckenheit den merernteyl aus dem Zutrincken entstehet, So sol 
keyner jmands zutrincken, Es sey halbs oder ein gancz, derge- 
stalt, das er von eynem andern suchen vnd haben wyl, Ime bescheyd 
zuthun, vnd auch als vil zutrincken, als er, vnd also eynen nottigen 
oder zwingen, imegleich zuthun, were vnd welches die sein, die ob- 
gestalter mass eynem eyns pringen, oder bescheyd thun, dye sollen so 
offt sye das begynnen, zu vnnachlessiger straff der herschafft genomen 
werden, Doch so Gotteslesterung fluchen vnd schelten daraus ervolget, 
sol ein Jdes sein eygen straff nach gelegenheyt der Verwurckung ha- 
ben, wie obgemelt ist. 

Vnd sol ein Jder Wyert, Byer vnd Weynschenck seyne Gest vor 
dem Zutrincken, zu halben oder zu ganczen, vnd sonderlich aneynan- 
der zum zutrincken zunothigen, noch zumussigen. 

Desgleichen auch vor der Gotteslesterung, dem fluchen, vnd 
schweren, verwarnen vnd auch darfür bytten, vnd woe er eynen 
oder mer, in den zweyen stücken, dem zutrincken vnd gotteslesterung, 
pruchig vnd strefflich befunde, alsdan bey seynen pflichten vnd treuen, 
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evnen Jden gein der oberhandt anzusagen, damit der oder dye zu 
straff pracht vnd genomen werden. Woe aber ein Jder Wyert das 
nit thun, vnd hinterkomen würde, sol derselble Wyert, vnnachlessigk- 
lich gestrafft werden. 

Unzüchtig leben, wesen vnd geberen, In tabernen, heusern vnd vf 
der gassen, sol auch nit gestatt, sondern gewerht vnd gestrafft werden. 

Und die straff mit dem Zutrincken, auch der Gotteslesterung sol 
nach jder Verwürckung am leib vnd gar nit mit gelt beschehen. $o 
auch eyner einmal oder mer am leib gestrafft, vnd kein nachlassens sein 
wolt, sol der nach gestalt der verhandlung, wie oblaut zur stauppen 
gehauen, des Gerichts vnd lands verwyesen, oder peinlich sunst ge- 
strafft werden, das sich ein Jder uerwarnt wyss. 

Das nymant nach Neun hore zcechen soll. 

Sodann auch hyevor aus guttem bedacht beschlossen, vnd bevolhen 
ist, das man kein ortten, oder wein noch Bierzcech, nach Neun hore 
halten soll, derwegen dann auch dye glock auf dem Rathhaus Zuder- 
selbigen stund zuleuten verordnett, So sol es hinfurder dermas ge- 
praucht werden. 

Erstlich wen man In stetten dye Weinglocken leuht, das alsdan 
sich ein .Jder, der In dye Stat nit gehor, sol aus der Statt anheym zu 
haus fügen, von weme es aber vbergangen, das alsdan nymant, dye 
Stat geoffnet sol werden. 

Zum andern das kein Wyert, so bald es zu WYyntersgezeitten 
Syben, vnd zu Somersgezeitten, acht hore, auf den abent schlecht, sol 
seynenn Zcechleuten, In oder ausserhalb der Statt gesessen , lenger 
wein noch Byer aufftragen, Sondern Inen ansagen, sich anheim in Ire 
heuser zufügen, vnd ferner kein Zcech mer zuhalten, welche es aber 
hyrüber thun werden, die sollen zu straff sampt dem Wyert der solchs 
gestattet, vnnachlessig genommen werden. 

Mit den frembden gesten, In offen gastgeben vnd Wyertsheusern, 
wol man hyemit kein gepott oder gesecz machen, In dem würdet sich 
auch ein Jder Wyert, vnd auch dieselbige frembde Gest für Ir person, 
gepürlich zu halten wyssen. 

Beuelch Amptleuthen Schossern vnd Rethe 
der Stett gegeben. 

Dye Amptleut, Schosser, Rethe vnd Stet auch die vom Adel, 
so Gericht haben, sollen mit vleis darob sein, damit dieser ordnung 
nachgegangen vnd gelebt werde, vnd zuuoraus sollen sy menigklich 
vnd Insonderheit dem armut guthen Schucz halten, Also das sye nit 
gestatten, auch für sich selbst nit thun sollen, ‚Jmands wider recht 
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vnd die billigkeit zubeschweren, dye misshandlung vnd vbelthat, als 


Mordt, dodtschlag vnd andere dauon zumtheil oben vermeldung ge- 
schehen, ernstlich straffen, darzu die sachen, die vntter den Cristen 
nit zugedulden, vnd ergernus gepern, nicht gestatten, Wie sich dan 
ein yczlicher verstendiger seynem gewyssen vnd der erberkeyt nach, 
wol wirdet zuerzeygen wyssen. 

Etlich Zweiffeln auch hie, ob man mug, In sachen dye besiczung 
der gütter vnd straff der hosen, die gesecz brauchen, die die kayser 
oder heyden gemacht, Als ob man mug die Dyeb hencken, so doch 
das gesecz Mose anders lert. Darumb sollen wir wissen, das wir wol 
mugen brauchen, vnd recht ist, der Kayser gesecz halten, als die Dieb 
hencken zc. Dan wie vns die beschneydung nis geboten ist, also ist auch nit 
gepotten, das wir Gerichtsordnung. die In Moise stehn, halten müssen, 
Act 15. Sagen die appostel, man sol die bürde des gesecz nit auf die heiden 
legen, vnd sagen, die heyden sollen nit ‚Juden, sondern Heiden pleiben, Sie 
mugen Im weltlichen regiment heydenysch ordnung halten, dye gütter 
teylen, nicht wie Moises teylet, Straffen nicht nach Moises gesecz, 
sondern nach Irem gesecz. Moises gepeut man sol Decimas allein den 
pristern geben. Aber wir sollen aus dem grundt Decimas geben, wene 
sye vnser obrigkeit geordnet hat. Moises sagt primogenitus sol zwen 
teil des erbs haben. Wir sollen aber erben nach vnsern rechten tey- 
len. Moises lert man sol etlich dieb also straffen, das sye viermal als 
vil widergeben. Wir aber mugen solche Dieb hengken und man sol 
vmb fridens willen, nit alte gesecz wegnemen, ob sye schon schwer 
sein. Es haben auch die alten, so solch gesacz gemacht haben, wol 
gewyst, das unsern leutten, die wyldt sein, hartte straff noth ist. Also 
sol Jder seins landrechtens prauchen, dan das ist ein grad Ohrist- 
licher freyheit, wie paulus sagt, Cristianus neque grecus neque Judeus 
est. Und paulus bestettigt heydnisch recht, Ro 13 da er leret, das 
alle gewaldt von got sey, Nit allein in der Judenschafft, sonder auch 
vntter den Heyden. Item das man auch aller gewaldt, nit allein Orist- 
licher, sondern auch heydnischer vntterthenig sein sol, doch sollen alle 
gesecz dye Mass haben, das sye wie paulus sagt, gute werck leern, vnd 
böse straffen, ob sye schon hertter straffen dan Moises, synd sye dar- 
umb nit vnrecht. Das ist darumb geschrieben, dan es syndt etlich, 
die wider gemeine Landtsordnung vom Zcehenden vnd hencken vnd 
dergleichen schreyen, Darauss auch Zumtheyl dye auffrur vor Zweyen 
jarn (1525)erweckt worden ist, solch schreyenn sol alles anfrurisch gestrafft 
werden. Dan wir alle weltliche gesecz vnd ordnung, als gottes wylien 
vnd: geseez forchten sollen. Dan Salomon spricht, des konigs lyppen 
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propheceyen, das ist, was dye herschafft ordnet, sol gehalten wer- 
den für gottes ordnung davon dan vil geschrieben ist, ad Ro: 13. Dye 
andern gepott synd aussgelegt Mathei 5. 


Nr. IV. 


Abschied belangend dye 
Amptleut, Schosser, Rath vnd 
Superattendenten lauts 
Churfürstlicher Instruction. 

Unnd damit dye Pfarrer prediger vnd dye andernn personen scheuhe 
haben sich vngegründter leer oder anderer vngleichheit, dem wie vor- 
angezeigt ist zuentgegen zu vntterstehn vnd fürzunemen, so achten 
wir nott sein, das in eczlichen vnd den fürnembsten stetten, dye pfarner 
zu Superattendenten vnnd aufseher verordnet vnd denselben 
beuolhen werde, in die vmbligende kreyss der Stett, darinnen sye seind, 
aufsehen vnd aufmercken Zuhaben, Wie diesen allen von den andern 
pfarrn, predigern vnd andern des kreyss in predigen Cerimonien sacra- 
mentreychungen vnd Irs Wandelshalben gehandelt würdet. Und so 
der Superattendens vnd der, welchem wir das aufsehen durch vnsere 
visitatores, wie berürt, hetten beuelhen lassen, befunde, oder an Ine 
gelangen würde das eyner oder mer pfarrer oder prediger seins kreyss 
anderst dan Cristlich predigen, leern, oder mit reychung der Sacra- 
ment vnd Cerimonien handeln thette, oder eynen bosen wandel vnd 
wesen füret, Denselbigen, vngeschickten pfarner prediger ze sol der 
pfarrer in des beuolhenen kreyß derselb gesessen, zu sich erfordern, 
vnd Jme dye Vngeschickligkeit, wie die an Jne gelanget, fürhalten, 
volgend desselben bericht vnd antwort darauff horen, vnd voe er der 
sachen nit gestehn, sondern leugknen würde, solte der Superatten- 
dirent (sic!) pfarrer, sich ferner darumb erkundigen, vnd die sachen 
mit notturfftigem bericht, wie er dieselbige befunden, vnd allenthalb 
darumb gelegen, vns vnverzüglich zu erkennen geben, Als wollen wir 
uns ferner gegen Ime zuerzeigen wissen. 

Nachdem sich auch vil vngeschickligkeyten im Zeythere damit zu- 
getragen, das eczliche pfarrer vnd prediger in Ehesachen mit scheyden, 
vnd sunst lyderlich zu handeln sich angemast, dan. obwol dieselben 
verstanden mugen haben, was nach der partheyen fürpringen für Gott 
recht vnd zuthun, so sorgen wir doch, wie sich dan an ettlichen ortten 
dermassen befunden hat, das sye im fürpringen der sachen, vnd der 
thatt, bys weyln durch eyns, zu zeytten auch durch beyde partheyen, 
so sye mer lust vnd neygung gehabt, gescheyden zuwerden, dan bey- 
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einander zupleiben; Und dan auch in verhorung oder besichtigung der 
kuntschafften, aus dem, das sye sich der vmbstende nit schickerlich 
zuerkunden gewust, sondern dem fürbringen lyederlich glauben und 
statt gegeben, betrogen seynd, Darumb sollen die visitatores den 
pfarrern anzeigen, das sye sich hinfurt solcher sachen vnd handlung allein 
zu vntterwynden enthalten, vnd solche vnd dergleichen schwerwichtige 
hendel, an den pfarrer, dem in seyner refir, dye Superattendencz vnd 
das eynsehen zuhaben beuolhen, gelangen, demselben gestalt der sachen 
anzeygen, vnd seyn auch anderer gelerrtten, so er darzu zeyhen würdet, 
bedencken hören; Aber in berürtten Ehesachen, mit den es dermassen 
gelegen ist, das ergernus vnd dergleichen beschwerungen, darauf stehn, 
vnd darauf kuntschafft zuhoren von notten, sol dergestalt gehandelt 
werden, das dieselben Ehesachen vnserm Amptman vnd Schosser an- 
gezeigt werden sollen, der sol alsdan den Superattendenten vnd den 
pfarner, in des pfarr sich der fal heldet, sampt andern gelarten, dye 
man darzu nüczlich vnd tuglich achten würdet, dergleichen die par- 
theyen, auf einen namhafftigen tag bescheyden, vnd darneben den Rath, 
oder eczliche des Raths, woe dye partheyen in eyner stat, vntter dem 
Raht gesessen, vnd bedetheyte in aller der, der obbenanten gegenwertig- 
keit, gegeneinander nach notturfft, vnd darzu lebendige oder andere 
kuntschafit, so es von notten, mit vleis vnd gutter aufmerckung der 
vmbstende vfs schleunigst gehort werden, darnach sollen sich die 
obberürtten verhorer miteynander vntterreden, was in der sachen 
zuttun vnd fürzunemen sein sol. Vnd wen sye sich eyner weysung, 
die nach gestalt der sachen Ires achtens Cristlich vnd billich vereynigt 
alsdan sol unser Amptman oder Schosser den partheyen die meynung 
in der andern gegenwertigkeit fürhalten vnd eroffinen. Hette es aber 
mit der sachen die gestalt, das sye für nucz vnd notturfftig achten, 
dieselbige sampt Irem bedencken, zuuor vnd ehe dan den partheyen 
die weysung angezeigt würde, an vns gelanget solt werden, so wollen 
wir Inen vnser gemüht darinnen auch anzuzeigen wissen. 

Jtem es sollen die pfarrer vnd prediger mit vleis vermanet werden, 
Ires ampts zugewardten vnd sich weltlicher handlung vnd hadersachen 
souil billich zuentschlahen. Dan ob es wol vngezweiffelt von Inen 
Cristlich gemeint, so sye sich bysweil der sachen annemen, Dieweil 
sych aber vngehorsam vnd andere vnrychtigkeyt dauon zutregt, wollen 
wir das solchs vntterlassen werde, dan gelanget an sye, das etwa eynem 
armen oder anderm zu seynem Rechten nit geholffen, oder derselb zur 
billigkeit nit geschützt, auch laster vnd vbelthat nit gestrafft würdet, 
so werden sye souil sich gezimpt, wol gebürliche vermanung derwegen 


um.r 


|— 
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zuttun wissen: | 

Es sollen aber darneben vnnser Amptleut, Schosser und Rethe 
der Stet, auch die vom Adel, so Gericht haben, durch vnsere verordente 
visitatores mit vleis vermant werden, das sye menigklichen zuuor an 
dem armut gutten schutz halten, vnd vber dye mishandlung vnd vbel- 
thatten, welche bys anher mit ernst gestrafft sein worden, als Mordt 
Dodtschlag ze auch die sachen straffen, dye vntter den Cristen nit zu- 
gedulden vnd zu affterrede auflegung vnd ergernus bey den wider- 
sachern gebern, dye bys anher solten, oder doch nit anders dan eygen- 
nüczlich gestrafft sein worden, als da sein leichtvertig schwern, vnd 
den namen gottes vnnüczlich annemen. | 

Item Füllerey, Seufferey, Spil vnd müssiggang, Item so In wein 
oder Bier vnd Trinckheusern von den sachen den glauben berürendt 
schimpflich oder sunst leichtuertig gehandelt vnd gezcanckt würdet. 

Item Schandtlyeder auff den Gassen oder In Heusern zu ergernus 
der Jugent gesungen werden, vnd was derselbigen vngepürlichen vnd 
vnsyttigen sachen mer syndt. 

Item Rüchtige vnd zuvoran offentliche Ehebrecherey Hurerey, 
Junckfrauschwechen, Item Vngehorsam der Kynder gegen den eltern, 
vnd sonderlich so sych dieselbige vntterstunden, Ire eltern mit Wortten 
oder Handtanlegung zubeschweren. 

Item da sich die Kynder hinter den Eltern Weksen oder Willen 
verlobten oder verehelichten, und was dergleichen sachen mer syndt, 
die Inen vnsere visitatores wol werden zuerzcelen wissen, vnd in- 
sonderheit sollen vnsere visitatores beuelhen, den vorberürtten müs- 
siggang In Ampten, Stetten, Flecken vnd Dorffern nicht zugedulden, 
sondern das dieselbige, vnd sonderlich, die nicht darnach beerbet, ver- 
mant werden, zuerbeyten, oder sich aus dem Ampt, Stat, Fleck oder 
Dorff zuthun, vnd hirüber sol von unsern Amptleuten vnd andern 
ortten vestigklich gehalten werden. Es soll aber auch die straff nach 
gelegenheit als mit einlegen, zugehorsam, gefencknus oder sunst zu- 
pesserung vnd nicht eigennüczlich fürgenomen werden. 

Item an allen orttern, sol den pfarrern, predigern, vnd Caplan ge- 
sagt vnd ernstlich angezeigt werden, das sich Jr. keyner vntterstehe, 
anders zulern, predigen, oder der Sacramenten vnd Üerimonienhalb 
zuhandeln, dan nach vermug gotlichs worts vnd in der Eynfalt, wie 
das von vns vnd den vnsern in dieser Zeit, darinnen gott sein gnad 
gethan, vnd gegeben hat, angenomen, Auch wie ein gemeyne Ürist- 
liche votterrichtung auch eczliche vnnser gelarrtte vor eynem Jar ge- 
stelt, vnd vntter diesem tittel dazumal gedruckt ausgangen ist, Nem- 
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lich vntterricht der visitatorn an die Pfarrer Im Ohurfürstenthumb zu 
Sachssen, welcher yczberürten gedruckten vntterrichtung vnsere visita- 
tores, eynem iczlichem pfarrer, damit man sich dester weniger zu ent- 
schuldigen hab, Ein exemplar, der sye hyrneben ein zymliche anzcal 
befinden werden, zustellen vnd vberantwortten sollen. 

Dan were etwa eyner, der darin beschwerung hette, oder meynte, 
Es solt in eynem oder mer stücken, anderst, dan wie es berürt, ange- 
nomen, vnd berürter gedruckter vnterricht vermag zuleren, vnd zuhalten 
sein, der sol sich derselbygen seyner widerigen meynung in vnserm 
Fürstenthumb nicht vernemen lassen, sondern sich daraus wenden, vnd 
Ir pfarr oder prediger ampt auflassen. 

Dan wiewol vnser meynung nit ist, Imand zuverpinten, was er 
halten oder glauben sol, So wollen wir doch zuverhütung schedlicher 
aufrur vnd ander vnrichtigkeit kein Secten noch trennung In vnsern 
Fürstenthumben vnd landen wissen vnd gedulden, woe auch darüber 
gespürt würde, das sich jmands dem zuentgegen zu predigen leeren, 
oder mit den Sacramenten es anders zuhalten, unterstehen würde, So 
sollen vnsere Amptleut, Schosser vnd dye vom Adel, den dye Gerich- 
ten zustendig, bewelch haben zustundt, nach Inen solcher vberdret- 
tunghalb. zutrachten. 

Und dieweyl ein zeyther befunden, das das Volck gancz vnwillig 
vnd geneigt gewest, Iren rechtgeschaffen seelsorgern, Ire Renth, Zyns, 
Deczen, vnd dergleichen gebüre, zu Irer notturfftigen vntterhaltung 
zureichen, auch wes des gegeben, etwas mit vntüchtigem gelt, getreydich, 
wein oder fleisch, vnstatlich entricht ist worden, vnd beschwerlich sein 
wolt das die pfarrer sich mit den Leutten darumb zcancken vnd ergern 
solten, So sollen die Visitatores mit den Amptleuten, auch denen vom 
adel, so dye Gerichten vnd hylf haben, Dergleichen mit den Rychtern 
vnd Rethen der Stet verfügen, vnd von vnserntwegen das einsehen zu- 
haben, damit den pfarrern vnd kirchendyenern, Ire Zyns, Recht vnd 
gebüre auf einen namhaftigen tag entricht werden. Und uelcher pfar- 
man dasselbig nit thut, oder in kurzem darnach, wo er des zuuor durch 
ansehnliche ehehafft verhindert were worden, das vber demselbigen, 
auf ansuchen etlicher personen, so vom Raht In Ider Stat vnd Flecken, 
darzu verordent sollen werden. 

Und woe dieselbige als die verordenten personen vnd heymbürgen 
das ansuchen zuthun, oder die Gerichtshelder nachlessig darinnen ge- 
spürt, sollen sye deswegen gepürlicher straff gewertig sein. 


Yyıt 
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No. V. 


ca. 1530. 

Eines Raths zu Coburg ordenung vnd gebot von hingaben, 
hochzeiten, kintauffen vnd vnzüchtigem Tantzen. 

Weill bei den Jhenen so hingabe hochzeit vnd kinttauff machen 
vnd halten, großer vnnottrufftiger vncosten, bei den, denen so sye halten, 
vnd denen so darzu geladen gespürt vnd befunden würdet, So hat mit 
guttem wissen vnd willen des durchleuchtigsten hochgebornen fürsten 
vnd herrn herrn Johannsen hertzogen Zu Sachssen des heiligen Ro- 
mischen Reichs ertzmarschalck vnd Churfursten Landgrauen In Dur- 
ingen vnd Marggrauen Zw Meißen vnsers genedigsten herrn ytzo ver- 
ordenten Zu Coburg, ein erbar Raht eintrechtiglich beschloßen, denselben 
vncosten Zum teill Zugeringern vnd Zumteil gar abzuthun. 

Und derhalb verordent vnd gemacht wie es forthin mit denselben 
bei vnnachlesslicher bues wye die bey Jden punckten vnd Artickeln 
namhaftig verzeichent, stracks gehalten vnd alsbalde noch eroffenung 
vnd anschlagung dieser Ordnung angefangen werden sol vnd also: 

Von Hingaben 

Wer hingab machen oder haben wil, der soll den Jhenen so er 
zu solcher hingab bittet vnd ladet, vber ein gekochte richt |Gericht], als 
gepratten oder anders, nit geben bei bues eins gulden. 

Von selbst verlegter Hochzeit. 

Wer hochzeit machen vnd selbst verlegen will, der soll vber vier- 
vndzwentzig par Menner, Frawen, Knecht, Meyde, vnd frembde leutt, 
Zu solcher wirtschafft [nit] bitten oder laden, doch Koch vnd Kellner 
ausgeschloßen, bey bues so manche person einer darüber bitten oder 
haben, und desselben wissentlich hinterkomınen wirdt, so manchen 
gulden er geben soll!. 

I. Es soll auch derselbig auf den Hochzeittag nit mehr denn funf 
vnd des andern tags, wecher gewenlich gehalten wirdet, nit mehr dan 
vier ordentlicher richt geben. 

II. Es soll auch am Hochzeittag zu frue nymand kein Suppen 
heraus In andere heuser geben, es were dann frembden leutten so zu 
der Hochzeit als gebetten anher kommen. 

III. Desgleichen nymandt kein Suppen noch essen vor oder nach 
tisch wider auf die schull®. Kyrchner, thorwarter, Statknecht, Badern, 


ı D. h. für jeden Gast mehr, als 24 Paare, je einen Gulden. 

: Im alten Coburg war es Sitte, ähnlich wie in den übrigen Städten 
des Frankenlandes, z. B. Hildburghausen, beim Hochzeitsschmaus die Schule 
zu bedenken. 


Berbig, Zu d. Akten d. kursächs. Visitationen v. J. 1528/29 u. 1535/36. 421 


noch andern, so hievor Suppen vnd essen zu holen gepflicht haben, 
geben. 

III. Auch soll er an dem Hochzeit abent kein Junggesinde wieder 
Knecht noch Meyde zum bade laden oder haben. 

V. Desgleichen auch hinfort für nymandts mehr kein Badgelt In 
der Badtstueben bezalen. 

VI. So soll er auch den Jungen gesellen am hochzeittag Zu nacht 
kein Sultzen, prot, Wein noch bier wie vorgescheen, geben. 

Wer solchs In einem oder mehr dieser obgeschriebner Sechser 
Artickell verbriecht, der soll von einem yeden vier pfundt Zu buess 
geben. 

Von geschenck zu solcher Hochzeit. 

Wer zu einer solchen selbst verlegten hochzeit geladen ist, vnd 
schencken will, In dem soll vatter, mutter, herlein, freulein, schweher, 
schwieger, bruder, schwester, geschwister, kinder vnd frembden Ires 
Geschenck kein mass gesetzt sein. Was aber darunter gesyept vnd ge- 
freundt ist, sollen ein par ehevolks vber vier pfundt oder desselben 
werdts, vnd ein eintzell person vber zwen pfundt oder desselben werdts 
nit schencken bey buess vier pfunde. 

Wer es aber sach das einer die Hochzeit selbst verlegen vnd nit 
mehr dan einen tag haben wolt, So soll es Zu derselben mit anzall 
der person vnd geschencks anders nit dan als Zu einer angedingten 
Hochzeit, wie hernachgeschrieben steht, gehalten werden. 

Von angedingter Hochzeit. 

I. Wer ein angedingte Hochzeit machen oder haben will, der soll 
vber Sechzehnn par folcks als Menner, frawen, Knecht, Meyde, vnd 
frembde leuth, nit bitten oder laden, bei obberürter buess eins guldens, 
so manche person darüber, so manchen gulden. 

Und derselb soll dem wierte kein person vber ein halb ort nit an- 
dingen vnd vber funf ordenlicher riecht [Gerichte) nit geben lassen. 

II. Soll auch der wiert wie oben berurt nymants Suppen noch 
essen herauszugaben Im Andingen verpflicht werden. 

III. Auch sollen preutigam vnd praut auf den hochzeit abendt 
nymandts von Jungem gesinde, Zum Bade lade noch haben, noch für 
nymandts der geladenen das Badgelt entrichten. 

IIIT. Sollen auch auf die nacht den Jungen gesellen kein Sultzen, 
Wein noch prot geben lassen. 

V. Und sol solche Hochzeit nit lenger den denselben tag wehren. 

Alles bei bues eines halben guldens, von eynem yeden ytz be- 
melten fünfen Artickel so hyrinne verbrochen wirdt. 
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Von geschenck Zu Solcher hochzeit. 

Wer Zu einer solichen angedingten hochzeit gebetten oder geladen 
wirdt, soll ein par ehevoleks (ausgeschlossen herlein, freulein, vatter, 
mutter, schweher, schwieger, bruder, schwester, geschwiester kindere, 
vnd frembde leuth, wie oben angezeigt) vber ein ort eins gulden vnd 
ein eintzel person vber ein halb ort, also das damit die angedingt mal- 
zeit bezalt werde, nit schencken, wer aber solchs verbricht, der soll 
ein ort Zue buess geben. 

Und Zu einer solchen angedingten Hochzeit soll nymandts seiner 
Kinde oder gesinde Zu der malzeit nehmen, noch vnter dem essen Zu 
geverd der meynung ichtes heimzuschicken Zu Im Zukomen bestellen 
oder verpotten, noch auch sunsten ichtes von dem tisch hinweck 
schicken noch nemen. Begabs sych aber das ein Kindt oder gesyndt 
sunst ongeverd geschefft halber Zu seinen eltern, herrn oder frawen 
komen müst, So soll denselben auch nichts von dem tisch heimzu- 
tragen gegeben werden, es geschee dan etwo mit wißen vnd willen 
des Wirts, auch bei obberürter buess eins orts eins guldens. 

Von der Kindtauff. 

Wer kinttauff haben wyll, der sol Zu dem Kyrchgang vber acht 
weiber nit haben noch geprauchen (die Ammen oder wer das Kindt 
tregt, ausgeschlossen) vnd denselben alsbalde nach der tauff, ob ers 
will, nit mehr dan prot, kess, ein obs [Obst], ob ers hat, vnd darzue 
ein trunck geben, vnd forder mitler Zeit der Sechs wochen kein mal- 
zeit oder vncosten mehr anrichten noch haben, bei bues eins gulden., 

Auch soll forthin nymandts seinen toten [Pathen] etwas mehr von 
Kleidung dann ein Kyttell der vber ein halben gulden nit kosten oder 
geschenn soll, In die Sechswochen schencken, wer solchs verpriecht 
vnd des wißentlich hinterkomen wirdt, der soll ein halben gulden Zue 
bues gaben. 

| Vom vnzuchtigen Tantzen. 

Auch wiell man hierbei ernstlich gepotten haben, wer tantzen woll, 
es sey man oder gesell, der sol forthin an den offentlichen- tentzen Zu 
Hochzeiten oder sunsten, Es sey auf dem Kaufhaus, gassen, In heusern 
oder Stedeln, sich mit Junckfrawen vnd frawen des vnzüchtigen vnd 
vnverschempten vmbdreens, hierumbschwenckens, 
vnzimlichen lauffens, gecerdts vnd geschrais enthalten, 
vnd desselben nit mehr vben noch geprauchen, sondern fein erbarlich 
vnd Züchtiglich seyner schame verdeckt, wie einem yeden der Zucht 
vod erbarkeit liebet, woll ansteht, seinen tantz verpringen. Von wem® 
aber solchs vberfaren vnd verbrochen wirdt, der soll alsbalde von dem 
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tantz Zu gefengknus genomen vnd geführt werden, wie dan den 
Statknechten auf solchs sonderlich Zusehen vnn achtung Zuhaben, vnd 
also volg Zuthun bevelch gescheen. Wer es aber sach vnd sych be- 
gabe, das ein frembder dem dyss gepott nit kündtlich oder wissent 
were, solchs ongeverd vnd aus vnwissenheit vberfaren thet, dem soll 
es erstlich gutlich vnttersagt vnd gewerdt werden, vnd so er darüber 
nit ablossen wolt, soll er auch wie obvermelt Zu gefengknüs komen. 
Darnach hab sich ein yder dyss stückshalben Zurichten vnd darvor 
Zuhuetten. 


No. VI. 
ca. 1530. 


Unsor freuntlich Dyenst Zuvor, lyber Obem und Schwager |guter 
freundt, Schwager vnd —]!, an stat des Durchleuchtigsten, hochge- 
bornen fursten vnd herrn, herrn Johansen hertzogen Zu Sachssen vnd Chur- 
fursten sc, vnsers genedigsten herrn haben wir Jtz mit vorwissen seyner 
Churf» gr etlich gepott vnd verpott des mannigfeltigen vntreglichen 
costens vnd verlegung halben, so auf hyngab hochzeyt vnd kyndttauff, 
auch andern Zuverderbung des gemeynen Mans leufft, vnd darzu der 
Wachhalben lassen ausgehen vnd das In eynen begryff pracht, wye der 
aus beyligenden abtruck Zuvernemen, In Zuversycht das dem von hoch- 
gedacht vnsers gstn. herrn verwandt vnd vntersessen also byllich soll 
gelebt vnd nachgegangen werden. Wan den hyevor denen vom Adell 
Zum teyl solchs der Irenhalben auch ist vermelt vnd durch dye Jhene 
so derselben Zceyt hye gewest also fur gut angesehen mit erpyetung 
In gleychem fal mit den Iren auch Zuverschaffen darzu was hyevor 
In gehaltner visitation der andern gemeynen streflich gepott vnd ver- 
pott halben ein begryef ist ausgangen vnd In alle pfarr vbergeben. 
Dar auf an stat Churfl® gr wir genedigklich begern vnd vnserthalben 
freuntlich bytten, damytt es also durch aus gleych Zugehn, auch ge- 
horsam vnd vntterthenigkeyt bey den ewern erhalten werden mug Du 
wollest bey den deynen sovyl verfugen vnd verschaffen, fur sych 
dysen gepotten vnd verpotten, auch Zugeleben vnd nachzukomen vnd 
das dye Vberfarher Zu byllicher straf genomen werden. In dem er- 
zeyst du sonders Zweyffels Churf» g° angenemen vnd gutt gefallens In 
genaden Zuerkennen. So hast Du vns dyr Zu freundlichen Dyensten 


i Demnach erging dieser Befehl der Verordneten an die Ritterschaft 
des Landes. =: 
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fur vnser person willig. Datum Donerstags nach dem heiligen pfings- 
tag Anno [1529 oder 1530] | 

Churfle Verordente sec. 
[Hans von Sternberg 
Claus von Hessberg]. 


No. VII? 
Verlöbnisse betr, 


Ann allen Zcennten vnnd Gerichtenn 
zuverkündigen, 

Auss vnnsers gnedigsten herrn des Churfursten zu Sachssenn ze 
Ernnsten bevelch, sol keyne heyrat vnnd Ehestifftung, dye der freundt- 
schafft etwas nahe ist, gemacht werdenn, vmb vil bewegender vrsachen 
wyllen. 

Desgleichen sollen auch verpotten sein heymliche verlobnis, dye 
on wylien vnd wissen der Eltern oder vormundt geschehenn. Doch 
sollen dye Eltern vnnd vormunde Ehrliche vnnd gotliche verlobnis on 
Redliche vrsach nicht hynndern, auch Ire kynnder zur Ehe nicht 
zwingenn. 

Wue der eins vbertretten wirt, sollen nicht allein dye vbertretter, 
Sonnder auch Rathgeber vnnd helffer an leyb vnnd gut gestrafft werden. 
Darnach weyss sich jdermenigklich zurichten. 


No. VIIL2. 
Ausgegangen Artickel inn furfallenden Ehesachenn. 

An allenn Zcenntgerichtenn dyeses Ortlanndes zu Francken sol 
der manigfeltigenen Ehesachenhalb so sich mit vngeschicklichkeit vnd 
vnordentlicher weiss vylfeltig begebenn, durch dye Zcenntgraven offen- 
lich verkundigt angesagt vnnd gepotten, auch offenlich an den Pfarr- 
kyrchenn angeschlagenn werdenn, das man hynfurtt solche leichtvertige 
ehesachen vnnd Hanndlung dye nit ordennlicher weiss auch zuvorderst 
nit mit wissen willen vnd vergungstigung der Eldernn irer vormunder 
oder nechstenn freundenn furgenomen werden vnnd sonnderlich woe ein 
teyl solcher Ehe in verneynung stehen wurdet zc, nit welle zulassen, 
noch hyrynn eynich wrteil oder Senntenncz sprechenn. 

Von weme nun dys verpott vberganngen vnnd verprochen wurdet, 
es sey Mann oder weib gesell oder Jungkfraw, dyeselbige personen 
sollen vnnachlessigklich zur gefenngklicher verwarung vnnd zu Straff 
angenomen werdenn. 


! Cob. H. u. St.-Archiv. F. V. 4. e. No. 5. 
? Cob. H. u. St.-Archiv. F. VI. 4. No. 6. 
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Darumb wo jmandt das ander zum Ehestanndt erfreyhenn wyl, 
Sol es in alweg Wynnckel vnd heymlich Ehe bey angezeigter pene, 
vermeiden, Sonndernn solch Eheverlubung mit wissenn wyllenn vnnd 
vergunstigung eynes jdenn vnd auch seynes selbst Eltern, vormunder 
oder nechsten freundenn thun. 

Wollenn aber eynns Elternn vormunder oder nechste Freundt ob 
Zwey an eynander Ehelich begertenn vnd auch sye dye Elternn vor- 
munder oder nechste freundt ansuchen thetten, solche Ehe verhynndernn 
vnnd nit nachgeben, vnnd des nit bewegliche oder gnugsam vrsach 
hettenn, Alsdann sol demselben, von welchem dermass verhinderung 
zuthun wolt vntterstanden werdenn, vnverpottenn sondern nachgelassen 
seyn, derhalb vmb furbeschyedt anzusuchen. 

Dorumb es auch gegen bestimptenn Elternn vormunden oder 
freundenn sol furbeschyeden vnnd ir der Eltern vormundt oder freundt 
vrsach hyrauff verhort werden. Woe nun nit gnugsam vrsach von inen 
anzuzeigen noch Darzuthun werenn, Alsdan ferners entschyeds zuge- 
wartenn, vf das ein kyndt in dem aus hertigkeit der Eltern nit wider 
dye byllichkeit zuverletzung vnd ferlichkeit seyner Seeln, hynwider 
auch mocht zu seynem nachteyl vnd beschwerung auffgezcogen vnnd 
verkurczt werdenn. 

Ob auch vber das zwey aneinander also dye Ehe heymlicher weiss 
on verwylligung auch one wissen vnd wyllen irer Eltern vormunder 
oder nechstenn freundt verloben thetten, vnnd auch solchs also bede 
bekenntlich weren, sollen sye nichts wenigers ob sye gleich ehelich zu- 
samen gesprochen würdenn, zu vnnachlessiger straff auch angenomen 
werdenn, in dem fal man auch dyeselbige ire Eltern vormundt, oder 
freundt zuvorderst irer vrsach wyl horenn, darnach sich eyn ides sol 
wissen zurichtenn, vnnd vor der straff auch vor schadenn zuverhuttenn. 


No. IX. 
Von gots gnaden Johannsfriderich 
Hertzog Zu Sachssen vnd Ohurfurst C. 

Lieben getreuen. Welcher gestalt Ir euch vf vnnser gnedigs hegern 
vnd verschaffen, Zuerbauung vnd erhaltung der pfarren vnd kirchen- 
diener vnsers orthlandes zu Francken, heuser, Stelle, vnd andere Ire 
bewohnungen, haben wir sampt eur antzeig der vnterschiedenlichen 
gaistlichen lehen halben, vnd warumb Euch beschwerlichen, dieselben, 
wan sie vorlediget, vnserer visitatorn verschaffung nach, In vorbin- 
dung komen zelassen, alles fernern Inhalts hären lasen. 

Und dasselbige, eur vntherdenig erbiethen, von euch Zugefallen 
vernhomen. 
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Das euch aber beschwerlichen , berürte gaistliche Lehen, gleich 
den unsern, Zu vnterhaltung der kirchendiener, predigstuelen vnd 
Schulen, wie obberürth, In vorbindung komen zulassen, hetten wir vns, 
vber die antzaig, so wir euch negst derwegen haben thun lassen, gar 
nit vorsehen. | 

Und dieweil dan etzliche aus euch, vnser gemüth disfals hievor 
gnugsam vernhomen vnd vermarckt, warumb vns in deme zuwider der 
 Visitacion ordenung nachlassung zuthun, nit gelegen sein will, lassen 
wir es nochmals darbey wenden vnd wollen vns versehen, Ir werdet 
euch damit auch vntherdeniglich halten. [Einschiebung von des Kanz- 
lers D. Brück’s Hand: Wo solchs aber von euch nit beschehe, wür- 
den wir verursacht, darin selbst eynsehung und verschaffung tzu thun;] 
Wolten wir euch hinwider nit vnangetzeigt lassen. Datum Weymar 
Sonnabants nach Egidii Anno Domini: xxxv. 

Adresse Unsern lieben getreuen den merern theilh aus der Rit- 
terschafft vnsers orthlandes zu Francken. 


No. X. 


Von Gotts gnaden Johanns Friedrich Hertzog 
zu Sachssen vnd Churfürst etc. 

Lieber getrewer, dir ist vnverborgen, welcher gestalt, weiland der 
Hochgeborne Fürst, herr Johanns Hertzog zu Sachssen vnd Churfürst 
etc. vnser gnediger lieber herr vnd vater, seliger gedechtnus, der vn- 
christlichen vnd auffrhürischen, Widerteuffischen secten vnd lere halben, 
auff Römischer Keiserlicher Maiestat, vnsers aller gnedigsten herrn, 
vnd des Reichs, wider die anheng...,? Secten, auffgerichte, vnd aus- 
gekündigte Mandaten vnd Constitution inn seiner Gnaden Landen vnd 
Fürstenthumben [zum mehren] malh, auff nachvolgende stück öffent- 
lich ausschreiben gethan, Nemlich, das sich niemands dem widertauff, 
noch auch dem misverstand, von dem hochwirdigen Sacrament, des 
waren leibs vnd bluts Christi vnsers Herrn, noch andern vnchristlichen 
meinungen oder leren, anhengig machen solte. 

Das auch niemandts die jhenigen, so sich vnderstehen, hin vnd wi- 
der, vnderzuschleiffen, vnd dem armen einfeltigen volck, solche vn- 
christliche meinungen vnd irrthumb zu verdamlicher, vnd beschwer- 
licher verfurung einzubilden vnd auszubreiten, dulden, hausen noch 
beherbergen solte. | | 

Item, das auch niemands verstattet solt werden, außerhalb den 


1 Cob. H. u. St. A. F. VL 4 e. Nr. 10. 
?2 Defekt im Blatt. 
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ordentlichen Pfarherrn, Predigern vnd Caplanen, denen jdes orts die 
seelsorg, vnd predigampt bevohlen, inn heusern noch andern ortern, zu 
predigen noch versamlung zuhalten, Sondern das ein jder, des es 
innen würde, das solchs von frembden oder bekanten, außerbalben 
ordentlichs bevehls furgenomen, dasselbige jdes orts, den gerichts vor- 
walteren, ansagen solt, Damit die zu gefengeknus bracht, auch nach 
gelegenheit jrer verwirckung, vnd verhandelung gestrafft werden möch- 
ten. Alles bey straff vnd verlust, Leibs vnd guts, vnnachleslich ge- 
gen denen, die solchs anders hielten, oder vberfunden wurden, furzu- 
wenden. 

Wiewol wir uns nu, vor uns, auch des hochgebornen Fürsten, 
herrn Johanns Ernsten hertzog zu Sachssen, vnsers freundlichen lie- 
ben bruders wegen, versehen, Das sich inn vnsern Fürstenthumben vnd 
landen, ein jder solcher gebot gehorsamlich würde gehalten, So haben 
wir dennoch befunden, das es bey etzlichen der vnsern nicht vorblie- 
ben, sonder frembde auswertige verfürer, vnd gemelten jrthumben an- 
hengige, wissentlich geherberget, gehauset, vnd nicht allein sich selber, 
sondern andere inn denselben jrthumb haben ziehen, vnd wider tauffen 
lassen. Derwegen wir, wie uns auch fur Gott, vnserm Fürstlichen 
ampt nach zustehet, vns schuldig erkand vnd erkennen, deren etzliche 
vnlaegst, so mit lesterung Gottes worts, warheit vnd der schrifft, auch 
wider keiserliche vnd des Peichs Constitution beschriebene Recht, vnd 
zuforderst, obberurter Landsordnung zu irer seelen vnheil, inn dem 
gethan vnd verhandelt, vom leben zum tode straffen zulassen. 

Damit sich nu ein jder fur solche verfürischen Gottslesterlichen 
vnd auffrhürischen secten, vnd dergleichen ernsten straffe, deste bas 
hüten, Auch die vorfürer, vnd solcher strefflichen secten anhenger, da 
sie sich jhe zu zeiten heimlich vnderstehen wurden, ihre sect bey inen 
zuleren, oder vorzubilden, eigentlicher erkennen, zuoffenbaren, vnd zu 
inen, auff das sie zu gefengknus, vnd vorwirckter straff bracht werden, 
trachten mügen, So wollen wir die obgemelte vnsers herrn vaters hie- 
vor gethane, ausschreiben, widerumb zusampt der ausgedrückten straffe, 
hiemit vor vns, vnd von wegen vnsers lieben bruders ernewet, vnd 
ausgekündet haben, mit erklerung vnd benennung etzlicher furnem- 
lichen artikel, damit sich die widderteuffer, das einfeltig volck, an leib 
vnd seel zuverfüren, vnd in vnchristlichen irthumb zubringen, vnd 
zu vergifften, vnterstehen. 
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Unchristliche Gottslesterliche vnd irrige artikel der 
Widderteufer, wider klare vnd helle 
Göttliche schrifft. 

Das Christen sollen, vnd koennen nicht in Obrigkeit vnd in ampten 
sein, welche das schwert füren. 

Christen sollen keine andere öberkeit haben, denn allein die diener 
des Euangelii. 

Christen sey verboten eid zuschweren, Vnd eid schweren sei sunde,. 

Christen sind schuldig, ire güter in gemein zugeben, vnd sollen 
nicht eigenthumb haben. 

So im Ehestand, die eine person recht gleubig ist, vnd die ander 
Eheliche person nicht recht gleubig, so sey solcher Ehestand hurerey, 
vnd müge die recht gleubige person die ander verlassen, allein des 
glaubens halben) vnd ein andre freien. 

Von der Tauft, 

Das die kinder Tauff vnrecht sey. 

Das die kinder keine sunde haben, vnd erbsunde vnd natürliche 
schwachheit des fleisches, sey nicht sunde. 

Das allein dieses sunde sey, so der mensch in seinen vernünffti- 
gen jaren willigt in der sunde. 

Und damit die vnsern, durch gründliche bericht, vnd vorlegung 
mit Göttlicher schrifft, desto bas mügen verstehen, das solche, der 
Widderteuffer artikel, irrig, vnchristlich vnd strefflich sein, So haben 
wir den gegen bericht, in ein kurtz Büchlein zusamen zihen vnd drucken 
lassen, derselbten, wir dir hiemit eins ubersenden. Mit bevelich, sol- 
ches deinem Pfarrer zuzustellen, vnd krafft dieses vnsers befehls, vor 
uns, vnd obgedachs vnsers lieben bruders wegen, an Ine zubegeren, 
das er allwegen, uber den dritten Sontag solchen bericht von der 
kantzel, dem volck furlese, furbilde vnd erklere. Damit sich ein ider, 
vorberhurten, schedlichen irthumen, so lieb einem iden ist Gottes zorn, 
vnd die ausgedruckte vnser ernste straff zuvermeiden, wisse zuhüten, 
das wolten wir dir nicht vnangezeigt lassen, vnd thust daran vnsere 
gentzliche vnd ernste meinung. Datum Torgaw, Montags nach Pal- 
marum, Anno domini 1536}. | 


! Die Coburger Chronik von Hönn $. 73 schreibt darüber: „Montags 
nach Palmarum 1536 erließ der Kurfürst eine Verordnung wider die Wie- 
dertäufer. Auch wurden einige von dieser Sekte andern zum warnenden 
Beispiel hingerichtet. Auf Befehl mußte Superintendent Langer eine Wie- 
derlegungsschrift schreiben, welche an allen Orten über den dritten Sonn- 
tag in der Kirche verlesen werden mußte.“ 
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Die Adresse lautet: 
Vnserm lieben getreuen Wilhelm von Hutten zu Oberlauringen. 
Rote Siegelung ist noch vorhanden. 


No. XI! 


Artikel, so Herr Ritter Hans Schott dem Kurfürsten vortragen und 
berichten soll. ca. 1540. 

Von wegen der Zunfft, so etliche Handtwerck zu Coburg vnter 
Inen noch halten, tregt sich allerley Irthumb zu, fürnemlich das, wan 
vneheliche Kynder, dye Ire alter, das sye arbeyten konnen, haben er- 
reichet, auch Handtwerck lernen, vnd sich damit als Cristenmenschen 
neren wellen, gedencken sye derselben gar keyns vff Ire handtwerck 
zunemen, noch sye zu den Meister Rechten komen zulassen. Aus dem 
dan volgt, das manch vnehelich kyndt so zu arbeyten geschickt, auch 
darzu lust und willen hat, muß on handwerck pleyben, vnd also an 
seyner notturfftigen leybsunterhaltung verkürzt werden. Darüber wür- 
det für gut angesehen, des Churf. gn. solte verschaffen vnd bevelhen, 
weyl In der Cristenheit ein glaub vnd ein tauf, welche dye vnehe- 
liche kynder gleich den Ehelichen geprauchten, das auch dyeselbige 
vneheliche Kynder Handtwerck zulernen vnd zutreiben nicht solten aus- 
geschlossen sondern damit zugelassen werden. — | 
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Wie sind die Worte „quaemadmodum in CGapitulo 
Vratislaviensi hactenus factum est“ in der Bulle de 
salute animarum zu interpretieren ? 


Von 


Gerichtsassessor Dr. Walther Cohn in Königsberg i. Pr. 


I. 


Die Bulle de salute animarum regelt in $ 21 die Besetzung 
der Kapitelstellen mit folgenden Worten: 

„A Nobis, et Romanis Pontificibus Successoribus Nostris 
Praepositura, quae maior post Pontificalem Dignitas in 
supramemoratis Archiepiscopalibus et Episcopalibus Ecclesis, 
nec non in Ecclesia Aquisgranensi in Collegiatam ut infra 
erigenda, itemque Canonicatus in Mensibus Januarii, Marti, 
Maii, Julii, Septembris, ac Novembris in praefatis Ecclesüs 
vacantes conferentur quemadmodum in Capitulo Vratis- 
laviensi hactenus factum: quod vero ad Decanatus in prae- 
dictis Metropolitanis et Cathedralibus Ecclesiis, et ad Canoni- 
catus tam in ipsis, quam in dicta Aquisgranensi Ecclesia in 
Collegiatum erigenda, in aliis sex mensibus vacantes ab 
Archiepiscopis et Episcopis respective conferentur. Vicariatus 
autem, seu Praebendatus in. praedictis Ecclesiis quocumgue 
mense vacaverint respectivorum Archiepiscoporum et Epis- 
coporum collationi relinguimus.“ 

Nach dieser Bestimmung der Bulle soll also dem Papst das 
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Recht zustehen, in den Altpreußischen Kapiteln und dem Kol- 
legiatstift zu Aachen die Probstei und die in den ungeraden 
Monaten frei werdenden Kanonikate „in derselben Art, wie bis- 
‚her zu Breslau geschehen ist“ zu besetzen!. 

Die Bedeutung dieser Worte „quaemadmodum in Oapitulo 
Vratislaviensi hactenus factum est“ soll hier untersucht werden. 

‘Vom Anbeginn der Verhandlungen mit Rom über die Bulle 
hielt die preußische Regierung daran fest, daß sie auf die Be- 
setzung der Kapitelstellen Einfluß haben müsse?. Dies wird 
ausdrücklich in dem Bericht Humboldts an den Staatskanzler 
Hardenberg vom 15. November 1816 gesagt: „Die ... Idee, 
die Kapitel auf eine zweckmäßige Art zu bilden, sie nur mit 
Personen zu besetzen, die wahrhaft an der Erhaltung der Kirche 
und der Erreichung ihrer inneren Zwecke arbeiten, dann aber 
diesen Kapiteln auch einen großen Einfluß auf die Wahlen der 
Bischöfe einzuräumen, scheint mir sehr viel Beifall zu verdienen“?, 
Die Feststellung, wie die Kapitelstellen zu besetzen seien, hat 
aber nicht geringe Schwierigkeiten gemacht. Niebuhr, der als 
preußischer Gesandter mit dem päpstlichen Stuhl über den Ab- 
schluß der Bulle zu verhandeln hatte, schrieb in seinem aus- 
führlicben Memoire vom 15. Oktober 1819, an das auswärtige 
Ministerium gerichtet, über diesen Punkt folgendes: „Auch die 
Ernennung der Domherrn in den bisherigen päpstlichen Monaten 
wird der Papst einem protestantischen Fürsten nie, wohl aber 
einem Bischofe überlassen. Wünscht man der Regierung hier 
Einfluß zu verschaffen, so gibt es schlechterdings kein anderes 
Mittel, als daß man dem Papst sein. bisheriges Ernennungsrecht 
lasse, er aber verspreche collatis consiliis viros regi gratos d.h. 
vorzuschlagende zu ernennen“*. 

Am 22. Juli 1820 überreichte Niebuhr dem Kardinal Consalvi 
seine auf Grund der ihm gewordenen Instruktionen gefertigte 


! Mejer, Zur Geschichte der römisch-deutschen Frage Bd. IH, 179. 
® 2.2. O. Bd. II, 2, 48. ® a. 2a. O. 53. 
* a. a. OÖ. 100. 
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Antragsnote!. Ueber die Besetzung der Kapitelstellen heißt es 
hier: „Les prelatures et les canonicats,. seraient confer6s de la 
m&me maniere comme & Breslau avant la s&cularisation“?. Seinem 
Bericht an das Ministerium vom 29. August 1820 fügt er — in 
Chiffern — hinzu, die Verleihung der Kanonikate in den päpst- 
lichen Monaten durch den König werde die größten. Schwierig- 
keiten bereiten?®. Diese Bemühungen waren indes nicht erfolglos. 
In der Antwortnote des Kardinals Consalvi vom 6. Oktober 1820* 
auf die Vorschläge Niebuhrs heißt es, der Papst sei damit ein- 
verstanden, daß in den Kapiteln von ihm die erste Würde und 
in den gleichen Monaten die Kanonikate verliehen werden sollten; 
bei diesen Ernennungen wolle er auch „in der bisherigen Weise* 
die Wünsche des Königs berücksichtigen’. War man also über 
diesen Punkt auch im großen einig, so blieben doch noch 
manche andere zu erledigen; und als es im Mai 1821. endlich 
an die Formulierung der Bulle ging‘, machte, wie. Niebuhr am 
2. Mai seiner Regierung schrieb, „die Redaktion der Bestimmungen 
über das Nominationsrecht zu den Dombherrnstellen, wo vermut- 
lich die Formulierung der Note vom 6. Oktober herauskommen 
werde,“ noch Schwierigkeiten. „Nur ein Punkt schwebt noch‘, 
schreibt Niebuhr am 2. Juni 1821 seiner Regierung’, „die aus- 
drückliche Anerkennung, daß die Ernennung von Dombherrn in 
den päpstlichen Monaten auf die bisher übliche Weise gescheben 
solle, und nur auf Personen fallen könne, welche Sr. Majestät 
dem Könige gefällig wären. Dies ist in der Note vom 6. Oktober 
zugesagt, und ich konnte mir die Schwierigkeit nicht verhehlen, 
den römischen Hof zu einer: weiteren, völlig authentischen Zusage 
zu bewegen, da es einen Punkt betrifft, über den er sich nicht 
| aussprechen will (die Teilnahme protestantischer Fürsten an 
u R Collationen), und wovon es sich nicht leugnen: läßt, daß jeder 
. notorische Schritt vorwärts ihn gegen andere Staaten in Ver- 
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legenheit setzt, indem von einer sinkenden Macht bei einer jeden 
neuen Verhandlung immer neue Konzessionen gefordert werden. 
Ich erwartete daher selbst nicht, daß meine vorgeschlagene 
Fassung!, welche die Zusage jener Note scharf und klar aus- 
sprach, so wie sie war, aufgenommen werden würde; allein ich 
konnte mich auch schlechterdings nicht dabei beruhigen, daß dieser 
Punkt übergangen wird. Ich müßte mich sehr irren, wenn nicht 
Se. Em. der Kardinal über seine Erklärung in Hinsicht desselben 
Tadel erfahren hätte ..., weil sie ein bisher unerhörter Schritt 
war, von dem zur ausdrücklichen Anerkennung eines Präsen- 
tationsrechtes der Bischöfe für nichtkatholische Fürsten so ganz 
weit nicht mehr ist. Ich hatte indessen offenbares 
Recht, die Aufnahme des Wesentlichen zu be- 
gehren; und halte hieran fest, wie sehr widerstrebend man 
sich auch dazu entschließt. Se. Eminenz bestand nämlich darauf, 
daß schon jene Aeußerung der Note ein vollkommenes Recht 
für den Hof begründe, und ein Weiteres nicht nötig sein könne, 
da nicht vom Verfahren eines Dritten, sondern von dem des 
Papstes selbst die Rede sei; und er machte mich, um mich zur 
Nachgiebigkeit zu bewegen, mit einem Umstande bekannt, der 
an sich merkwürdig genug ist. Nämlich da der Papst sich für 
das Königreich Polen die Ernennung vorbehalten, man sich aber 
dabei verständigt hat, daß er keine anderen, als die. vom 
(russischen) - Kaiser Vorgeschlagenen ernennen könne, es wäre 
denn, daß er hinreichende Gründe gegen die Vorgeschlagenen 
habe (gerade dasselbe, was bei uns für die ÜÖollationen der 
Präpositur und der Kanonikate in den päpstlichen Monaten gilt), 
so ist die Zusicherung, daß er jenes Recht nur für Personen, 
die dem Kaiser gefällig wären, (worauf man sich auch hier be- 
schränkt hat) ausüben werde, nicht einmal in einer Note, sondern 
nicht unterschriebenen, einem Privatbrief des Kardinals an Herrn 
v. Italinski angelegten Blatt enthalten. Hiermit hat sich der 


“ D. h. die oben erwähnte Formel „de la möme maniöre comme ä& 
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russische Hof völlig beruhigt, und Se. Eminenz machte es geltend, 
wie viel weiter er gegen uns gegangen sei.“ 

Endlich, am 14. Juli 1821, kann Niebuhr von seinem an 
gültigen Erfolge berichten: Hinsichtlich des Ernennungsrechts 
des Probstes und der Domherrnstellen während der päpstlichen 
Monate in den Kapiteln habe man seinen Vermittlungsvorschlag 
angenommen, sie solle erfolgen „eodem modo quo in capitulo 
Vratislaviensi.“ 

Auf Niebuhrs Vorschlag ist also diese Formel in die Bulle 
hineingekommen. Es fragt sich daher, welche Vorstellungen er 
mit dieser Formel verband, und was es bedeutet, wenn er schreibt, 
er habe „ein offenbares Recht, die Aufnahme des Wesentlichen 
zu begehren.“ 


II, 


Als Friedrich der Große 1740 zur Regierung gelangte, nahm 
die katholische Kirche in jeder Weise im damaligen preußischen 
Staate eine untergeordnete Stellung ein?. Dies änderte sich, als 
— vor allem mit dem Erwerb Schlesiens — sich Territorien mit 
fast ausschließlich katholischen Bewohnern dem bisher über- 
wiegend protestantischen Staatsgebilde einfügten. Friedrichs 
Bestreben war es, vom ersten Moment der Besitznahme Schlesiens 
an, einerseits der bisher unterdrückten protestantischen Kirche 
Schlesiens zur Gleichberechtigung zu verhelfen; andererseits aber 
die katholische Kirche in ihrem bisherigen Stande zu erhalten. 
Er scheute sich indes keineswegs, aus Gründen der Staatsraison 
in ihre inneren Verhältnisse einzugreifen. In dem Patent vom 
1. Dezember 1740 wegen des Einmarsches der preußischen Truppen 
in Schlesien heißt es, daß der König die Untertanen „bei allen 
und jeden ihren wohlhergebrachten Recht- und Gerechtigkeiten. 
Freiheiten und Privilegien in publicis et privatis, ecclesiasticis 
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et politicis, welcher Religion, Standes oder Würden dieselben sein 
sein könnten“ schützen werde!. Denselben Gedanken spricht auch 
Artikel VI des Berliner Friedens vom 28. Juni 1742 aus: „S.M. 
le roi de Prusse conservera la religion catholique en Silesie „in statu 
quo“, ainsi qu’un chacun des habitants de ce pays-lä dans ses 


possessions, libertes et privileges, qui lui appartiennent legitime- 


ment, ainsi qu’ Elle a declare & Son entree dans la Silesie: 
sans deroger toutefois A la liberte entiere de conscience de la 
religion protestante en Nilesie et au droit de souverain: de sorte 
pourtant, que Sa Majeste le roi de Prusse ne se servira des 
droits du Souverain au prejudice du „status quo“ de la religion 
catholique en Silesie?.“ 

Die preußische Regierung war auch gewillt, an dem „status 
quo“ der katholischen Kirche in Schlesien nichts zu deren Nach- 
teil zu ändern®. Sie war aber ebensowenig geneigt, zu dulden, 
daß freie Stellen im hohen Klerus Schlesiens mit Männern be- 
setzt würden, die zu Oesterreich hinneigten‘. Dieser Umstand 
war es auch, der der preußischen Regierung zum ersten Mal 
Gelegenheit gab, sich mit dem Recht zur Besetzung der Kirchen- 
ämter in Schlesien zu beschäftigen. Die Besetzung des Weih- 
bischofspostens mit dem Grafen Almesloe durch den Kardinal- 
bischof Sinzendorf veranlaßte das Kabinett in Berlin, bei der 
Oberamtsregierung in Breslau anzufragen, welche Rechte der 
Landesherr bei Bestellung des Weihbischofs und der Domherrn 
zu Breslau habe: Die Oberamtsregierung zu Breslau solle sich 
„nach allen diesen Umständen und der dieserhalb bisher beob- 
achteten Observanz auf das allergenaueste erkundigen,“ ob unter 
der österreichischen Regierung „der Landesherr ehedem bei denen 
Kanonikaten am dortigen Dom-Stift das jus primarum precum 
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exerzieret oder sonst bei der Kollatur dieser Benefizien per prä- 
sentationem oder auf andere Weise konkurrieret habe*!. 


IIl. 


Wie bei Uebertragung eines jeden Kirchenamtes? hat 
man auch bei der Besetzung der Kapitelstellen drei Handlungen 
zu unterscheiden: designatio personae, institutio canonica, instal- 
latio. Die beiden letzten Handlungen, die Institution d.h. „die 
Uebertragung des vollen Rechts an einem Kirchenamte an die 
hierfür designierte Person durch den zuständigen Kirchenobern“?, 
und die Installation, d. h. „die wirkliche Einführung eines Kleri- 
kers in den Besitz eines Benefiziums an Ort und Stelle“ *, sind 
naturgemäß als rein kirchliche Akte jedem äußeren Einfluß 
entzogen. Anders verhält es sich mit der ersten Handlung, 
der Bezeichnung dessen, der das zu vasepnae 'Kirchenamt er- 
halten soll. 

Als subsidiäres gemeines Recht hat hier das jus simultaneae 
collationis, also Besetzung durch Bischof und Kapitel, zu gelten‘. 
Indes haben Umstände aller Art, Stiftungen, Vergleiche, Statuten 
u. a.° diesem Recht verschiedenartigste Gestalt gegeben. Ein- 
fluß auf die Designation der Kapitelstellen gewannen auch die 
Landesherrn und die Päpste”?: jene in Gestalt des in dem oben 
erwähnten Kabinettserlaß genannten jus primarum precum; diese 
durch die von ihnen behaupteten Reservationen. 

Die Rechte des Papstes zu den Kapitelstellen zu designie- 
ren, fanden ihre endgültige Regelung in dem Wiener Konkor- 
dat von 1448: in den Kapiteln steht dem Papst das Recht zu, die 
Probstei und die Hälfte der Kanonikate, nämlich die in den un- 
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geraden Monaten frei werdenden, zu besetzen!. 

Es ist bisweilen streitig geworden, ob die sogenannten Kon- 
kordate der deutschen Nation für Schlesien als gültig anzusehen 
sind?, da die österreichische Regierung stets die Zugehörigkeit 
Schlesiens zum Reichsverbande und demgemäß die Geltung der 
Reichsgesetze für Schlesien in Abrede gestellt hat?., Auch das 
Kabinett in Berlin ging von dieser Ansicht aus, wie dies ein 
Erlaß vom Dezember 1747 an den preußischen Agenten Üol- 
trolini in Rom ergibt‘. In Rom dagegen nahm man ohne Be- 
denken an, daß die Konkordate auch für Schlesien zu gelten 
hätten®. Wie dem auch sei, jedenfalls geht aus einem Schreiben 
des Fürstbischofs von Breslau an den Etatsminister Münchow ® 
und weiter aus einem Immediatschreiben des Fürstbischofs”? klar 
und deutlich hervor, welches Recht betrefis der Designation 
zu den Kapitelstellen damals in Schlesien tatsächlich galt. „Kon- 
signation derer geistlicher Benefizien in Schlesien“, schreibt 
der Fürstbischof am 17. Januar 1749 nach Berlin, „welche päpst- 
licher Kollation sind. Als: bei dem hohen Domstift ad St. 
Joannem zu Breslau. Die Prälatur der Probstei ist jederzeit 
päpstlicher Kollation; die übrigen Prälaturen aber... wie auch 
alle Kanonikate werden per alternativam mensium d. i. wenn 
eine Prälatur oder Kanonikat in dem päpstlichen Monat vakant 
wird, von Ihro päpstlichen Heiligkeit, in dem bischöflichen Monat 
hingegen von einem zeitlichen Herrn Bischof conferiret. Und 
ist der Monat Januarius päpstlich, der Februarius bischöflich, 
der Martius päpstlich, der April bischöflich und so weiter“ ®. 
In dem Schreiben an Münchow teilt der Fürstbischof dann noch 
mit, daß der Papst den Breslauer Bischöfen, wenn sie Kardinäle 
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seien, durch besonderes Indult auch die päpstlichen Monate zur 
Verfügung stelle!. 

Mit diesem bischöflichen Schreiben muß inhaltlich auch der 
Bericht der Breslauer Oberamtsregierung auf die oben erwähnte 
Anfrage übereingestimmt haben. Denn in einem Erlaß vom 
9. April 1743 wird der Breslauer Regierung strengste Aufrecht- 
erhaltung des status quo, auch in betreff der Ernennung der 
Dombherren anbefohlen. „Da die ehemaligen souveränen Landes- 
herren in Schlesien“ bei der Ernennung der Domherrn nicht 
„im geringsten concurrieret noch das Jus primariarum precum 
bei dem Domkapitel exerziret haben, Wir aber den in dem 
Friedensschluß festgesetzten Statum quo und Possessionem prae- 
sentem in dergleichen Fällen jederzeit per norma gehalten wissen 
wollen und darinn einige Abänderung zu machen keineswegs ge- 
meinet sind: so hat es auch in diesem Stücke dabei lediglich 
sein Bewenden ?.“ 

Wie ganz anders hört sich aber der Kabinettsbefehl vom 
17. März 1744 an die Kriegs- und Domänenkammern zu Breslau 
und Glogau und an die schlesischen Oberamtsregierungen an: 
„Nachdem den 16. dieses Monats der Fürst Philipp von Schaf- 
gotsch zum Coadjutore des Bistums Breslau ernannt, S. K. M. 
auch von dato an nach dem Exempel anderer katholischer Puis- 
sanzen zu allen erledigten Benefiziis nominieren werden und 
solches gehörigen Ortes bekannt gemacht worden?: so lassen 
höchstgedachte S. K. M. dero tit. solches gleichfalls hiermit zur 
Nachricht und Achtung bekannt machen, mit allergnädigstem 
Befehl, wegen der Nomination zu den übrigen Benefizien solches 
sofort denen Stiftern tit. Departements zu notifizieren und dahin 
zu sehen, dal bei jeder entstehenden Vakance S. K.M. davon 
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zur Nomination Anzeige geschehe!.“ In Verbindung hiermit ist 
ein — von Theiner hier angezogener — Erlaß zu erwähnen, in 
dem der König am 9. Oktober 1744 sich „den obersten Patron 
und Vergeber aller und sämtlicher großen und kleinen Kirchen- 
pfründen seiner Staaten“ nennt. 


IV. 


Was mag den König, der sich ebenso wie die ganze Regierung 
sehr wohl bewußt war, wie sehr diese Erlasse und die Ernennung 
des Fürsten Schaffgotsch zum Koadjutor des Bistums? dem Status 
quo zuwiderliefen *, zu diesem Verfahren veranlaßt haben. Pigge’ 
geht wohl nicht fehl, wenn er den Kardinal Sinzendorf, den 
Bischof von Breslau, den Urheber der Idee, zu den geistlichen 
Pfründen und Benefizien Schlesiens staatlicherseits zu nominieren, 
nennt. Denn der Kardinal hat im Januar 1744 dem König den 
Vorschlag gemacht, die Besetzung der kirchlichen Stellen in 
Schlesien nach dem Vorbilde Frankreichs zu regeln®. Diesem 
Immediatschreiben war sogar der Entwurf zu einem Kabinetts- 
schreiben an ihn, den Kardinal, beigefügt, in dem der König das 
Nominationsrecht für die geistlichen Stellen Schlesiens bean- 
spruchen sollte”. Was immer den Kardinal zu diesem Spiel 


veranlaßt haben mag — daß es ein Spiel war, geht aus seinen 
Berichten nach Rom hervor®: jedenfalls ging der König auf 
seinen Vorschlag ein und ließ „deklarieren, wie Sie“ — d.h. 
des Königs Majestät — „vor das Künftige die Nomination bei 


allen in Schlesien vakant werdenden Prälaturen exerzieren würden, 
sowie solches in Frankreich und bei verschiedenen anderen Puis- 
sanzen gebräuchlich wäre®.“ Aber der Vorschlag des Kardinals 
allein ist es auch nicht gewesen. Was den König vor allem 
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dazu brachte, das Nominationsrecht für alle geistlichen Stellen 
in Anspruch zu nehmen, war das Bestreben, die Besetzung der 
kirchlichen Stellen Schlesiens mit Männern, die zu Oesterreich 
neigten, zu verhindern. So wird immer wieder in den König- 
lichen Erlassen dem Fürsten Schaffgotsch anbefohlen, die Stellen 
im Domkapitel, das das Recht der Bischofswahl habe, nur mit 


Personen zu besetzen, die dem König unbedingt ergeben und. 


angenebm seien!. So schreibt der König am 28. März 1148 
an den Bischof: „Mon but est de remplir les places & mesure 
qu’elles viendront & vaquer, de gens, dont la fidelite, le zele, les 
bonnes moeurs et la conduite irreprochable me soient Egalement 
reconnus, afins que dans le cas, oü Dieu disposat de Vous, je 
fusse en &tat de tirer du chapitre möme un sujet qui püt digne- 
ment Vous remplacer et concilier sans aucune difficulte la con- 
firmation du pape et l’approbation du clerg& et des Catholiques 
de la Silesie“?. Ebenso heißt es, noch schärfer und bestimmter 
in einem Schreiben vom 18. Juni desselben Jahres: „Je vous dis 
ici sans vouloir ätre oblige de vous le r&peter, que ma cathe- 
drale de Breslau ne doit plus pencher du cöte de l’Autriche et 
que les sujets, qui y seront admis, & l’avenir doivent absolument 
m’ötre attaches et penser en bons patriotes*?. Bezeichnend ist 
es auch, wenn im April 1748 der Etatsminister Münchow zur 
Besetzung einer demnächst frei werdenden Stelle im Kapitel 
einen zuverlässigen Domherrn aus Minden oder Halberstadt er- 
bittet, da er aus Schlesien „pflichtmäßig . .. . hierzu nicht je- 
manden zuverlässiges in Vorschlag zu bringen* wüßte‘ Und 
selbst in seinem politischen Testament vom 27. August 1751 ge- 
denkt der König des unzuverlässigen Domkapitels: „Lies Cha- 
noines du Dome convaincus d’une partialit6 fanatique pour la 
Reine m’ont oblig& d’avoir l’oeuil pour que toutes les vaquances 
ne se remplacent que par des sujets paisibles“ °®. 

Der König wie die Regierung waren sich wohl bewußt, 
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welche Verletzung des „status quo“ die selbstherrliche Beilegung 
des Nominationsrechts bedeutetel. Ebensowenig waren sie da- 
rüber im Unklaren, daß hierdurch ein gewaltiger Eingriff in die 
Rechte der katholischen Kirche begangen sei. Nur aus diesem 
Umstand erklärt sich das fortgesetzte, indes stets erfolglose 
Bemühen, die Anerkennung des landesherrlichen Nominations- 
rechtes durch den Papst zu erlangen?. Das Ende dieser Ver- 
handlungen war, daß der preußische Unterhändler, ein Abbe 
Bastiani, aus Rom zurückberufen wurde, da, wie es in dem die 
Rückkehr anordnenden Erlaß heißt, der Papst doch nicht in das 
Nominationsrecht einwilligen werde®. 

Die preußische Regierung ließ sich durch diesen Mißerfolg 
keineswegs entmutigen. Weit davon entfernt, das einmal — wenn 
auch nur durch eigene Machtvollkommenheit — erlangte Recht 
aufzugeben, übte sie es nach wie vor aus. Sie ging dabei wohl 
allgemein von dem Standpunkt aus, den der Etatsminister 
Münchow seinerseits bei der Ernennung des späteren Bischofs 
Schaffgotsch zum Koadjutor des Bischofs Sinzendorf eingenommen 
hatte. Der Minister hatte damals, nachdem die Verhandlungen 
mit dem Domkapitel und Rom gescheitert waren, vorgeschlagen, 
einfach Schaffgottschb zu nominieren. Es sei, so berichtet er im 
Anschluß an seinen Vorschlag, „nicht ohne Grund zu vermuten, 
daß wenn E. M. nur werden nominieret haben, der Papst her- 
nach durch Traitement zur Konfirmation sowohl in diesem Falle 
als zur Uebereinstimmung in E. M. beständiges Nominations- 
recht für Schlesien zu bringen sei“ #, 

Die Zukunft hat gelehrt, daß Münchow mit seiner Annahme 
recht hatte. Die preußische Regierung hat bis zu der 1810 er- 
folgten Säkularisation des Breslauer Domkapitels zu den Stellen 
im Domkapitel, deren Besetzung an sich dem Papst zustand, 
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stets nominiert. Die strikte Durchführung des Nominationsrechtes 
bildete denn auch bis in die sechziger Jahre des achtzehnten 
Jahrhunderts hinein einen Punkt, der immer wieder in den Be- 
schwerdeschriften des Domkapitels zu Breslau auftaucht. „Das 
vierte Gravamen hat endlich die Vergebung der erledigten Bene- 
fizien zum Verwurf: wozu E. K. M. ohne Unterschied, zu wessen 
Collation solche gehören, schlechterdings ernennen lassen wollen,“ 
In längerer Auseinandersetzung spricht sich dann das Kapitel 
in diesem Schreiben vom Dezember 1763 über den früheren 
Rechtszustand bei der Besetzung der Kirchenstellen in gleicher 
Weise wie die oben erwähnten bischöflichen Schreiben aus. 
„Diese Verfassung will nunmehr gänzlich aufgehoben und dagegen 
durchgehends ein jus nominandi eingeführet werden!.“ Auf diese 
Eingabe erging alsbald, am 830. September 1763, eine Kabinetts- 
resolution an das Domkapitel: dessen Beschwerden werden als 
nichtig verworfen; die Umstände und das Verhalten vieler Geist- 
lichen machten die Mitwirkung der Regierung bei der Besetzung 
geistlicher Stellen durchaus notwendig. „Wodurch vor das Uebrige 
niemanden in seinen deshalb sonst hergebrachten Rechten prä- 
judizieret werden solle.“ Dies Verfahren verletze auch keineswegs 
den status quo. Die Regierung habe nie in die Uebung der 
Religion oder diese selbst eingegriffen. „Im Uebrigen aber und 
soviel das gemeine Beste, auch die Landesverfassung anbetrifft, 
Sr.K.M. wohl niemand die Befugnis streitig machen wird, nach dero 
souveränen Rechten in Schlesien dergleichen Verfassungen zu 
machen, welche Sie zu den allgemeinen Landesbesten vor not- 
wendig finden: da im Uebrigen Sie den Domkapitul gerne frei- 
lassen, in Sachen, so das Innere und Eigentliche der katholischen 
Religion betrifft, ihre geistliche Einrichtung zu machen und auf 
gute Ordnung zu halten in Erwägung, daß ihr Reich darunter 
nicht sozusagen von dieser Welt ist, sondern nur sich bloß auf 
die geistlichen Functiones erstrecket?.“ 
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Man sieht also: Die Nomination zu den Kirchenämtern 
bedeutet keine Verletzung des status quo, sondern ist lediglich 
ein Ausfluß der Souveränität. 


V. 


Es steht hier nicht zu Erörterung, ob dies Verhalten der 
preußischen Regierung moralisch haltbar ist oder nicht. Eben- 
sowenig ist seine politische Bedeutung zu prüfen. Es ist viel- 
mehr lediglich die Tatsache festzuhalten und durch Beispiele zu 
erhärten, daß die Regierung zu den frei werdenden Stellen im 
Domkapitel zu Breslau, soweit diese dem Besetzungsrecht des 
Papstes unterlagen, die designatio personae vorgenommen hat, 

Reiches Material bieten hierzu die Veröffentlichungen aus 
den preußischen Staatsarchiven, die Lehmann unter dem Titel 
„Preußen und die katholische Kirche seit 1640 “ vorgenommen hat. 
Sie sind indes keineswegs erschöpfend. Gerade von den hier 
interessierenden Tatsachen, der Besetzung von Stellen im Dom- 
kapitel, hat der Herausgeber nur einzelne Fälle, wie er in den 
Anmerkungen zu den betreffenden Urkunden schreibt!, zur Probe 
mitgeteilt. Aus diesen mitgeteilten Urkunden ist allerdings hin- 
sichtlich der Besetzung der Probstei im Domkapitel ein fest- 
stehender Brauch nicht ganz klar nachzuweisen. Dazu trägt 
wohl bei, daß einmal bis zum Tode des Kardinals Sinzendorf 
diesem, als Kardinal, zufolge päpstlichen Indults auch die Be- 
setzung dieser Stelle zugestanden hat. Sodann ist zu berück- 
sichtigen, daß nur eine Probstei gegenüber zahlreichen Domherrn- 
stellen vorhanden war, so daß deren Vakanz überhaupt nur 
seltener in Frage kommen konnte. 

Urkundlich nachweisen läßt sich aus den Veröffentlichungen 
Lehmanns die designativ personae zur Probstei in dem Fall, als 
sie 1747 infolge Resignation des Domprobstes von Stingelheim 
an den Grafen von Seilern gelangen sollte. Nach Bekanntwerden 
der Resignation Stingelheims erging an den Kabinettsminister 
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Münchow ein Befehl, der die Resignation zugunsten Seilerns 
untersagte!. Ein weiterer Befehl an Münchow, „eine gutgesinnte 
und Mir wohl affektionierte Person“ vorzuschlagen, folgte?. Der 
Minister schlug darauf den Domprobst von Glogau, Baron von 
Langen, vor?. Der König war damit einverstanden, und Münchow 
konnte berichten, daß den Wünschen des Königs entsprechend 
die Domprobstei an Langen resigniert sei. Ueber die Resignation 
der Probstei an Langen wurde auf Bitten der Beteiligten und 
in Uebereinstimmung mit dem Antrag Münchows eine königliche 
Konfirmation erteilt*. Nach einigem Zögern erhielt u. auch 
die investitura canonica durch den Papst. 

Deutlicher tritt das Recht, den Domprost zu Breslau zu 
nominieren, nach Taangens Tode zu Tage. Auf die Nachricht 
vom Hinscheiden dieses Prälaten erging am 21. November 1752 
ein Kabinettsbefehl an Münchow. „Da sıch nun nicht nur aus 
einer von Euch ehemals unter den 16. Dezember 1746 einge- 
sandten Designation wegen der katholischen geistlichen Benefizien 
in Schlesien, welche von jeher zur landesherrlichen Kollation 
gestanden, . sondern auch aus einer von den Fürsten Bischofs 
Lbd. selbst ehedem an mich eingesandten Nachrichten wegen 
solcher Benefiziis klar dargetan hat, daß die... . Prälaturen 
zu Breslau zu Meiner alleinigen landesherrlichen No- 
mination stehen“5: so solle Münchow sich mit dem Bischof ins 
Einvernehmen setzen und vorschlagen, wie es der König „bei 


gegenwärtiger Nomination halten könne.“ Es stimmt nun zwar. 


die Annahme des Königs, daß er das Recht der Nomination bei 
Besetzung der Probstei habe, mit den Berichten des Ministers 
und des Bischofs nicht überein. Indes, wie dem auch sei. Der 
König hatte sich das Recht, zu allen Benefizien Schlesiens zu 
nominieren, beigelegt und übte es auch aus. 

Nachdem der Bericht Münchows eingegangen, erhielt er so- 
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fort, datiert vom 23. November, einen neuen Kabinettsbefehl. 
“ Meine Intention geht dahin, daß was Ich mit Recht und Be- 
_ fugnis von denen vakant gewordenen Laangenschen Benefiziis zu 
_ vergeben habe, Ich mich auch zur Disposition davon reservieren 
will. Sollten aber sonsten Umstände konkurieren, die dem Papste 
“ein wohlgegründetes und auf eine beständige Observanz fundiertes 
Recht zu einer Nomination auf ein oder anderes solcher Bene- 
 fizien gäben, so werde Ich es auch, um keine Gelegenheiten zu 
. großen Geschrei und Weitläufigkeiten zu geben, dabei bewenden 
“lassen, falls sonsten nur ein Mir anständiges Subjektum dazu 
_ präsentieret wird, und die in Schlesien desfalls einmal festgesetzten 
“ Gesetze dabei nicht unterbrochen werden“!. Man sieht aus die- 
sem Schreiben, daß der König bei der Besetzung der Stellen 
_ jedenfalls als Landesherr mitwirken will. 

Die Domprobstei zu Breslau wurde denn auch alsbald vom 
König besetzt. Am 15. Dezember 1752 erging an den preußi- 
schen Agenten Coltrolini in Rom der folgende königliche Befehl®: 
„Le baron de Langen, grand-prevöt du chapitre de Breslau, &tant 
_ mort depuis peu, j’ai cru ne devoir pas tarder un moment de 
le faire remplacer. Et c’est pour cet effet que j’ai fait choix 
du chanoine comte de Schaffgotsch ....“ Weiter heißt es dann, 
Coltrolini solle unverzüglich dem Papste davon Mitteilung machen, 
„que j’avais confere A ce comte la dite prelature .... et que 
je me flattais, que sa nomination trouverait une approbation 
entiere du pape“. Coltrolini konnte darauf berichten, daß der 


Papst, obwohl die ersten Würden der Kathedrale nach den Kon- 


kordaten zur freien Besetzung des heiligen Stuhles ständen, mit 
der Besetzung der Probstei durch Schaffgotsch einverstanden sei. 

Ueber die Besetzung der Domprobstei ergibt sich aus den 
Veröffentlichungen Lehmanns noch folgendes. Der Bischof von 
Kulm, Graf von Hohenzollern, bat 1794 den König, ihn bei Be- 
setzung der Domprobstei zu Breslau zu berücksichtigen. Darauf 
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wurde ihm in einem Kabinettsschreiben der Bescheid, daß seiner 
Bitte nicht entsprochen werden könne, da „bereits dem Dom- 
Dechant, Grafen von Thurn, in Regensburg die Exspektanz auf 
diese Probstei erteilet sei*!, Dieses Schreiben zeigt deutlich, daß 
die Nomination zur Domprobstei in Breslau als Recht des Königs 
angesehen und ausgeübt wurde. Und zwar geschah dies in der 
Weise, daß der König, wie besonders im Falle Schaffgotsch 
erkenntlich, die Person bezeichnete, und diese dann vom Papste 
„approbieret“ wurde. Alsdann erfolgte die investitura canonica 
durch den Bischof und endlich die installatio?. 
Was die Besetzung der Domherrnstellen im Kapitel zu 
Breslau angeht, so bildete sich hierbei ein feststehender Brauch 
heraus. Auf diese Uebung wird wiederholt verwiesen. So heißt 
es in einem Kabinettsbefehl vom 15. November 1772 an den 
ÖOberpräsidenten Domhardt, daß der König es in Westpreußen 
bei der Besetzung der Stiftstellen wie in Schlesien gehalten 
wissen wolle, Und 1773 berichtet der Etatsminister Zedlitz, 
daß er es bei der Besetzung des gerade freien Kanonikats, „wie 
es bei den schlesischen Dom-Stiftern üblich ist“, gehalten habe. 
Das Recht, zu Domherrnstellen zu nominieren, wird in dem 
oben bereits erwähnten Erlaß von 1744 dem König beigelegt 
und ist bis zur Säkularisation des Domkapitels ausgeübt. In 
den sogenannten bischöflichen Monaten ernannte wohl der Bi- 
schof. Daß er aber nur Personen ernannte, die dem König an-. 
genehm waren, erscheint selbstverständlich. Der Bischof Schaf- 
gotsch schreibt hierüber an den Minister Münchow: „V.E. sait, que 
les arrangements sont pris de facon qu’aucun canonicat sera Con- 
fer& de moi sans l’agr&ement du roi, et c’est la m&me chose que 
si le roi nommait“®. Ueber die Nomination durch den Bischof 
wurde berichtet, und der König genehmigte dann die Nomination 
des Bischofs. So heißt es in einem königlichen Schreiben an 
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Schaffgotsch : „Je veux bien agreer la nomination du jeune baron 
de Saurma de Jeltsch, que vous me proposez pour remplir la 
place de chanoine vacante au chapitre de votre cathedrale . . “'. 
Es gewinnt also den Anschein, als ob auch in den bischöflichen 
Monaten der Bischof nur ein Vorschlagsrecht hatte. Damit 
stimmt auch überein, was ein „Promemoria‘ aus dem Jahre 1756 
über die Besetzung der Domherrnstellen in Breslau schreibt: 
„Es wird auch kein Casus nachgewiesen werden können, daß 
während der Königl. Regierung jemand ein dergleichen Benefi- 
zium entweder vom Papst oder Bischof conferieret worden sei, 
welcher S. K. M. zuwider gewesen; und ist es also in eflectu so 
viel, als wenn S. K. M. alle praebenden beim Dom schlechter- 
dings zu vergeben haben“?., | 

In den päpstlichen Monaten begnügte man sich aber 
damit nicht, das Zugeständnis des Papstes anzunehmen, daß er 
nur mit angenehmen Personen, etwa aus einer eingereichten Liste, 
äußerlich aber immer „motu proprio“ die Domherrnstellen be- 
setzte. Auf dieser Grundlage wäre wohl auch eine Verständi- 
gung mit Rom zu erzielen gewesen. Zwar heißt es in einem 
Immediatbericht Münchows von 1753 noch, daß des Königs Majestät 
zwar dem Papst die Versicherung habe erteilen lassen, „daß Sie 
es bei der bisherigen Verfassung hierunter noch ferner belassen 
wollten, jedennoch aber sich dabei zugleich ausdrücklich reser- 
vieret, daß gleichwohl keine andere als eingeborene Schlesier 
mit dergleichen Kanonikaten versehen und ferner dasjenige Sub- 
jektum, welches zum Kanoniko in Vorschlag kommen möchte, 
Allerhöchst denenselben zufoderst namhaft gemacht und darüber 
Dero agrement eingeholet, auch demnächst und wann dessen 
Nomination erfolget, die Konfirmation wegen des Temporal bei 
E.M. gesuchet werden müsse“. Aber bereits im Jahre 1757 
ist der Ton ein anderer. In einem Kabinettsbefehl vom 28. März 
heißt es:,... „wie daß durch Absterben des Kardinal und 
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Erzbischofs zu Wien Trautson auch bei den Breslauschen Dom- 
stifte ein Kanonikat vakant geworden, so zwar zu des Papstes 
Collation stehe, dazu aber der Verfassung nach mein Plazet 
erfordert werde; und dann des Fürsten Bischofs Lbd. zu Wieder- 
besetzung dieser Stelle zu Rom auf einen gewissen jungen Baron 
von Haßlinger, welchen ich vorhin bereits mein Wort zu einer 
dergleichen Versorgung gegeben, antragen wird: so habe ich da- 
rauf resolvieret, meine Genehmigung ganz gerne zu erteilen!“. 
In welcher Form ordnungsmäßig sich die Besetzung der 
Domherrnstellen, die vom Papste zu vergeben waren, abgespielt 
hat, ergibt sich aus einem Schreiben des Etatsministers Schlabren- 
dorf an das Domkapitel zu Breslau. In diesem Schreiben rügt 
der Minister, daß zwei Domherrnstellen nicht in ordnungsgemäßer 
Form besetzt seien. „Denn obwohl die Apertur dieser Benefizien 
sich in dem päpstlichen Turno ereignet und mithin solche zu 
des Papstes Collation stehen, so ist dennoch bekannt, daß von 
Seiten des päpstlichen Stuhles niemanden jemals ein zu dessen 
Collation gestandenes Benifizium anders conferieret worden, als 
wann demselben durch den Bischof versichert werden können, 
daß S.K.M. wider das in Vorschlag gekommene Subjektum 
nichts zu erinnern hätten: wie denn auch in allen dergleichen 
Fällen darüber noch besonders bei der geheimen Kanzlei zu Berlin 
das Königliche Placitum ausgefertigt worden‘. Der Minister er- 
sucht weiter das Kapitel, da bei den in Rede stehenden Stellen 
dies Verfahren nicht stattgehabt, sich darüber zu äußern. Er 
verlangt endlich die Einsendung der päpstlichen Bullen, die die 
Besetzung der Stellen enthalten, und verspricht, er werde „in 
Betracht der päpstliche Stuhl zu diesem Vorgange wider die 
bisherige Observanz lediglich induciret worden, einen 
Versuch machen“, den König zu bewegen, „daß allerhöchstdie- 
selben für dieses Mal der päpstlichen Entschließung beipflichten 
und denen Herren . .. das gewöhnliche Placitum. anoch aus- 


t a.2. O0. 688. 


Ü 


Cohn, Die Worte „quaemadmodum in Capitulo Vratislaviensi etc.“ 449 


fertigen zu lassen geruhen“!, 

Dies Schreiben ergibt, daß sich hinsichtlich der dem Papst 
zustehenden Stellen eine Breslauer Observanz gebildet hatte, die, 
wie bereits gesagt, auch bei der Besetzung der Domherrnstellen 
in Westpreußen geübt und als Breslauer Observanz bezeichnet 
wurde. 

Wie sich aber weiter aus diesem Schreiben ergibt, geschah 
die Besetzung der Domherrnstellen in Breslau in den päpstlichen 
Monaten folgendermaßen: Der König bezeichnete — bisweilen 
nach Vorschlag — namentlich die Persönlichkeit, die Domherr 
werden sollte. Dieser Persönlichkeit wurde in der geheimen 
Kanzlei ein landesherrliches Placitum ausgefertigt. Auf Grund 
dessen gab der Bischof von Breslau nach Rom die Versicherung, 
daß von Seiten der Regierung nichts gegen den Kandidaten ein- 
zuwenden sei. Alsdann erfolgte durch päpstliche Bulle die desig- 
natio, an die sich die investitura canonica durch den Bischof 
und schließlich die installatio anschloß ?. 


VI 


Dies Verfahren also, wie es in Schlesien — und Westpreu- 
ßen — bei der Besetzung der Domherrnstellen in den päpstlichen 
Monaten geübt wurde, war es, das Niebuhr im Auge hatte, als 
er den Satz „quemadmodum in Oapitulo Vratislaviensi hactenus 
factum est“ in die Bulle de salute aminarum aufnehmen ließ. 

Dem entsprechend ist seit Inkrafttreten der Bulle zu den 
in den ungeraden Monaten frei werdenden Domherrnstellen so- 
wie zur Probstei vom König der Geistliche, der diese Stelle er- 
halten sollte, ernannt. Der Papst erteilt alsdann „auf Grund‘ 
eines Tauglichkeitszeugnisses des Bischofs die Verleihungsur- 
kunde oder die sogenannte Proviste, in welcher indessen der 
landesherrlich erfolgten Nomination nicht gedacht wird‘. Es. 
gewinnt also äußerlich den Anschein, als ob die Ernennung motu 
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proprio erfolgt sei. Man sieht daraus, daß der päpstliche Stuhl 
um des äußeren Ansehens willen sich seit 1821 doch zu einem 
Verfahren entschlossen hat, das er 1744 bei dem Kardinal Sin- 
zendorf, der ein solches Verfahren vorgeschlagen, aufs entschie- 
denste verworfen und getadelt hatte!. 


1 Theiner I 263. 
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Leipziger Schöppensprüche gegen Ketzer und Ver- 
brecher an in der Kirche amtierenden Geistlichen 
. (1569, 1574, 1583 und 1612). 


Von 


Theodor Distel, Blasewitz. 


1. Ketzereien. 

a) 1574, ‚Juli‘: „Hat bey dem Churfürsten zu Sachsen! ... 
C.M...,. sich angegeben, als hätte er durch sonderliche 
Offenbarung des Geistes@ottszween Articul, so in unser Christlichen 
Religion biß unhero fälschlich gelehret worden, und darneben 
eine Schrifft übergeben, darinnen er anfänglichen die Kinder- 
Tauffe gantz und gar verdammt, auch gottlos und lästerlich da- 
von redet, also, daß sie eine menschliche, erdichtete, teuffelische 
Tauffe, eine Vorfertigung aller Ungerechtigkeit, eine Widersetzung 
der Warheit, einen Strick deß Teuffels nennet, damit er alle, 
die getaufft wären, gefangen führt zu aller Ungerechtigkeit, und 
ewiger Verdamnis; Saget auch... .. ferner, ..... er könne 
und wolle nimmermehr etwas von der losen stinckenden Tauffe 


‘ August, Der Gesetzgeber u. a. der Konstitutionen vom 21. April 1572 
und Neugestalter des Schöppenstuhls zu Leipzig (Fundationsurkunde vom 
6. November 1574). Das Datum kam bei den erteilten Sprüchen desselben 
erst später in Betracht; man vgl. Theodor Distel in der „Zeitschrift der 
Savignystiftung für Rechtsgeschichte‘, germ. Abh. VII (1886), 89 f. und X 
(1889), 68 £., sowie „Archiv für sächsische Geschichte und Altertumskunde® 
VII (1887), 104 £. 
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halten, und heisset sie... ein Säubad, mit diesem Anfange, wann 
seine beyde Kinder erwachsen, und zum Verstande kommen, 
wolle er auch sich selbst davon absolviren lassen, wolle auch 
wol Oerter finden, da sie anders getaufit werden sollen. Gibt 
er nun... . weiter für... ., daß drey unterschiedliche Per- 
sonen in Göttlichem Wesen seyn, und eine jegliche insonderheit 
anzuruffen mit Singen und Beten, sey falsch und unrecht, dar- 
innen niemands erhöret werde. Ja, es sey unrecht, abgöttisch 
und gottlos, Gott in dreyen unterschiedenen Personen anruffen, 
... Da nun gedachter ©. M... . allbereit zwier, als nemlich 
durch die Praedicanten, allda zu Torgau erstlich, und dann zum 
andern mal, auch durch die Herren Theologen, so neulicher 
Zeit daselbst versammelt gewesen, nicht allein mit Fleiß exami- 
niret und verhöret, sondern auch mit mancherley Sprüchen der 
heiligen Schrifft erinnert, unterwiesen und verwarnet worden 
wäre, von seinen Irrthumen und Lästerungen, abzustehen, und 
sich zu der heiligen rechtgläubigen Kirchen, und dem warhaffti- 
gen Verstand des Christlichen Glaubens, von dem Göttlichen 
Wesen, und der Heiligen unzertheilten Dreyfaltigkeit, auch deb 
Heiligen Sacraments der Tauffe zu wenden, und zu bekehren. 
So würde er nunmehr noch einsten, und also zum drittenmal 
gleicher Gestalt, wie jetzt gemeldet, auß Gottes Wort unterrich- 
tet und vermahnt, und da er nun hierüber auff obgemeldtem 
seinem Irrthumb und sonderlich als solten nicht unterschiedliche 
Drey Personen in dem Göttlichen Wesen seyn, ohn einige Be- 
kehrung halsstarrig bestehen und beruhen würde: So wolte als- 
dann der geistlichen Obrigkeit in allerwegen obligen, etliche 
Gottsfürchtige, gelehrte und erfahrne Theologen und Männer 


zu versammlen, auch mit Rath und Hülffe derselben gebührlich 


und ordentlich wider ihn zu verfahren, und alsdann nach solchem 
gehaltenen ordentlichen process über obgedachtem seinem Irrthumb 
rechtlich zu erkennen, und zu erklären, ob er für einen Ketzer zu 
achten oder nicht, und da er dergestalt, wie jetzo gemeldet, vor einen 
Ketzer erkläret alsdann und auff den Fall würde er der welt- 
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lichen Obrigkeit Peinlich zu straffen billich überwiesen. Da er 
nun ferner auff obberührtem seinem Irrthumb (als nemlich auff Ver- 
dammung und Lästerung des Heiligen Sacraments der Kinder- 
Tauffe, sonderlich aber, daß nicht drey unterschiedliche Personen 
seyn solten in dem Göttlichen Wesen, und daß solche Lehre, 
daß drey unterschiedliche Personen im Göttlichen Wesen seyn 
solten, immassen beyder Articul halber in seiner übergebenen 
Schrift... ... gemeldet, welches alles ihnen mit Fleiß 
wiederumb billich vorgehalten wird, vor Gerichte freywillig 
verharren, oder deß sonsten wie recht, überwiesen, auch keine 
Wahnwitzigkeit, oder Verrückung der Vernunfit an ihnen ge- 
spüret, oder vermercket würde, auf den fall möchte er, von 
wegen solcher seiner gefassten Halsstarrigkeit, ketzerischen Irr- 
thumbs und Lästerungen, vermöge der Rechte und üblichem ge- 
meinem Gebrauch nach, mit dem Feuer vom Leben zum Tode 
gestrafft werden, und würden darüber auch seine Güter von der 
hohen weltlichen Obrigkeit billich publiciret und eingezogen, 
V.R.W“. 

b. 1583 ‚Oktober‘: „Hat H.D. hiebevor vor 19. Jahren 
zwier, und jetzo zum drittenmal, nach fleissigem Unterricht der 
Geistlichen auß Gottes Wort die Heilige Dreyfaltigkeit, das hei- 
lige Verdienst unsres Erlösers und Seligmachers deß HErrn 
Jesu Christi, und daß er Gottes Sohn sey, deßgleichen die Er- 
schaffung der Welt, die Aufferstehung der Todten, und alle 
anderen Articul deß Christlichen Glaubens verleugnet, und sich 
auß der Bibel und mit Gottes Worte nicht unterrichten lassen, 
noch von dem heiligen Evangelio, dem Ehe- und weltlichen 
Obrigkeit Stande etwas halten wollen, sondern davon spöttlich, 
verächtlichen, und Gotteslästerlichen geredet, nach fernerem In- 
halt seiner gethanen Aussage u. s. w. Ob nun wol in über- 
sandten Acten vermeldet wird, daß die Praedicanten mit ihnen deß- 
wegen allbereit Gespräch gehalten, und ihn mit treuem Fleiß 
vermahnet, von seinem gefasten Irrtumb abzustehen: Dieweil 
aber. dennoch solches dabey nicht zu befinden, so wird er billig 
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noch einsten, oder auch, da es die Nothdurfit erfordert, zwier 
durch gemeldte Kirchendiener mit Gottes Wort, und mit grund- 
licher Widerlegung seines Irrthumbs, fleissig unterrichtet, und 
treulichen vermahnet, obberührten seinen Irrthumb zu lassen, 
und sich zu der heiligen rechtgläubigen Kirchen, und dem war- 
hafftigen verstand des Christlichen Glaubens zu wenden, und zu 
kehren: Es wird ihme auch eine geraume Zeit, und zum wenig- 
sten auff jedes Gespräch zehen Tage Bedenckzeit billich geben, 
und mitgetheilet, und inmittelst in der Kirchen umb seine Be- 
kehrung ernstlich und mit Fleiß gebeten, und da er über dib 
Alles auf vielgemeldtem seinem Irrthumb nochmals halßstarrig 
bestehen, und verbleiben würde, so wil der geistlichen Obrigkeit, 
Vermöge vorigen Urthels, für allen Dingen gebühren, über ge- 
dachter seiner Meynung und Irrthumbs zu erkennen, und Recht- 
lichen zu erklären, ob er für einen Ketzer zu halten, oder nicht; 
und da er dergestalt für einen Ketzer erkläret, auff den Fall 
würde er euch, als der weltlichen Obrigkeit, Peinlich zu straffen, 
billich überweiset. Und da er nun ferner auff oberwehntem sei- 


nem ketzerischen Irrthumb, und sonderlichen auff Verleugnung 
der Heiligen Dreyfaltigkeit, und deß heiligen Verdiensts des Sohnes 


Gottes, und anderer Articuln deß Christlichen Glaubens, vor 
Gericht freywillig verharren, oder deß sonsten, wie recht, überweiset, 
auch keine Wahnwitzigkeit oder Verrückung der Vernunfit an 
ihme gespüret, oder vermercket würde: So möchte er deßwegen, 
vermöge der gemeinen beschriebenen Kayserlichen Rechte, und 
deß hiebevorn gesprochenen Urtheils, vom Leben zum Tode, und 
dem üblichen gemeinen Gebrauch nach, mit dem Feuer gestrafit 
werden, V. R. W.“. | 


2. Gewalttätigkeit und Mord aninder Kirche 
amtierenden Geistlichen. 

a) 1569, ‚September‘: „Würde gedachter ©. W. auf 

dem von seinetwegen gethanen und eingeprachten Bekäntniß vor 

Gerichte freywillig verharren, oder daß sonsten, wie recht, über- 
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wiesen, als nemlichen, daß, als der Priester und Caplan .... 
in der Kirchen gestanden, und ein Kind zu tauffen angefangen, 
er Inquisit einen Jungen mit 2. Pferden vor der Kirche halten 
lassen, und seine andern Dienern und Pferde vor die Thore ge- 
schicket, und in Stieffeln und Sporn in die Kirche gangen, und 
einen grossen Prügel gehabt, und als er den Oaplan mit dem Kinde 
bey der Tauffe gefunden, hinzu getretten, denselbigen mit einer 
grossen Peitschen auff die Haut gehauen, und mit dem Prügel 
niedergeschlagen, und die Tauffe deß Kindes verhindert: So 
würde er, von wegen solches in der Kirchen an dem Priester 
über der Tauffe geübten und begangenen Frevels und Gewalts, 
Verhinderung und Turbirung deß heiligen Göttlichen Sacraments 
der Christlichen Tauffe, alles seinet halben beschehnen Vorwendens 
ungeachtet, Vermöge gemeiner beschriebenen Kayserlichen Rechte, 
mit dem Schwerdt vom Leben zum Tode billich gestrafit, V.R. W.* 

b) 1612, ‚Dezember‘: „So wird er von wegen solchen 
begangenen und bekannten fürsetzlichen und bößlichen Mordthat, 
so er in loco sacro an einem Prediger Göttliches Worts, als 
derselbe seinen Zuhörern Gottes Wort geprediget und ausgeleget, 
und also seines ordentlichen Berufis abgewartet, und dem Ge- 
fangenen nichts zu wider und zu leide gethan, sondern sein 
Lehr- und Straff-Ampt, wie sichs gebühret, verrichtet, andern 
dergleichen Frevelern, damit sie solche greuliche und abscheu- 
liche Mordthaten in der Kirche an den Dienern Göttliches 
Worts zubegehen und zuverrüben gleichsam dadurch geschrecket 
und abgehalten werden, anfänglichen zu der Feymstadt billich ge- 
schleifft, und folgends darauff mit dem Rade vom Leben zum 
Tode gestrafft, auch nach vollstreckter execution, der todte Cörper 
auff berührtes Rad, damit er gerechtfertiget worden, gelegt und 
geflochten, V. K. W.«, 
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Seltsame Frage eines Offiziers unter Friedrich dem 
Grossen in einer Eheangelegenheit. 


Von 


Theodor Distel, Blasewitz. 


nn 


Ein adliger „Obrist über ein Regiment zu Fuß“ trug — im 
Jahre nach dem Hubertusburger Frieden — der theologischen 
Fakultät zu Halle folgendes vor: 

„. « . Ich bin 40 Jahre alt, und habe in meiner ersten Ehe, 
so nur fünf viertel Jahr gedauert, einen Sohn erzeuget, solchem 
nach gar bald erfahren, daß der Endzweck, welchen Gott bey 
Einsegnung des Ehestandes sich vermutlich vorgesezet, bey mir 
wohl erhalten werden könne, und weil ich mich erinnere 
xpeittov elvar yanfioaı 7) nupoöodar [I. Kor. 7, 9], so bin 
ich bey meinem Vermögen ...... ein armes Fräulein aus 
vornehmen Hause durch eheliche Verbindung in bessere Um- 
stände zu versezen Willens, muß aber freymüthig bekennen, 
daß ich dieses nicht in der Absicht thue, um Kinder zu be- 
kommen, ob mir wohl zur Befestigung meines Nahmens und 
dreyer Ritter-Güther, da mein Sohn schwächlich, mehrere zu 
haben sehr nüzlich wäre, bei welchen Umständen ein andrer 
Nachkommenschaft eifrigst wünschen würde, welches doch bey 
mir sich keinesweges findet, sondern ich heyrathe bloß, um nicht 
bey dem in mir täglich aufsteigenden [!] Feuer auf Abwege und 
Sünden der Unzucht zu gerathen oder Hurerei zu begehen, zu 
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welcher mich mein Fleisch und Blut schon vielmals zu verleiten 
gesuchet. Obwohl mit eifrigen[m] Gebethe mich vielmals zu 
Gott genahet und ihn angerufen, daß er mir ein Verlangen 
und Wunsch in meinem bevorstehenden Ehestande Kinder zu 
haben, eingeben möchte, so kann ich doch ... . nicht verhalten, 
daß ich mich allemal selbst betrogen, wenn ich mir einbilden wollen, 
daß dieses meine Hauptabsicht sey, immasen ich versichern kan, 
daß ich dieses Endzwecks halber mich niemals in die Ehe be- 
geben würde. Ich habe in Geselschaften vieler Gelehrten diesen 
Zweifel aufgeworfen; alle haben mich versichert, daß keiner von 
ihnen in dieser Absicht geheyrathet habe, und komme auf die 
(tedanken, Gottes Endzweck werde per indirectum doch erhalten, 
wenn sich auch die Menschen einen andern Endzweck vorsezeten; 
Gott habe das Feuer der Liebe in allen Thieren selbst ange- 
zündet, also werde auch derjenige nicht sündigen, welcher in der 
Absicht, solches gesezmäßig zu dämpfen, sich in die Ehe begebe, 
ob er gleich nicht deswegen heyrathe, damit er Kinder erzielen 
möge, als welches wenigstens meine Absicht ganz und gar nicht 
ist. Ich weiß fast gewiß, daß mir Kinder nicht mangeln wer- 
den, und weil ich meinen Sohn erster Ehe mit äußerster Zärt- 
lichkeit liebe, würde vermuthlich auch an der künftigen Descen- 
denz, die ich erhielte, eine gleiche Freude haben, aber genug, 
es ist dieses mein Zwek nicht, sondern ich mag mich verleugnen, 
so viel ich immer wil, so finde doch, daß ich hauptsächlich 
weiter nichts, als ein remedium ustionis suche, und sonst außer- 
dem ohn allen Zweifel lieber ledig bleiben würde. Eben so 
wenig kan mich das mutuum adiutorium reizen. Denn es ist 
außer Zweifel, daß bey meinen Umständen, da ich ein Soldat 
bin, eine Frau mir mehr zur Last gereiche, weil ich Wartung 
und gute Freunde, auch arme Verwandte in Ueberfluß habe, 
welche den Abgang einer Ehegenoß in zehnfach ersezen. Weil 
ich nun mein Gewißen gerne bedenken wolte, so werden Sie 
gegen die schuldige Gebühr mit beygefügten Zweifels- und Ent- 
scheidungs-Gründen mich zu belehren die Gütigkeit haben: 
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"Ob ein Mensch, welcher bloß von Fleisch 
und Blut getrieben, die Ehe wünschet, dabey 
aberım geringsten nicht die Absicht hat, Kin- 
der zu erzeugen (die er doch wenn Gott der- 
gleichen bescheret, mit Dank annehmen und 
statlich erziehen wird) heyrathen dürfe? 

Ein jeder frage hierbey sein Gewissen, in welcher Absicht 
er geheyrathet? Solte man so strenge Gottes Absicht nach- 
grübeln, durfte wahrhaftig aus Mehle kein Kleister, dessen sich 
die Buchbinder bedienen, noch Puder in die Haare zu streuen, 
 gefertiget werden, weil Got das Getreyde nicht hierzu, sondern 
zur Nahrung geschaffen. ÖOhnstreitig ist das der obriste haupt- 
sächlichste Endzweck. Hat nicht ferner der Schöpfer, da er 
dem Steine eine Schwere beygeleget, gewolt, daß er gegen die 
Erde drücke? Solte also die Strenge derer Gewißenstörer gelten, 
würde derjenige sündigen, welcher der obristen Absicht zuwider 
einen Kieselstein mit der Schleuder in die Höhe wirft. Gott er- 
hält seine Absicht und es wird die Welt mit Bürgern erfüllet, 
wenn auch gleich die allermeisten Menschen bey ihren Heyrathen, 
dieses nicht zu ihrer Absicht haben. Die Thiere wissen auch 
nichts von Kinderzeugen. Ihr Geschlechte gehet deswegen nicht 
unter, ob sie gleich weiter nichts, als ihre Wollust suchen. Solte 
wohl ein anderer, der zum Beyschlafe tüchtig, aber ob fatuum 
auf nimis aquosum semen ad generandum sit inhabilis, nicht mit 
guten[m] Gewißen sich in die Ehe begeben können, da er doch 
seinem Weibe, auch ohne Kinder zu erzeugen, Genüge zu lei- 
sten, im Stande? Ich wiederhole es noch einmal, mich für meine 
Person, werden Kinder erfreuen, ich werde sie lieben, sie sind 


über dieses wegen meiner Rittergüther mir zu wünschen, bey 
alle dem versichere aber, daß ich bey meiner Heyrath eine an- 
dere, nehmlich bloß fleischliche Absicht habe, welches ich als 
eine gewisse Wahrheit anzunehmen bitte. Ich verhele nichts, 
verleugne mich auch nicht. Belehren Sie mich, ob ich sündige, 
welches ich zwar nicht glauben kan, doch aber mein Gewissen 
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auf alle Fälle bewahren möchte... .“ 

Die gefragte Fakultät antwortete also: 

„. . . Erstlich ist und bleibt die Erzeugung und Erziehung 
der Kinder der eigentliche Haupt-Endzweck Gottes bey der Ehe, 
solches lehret sowohl die aufmerksame Betrachtung der Natur 
des Menschen, und der Einrichtung der beyderseitigen Geschlechter, 
als auch die göttliche Offenbarung aufs deutlichste und unwider- 
sprechlichste. Gleich bey der Schöpfung und Verbindung des 
ersten Mannes und des ersten Weibes, wird dieser eigentliche 
Endzweck deutlich angezeiget, indem es hieß, seyd fruchtbar und 
mehret euch und füllet die Erde. Die Einrichtung aber der 
ersten Ehe zwischen den beyden ersten Menschen, ist nach der 
Anzeige Christi Matth. 19 in der wesentlichen Stücken eine 
unveränderliche und verbindliche göttliche Vorschrift aller Ehen. 

Zweytens hat dieses seine Richtigkeit, so folget daraus noth- 
wendig, daß auch diejenigen, welche in die Ehe treten, sich diesen 
göttlichen Haupt-Endzweck gebührend vorstellen, und den Vor- 
saz fassen und haben sollen, denselben zu erreichen, mithin das- 
jenige ihrer Seits zn beobachten, was zur Erreichung desselben 
nach göttlichem Willen erfordert wird, obgleich um deswillen 
nicht nöthig ist, daß bey jedem Gebrauch der Ehe[!] eine aus- 
drückliche Vorstellung und Bewustseyn besagten Endzwecks und 
Vorsazes, oder auch eine besonders heftige Begierde, Kinder zu 
bekommen, im Gemüthe vorhanden sey. | 

Was in dem Schreiben besonders, durch Beybringung ge- 
wisser vermeynter ähnlichen Fälle, gegen das angeführte ein- 
gewendet worden, ist von keiner Erheblichkeit, und gar leicht 
beantwortlich. Da der Haupt-Endzweck, warum Gott das Ge- 
treide giebt, nach dem eigenen Geständniß in . .. . [Ihrem]. 
Schreiben darinnen bestehet, daß es ein Nahrungs-Mittel seyn 
solle, folget eben: daher, daß es allerdings unrecht seyn würde, 
wenn man diesen Haupt-Endzweck gänzlich bey Seite sezen, und 
alles Getreide lediglich und alleine zu Kleister und Puder brauche. 
Es findet sich überhaupt bey den Geschöpfen Gottes eine solche 
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weise und vortheilhafte Einrichtung, daß sie zur Erreichung 
mehrerer Absichten brauchbar sind; der Gebrauch zu den Neben- 
Absichten aber kan den Gebrauch zu der Haupt- Absicht niemals 
rechtmäßig verdrängen. Man kan demnach aus diesem Gleich- 
niß höchstens nur so viel schließen, daß neben der Haupt-Ab- 
sicht der Ehe, auch noch andere Neben-Absichten stat haben 
können, wovon wir nachhero noch handeln werden, nicht aber, 
daß es erlaubt sey, lediglich um der Neben-Absichten willen, mit 
gänzlicher Beyseitsetzung des Haupt-Endzwecks, in die Ehe zu 
treten. Das Gleichniß vom Stein ist noch . weniger zu einem 
Erweis oder Erläuterung dieser Sache brauchbar,. daß man nen- 
_ lich um der Neben-Absichten willen bey der Ehe die Vorstellung 
des Haupt-Endzwecks bey Seite sezen dürfe. Die Schwere, welche 
Got dem Steine beygelegt, ist eigentlich nicht der Eindzweck, 
wozu Gott den Stein erschaffen, sondern nur eine Eigenschaft, 
die ihm beygeleget werden müssen, damit er auf der Erde bleiben, 
folglich auch beständig auf derselben zur Erreichung der Ab- 
sichten, wozu ihn Got eigentlich erschaffen, dienen könte: Zur 
Erreichung mancher solcher Absichten aber wird unumgänglich 
erfordert, daß er auf allerley Weise beweget werden könne, 
welche Bewegung demnach Got durch die Beylegung der Schwere 
keines weges verbieten oder hindern wollen. Bei den Thieren 
ist der Endzweck der fleischlichen Vermischung von Seiten Gottes 
allerdings die Fortpflanzung ihres Geschlechts, daß sie sich aber 
diesen Zweck dabey selber nicht vorstellen und vorsezen, solches 
rühret von dem natürlichen Mangel des Vermögens dazu her. 
Ganz andere Bewandniß aber hat es mit dem Menschen; als 
welchem Got das Vermögen, den Endzweck der Ehe zu erkennen 
gegeben, mithin ihn eben dadurch verpflichtet hat, genzelben u 
zu bedenken, und sich vorzusezen. 

Was von denen endlich beygebracht ist, die wegen des un- 
kräftigen und unbrauchbaren Samens keine Kinder zeugen, und 
also den Haupt-Zweck des Ehestandes nicht wirklich erreichen 
können, entscheidet in dieser Sache gar nichts. Ein Mensch, 
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indem er in die Ehe trit, weiß es vorher nicht mit Gewißheit, 
ob er zur wirklichen Erreichung des Haupt-Endzwecks wegen 
besagter Beschaffenheit des Samens ganz untüchtig sey, und wenn 
er es auch zu der Zeit wüste, so kann er doch nicht wissen, ob 
sich seine Natur darinnen nicht mit der Zeit ändern werde; es 
bleibet daher ein solcher immer verbunden, sich den Haupt- 
Endzweck der Ehe vorzustellen, und es sodann dem göttlichen 
Willen und seiner in dieser Sache besonders waltenden freyen 
Regierung zu überlassen, ob derselbe in seiner Ehe würklich er- 
reicht werden solle oder nicht. 

Drittens. Nachdem nunmehr bey dem Menschen wegen 
seines tiefen natürlichen Verderbens alle von Gott eingepflanzte 
Naturtriebe in Unordnung gerathen, so findet solches freylich 
auch besonders bey dem Triebe zum Beyschlafe stat. Da nun 
aber dieser Trieb nach götlicher Verordnung keines weges anders, 
als in der Ehe gestillet werden sol und kan, so ist nun freylich 
auch nach göttlichem Willen, bey der gegenwärtigen Zerrüttung 
der menschlichen Natur, dieses zugleich mit ein Zweck der Ehe 
worden, daß durch die an sich erlaubte Befriedigung desselben 
in der Ehe, die Menschen gegen die Hurerey und andere schänd- 
liche und schädliche Verunreinigungen Leibes und der Seelen 
desto sicherer verwahrt werden sollen: wie solches Paulus 
1 Cor. 7. V.2. 5. 9. deutlich anzeiget. Allein ein wahrer Christ, 
dem die Volbringung des gesamten Willens Gottes billig ange- 
legen ist, kan und sol bey dieser ursprünglich aus dem gegen- 
wärtigen Verderben herrührenden Nebenabsicht und Nuzen der 
Ehe nicht stehen bleiben, sondern allerdings beflissen seyn, auch 
die Hauptabsicht Gottes geziemend zu bedenken, und theils durch 
anhaltende ernstliche Vorstellung derselben, theils durch auf- 
richtiges und anhaltendes Gesuch des dazu nöthigen und ver- 
heißenen Gnaden Beystandes Gottes, es dahin zu bringen, daß 
er dasjenige hierinnen thun könne, was ihm die Natur noch zu 
schwer werden wil. | 

Viertens. Aus obigen folget demnach, daß ein Mensch, der 

Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. XXI. 3. 3l 
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in der Ehe lediglich die Stillung der sinnlichen Lust suchet, 


den eigentlichen göttlichen Endzweck aber sich gar nicht dabey 
vorsezet, die Erreichung: desselben nach Gottes Willen ganz und 
gar nicht verlanget, ja wohl ungern siehet, allerdings sündige. 
Inzwischen wenn ein soleher, wofern er bey dieser Fassung außer 
der Ehe bliebe, Brunst litte, und sich in schwere Versuchungen 
der Hurerey oder anderer Leibes- und Seelenverderblicher Greuel 
und Unreinigkeiten stürzte; so ist es für einen solchen, nach 
Pauli Entscheidung, doch rathsamer zu freyen, als Brunst zu 
leiden; wenn er nur nicht den bösen Vorsaz hat und volziehet, 
die Erreichung des Hauptzwecks durch geflissentliche Vornehmung 
schändlicher Unthaten, so viel an ihm ist, auch gar zu hindern, 
als dessen äußerste Verabscheuung Got durch die scharfe Ahn- 
dung derselben an dem Onan zu erkennen gegeben 1 B. Mose 38. 
V.9. 10. Dabey aber ist ein solcher treulich zu vermahnnen, 
die Hauptabsicht Gottes doch immer zu bedenken, und sich in 
diejenige Ordnung aufrichtig zu begeben, worinnen er theils die 
Vergebung solcher Versündigung aus Ginaden um Christi willen 
erlangen, theils Gott um die zur Verbindung der gesamten Ab- 
sichten benöthigte Gnade zuversichtlich anrufen, und die Er- 
hörung eines solchen Gebets gewiß erwarten könne. 

Nachdem wir nun obige Stücke vorausgesezt und erwiesen, 
mithin dadurch den vornehmsten Inhalt des an uns abgelassenen 
Schreibens erörtert zu haben, glauben, so können wir dem zufolge 
die uns vorgelegte Frage: 

ObeinMensch...dürfe? 

“in Absicht auf . . . [Sie] als die sie eigentlich angehet, 
nicht anderst als mit Ja beantworten. Wir sezen aber dabey 
dasjenige, was ... [Sie] von Sich selbst, und Dero sowol natür- 
lichen Zustand als Gemüthsfassung und Gesinnung melden, als 
richtig und gewissenhaft von denenselben versichert voraus, indem 
darauf unsere Entscheidung beruhet. Die Gründe unserer Be- 
jahung aber sind nach dem, so wir oben bereits fest gesezt, 
folgende: a 
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1... . [Sie] bezeugen von Sich, daß Sie zwar durch das 
Verlangen und den Vorsaz Kinder zu erzeugen, ganz und gar 
nicht, sondern lediglich durch den Trieb zum Beyschlaf sich an- 
getrieben finden, in die Ehe zu treten; inzwischen versichern Die- 
selben doch, daß wenn Ihnen Got, auch ohne Ihre eigentliche 
Absicht, Kinder bescheren wolte, Sie solche als eine theure Gabe 
Gottes mit Dank annehmen, und für ihre gute Erziehung treu- 
lich sorgen würden. Hat diese gesamte Versicherung ihre Rich- 
tigkeit, so findet sich erstlich bey... . [Ihnen] der eine recht- 
mäßige Grund der Verehelichung bey gegenwärtiger Beschaffen- 
heit der menschlichen Natur, nehmlich die Stillung des Triebes 
zum Beyschlaf, damit derselbe widrigen Fals nicht eine für Leib 
und Seele schädliche Brunst errege; und da entscheidet Paulus 
ausdrücklich, es sey in solchem Falle besser freyen, als Brunst 
leiden. 

Was den Haupt-Endzweck, warum man in die Ehe treten 
sol, anbelangt, so bekennen zwar... [Sie] von Sich, daß Sie 
Sich nicht bewust wären, denselben würklich zu haben ; inzwischen 
bezeugen Dieselben gleichwohl, daß Sie der Erreichung desselben 
entgegen seyn und handeln, sondern vielmehr Dieselben sich 
würden angenehm seyn lassen. Findet sich nun wirklich eine 
solche Neigung und vergnügliche Gesinnung gegen die Kinder, 
die Ihnen Got etwa bescheren wolte, bey Denenselben; so scheinet 
uns in der That etwas von einem geheimen Verlangen, in der 
vorhabenden Ehe auch wirklich Kinder zu erzeugen, dabey zum 
Grunde zu liegen [?]; obgleich .. . [Sie] eines solchen Verlangens 
Sich nicht deutlich bewust [?] sind, und vielleicht dasselbe um 
deswillen nicht so an Sich bemerken [?] können, weil [?] Sie 
sich bey und über dem Disputieren von dieser Sache, durch die 
Neigung zum Widerspruch unfähig gemacht, besagtes Verlangen 
bey Sich zu merken, wovon doch würklich etwas vorhanden [?] 
zu seyn scheinet, das aber nicht bis zu einer heftigern und da- 
hero merklichen Begierde steige. Es komt uns solches aus 
einigen Stellen... . [Ihres] Schreibens . . . sehr wahrscheinlich 
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vor [?] und dieselben werden es im Besten vermerken, daß uns 
das gute Vertrauen, welches Dieselben in dieser Angelegenheit 
gegen uns geäusert, so freymüthig macht, diese unsere Gedanken 
offenherzig [?] zu entdecken. Ä 

2... .. [Sie] bezeugen ferner, daß dieseiben die Gabe nicht 
haben, die die größeste Gefahr der Hurerey oder anderer 
schändlicher und verdammlicher Befriedigungen des Triebes zum 
Beyschlaf, außer der Ehe zu bleiben, folglich [?] findet hier der 
Ausspruch Pauli statt: Um der Hurerey willen habe ein jeder 
sein eigen Weib. 

Gleichwie wir nun die angeführten Gründe zu Behlans der 
Frage für hinreichend halten, so finden wir doch auch nöthig, 
folgendes .. .. zu [Ihrer] möglichsten Sicherheit und nöthigen 
En Verwahrung hinzu zu fügen. 

. [Sie] gleichwohl beständig und mit Berne en 
ae von Sich versichern, daß Sie bey Eingehung der Ehe 
die Erzeugung der Kinder ganz und gar nicht zum Zweck hätten, 
und daher um derselben willen niemals heyrathen würden, ein 
Christ aber, nach unsern obigen Erweisen, gleichwohl verbunden 
ist, diesen Zweck zu bedenken, und sich vorzusezen; so sind... 
[Sie] allerdings verpflichtet, den götlichen Willen in dieser Sache 
sich fleißig vorzustellen, und hiernächst Gott darum ernstlich an- 
zurufen, daß er Ihnen dasjenige, so Ihnen diesfals mangelt, und 
gleichwohl nach seinem Willen nöthig ist, aus Gnaden schenken 
wolle, damit Sie die Ehe in allen Absichten nach seinem wohl- 
gefälligen Willen führen mögen. ... [Sie] melden nun zwar... 
daß Sie Got mehrmals darum angerufen, aber das so Sie gesucht, 


nicht erhalten hätten. Allein auch hierinnen ist theils das un- 


ermüdete Anhalten im Gebeth, theils aber auch die aufrichtige 


Ergebung in die gesamte Gnaden-Ordnung Gottes nöthig; hat es 


mit diesen beyden Stücken seine Richtigkeit, so wird das Gebeth 


um eine nöthige und dem Willen Gottes gemäße Sache doch 


endlich nicht vergeblich seyn. . .. .“ Man vgl. Hommel’s „Rhap- 
sodia ... .,“ ed. IV. (1782), IL, 288. — 
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